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men des Aktionsprogramms Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesund-
heit; Austausch persönlicher Daten von Pa-
tienten 

MdlAnfr 101, 102 03.02.84 Drs 10/957 
Urbaniak SPD 

SchrAntw PStSekr Vogt, BMA 	 3858*A 

Anlage 16 

Förderung eines Modellversuchs zur Ko-
stenkontrolle im Gesundheitswesen in 
Dortmund durch den Bundesarbeitsmini-
ster; Kritik des hessischen Datenschutzbe

-

auftragten zu ähnlichen Vorhaben in Hes-
sen 

MdlAnfr 103, 104 03.02.84 Drs 10/957 
Fiebig SPD 

SchrAntw PStSekr Vogt BMA 	 3858* D 

Anlage 17 

Gewährleistung des Datenschutzes bei den 
Modellversuchen zur Erhöhung der Lei-
stungs- und Kostentransparenz in der ge-
setzlichen Krankenversicherung; Beden-
ken des hessischen Datenschutzbeauftrag-
ten, Prof. Dr. Simitis 

MdlAnfr 105, 106 03.02.84 Drs 10/957 
Kirschner SPD 

SchrAntw PStSekr Vogt BMA 	 3859* B 

Anlage 18 

Rechtliche Grundlagen für die Durchfüh-
rung von Modellversuchen zur Erhöhung 
der Leistungs- und Kostentransparenz in 
der gesetzlichen Krankenversicherung; Er-
stellung von Patientenkrankheits- bzw.  Pa-
tientengesundheitsprofilen 

MdlAnfr 107, 108 03.02.84 Drs 10/957 
Frau Steinhauer SPD 

SchrAntw PStSekr Vogt BMA 	 3859* D 

Anlage 19 

Arbeitszeitverkürzungen in EG-Staaten; 
Auswirkung auf die Arbeitslosigkeit 

MdlAnfr 109, 110 03.02.84 Drs 10/957 
Hinsken CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Vogt BMA 	 3860* B 
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53. Sitzung 

Bonn, den 9. Februar 1984 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Meine Damen und Herren, am 29. Januar starb 
im Alter von 82 Jahren das frühere Mitglied des 
Deutschen Bundestages, unser hochgeschätzter 
Kollege Max Güde. 

Max Güde, am 6. Januar 1902 in Donaueschingen 
geboren, hatte in Heidelberg und Bonn Rechtswis-
senschaft studiert. Er war zunächst als Staatsan-
walt in Mosbach, danach als Amtsrichter in Bruch-
sal und schließlich lange Jahre als Leiter des Amts-
gerichts in Wolfach tätig. Nach Rückkehr aus dem 
Krieg wurde er Oberstaatsanwalt in Konstanz, bis 
man ihn 1950 in die Bundesanwaltschaft berief, wo 
er die politische Abteilung leitete. Vor seiner Beru-
fung zum Oberbundesanwalt war er für kürzere 
Zeit Senatspräsident am Bundesgerichtshof. Von 
1956 bis 1961 Generalbundesanwalt, wurde er 1961 
und 1965 in direkter Wahl in Karlsruhe in den Deut-
schen Bundestag gewählt, dem er bis 1969 als Mit-
glied der Fraktion der CDU/CSU angehörte. 

Wir erinnern uns gerne dieses hervorragenden 
und kritischen Juristen, dessen sachliche Leiden-
schaft, Hingabe und gesetzgeberischer Gestaltungs-
wille ihn zu einem hervorragenden Kollegen mach-
ten. Als Vorsitzender des Sonderausschusses für die 
Strafrechtsreform nahm Max Güde nicht nur an 
dieser wesentlichen Reform teil, sondern gestaltete 
sie aus seiner reichen Erfahrung entscheidend mit. 

Ihm wurden zahlreiche Ehrungen zuteil. Er war 
Träger des Großen Bundesverdienstkreuzes mit 
Stern. Er war Ehrendoktor der Juristischen Fakul-
tät der Universität Freiburg. 

Unserem früheren Kollegen Max Güde gilt unser 
fortdauernder Respekt. Wir danken ihm für seine 
Arbeit und seine Kollegialität. — Ich spreche der 
Familie und der Fraktion der CDU/CSU meine auf-
richtige und herzliche Anteilnahme aus. 

Sie haben sich zu Ehren von Max Güde erhoben. 
Ich danke Ihnen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die verbundene Tagesordnung um  den Zusatzpunkt 
„Beratung des Antrags der Fraktion der SPD, 
,Friede mit der Natur — Für eine umweltverträgli-

che Industriegesellschaft` — Drucksache 10/974 —" 
erweitert werden. Dieser Zusatzpunkt soll heute zu-
sammen mit den Punkten 4 bis 17 der Tagesord-
nung aufgerufen werden. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Kein Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung über die Gespräche des Bundeskanzlers 
in Israel 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung ist für die Aussprache eine 
Dauer von 2 1 /2  Stunden vorgesehen. Ist das Haus 
auch damit einverstanden? — Kein Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf Einladung 
von Ministerpräsident Shamir habe ich vom 24. bis 
29. Januar Israel meinen ersten offiziellen Besuch 
abstatten können. 

Dieser Besuch verfolgte einen doppelten Zweck 
und hatte einen besonderen Charakter. Nachdem 
der Besuch eines deutschen Bundeskanzlers in Is-
rael mehr als zehn Jahre und der eines israelischen 
Ministerpräsidenten in Bonn mehr als acht Jahre 
zurücklagen, war es an der Zeit, das unmittelbare 
Gespräch zwischen den Regierungschefs beider 
Länder wiederaufzunehmen und zu pflegen, um den 
Beziehungen einen besonderen Impuls zu geben 
und die Verbundenheit beider Länder auch nach 
außen sichtbar zu demonstrieren. 

Außerdem ging es mir darum, mir selbst bald 
nach Amtsantritt ein vom eigenen Augenschein ge-
prägtes Bild von der für uns so lebenswichtigen 
Nahostregion zu machen. Zu diesem Zweck habe 
ich Israel und wichtige arabische Länder besucht 
und dadurch zugleich die in meiner Regierunsgser-
klärung verkündete Absicht verwirklicht, die 
freundschaftlichen Beziehungen zu Israel zu vertie-
fen und unsere traditionelle Freundschaft mit der 
arabischen Welt weiter auszubauen. Wie Sie wissen, 
hat sich die jetzige Reihenfolge meiner Besuche im 
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Nahen Osten durch eine einvernehmliche Verschie-
bung meiner Israelreise ergeben. 

Beide Zwecke — der bilaterale und der regional-
politische — wurden durch meinen Besuch erreicht. 
Durch ausführliche intensive Gespräche mit der is-
raelischen Regierung, vor allem mit Ministerpräsi-
dent Shamir, mit den Vertretern der Opposition und 
ihren Führern, mit Parlamentariern, durch die Be-
gegnung mit den Bürgermeistern von Jerusalem 
und Tel Aviv, mit Wissenschaftlern von drei Univer-
sitäten und wichtigsten wissenschaftlichen Institu-
ten, durch den Besuch eines Kibbuz und die Begeg-
nung mit zahlreichen israelischen Bürgern konnte 
ich ein lebendiges Bild des heutigen Israel, seiner 
Menschen, seiner Probleme und auch seiner Beson-
derheiten gewinnen. 

Dieser Besuch hat mich aber auch in der mich 
tief bewegenden nationalen Gedenkstätte für den 
Holocaust, Yad Vashem, die ich am Tag meiner An-
kunft aufgesucht habe, bildhaft mit dem entsetzli-
chen Leid konfrontiert, das in deutschem Namen 
dem jüdischen Volke angetan wurde. Diese schreck-
liche Vergangenheit, ein Teil unserer deutschen 
Geschichte, war bei allen meiner zahlreichen Ge-
spräche — ausgesprochen oder unausgesprochen — 
gegenwärtig. 

(Gansel [FDP]: In der Person des Herrn 
Ziesel!) 

— Ich weiß nicht, was diese Bemerkung soll. Aber 
wenn das in diesem Teil meiner Rede Ihr Einwand 
ist, dann muß ich Ihnen sagen: Sie sind nicht frei 
von Heuchelei. Ich sage das so deutlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei jeder Rede eines deutschen Bundeskanzlers 
müssen Sie doch unterstellen, daß er die Pressefrei-
heit dieses Landes respektiert, so wie auch bei jeder 
seiner politischen Aktivitäten. Wenn ein deutscher 
Bundeskanzler — wie immer er heißt — nach Israel 
fährt, hat eine solche Reise ein großes publizisti-
sches Interesse. Dementsprechend melden sich 
sehr viele Publizisten an. 

(Zurufe von der SPD) 

— Einen Augenblick. Seit ich im Amt bin, habe ich 
zu keinem Zeitpunkt irgendwie ein Auswahlkrite-
rium angelegt, wer da mitfährt und wer nicht, zu-
mal die Damen und Herren, die mitfahren, dies — 
wie Sie genau wissen — selbst bezahlen. 

(Zuruf des Abg. Gansel [SPD]) 

— Herr Kollege, jetzt lassen Sie mich bitte einmal 
die Aufklärung geben, bevor Sie diese Art von Un-
terstellungen fortsetzen, die ja nur die Atmosphäre 
vergiften. Im Rahmen dieser Aktivitäten hat sich 
beispielsweise auch Herr Ziesel 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ein alter 
Nazi! — Klein [München] [CDU/CSU]: Ruf

-

mörder!) 

um die Mitfahrt beworben. Er ist wie alle anderen, 
die da mitgefahren sind, selbstverständlich auf 
seine Kosten gefahren. Sie wissen, wenn die Plätze 
nicht ausreichen, wird unter den Betreffenden aus- 

gelost; einmal fliegt einer mit dieser, ein anderes 
Mal mit jener Maschine. Soviel zum Technischen. 

Meine Damen und Herren, weil wir gerade bei 
diesem Thema sind, wollen wir doch einen Moment 
dabei verweilen. Herr Ziesel ist geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der Deutschland-Stiftung. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Schlimm 
genug!) 

Die Deutschland-Stiftung hat ihren Adenauer-Preis 
wegen besonderer Verdienste um deutsch-jüdische 
Aussöhnung an Axel Springer verliehen. Sie wer-
den ja nun beim besten Willen nicht sagen können, 
daß ein Mann, der sich so demonstrativ zur deutsch-
jüdischen Aussöhnung bekannt hat, jetzt in Ihrer 
Weise charakterisiert werden muß. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD], Frau Fuchs 
[Köln] [SPD] sowie weitere Zurufe von der 

SPD: Unglaublich!) 

— Meine Damen und Herren, was hier unglaublich 
ist oder nicht, bestimmen nicht Sie, damit das ein 
für allemal hier ausgetragen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Abgeordneter Ehmke, ich kann Ihnen nur sa-
gen: Sie sind so ziemlich der letzte, der sich als der 
moralische Richter deutscher Bürger aufspielen 
darf. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der SPD und von 

den GRÜNEN) 

Ich selbst — das will ich bei der Gelegenheit ein-
mal sagen — habe Herrn Ziesel durch sein Buch 
„Daniel in der Löwengrube" kennengelernt. In die-
sem Buch beschreibt Ziesel, den ich früher über-
haupt gar nicht kannte, den ich erst in diesen Jah-
ren kennengelernt habe — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Entschuldigung, hören Sie doch überhaupt ein-
mal zu. — Das Buch ist 1959 erschienen, und damals 
habe ich Herrn Ziesel kennengelernt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

In dem Buch „Daniel in der Löwengrube" be-
schreibt Herr Ziesel das Schicksal eines deutschen 
Offiziers, der, für einen Juden gehalten, in einem 
Konzentrationslager untergegangen ist. 

Da ich vermutete, was Sie hier wieder auf den 
Weg bringen wollen, habe ich mir einmal speziell 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Verleumdungs

-

kampagne!) 

die Rezension zu diesem Buch, das Grund meiner 
Bekanntschaft mit Ziesel in jenen Jahren war, mit-
gebracht. Herr Abgeordneter, die „Frankfurter 
Rundschau" schrieb im Oktober 1959 zu diesem 
Buch, das ja die Position Ziesels zum Judentum 
noch einmal deutlich herausstellt: 

Der Autor hat mit Takt, Geschmack und Geist 
einen in seiner Art bisher einzig dastehenden 
Beitrag zur jüdisch-christlichen Versöhnung 
geschrieben, dem Verbreitung und Widerhall zu 
wünschen wäre. 
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Was wollen Sie denn mit Ihrer Heuchelei, wenn das 
die „Frankfurter Rundschau" geschrieben hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren von der SPD, das wol-
len wir einmal ausräumen: Wenn jemand früher bei 
irgendeiner Organisation der Nationalsozialisti-
schen Deutschen Arbeiterpartei war und dann den 
Weg zu Ihnen fand, dann ist er gereinigt, wenn er 
nicht zu Ihnen gekommen ist, bleibt er bis ans Ende 
seines Lebens ein alter Nazi. Diese Heuchelei ist 
unerträglich! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Einer, der mit 18 Jahren zur Waffen-SS gegangen 
ist, muß seine Position nach 30 Jahren räumen, aber 
die anderen, die dorthin gegangen sind und die spä-
ter mit Ihrem Parteibuch Funktionen erhalten ha-
ben, dürfen bleiben. Das ist Ihre Heuchelei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP — Zu

-

rufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich bedaure diese Diskussion — das sage ich klar 
und deutlich —, weil ich nach einem sehr nachdenk-
lichen Gespräch mit dem Kollegen Willy Brandt vor 
einigen Wochen genau über dieses sehr prinzipielle 
Thema hoffte, daß wir eine vernünftige Sprachrege-
lung miteinander finden. Aber bitte hören Sie auf 
mit dieser Form von moralischer Beckmesserei, die 
Ihnen überhaupt nicht zusteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs (Köln) [SPD]: Aber Ihnen steht 

sie zu?) 

Meine Damen und Herren, ich will zum Thema 
zurückkehren, das in der Tat sehr viel wichtiger 
ist. 

(Dr. Apel [SPD]: Gilt das auch für Herrn 
Galinski! — Dr. Hauff [SPD]: Was sagen 

Sie zu Herrn Galinski!) 

— Entschuldigung, Herr Kollege. Die Äußerung von 
Herrn Galinski ist eine Äußerung, die Herr Galinski 
mit sich ausmachen muß. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

— Aber ich bitte Sie nun wirklich — — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Die wollen doch 
gar nicht! — Zurufe von der SPD: Unglaub

-

lich! — Weitere anhaltende Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundeskanzler, ich 
darf Sie einen Augenblick unterbrechen. — Ich 
bitte doch, die Regierungserklärung wieder in den 
Rahmen zurückzuführen, der notwendig ist. 

(Horacek [GRÜNE]: Das war keine Regie

-

rungserklärung! — Lebhafte Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN — Dr. Waigel 

[CDU/CSU]: Die wollen doch gar nicht!) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Ich muß Ihnen sagen: 
Wenn Herr Galinski etwas anzumerken hat, dann 
kann er das mit mir ausmachen; 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist ein Stör

-

trupp und keine Fraktion!) 

da brauche ich Sie nicht als Dolmetscher. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will noch etwas anderes sagen: Unter den Gä-
sten, die ich eingeladen habe, befand sich der Vor-
sitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland, 
Herr Nachmann. Er war bei vielen Gesprächen da-
bei; Sie können sich mit ihm darüber unterhalten. 
Es fanden sich weiter: der Dichter Reiner Kunze, 
der Bildhauer Gernot Rumpf, der Präsident der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, Professor Sei-
bold, der Präsident der Deutsch-Israelischen Gesell-
schaft, Erik Blumenfeld, der stellvertretende DGB-
Vorsitzende Gustav Fehrenbach, der Vorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Ju-
gendverbände, Pfarrer Eltzner, 

(Reents [GRÜNE]: Was hat das alles mit 
Ziesel zu tun?) 

und, meine Damen und Herren, da Herr Springer 
aus gesundheitlichen Gründen nicht bereit war, in 
dieser Zeit zu reisen, ein Mann seines Vertrauens, 
Matthias Walden. 

(Reents [GRÜNE]: Der paßt auch dazu! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Meine Damen und Herren, was Sie für Urteile 
über Herrn Walden abgeben, ist völlig belanglos. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Meinungen, die Sie in Ihren Charakterisierun-
gen über deutsche Mitbürger abgeben, sind völlig 
belanglos. Über das, was Sie hier vortragen, ist die 
Geschichte in Wahrheit längst hinweggegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ich die schneidenden Töne Ihrer Redner hier 
so anhöre, dann kommen, wenn man die Augen 
schließt und in die Geschichte zurückblickt, die Er-
innerungen wirklich hoch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]: Was hat das mit Ziesel zu tun? 
— Reents [GRÜNE]: Die Augen zu schlie-
ßen, ist doch keine Regierungserklärung! 
— Weitere Zurufe von den GRÜNEN — Dr. 
Waigel [CDU/CSU]: Gehen Sie doch nach 
Hause, wenn Sie nur brüllen wollen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sagte: Wer als 
Deutscher, wer als deutscher Bundeskanzler nach 
Israel reist, hat in seinem Gepäck die Geschichte. 
Der Besuch der nationalen Gedenkstätte für den 
Holocaust, Yad Vashem, konfrontiert jeden von uns 
mit dem entsetzlichen Leid, das dem jüdischen Volk 
in deutschem Namen angetan wurde. Ich habe mich 
in Israel, wie ich das auch hier tue, selbstverständ-
lich zu unserer Geschichte und damit auch zu unse-
rer Verantwortung bekannt. Aber ich habe in Israel 
gesagt, wie ich dies hier auch sage, daß wir den 
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Blick nicht ausschließlich auf die schrecklichen 
Jahre 1933 bis 1945 richten dürfen. Zur deutsch-
jüdischen Geschichte gehören auch viele Jahre der 
Gemeinsamkeit in einem Vaterland, dessen geistige 
und kulturelle Existenz ohne den jüdischen Beitrag 
undenkbar gewesen wäre. 

Aus der Geschichte lernen, meine Damen und 
Herren, heißt, daß sie uns auch in ihren Höhen und 
Tiefen immer bewußt bleiben muß, wir aber im 
Blick nach vorn versuchen müssen, die Zukunft, vor 
allem die Zukunft der jungen Generation, die in 
beiden Ländern heranwächst, zu sichern. 

Durch den Wechsel der Generationen ist aus un-
serem, durch die Vergangenheit bedingten Sonder-
verhältnis immer mehr ein normales Verhältnis ge-
worden, das allerdings — auch das möchte ich hier 
wie in Israel unterstreichen — seine besondere mo-
ralische Grundlage und Herausforderung behält. 

Politischer Mittelpunkt meines Besuchs waren 
meine vielstündigen Gespräche mit Ministerpräsi-
dent Shamir bei fünf ausführlichen Begegnungen. 
Wir haben alle Themen eingehend erörtert, die un-
sere beiden Völker heute bewegen, und haben, wie 
sich dies für Freunde gehört, ganz offen miteinan-
der gesprochen. Die Gespräche waren sehr ein-
dringlich, sehr ernst, aber — ich zitiere Herrn 
Shamir aus seiner Schlußerklärung — „in der At-
mosphäre sehr freundlich". 

Jede Seite war bemüht, ruhig und ohne Schärfe 
um Verständnis für den eigenen Standpunkt zu 
werben. Ich glaube, man darf sagen, daß das gegen-
seitige Verständnis in diesen Gesprächen bei allen 
— auch kontroversen — Themen vertieft werden 
konnte. Ministerpräsident Shamir und ich waren 
uns auch einig, daß beide Seiten, die Bundesrepu-
blik wie Israel, an einem guten und engen Verhält-
nis interessiert sind, daß wir es fortentwickeln und 
intensivieren und daß wir zu diesem Zweck in en-
gem Kontakt miteinander arbeiten wollen. 

Das Spektrum der von uns zu behandelnden The-
men war selbstverständlich breit. Neben bilateralen 
und Fragen des Verhältnisses Israels zur Europäi-
schen Gemeinschaft nach ihrer Süderweiterung, die 
Israel stark beschäftigen, ging es vor allem um den 
Nahen Osten, aber auch um das Ost-West-Verhält-
nis und die uns besonders berührende Problematik 
der Abrüstung und Rüstungsbegrenzung. Wie zu er-
warten war, haben Ministerpräsident Shamir wie 
auch alle meine anderen Gesprächspartner mir Ihre 
Sorgen über mögliche deutsche Rüstungsexporte 
nach Saudi-Arabien sehr eindringlich vorgetragen. 

In den zwei Universitäten und im Weizmann

-

Institut rühmten alle israelischen Wissenschaftler 
den lebhaften und fruchtbaren wissenschaftlichen 
Austausch zwischen unseren beiden Ländern, der 
sicherlich zu den wertvollsten Elementen unserer 
Beziehungen gehört. 

Zum Nahen Osten habe ich die Ihnen j a bekann-
ten Positionen der Europäischen Gemeinschaft ver-
treten und dabei betont, daß wir Deutsche aus unse-
rer historischen Verantwortung heraus mit beson-
derem Nachdruck für gesicherte und anerkannte 
Grenzen Israels eintreten. Ich habe den Friedens-

willen gewürdigt, den Israel durch den Abschluß 
des Friedensvertrags mit Ägypten und die Räu-
mung des Sinai, die in Israel als ein ganz großes 
Opfer empfunden wird, unter Beweis gestellt hat. 
Ich habe aber — und keinen, der sich mit den Pro-
blemen der Nahostregion befaßt hat, kann das über-
raschen — zur Frage der Lösung des Nahostpro-
blems auch Auffassungen vertreten und vertreten 
müssen, die in Israel nicht gern gehört wurden. 

Ich habe in den von mir im Herbst besuchten drei 
arabischen Ländern und jetzt in Israel mit einer 
Zunge gesprochen. Ich habe auch in Jerusalem die 
drei Kernprinzipien der europäischen Nahostpolitik 
— die wechselseitige Anerkennung der Existenz- 
und Sicherheitsrechte aller Staaten der Region, das 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Vol-
kes und den Gewaltverzicht — vorgetragen. Auf 
den immer wieder vorgebrachten israelischen Ein-
wand, das Selbstbestimmungsrecht der Palästinen-
ser führe zur Zerstörung Israels, habe ich klarge-
stellt, daß es nicht absolut und sozusagen im luftlee-
ren Raum, sondern natürlich nur im Rahmen einer 
ausgehandelten Friedenslösung verwirklicht wer-
den kann, der alle — ich betone: alle, d. h. immer 
auch Israel — Konfliktbeteiligten vorher zustim-
men müssen. Ich habe — in Jerusalem wie vorher 
schon in Amman, Kairo und Djidda — beides, die 
einseitige Schaffung von Tatsachen in den besetz-
ten Gebieten wie die Weigerung der arabischen 
Staaten, Israel eindeutig anzuerkennen, als Frie-
denshindernis bezeichnet. 

Ich habe dazu aufgerufen, die in der Initiative des 
amerikanischen Präsidenten vom 1. September 
1982 und in den Beschlüssen von Fes enthaltenen 
Chancen zu nutzen, um den Friedensprozeß wieder 
in Gang zu setzen. Ich habe — und dieser Punkt ist 
mir besonders wichtig — an alle Konfliktparteien 
appelliert, direkt miteinander zu verhandeln. 

In meinen Gesprächen mit Ministerpräsident 
Shamir habe ich die große Bedeutung der gemäßig-
ten Araber für die Herbeiführung eines umfassen-
den, gerechten und dauerhaften Friedens im Nahen 
Osten unterstrichen. Je stärker und damit je selbst-
bewußter und unanfechtbarer die Gemäßigten sind, 
desto eher können sie von der von ihnen bereits 
bewiesenen Friedensbereitschaft den Schritt, der 
nötig ist, zu konkreter Verhandlungs- und Lösungs-
bereitschaft tun. Es darf daher nichts getan werden, 
um die gemäßigten Araber zu schwächen oder 
schwach zu halten. 

Bei aller Verantwortung für die Sicherheit Israels 
bleibt es ein Teil der Nahostregion, die in ihrer 
Gesamtheit, meine Damen und Herren, für uns poli-
tisch, wirtschaftlich und sicherheitspolitisch von 
entscheidender, von vitaler Bedeutung ist. Ich habe 
daher in meinen Gesprächen und auch öffentlich in 
Jerusalem gesagt, daß es für uns Deutsche, daß es 
für uns Europäer wichtig ist, eine realistische und 
ausgewogene Politik gegenüber allen Staaten der 
Region zu verfolgen. Bei dieser Politik, die auch zu 
einem umfassenden und dauerhaften Frieden im 
Nahen Osten beitragen soll, werden vor allem auch 
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wir Deutsche eng mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika zusammenarbeiten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

In der Frage möglicher Rüstungslieferungen an 
das Königreich Saudi-Arabien habe ich die Gele-
genheit des Besuchs genutzt, mich eingehend über 
die israelische Haltung zu unterrichten. Ich werde 
das, was ich gehört habe, bei der Entscheidung be-
rücksichtigen, die in Bonn zu treffen ist — aus un-
serer Verantwortung und aus unserer Überzeugung 
heraus und in Berücksichtigung der legitimen In-
teressen aller unserer Freunde in der Region. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe Saudi-Arabien in den Gesamtzusam-
menhang der westlichen Interessen gestellt, der 
nicht durch eine Blickverengung auf den Rüstungs-
aspekt aus dem Auge verloren werden darf. Ich war 
mir bei meinen Gesprächen in Djidda der Sicher-
heit Israels bewußt und habe ihr Rechnung getra-
gen. Ich bin davon überzeugt, daß keines der Waf-
fensysteme, die möglicherweise an Saudi-Arabien 
geliefert werden, jemals bei einem Angriff gegen 
Israel zum Einsatz kommt. Diese Frage ist von gro-
ßer, von entscheidender Bedeutung und wird bei 
den zu treffenden Entscheidungen eine ganz große 
Rolle spielen. 

Die Verständigung über die Einbeziehung von 
Fragen des Verteidigungsbereichs, die in Djidda er-
örterten Möglichkeiten der Lieferung deutscher Rü-
stungsgüter für die Verteidigung beziehen sich auf 
die Sicherheit Saudi-Arabiens in seiner engsten 
und unmittelbarsten Umgebung. Diese Verständi-
gung ist Ausdruck unseres vitalen Interesses an der 
Stabilität der Golfregion, das wir mit dem gesamten 
Westen teilen. Die USA, Frankreich und Großbri-
tannien tragen diesem Interesse durch enge Zu-
sammenarbeit im Bereich der Verteidigung mit 
Saudi-Arabien bereits Rechnung. Das Ergebnis — 
auch das will ich deutlich sagen — meiner Gesprä-
che in Saudi-Arabien ändert nichts daran, daß die 
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung auch 
künftig restriktiv bleibt. 

Meine politischen Gespräche in Israel haben ge-
zeigt, daß es im beiderseitigen Interesse liegt, die 
Beziehungen noch weiter zu intensivieren und aus-
zubauen. Zu den vielen deutsch-israelischen Ge-
meinsamkeiten gehört, daß beide Länder gar nicht 
genug Freunde haben können. Und wie können wir 
genug Freunde haben, wenn wir nicht bei uns be-
ginnen, wenn wir uns unserer gemeinsamen 
Freundschaft zu dritten Ländern bedienen, um Fra-
gen auszutragen, die wir eigentlich miteinander 
ausmachen müssen? 

Ein Thema, das von allen israelischen Gesprächs-
partnern immer wieder mit großem Ernst und mit 
Sorge vorgetragen wurde, waren die israelischen 
Sorgen im Hinblick auf die Erweiterung der Euro-
päischen Gemeinschaft mit dem Beitritt von Spa-
nien und Portugal. Diese geradezu existentielle 
Sorge hat mich tief beeindruckt, und ich habe Mini-
sterpräsident Shamir zugesagt, mich persönlich — 
wie ich das letzten Donnerstag im Gespräch mit 
Präsident Mitterrand bereits getan habe — bei un-

seren europäischen Partnern und Freunden dafür 
einzusetzen, daß im Zusammenhang mit dem Bei-
tritt Spaniens und Portugals zu der Gemeinschaft 
auch die wirtschaftlichen Lebensinteressen Israels 
berücksichtigt werden — so, wie wir uns schon in 
der Vergangenheit in der Europäischen Gemein-
schaft mit besonderem Nachdruck für Israel einge-
setzt haben. Ich denke, das ist auch ein gelebter Teil 
unserer Freundschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, über diesen Besuch in 
Israel ist verständlicherweise viel geredet und ge-
schrieben worden. Natürlich war dies keine land-
läufige Begegnung zwischen zwei Regierungschefs 
von Ländern, die miteinander keinerlei Probleme, 
sich aber auch nicht viel zu sagen haben. Hinter 
uns und Israel steht eine schreckliche Vergangen-
heit, für die wir Deutsche historische Verantwor-
tung tragen. Aber hinter uns steht auch ein Werk 
des geduldigen Aufbaus von Kontakten, Beziehun-
gen und Verbindungen, das von Konrad Adenauer 
und David Ben Gurion begonnen und — dies be-
tone ich — von allen Bundesregierungen fortgesetzt 
wurde und heute so weit gediehen ist, daß kein 
Staat in Europa so viele partnerschaftliche Bezie-
hungen zwischen Gemeinden, Städten und Gruppen 
der Gesellschaft mit Israel unterhält wie die Bun-
desrepublik Deutschland. 

Partnerschaft heißt wahrlich nicht, daß man 
keine Probleme hat. Gerade das Vertrauen, das un-
ter Partnern herrscht, ermöglicht es, sie besonders 
offen zu erörtern. Ich bin dankbar für die Herzlich-
keit und die vielen Beweise der Freundschaft, die 
mir bei meinem langen Besuch in Israel erwiesen 
wurden. Ich bin genauso dankbar für die Offenheit 
und den Freimut, die namentlich Ministerpräsident 
Shamir mir entgegengebracht hat und die es uns 
beiden ermöglicht hat, auch streitige Themen ruhig 
und sachlich miteinander zu besprechen. Ich bin — 
aus eigener Überzeugung und durch den Weg mei-
nes Lebens geprägt — als Freund nach Israel ge-
gangen, und ich habe Israel als Freund und in der 
Hoffnung verlassen, daß Deutsche und Israelis in 
die Zukunft gerichtet zusammenarbeiten können 
und werden — für eine gemeinsame glückliche Zu-
kunft, vor allem der jungen Generationen unserer 
beiden Länder. Das ist der Wille, das ist die Politik 
der Bundesregierung, und dafür werde ich mich 
auch persönlich einsetzen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat Herr Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als der Bundes-
kanzler in der letzten Januarwoche zu seiner Reise 
nach Israel aufbrach, hat die SPD-Bundestagsfrak-
tion ihm den guten Wunsch mit auf den Weg gege-
ben, daß es ihm gelingen möge, die engen Beziehun-
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Israel zu erhalten und zu festigen. Angesichts der 
Lasten der deutsch-jüdischen Geschichte müssen 
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wir, gerade was Israel betrifft, alle daran interes-
siert sein, daß sich die Beziehungen unabhängig 
vom Wechsel der Regierungen freundschaftlich 
weiterentwickeln. 

Den schwierigen Anfang eines Aussöhnungspro-
zesses haben Ende der 50er Jahre Konrad Ade-
nauer und David Ben Gurion unternommen. Der 
Besuch von Willy Brandt in Israel 1973 erfolgte im 
gleichen Geiste. Beide, Konrad Adenauer und Willy 
Brandt, haben gegen Hitler gestanden. Beide haben 
die These von einer deutschen Kollektivschuld zu-
rückgewiesen, und beide haben doch gewußt und es 
ihre israelischen Gesprächspartner spüren lassen, 
daß sich kein deutscher Politiker außerhalb dessen 
stellen kann, was Theodor Heuss, dessen wir vor 
kurzem hier in so eindrucksvoller und würdiger 
Weise gedacht haben, die „Kollektivscham der 
Deutschen" genannt hat. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben sich auch in Is-
rael auf Konrad Adenauer berufen, in Wirklichkeit 
haben Sie sich aber hinter ihm versteckt. Die Art, in 
der Sie, auf Ihr Geburtsdatum pochend, in Israel 
das, was Sie „Unbefangenheit" nennen, praktiziert, 
ja zelebriert haben, hat mit Adenauer so wenig zu 
tun wie mit Willy Brandt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hat sehr viele Beobachter in Israel und außer-
halb Israels beklommen gemacht. Ihr Geburtsda-
tum ist kein Verdienst und gestattet Ihnen jeden-
falls als politischem Repräsentanten unseres Vol-
kes nicht, sich bei allen gegenteiligen Lippenbe-
kenntnissen individuell dann doch außerhalb des 
geschichtlichen Zusammenhangs unseres Volkes zu 
stellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer tut das 
denn?) 

Es ist dieses Sich-geschichtlich-unbetroffen-Geben, 
das Ihre Ansprachen in Israel — ich habe sie im 
Bulletin alle noch einmal nachgelesen — teilweise 
bis zur Würdelosigkeit banal wirken läßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich empfehle Ihnen, meine Kollegen von der CDU, 
nur einmal den Passus in der Rede des Bundes-
kanzlers vor der Knesset nachzulesen, in dem die 
Fragen der Geschichte und des deutsch-jüdischen 
Verhältnisses in der Geschichte auf Blutbande und 
Erbanlagen gestützt werden. Mich hat Ihr Auftre-
ten vor der Knesset — — 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Das ist doch ein

-

fach unwahr, ich habe doch vor der Knes

-

seth gar nicht gesprochen! — Dr. Stercken 
[CDU/CSU]: Der hat prima gelesen! — Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Unglaublich, was 

hier abläuft!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Kohl? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Nein, ich wollte erst das 
Zitat vorlesen, bevor der Abgeordnete Kohl eine 
Chance hat, mich zu dem Zitat zu befragen. 

Ich habe hier das Bulletin vom 2. Februar 1984: 
Der Besuch des Bundeskanzlers im Staate Israel: 

Besuch in der Knesset 

Bundeskanzler ... Kohl erwiderte die Begrü-
ßungsworte des Knesset-Präsidenten ... mit 
folgender Ansprache: 

— ich darf mit freundlicher Genehmigung des Herr 
Präsidenten zitieren — 

Zwar ist hier, wie bei uns zu Hause, eine neue 
Generation herangewachsen — über 60 Pro-
zent der heute in der Bundesrepublik lebenden 
Deutschen sind nach Hitler geboren und aufge-
wachsen —, aber es ist wie in der eigenen Fa-
milie: ob man mit all dem einverstanden ist, 
was die, die vor einem waren, getan haben oder 
nicht, man kann sich nicht lossagen, 

— und nun kommt der von mir kritisierte Teil — 

man  trägt das Blut der Familie, die Erbanlage. 
Alles das fließt auch in eine spätere Generation 
ein. 

(Zurufe von der SPD: Unglaublich! — Klein 
[München] [CDU/CSU]: Was ist denn 

daran falsch?) 

Und deswegen ist es klar, daß man sich hier der 
Geschichte stellt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen dazu, Herr Bundeskanzler, ich halte 
es schon generell für sehr falsch, Geschichte auf 
Blutsbande und Erbanlage zu stützen; in Israel 
halte ich es für unmöglich! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der [CDU/CSU]: Typisch Ehmke! 

— Weitere Zurufe von der [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Abgeordneter Ehmke, 
sind Sie als erstes bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß ich nicht in der Knesset gesprochen habe, son-
dern daß ich im Rahmen meines Knessetbesuches 
eine Diskussion mit 15 führenden Abgeordneten 
der verschiedensten Fraktionen hatte? 

(Zuruf von der SPD und von den GRÜ

-

NEN) 

— Entschuldigung, wir wollen doch jetzt aufklären; 
ich weiß, das es Ihnen nicht darum geht. 

(Zuruf von der SPD: Eine Frechheit!) 

Zweitens, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß dies ein Auszug aus einer über einstündigen 
Debatte ist, der natürlich total verkürzt ist? 

(Aha-Rufe und weitere Zurufe von der SPD 
und von den GRÜNEN) 
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Und zum dritten, Herr Abgeordneter Ehmke, sind 
Sie bereit, mir zuzustimmen, daß natürlich der Zu-
sammenhang zwischen dem Blut- und Traditions-
strom einer Familie und dem eines Volkes nicht 
abwegig ist? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Bundeskanzler, ich 
stelle erstens fest, Sie haben doch in der Knesset 
gesprochen. Ich stelle zweitens fest, mein Zitat ist 
richtig, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist doch 
erbärmlich! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

und ich stelle drittens fest, Herr Bundeskanzler, es 
ist so peinlich — es ist nicht die einzige Stelle, die 
peinlich ist —, daß ich Ihnen leider sagen muß, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie sind böswillig! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ihr Auftreten in Israel hat mich weniger an Konrad 
Adenauer als an die Nahostauftritte Wilhelms II er-
innert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Stercken [CDU/CSU]: Ich schäme mich 
für Sie! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Aber Schlimmeres, Herr Bundeskanzler, kam lei-
der hinzu. Sie sind in Israel zum Beispiel auf die 
Entscheidung Ihres Innenministers Zimmermann 
angesprochen worden, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

die sogenannte Hilfsgemeinschaft ehemaliger SS-
Leute von der Liste verfassungsfeindlicher Organi-
sationen zu streichen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr Ehm-
ke, ich wäre vorsichtig mit solchen Formu

-

lierungen, ganz vorsichtig bei Ihrer Frak

-

tion!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, der Sie in Bonn 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

diese Entscheidung als Regierungschef mit getra-
gen haben, wußten nichts Besseres zu tun, als sich 
unter Verdrehung der Fragestellung auf Willy 
Brandt zu berufen, 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

dessen Verdienste für das deutsch-israelische Ver-
hältnis Sie übrigens in Israel nicht mit einem einzi-
gen Wort gewürdigt haben. 

(Beifall und Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Kohl, ein Bundeskanzler, der so in 
Israel auftritt 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie können ja nir

-

gendwo auftreten!) 

und sich dann hinter anderen versteckt, der mehrt 
das Ansehen der Bundesrepublik nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, lassen Sie mich Ihnen in 
aller Ruhe sagen: Es ehrt einen Bundeskanzler 
auch nicht, wenn er in einer Erklärung über einen 

Israel-Besuch die einzige lebhafte, gefühlsmäßige 
Erregung beim Thema Ziesel zeigt. 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

Und den Vorwurf der Heuchelei, Herr Bundeskanz-
ler, muß ich Ihnen nun leider zurückgeben. Ich er-
lebe das hier nicht zum erstenmal, daß Sie in An-
spielung auf die Tatsache, daß ich als Pimpf in der 
Hitlerjugend war, meinen, mir hier vorhalten zu 
können, ich hätte keinen moralischen Anspruch, 
Kritik an Ihnen zu üben. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Ähnliches ist mit Helmut Schmidt versucht worden. 
Ich sage Ihnen: Für eine Unionspartei, die einen PG 
zum Bundeskanzler vorgeschlagen hat, ist das Heu-
chelei. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stercken [CDU/ 
CSU]: Bei uns ist die Leibstandarte Adolf 
Hitler nicht dabei! — Anhaltende Zurufe 
von den GRÜNEN — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich darf Sie daran erinnern, daß wir — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, ich möchte gern für Ihre Ausführungen um 
mehr Aufmerksamkeit bitten. Darf ich bitten, die 
Zwischenrufe zurückzuschrauben. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich darf Sie daran erin-
nern, daß diese Wahl von uns nicht kritisiert wor-
den ist. Ich selbst habe mich sogar ausführlich dazu 
geäußert, warum das möglich sein muß. Ich darf Sie 
daran erinnern, daß der erste leidenschaftliche Kri-
tiker des Entnazifizierungsgebarens der SPD-Vor-
sitzende Kurt Schumacher war. 

Nein, Herr Bundeskanzler, darüber bestehen bei 
uns keine Meinungsverschiedenheiten. Nur, Herr 
Bundeskanzler, verwechseln Sie leider die Frage 
der formellen Verstrickung in das Unrechtsregime 
mit dem, worum es im Fall Ziesel geht. Und das, 
glaube ich, hat der „Vorwärts" gestern so gut formu-
liert, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

daß ich mit freundlicher Genehmigung des Herrn 
Präsidenten das hier verlesen will: 

Wie kein anderer war [Herr Ziesel] geeignet zu 
belegen: Der Kanzler kennt die Geschichte. Er, 
der Vertreter des neuen Deutschland. 

Kurt Ziesel, ... ein Mann des Wortes. Schon 
1934 hat er „das Emporkommen des jüdischen 
Untermenschentums" beklagt und das „viehi-
sche Morden und sinnlose Rasen eines entfes-
selten Pöbels, hinter dem der Anpeitscher, der 
internationale Jude, grinsend hockt". 

Ein Mann, der am 3. 9. 1944 im „Völkischen 
Beobachter", Wiener Ausgabe, zum Attentat auf 
Hitler fragte: „An welchem Abgrund menschli-
cher Verworfenheit oder geistiger Umnachtung 
müssen jene Ehrgeizlinge gestanden haben, als 
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sie, wider den Geist des ganzen Volkes sündi-
gend, die Hand gegen den Führer erhoben." 
Ziesel, ein Mann, den man mitnimmt, wenn 
man als „Enkel Adenauers" in das Land David 
Ben Gurions reist. 

Herr Bundeskanzler, ich muß Ihnen sagen, wie es 
gestern Willy Brandt in der Debatte um die Affäre 
Wörner/Kohl gesagt hat: Wir halten es für ziemlich 
unerträglich, einen Bundeskanzler zu haben, der 
zwar ständig von der geistig-politischen Erneue-
rung spricht, dem dafür aber offenbar alle Maß-
stäbe fehlen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Frau Kollegin Renger wird auf diese geistig-poli-
tischen und geistig-moralischen Fragen des 
deutsch-jüdischen Verhältnisses und unseres Ver-
hältnisses zum Staat Israel im Verlauf der Debatte 
noch zurückkommen. 

Ich wende mich jetzt der Tatsache zu, daß das 
Auftreten des Bundeskanzlers in Israel zusätzlich 
durch das belastet worden ist, was er für deutsche 
Nahostpolitik hält und worin wir einen schlimmen 
außenpolitischen Dilettantismus sehen müssen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Davon ver

-

stehen Sie nun überhaupt nichts!) 

Ich spreche von den Waffenlieferungen und von der 
„Zusammenarbeit in Fragen des Verteidigungsbe-
reichs", die der Herr Bundeskanzler bei seinem Be-
such im Oktober 1983 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wo ist der Kollege 
Schmidt [Hamburg]?) 

unter Bruch mit der bisherigen deutschen Außen-
politik der Regierung Saudi-Arabiens versprochen 
hat. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Haben Sie das mit 
dem Abgeordneten Schmidt [Hamburg] ab

-

gesprochen?) 

— Herr Waigel, Sie hören noch sehr viele unange-
nehme Geschichten in dieser Sache. Halten Sie 
doch einmal die Luft an, bis ich zu Ende bin. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dieses Versprechen des Bundeskanzlers hat sei-
nen Besuch in Israel zusätzlich überschattet. Herr 
Bundeskanzler, die negative Reaktion des israeli-
schen Regierungschefs wie die negative Reaktion 
des israelischen Oppositionsführers, aber auch eine 
so eindeutige Verurteilung eines so langjährigen 
Freundes der Bundesrepublik wie des ersten israe-
lischen Botschafters in Bonn Asher Ben Nathan 
sind nicht mit fixen Sprüchen eines Herrn Mölle-
mann aus der Welt zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen, Herr Bundeskanzler: Das wird die 
Bundesregierung und uns alle noch lange und in 
einer sehr bitteren Weise beschäftigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso das?) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in keiner Ihrer 
zahlreichen Ansprachen in Israel die Frage deut-
scher Waffenlieferungen an Saudi-Arabien öffent-

lich angesprochen. Nur in Ihrer Abschlußpresse-
konferenz in Jerusalem, die übrigens auch nicht 
von Peinlichkeiten frei war, haben Sie es getan, um 
dann den Kommentar hinzuzufügen: Deutsche Poli-
tik wird in Bonn entschieden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Das ist ein lobenswerter Grundsatz, den wir aller-
dings statt bei dieser Gelegenheit in Israel lieber 
öfter einmal bei Ihren Besuchen in Washington hö-
ren würden. Ich komme darauf noch zurück. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Billiger Jakob!) 

Aber, Herr Bundeskanzler, wir stimmen in der 
Tat mit Ihnen darin überein: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh!) 

Auch über unsere Nahostpolitik müssen wir selber 
entscheiden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

auch über israelische Politik müssen wir uns ein 
eigenes Urteil bilden. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte ist 
es für jede Bundesregierung und für jeden Bundes-
kanzler schwer, deutsche Kritik an israelischer Po-
litik vorzubringen. 

Die Regierung der sozialliberalen Koalition war 
daher gut beraten, unsere Nahostpolitik, beginnend 
mit der gemeinsamen Erklärung von Venedig 1980, 
in die europäische Politik gegenüber dem Nahen 
Osten einzubinden. Unsere Politik war von der 
Überzeugung geleitet, daß die Völker des Nahen 
Ostens nichts dringender brauchen — der furcht-
bare Krieg im Libanon zeigt es erneut — als den 
Frieden, daß sie Wohlstand nur durch Zusammen-
arbeit erreichen können und daß daher das 
Existenzrecht Israels von allen anerkannt werden 
muß wie umgekehrt das Selbstbestimmungsrecht 
der Palästinenser. Wir müssen unser besonderes 
politisches Verhältnis zu Israel wie unsere traditio-
nelle Freundschaft zu den arabischen Völkern für 
eine friedliche Lösung des Konflikts im Nahen 
Osten in die Waagschale werfen, d. h. wir müssen 
auch in jener Region für einen Gewaltverzicht ein-
treten. 

Wir müssen daher auch mit unseren europäi-
schen Partnern den israelischen Freunden sagen, 
daß wir an den Erklärungen 242 und 338 des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen festhalten, daß 
wir die völkerrechtswidrige Besetzung fremden 
Territoriums ebensowenig billigen können wie die 
israelische Siedlungspolitik in diesen Gebieten. Wir 
mußten den israelischen Einmarsch in den Libanon 
verurteilen und erst recht die dort von sich christ-
lich nennenden Milizen angerichteten Massaker in 
palästinensischen Flüchtlingslagern. Das alles 
macht für uns deutsche Nahostpolitik auch im euro-
päischen Rahmen unendlich schwer. 

Wir Sozialdemokraten kennen das nicht nur aus 
unserer Regierungsverantwortung, sondern wir 
kennen das auch aus vielen, langen und oft unend- 
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lich schwierigen Diskussionen mit unserer israeli-
schen Bruderpartei. Würden Sie, Herr Bundeskanz-
ler, wegen des Vertretens dieser Positionen in Is-
rael getadelt werden, Sie könnten unseres Beistan-
des sicher sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So, so!) 

Aber Israel kennt unsere Position ja auch seit lan-
gem. Und glücklicherweise, Herr Bundeskanzler, 
sind j a auch in Israel selbst die Kräfte im schnellen 
Wachsen begriffen, die verstanden haben, daß Frie-
den nicht allein mit Waffen erworben werden 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, Herr Bundeskanzler, in Wirklichkeit ist 
doch die Politik des letzten halben Jahres — und 
ich sage: Ihre Politik, Herr Bundeskanzler; denn der 
Herr Außenminister scheint sich ja aus der Nahost-
politik abgemeldet zu haben — eher durch ein Ab-
weichen von der gemeinsamen europäischen Linie 
und eine Annäherung an die amerikanische Linie 
bestimmt. Die amerikanische Position betont das 
bilaterale Verhältnis, ja, man sagt sogar: das „stra-
tegische Bündnis" zwischen den Vereinigten Staa-
ten und Israel und die militärische Position Israels 
im östlichen Mittelmeer. Die amerikanische Politik 
nimmt dafür Kritik und Mißtrauen der gemäßigten 
arabischen Staaten in Kauf. Gerade weil aber in 
den arabischen Ländern — und nicht nur im Jahr 
einer amerikanischen Wahl — der Eindruck be-
steht, die Vereinigten Staaten wollten oder könnten 
gar nicht wirklich auf Israel einwirken, ist hier eine 
selbständige politische Linie Europas von um so 
größerer Bedeutung. 

Dabei verkenne ich nicht die Leistung, die das 
Camp-David-Abkommen unter Unterstützung des 
großen ägyptischen Staatsmanns Sadat für eine 
entscheidende Verbesserung des israelisch-ägypti-
schen Verhältnisses gebracht hat. Aber darüber 
hinaus hat dieser Ansatz nicht tragen können. Die 
tragischen Ereignisse im Libanon in diesen Tagen 
zeigen, daß eine amerikanische Politik der einseiti-
gen Lösung der Nahostprobleme zum Scheitern 
verurteilt ist. 

Präsident Reagan hat daher in seiner Rede vom 
16. Januar 1984 vor Beginn der Stockholmer Konfe-
renz der Sowjetunion in wenig verklausulierter 
Form die Wiederaufnahme von Gesprächen über 
eine gemeinsam getragene Lösung der Nahostpro-
bleme angeboten, was nicht die Rückkehr zur Gen-
fer Nahostkonferenz bedeuten müßte. Herr Bundes-
kanzler, Sie waren eine Woche später in Israel, und 
Sie hätten in dieser Rede von Präsident Reagan 
einen hervorragenden Ansatzpunkt gehabt, die eu-
ropäische Linie mit um so größerem Nachdruck zu 
vertreten. Diese Fragen haben aber nicht im Mittel-
punkt Ihres Israelbesuchs gestanden. 

(Zuruf der Abg. Frau Hürland [CDU/ 
CSU]) . 

Dabei hatte der Europäische Rat zu Beginn der 
deutschen Präsidentschaft mit seiner Erklärung 
vom 22. März 1983 die Ziele der europäischen Nah-
ostpolitik noch einmal klar unterstrichen. Die Bun-

desregierung hat dann aber keinerlei Initiativen er-
griffen. Im Schlußbericht des Außenministers vom 
29. Juni 1983 gibt es nur einen erneuten Hinweis auf 
die Venedig-Erklärung von 1980. In Ihrem Ab-
schlußbericht, Herr Bundeskanzler, am Ende der 
deutschen Präsidentschaft, kam der Nahe Osten 
mit keinem Wort mehr vor. 

Aber nicht nur das. Die Bundesregierung hat z. B. 
darauf gedrängt, daß die Regierungen Westeuropas 
an der Genfer UNO-Konferenz zur Palästinafrage 
im August 1983 gar nicht oder nur als Beobachter 
teilnahmen. Die Europäische Regionalkonferenz, 
die die UNO-Konferenz vorbereiten sollte, hat die 
Bundesregierung boykottiert. Aber, Herr Bundes-
kanzler und Herr Bundesaußenminister, zum Dia-
log und zur Aussöhnung gehören doch beide Sei-
ten. 

Während die Bundesregierung also in dieser für 
den Frieden im Nahen Osten entscheidenden Frage 
eher eine Absetzbewegung von der europäischen 
Linie eingeleitet zu haben scheint, haben Sie, Herr 
Bundeskanzler, unser Verhältnis zu Israel, ja, un-
sere ganze Nahostpolitik mit Ihren Versprechungen 
an Saudi-Arabien im militärischen Bereich unheil-
voll belastet. Was unter der vagen Formel „Zusam-
menarbeit in Fragen des Verteidigungsbereichs" zu 
verstehen ist, haben Sie bis heute konkret nicht 
erklären können. Sie kennen die israelischen Be-
sorgnisse über das, was dahinterstecken könnte. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Seit vielen Jah

-

ren kennen wir die!) 

An Ihrer Zusage, Saudi-Arabien deutsche Rü-
stungsgüter zu verkaufen, einem Land, das sich mit 
Israel nicht nur in einem Krieg, sondern in einem 
„heiligen islamischen Krieg" befindet, ist nicht zu 
deuteln. Aus Kreisen der Bundesregierung — jetzt 
komme ich zu Ihnen, Herr Waigel; wenn Sie einen 
Augenblick die Zeitung weglegen — 

(Klein  [München] [CDU/CSU]: Das fällt bei 
Ihren Reden schwer! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

ist insbesondere durch den Sprecher der Bundesre-
gierung sowohl nach der Rückkehr des Bundes-
kanzlers aus Saudi-Arabien als auch noch in Israel 
selbst mit Andeutungen hantiert worden, Sie, Herr 
Bundeskanzler, seien ja in der Frage der Waffenlie-
ferungen an Saudi-Arabien durch die Vorgängerre-
gierung gebunden gewesen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Wie hieß der 
denn? — Zuruf des Abg. Seiters [CDU/ 

CSU]) 

Herr Bundeskanzler, diese Behauptung ist un-
wahr. Sie selbst haben in unserer Diskussion im 
Auswärtigen Ausschuß nach Ihrer Rückkehr aus 
Saudi-Arabien bestätigt, daß der Regierung Saudi-
Arabiens am 10. Juni 1982 durch den deutschen Bot-
schafter in Saudi-Arabien offiziell mitgeteilt wor-
den ist, daß ihren Lieferungswünschen nicht ent-
sprochen werden kann. Es ist bemängelt worden, 
daß die Absage nur auf Botschafterebene erfolgt ist. 
Aber, Herr Bundeskanzler, insoweit halten Sie sich 
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bitte an den Bundesaußenminister, der ja jetzt Ihr 
Bundesaußenminister ist. 

Nein, Herr Bundeskanzler, Sie waren in dieser 
Frage durch die sozialliberale Regierung nicht ge-
bunden, Sie waren vielmehr durch eine lange Dis-
kussion, die schließlich zur Absage geführt hat, in 
allen Einzelheiten gewarnt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen Sie mal 
Herrn Schmidt!) 

Natürlich haben wir den saudi-arabischen 
Wunsch ernst genommen. Wir nehmen Wünsche 
von Freunden ernst. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wessen Freund 
sind Sie denn?) 

Wir schulden Saudi-Arabien in vieler Hinsicht 
Dank, z. B. für die Hilfe auf dem Kreditgebiet. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, es ist ja auch ganz 
eindeutig, daß Saudi-Arabien, ganz abgesehen vom 
arabisch-israelischen Konflikt, vor erheblichen Si-
cherheitsproblemen steht. Das gilt für die Golfre-
gion wie gegenüber dem Jemen. Daher war es rich-
tig, diesen Wunsch zu prüfen, der ja nicht unbe-
gründet ist. 

Wir sind aber nach eingehender Diskussion in 
der Bundestagsfraktion — darüber gibt es übrigens 
einen öffentlich zugänglichen Bericht — zu der 
Überzeugung gekommen, daß die Lieferung der ge-
wünschten Waffen an Saudi-Arabien im Endergeb-
nis unsere Nahostpolitik lähmen müßte und daher 
weder in unserem noch im saudi-arabischen Inter-
esse liegen könne, vom israelischen Interesse gar 
nicht zu sprechen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Warum ha
-ben Sie das nicht nach der Saudireise ge-

sagt?) 

Herr Außenminister, bei der Vertretung dieser 
Linie in meiner Fraktion hat es mir damals sehr 
geholfen, Sie in unbeirrter Weise in dieser Frage an 
meiner Seite zu wissen. Es hat mich auch gefreut, 
daß wir schließlich auch den Kanzleramtsminister, 
unseren Freund Hans-Jürgen Wischnewski, einen 
engen und aufrichtigen Freund der arabischen Völ-
ker, für unsere Überzeugung haben gewinnen kön-
nen. Diese Überzeugung beruhte und beruht auf fol-
genden Gründen: 

Einmal ist es sehr fraglich, ob eine Politik der 
militärischen Zusammenarbeit im Sinne einer pro-
westlichen Stabilisierung den vielschichtigen Inter-
essen- und Konfliktlagen des Nahen Ostens über-
haupt gerecht würde. 

Zweitens scheint es uns sicher zu sein, daß eine 
Aufgabe der bisher relativ restriktiven Waffenex-
portpolitik der Bundesrepublik gerade in der Re-
gion des Nahen Ostens nur zu Schwierigkeiten und 
Peinlichkeiten führen kann. 

Waffenlieferungen an Saudi-Arabien, zumal so 
weitgefaßte Versprechungen, wie Sie, Herr Bundes-
kanzler, sie in Riad unterschrieben haben, werden 
außerdem unvermeidlich weitere Wünsche nach  

sich ziehen, z. B. den Wunsch nach Ausbildung an 
diesen und nach Ausbildern für diese Waffen. Das 
aber müßte die Bundesrepublik in zusätzliche 
Schwierigkeiten führen. 

Es würden aber auch andere Staaten der Region 
Wünsche nach deutschen Waffen anmelden. So wer-
den heute schon öffentlich Ägypten, Jordanien und 
der Sudan genannt, und die Bundesregierung hat es 
in ihrer Antwort vom 14. Dezember 1983 auf Bun-
destagsdrucksache 10/815 auf eine Kleine Anfrage 
der GRÜNEN zu Waffenlieferungen in den Nahen 
Osten auch nicht ausgeschlossen, daß auch an diese 
Länder Waffen geliefert werden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Schreck

-

lich!) 

Diese arabischen Länder müßten sich auch zurück-
gesetzt fühlen, wenn sie anders als Saudi-Arabien 
behandelt würden. Umgekehrt: Liefern wir auch 
diesen arabischen Ländern Waffen, wird die israeli-
sche Besorgnis, die jetzt schon bei der Möglichkeit 
von Waffenlieferungen an Saudi-Arabien groß ge-
nug ist, noch unendlich wachsen. Dieses Dilemma 
ist auch nicht durch wirtschaftliche Kompensa-
tionen an Israel zu beseitigen. Schon in bezug auf 
das Verhältnis von Israel zur EG im Lichte des EG-
Beitritts von Portugal und Spanien dürfte der Herr 
Bundeskanzler in Jerusalem den Mund eher zu voll 
genommen haben. 

Eine Kompensation durch Waffenlieferungen an 
Israel kann erst recht nicht in Frage kommen; denn 
das würde uns — dies ist der entscheidende politi-
sche Grund für unsere Haltung — aus der Rolle 
eines beiden Seiten freundschaftlich verbundenen 
Helfers für eine friedliche Lösung der schwierigen 
Fragen zu einem indirekten militärischen Teilneh-
mer auf beiden Seiten des Krieges machen. Wir 
dürfen aber nicht einmal auf einer Seite des Nah-
ostkonflikts indirekt militärischer Teilnehmer wer-
den. 

Nein, wenn wir überhaupt noch im europäischen 
Rahmen eine friedenstiftende Rolle — und sei sie 
noch so klein — im Nahen Osten spielen wollen, 
dann dürfen wir in keiner Form militärisch invol-
viert werden. Wir müssen vielmehr mit unseren eu-
ropäischen Partnern diplomatisch-politisch und im 
Rahmen der Mittelmeerpolitik der EG wirtschaft-
lich zu einer Friedenslösung im Nahen Osten bei-
tragen. 

Herr Bundeskanzler, diese ganze Diskussion war 
Ihnen bekannt, als Sie sich im Alleingang, bei 
Schweigen des Außenministers, zu einem Bruch 
mit der deutschen Nahostpolitik und mit der deut-
schen Waffenexportpolitik entschlossen. Sie hielten 
und halten Waffenlieferungen an Saudi-Arabien of-
fenbar für eine lang gebotene Rückkehr zu dem 
Grundsatz „business as usual". In der Tat sind die 
Geschäftsinteressen der deutschen Rüstungslobby 
die einzigen, denen mit Ihrer außenpolitischen 
Kursänderung gedient werden würde. Das macht 
uns doppelt nachdenklich. 

Vor dem Regierungswechsel von 1982, verehrte 
Kollegen von der Union, las man es übrigens auch 
bei Ihnen völlig anders. Als Bundeskanzler Helmut 
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Schmidt mit den Saudis im Frühjahr 1981 die Fra-
gen deutscher Waffenlieferungen erörterte, erklärte 
das für solche Sachen zuständige CDU-Mitglied 
Herr Geißler am 3. Mai 1981 in einem Interview mit 
„Bild am Sonntag" folgendes — ich darf mit freund-
licher Genehmigung des Herrn Präsidenten zitie-
ren —: 

Das ist eine moralische Ohrfeige für die Sozial-
demokratische Partei. Willy Brandt kniete als 
erster sozialdemokratischer Bundeskanzler im 
Warschauer Judenghetto nieder. Der zweite 
SPD-Kanzler will vor den arabischen Feinden 
Israels und ihrem 01 in die Knie gehen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Hört! Hört!) 

Und noch einmal Originalton Geißler: 

Die CDU ist und bleibt die Partei der deutsch-
israelischen Verständigung. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

— Ich hoffe, Ihr Beifall nach dem jetzt folgenden 
Zitat wird noch größer sein, Herr Kollege Dregger. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Wir klatschen 
nur, wo wir wollen! Wo sind wir den eigent

-

lich?) 

Weiter Originalton Geißler vom 3. Mai 1981: 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Konrad Ade-
nauer als Begründer dieser Politik an einen 
Staat Waffen liefern würde, der wie Saudi-
Arabien Israel den heiligen Krieg erklärt hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Wo bleibt der Beifall? — Dr. 
Waigel [CDU/CSU]: Sie wollten mit dem 
doch nichts mehr zu tun haben! Sie haben 
doch immer den Raum verlassen, wenn er 
sprach! Jetzt ist er wieder Ihr Kronzeuge!) 

— Ich verstehe ja, daß Sie das stört. Ich verstehe 
auch, daß Herr Geißler auch in dieser Frage wieder 
die Kurve gekratzt hat, weil für ihn moralische Ar-
gumente nur taktische Instrumente zur Diffamie-
rung des Gegners sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Pfui-Rufe bei der CDU/ 
CSU — Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: 

Gerade Ehmke muß das sagen!) 

Helmut Schmidt gegenüber war das, was Bundes-
kanzler Kohl jetzt gemacht hat, ein „Niederknien 
vor den arabischen Feinden und dem arabischen 
Öl", und jetzt ist es eine große moralische Leistung 
von Herrn Kohl. Schämen Sie sich doch für dieses 
Theater! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Dregger [CDU/CSU]: 
Pfui! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das 
wandernde moralische Instrument Horst 

Ehmke!) 

Besonnenere Mitglieder des Bundeskabinetts ha-
ben sich in dieser Sache damals ebenfalls, aber sehr 
sachlich, in kritischer Art geäußert, darunter der 
von uns geschätzte Bundesminister der Finanzen. 
Aber auch diese Kabinettsmitglieder sind seit dem 
Schwenk von Herrn Kohl verstummt, obwohl Sie, 

Herr Bundeskanzler, die Frage der Waffenlieferun-
gen an Riad vorher weder mit den europäischen 
Partnern noch mit Washington abgestimmt haben. 

Verstummt ist auch mein damaliger Kampfge-
fährte Hans-Dietrich Genscher. Nach Saudi-Ara-
bien hat er Herrn Möllemann mitgeschickt, der 
dann in Riad auch an der gemeinsamen Erklärung 
mit ihren weiten Formulierungen mitgewirkt hat, 
die nach meinem Erkenntnisstand im Auswärtigen 
Amt nicht vorbereitet worden war. Nach Israel hat 
er Ihren Parteifreund, Herr Bundeskanzler, unse-
ren geschätzten Kollegen Mertes, mitgeschickt. Er 
selber ist auf Tauchstation gegangen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Es gibt Leute — Herr Kollege Genscher, ich weiß, 
Sie hören das nicht gerne, wir haben schon darüber 
gesprochen —, die mir versichern, Sie hätten als 
Außenminister der sozialliberalen Koalition zur 
Frage von Waffenlieferungen an Saudi-Arabien ge-
sagt: „Nur über meine Leiche." — Ich weiß nicht, ob 
das stimmt. Ich war nicht dabei. Vielleicht haben 
Sie auch nur von Ihrer politischen Leiche gespro-
chen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, was ist das für 
eine Wahrnehmung deutscher Interessen und was 
ist das für eine deutsche Bundesregierung, in der 
sich der Bundeskanzler in außenpolitischem Dilet-
tantismus ergeht und der Bundesaußenminister 
sich verschweigt? 

(Beifall bei der SPD — Clemens [CDU/ 
CSU]: Schlammschlacht!) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben unsere Warnun-
gen vor und nach Ihrem Besuch in Riad in den 
Wind geschlagen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Gott sei Dank!) 

Sie haben sich geirrt. Und wenn Sie glauben, Sie 
wären das Thema mit den Auftritten in Israel losge-
worden, denen Sie „Unbefangenheit" testieren, so 
irren Sie sich erneut. Dafür hat Ihr dilettantischer 
Alleingang alle Chancen, auch noch in einer Farce 
zu enden. Ihre Zusage an Riad haben Sie vorher 
nicht mit den Vereinigten Staaten abgestimmt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Woher wis

-

sen Sie das denn?) 

Aber jetzt, nachdem der israelische Ministerpräsi-
dent in einer Sitzung seines Kabinetts angekündigt 
hat, er werde sich wegen Ihrer Zusage an die Sau-
dis in Washington beschweren — ein ungewöhnli-
cher Vorgang, der klarmacht, welches Verhältnis 
zwischen Washington und Bonn offenbar in Israel 
unterstellt wird —, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie können 
offenbar noch nicht einmal lesen!) 

sprechen nun plötzlich auch Sie von Abstimmung 
mit den Amerikanern. Die Welt darf jetzt mit eini-
gem Amusement darauf warten, ob Sie auch in Wa-
shington den Grundsatz hochhalten werden, daß 
deutsche Politik in Bonn gemacht wird, oder ob der 
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Musterschüler Präsident Reagans in dieser Frage 
nachsitzen muß. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN 
— Klein [München] [CDU/CSU]: Billiger 

Jakob!) 

Nach der israelischen Presse werden Sie auch aus 
der amerikanischen Presse noch sehr viel Un-
freundliches zu hören bekommen. Sie sind auch 
sicher noch genauer als ich darüber orientiert, Herr 
Bundeskanzler, daß im amerikanischen Kongreß 
ein offener Brief von Kongreßmitgliedern an Sie in 
dieser Sache in Umlauf ist. Ich nehme an, daß die 
Ziesel-Meldung die Zahl der Unterschriften stark 
anschwellen lassen wird. 

Was immer Sie machen werden, Herr Bundes-
kanzler: Es wird ein Scherbenhaufen der deutschen 
Nahostpolitik und der deutschen Waffenexportpoli-
tik sein. Liefern Sie unter Bruch Ihrer schriftlichen 
Zusage keine Waffen an Saudi-Arabien, werden Sie 
nicht nur in jenem Land, sondern in der ganzen 
arabischen Welt Ihr Gesicht verlieren. Liefern Sie, 
wie versprochen, die Waffen, werden Sie sich und 
uns in einen tiefen Konflikt nicht nur mit Israel, 
sondern auch mit maßgeblichen politischen Kräften 
der Vereinigten Staaten verstricken. So oder so: Sie 
werden dem Ansehen und den Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland Schaden zufügen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Klein [München] [CDU/ 

CSU]: So oder so sind Sie hilfreich!) 

Sie sind nicht zu beneiden, Herr Bundeskanzler, 
wir, die wir mit Ihnen geschlagen sind, noch weni-
ger. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Als Opposition könnte es uns ja scheinbar recht 
sein, Sie so von Affäre zu Affäre stolpern zu sehen. 
Als Bürger dieser Republik müssen wir die Unions-
parteien, die vor einem Jahr vom Wähler die Regie-
rungsverantwortung übertragen erhalten haben, 
bitten, diesem beklemmenden Schauspiel möglichst 
bald ein Ende zu machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich werde mich ausschließlich 
dem Thema dieser Debatte zuwenden, der Israel-
Reise des Bundeskanzlers und den deutsch-israeli-
schen und deutsch-arabischen Beziehungen. Ich 
werde dieses Thema nicht zu Polemiken mißbrau-
chen, die der Würde des Hauses und dem Ernst die-
ses Themas nicht gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Mischnick [FDP]) 

Herr Ehmke, Sie haben heute morgen keinen Bei-
trag zur deutsch-israelischen Aussöhnung, zum 
Frieden im Nahen Osten geleistet. Ihre Rede diente 
auch nicht dem Ansehen des deutschen Volkes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, man kann über Israel als Deut-
scher nicht reden, ohne sich des Holocaust zu erin-
nern. Er traf eine Religionsgemeinschaft, die über 
Jahrhunderte hinweg in unserer Mitte gelebt hatte, 
die zunächst zur Wirtschaft, dann auch zur Wissen-
schaft und zur Kultur unseres Landes großartige 
Beiträge geleistet hatte, deren Söhne im Ersten 
Weltkrieg tapfer für Deutschland gekämpft hatten. 
Viele deutsche Juden, die sich als deutsche Patrio-
ten empfanden, haben es sich nicht vorstellen kön-
nen, was ihnen nach 1933 an Niedertracht, an Haß, 
an Brutalität, aber auch an Verblendung und boden-
loser Dummheit — Dummheit gerade auch vom na-
tionalen Interesse der Deutschen her geurteilt — 
begegnet ist. 

Zwischen den Glaubensgenossen der Ermordeten 
und denjenigen, die jetzt nach 2000 Jahren wieder 
einen jüdischen Staat in Israel aufbauen, steht eine 
Last, die zu überwinden niemals vollständig gelin-
gen wird, eine Aufgabe, die aber immer wieder an-
zugehen ist. Von den deutschen Bundeskanzlern 
haben sich Konrad Adenauer, Ludwig Erhard, Willy 
Brandt und Helmut Kohl 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Da fehlt 
doch einer!) 

dieser Aufgabe in besonderer Weise gestellt. 

(Reents [GRÜNE]: Warum vergessen Sie 
Herrn Kiesinger? Ist der verstoßen?) 

Sie haben es mit Respekt vor den Opfern der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft getan, zu de-
nen nicht nur Juden gehört haben. Sie haben es mit 
Respekt vor den außerordentlichen Leistungen der 
Israelis getan, die ihr Land aus einer Wüste zu 
einem blühenden Garten gemacht haben, und sie 
haben es mit Würde und Selbstachtung getan. 

Vierzig Jahre nach Hitler war es die Aufgabe Hel-
mut Kohls, den Blick beider Völker mehr noch als 
bisher nach vorn zu richten, ohne das Vergangene 
dem Vergessen zu überantworten, was in Israel gar 
nicht möglich wäre und was auch in Deutschland 
nicht geschehen darf. Ein solcher Wechsel von der 
Vergangenheitsbewältigung zur Zukunftssicherung 
verlangt Takt, Einfühlungsvermögen, aber auch Fe-
stigkeit. Meine Damen und Herren, Zukunftssiche-
rung schließt unsere historisch begründete Pflicht 
ein, für das Recht Israels auf Existenz in anerkann-
ten und gesicherten Grenzen einzutreten. Israels 
Existenz beruht heute vor allem auf der Tapferkeit 
seiner Soldaten und auf der Hilfe seiner Freunde in 
der Welt, vor allem in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat dazu — an-
ders als die DDR — ihren Beitrag geleistet und 
wird das auch weiterhin tun. Aber das reicht nicht 
aus. Ich stimme dem später ermordeten ägypti-
schen Präsidenten Sadat zu, daß die Existenz Is-
raels auf Dauer nur durch Aussöhnung mit seinen 
Nachbarn gesichert werden kann, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

mit seiner arabischen, seiner muslimischen und sei-
ner christlichen Umgebung. 
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Das Gespräch, das ich 1976 mit Präsident Sadat 

in Kairo über dieses Thema geführt habe, werde ich 
nie vergessen. Sadat ging es damals darum, den 
Krieg mit Israel zu beenden, um seinem übervölker-
ten Land Frieden zu ermöglichen und damit die 
Lösung seiner schweren wirtschaftlichen und sozia-
len Probleme. An einem Frieden im Nahen Osten 
waren nach seiner Einschätzung die USA interes-
siert, aber nicht die Sowjetunion, da die Sowjet-
union nach Meinung Sadats ohne Konfrontation 
zwischen Israel und den arabischen Staaten keinen 
Einfluß in der Region ausüben könnte. 

Die ägyptische Armee war damals mit sowjeti-
schen Waffen ausgerüstet. Sadat erklärte mir, ohne 
Umrüstung auf westliche Waffen könne er sich 
nicht vom sowjetischen Einfluß befreien. Eine tech-
nische Armee verliere ohne Ersatzteile in Kürze 
ihre Einsatzfähigkeit. Ohne Umrüstung auf westli-
che Waffen, d. h. ohne Befreiung vom sowjetischen 
Einfluß, könne er den Friedensprozeß mit Israel 
nicht einleiten. 

Meine Damen und Herren, diese Einschätzung 
war, was die Bedeutung der Herkunft der Waffen 
betrifft, sicherlich richtig. Wer moderne Waffensy-
steme liefert, macht den Belieferten von sich ab-
hängig. 

Unbedingte westliche Enthaltsamkeit beim Waf-
fenexport, wie manche von Ihnen es fordern, über-
antwortet die Länder der Dritten Welt der Abhän-
gigkeit von der Sowjetunion. 

Die USA haben dann Waffen an Ägypten gelie-
fert, obwohl sich dieses im Kriegszustand mit Israel 
befand. Das geschah gegen den Protest Israels, aber 
es hat Israel genutzt. Nur so wurde der israelisch-
ägyptische Frieden möglich, nur so konnte die Ein-
kreisungsfront der arabischen Staaten um Israel 
herum an einer wichtigen Stelle unterbrochen wer-
den, nämlich an der Stelle des volkreichsten arabi-
schen Staates. 

Sadat hat seine Friedenspolitik, wie Sie wissen, 
mit seiner Ermordung und der zumindest zeitwei-
sen Isolierung Ägyptens in der arabischen und 
muslimischen Welt bezahlen müssen. Daß Sadat in 
seinem Versöhnungswillen ein Beispiel für alle 
Moslems, für alle Christen, für alle Juden, für alle 
Menschen war, das möchte ich bei dieser Gelegen-
heit gerne hervorheben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Zwischen der Politik Sadats und Saudi-Arabiens 
bestehen gewiß beträchtliche Unterschiede. Aber ei-
nes ist trotzdem richtig: Eine undifferenzierte 
Frontstellung des Westens gegen alle arabischen 
Staaten wäre kein Beitrag zur Sicherheit Israels. Es 
wäre ein schwerer politischer Fehler, die Unter-
schiede zwischen Saudi-Arabien, Jordanien und 
Ägypten auf der einen Seite und dem Syrien As-
sads, dem Libyen Gaddafis und dem Iran Chomei-
nis auf der anderen Seite zu ignorieren. Die Verei-
nigten Staaten von Amerika und auch die Europäer 
handeln daher nicht nur in ihrem eigenen, sondern 
auch im Interesse Israels, wenn sie die arabischen 
Staaten in begrenztem Ausmaß auch mit Waffen  

unterstützen, die zur Zusammenarbeit mit dem We-
sten bereit sind. Daß die Zusammenarbeit arabi-
scher Staaten mit dem Westen zumindest die Tole-
rierung, wenn nicht die Anerkennung Israels ein-
schließt, weiß jeder. Helmut Kohl, der deutsche 
Bundeskanzler, hat diese Position in Dschidda und 
in den anderen arabischen Hauptstädten mit Nach-
druck unterstrichen. 

Die Vereinigten Staaten, meine Damen und Her-
ren — jetzt komme ich zu Ihrer europäischen Posi-
tion, Herr Ehmke —, gewährleisten auf Grund ihrer 
Weltmachtstellung die Existenz Israels in besonde-
rer Weise. Sie liefern Waffen an Israel und an ei-
nige arabische Staaten, auch an Saudi-Arabien. Das 
geschieht in einer Dosierung, die die Selbstbehaup-
tung Israels nicht gefährdet und die arabischen 
Staaten auf der anderen Seite von sowjetischen 
Waffenlieferungen unabhängig macht. 

In diese Nahostpolitik der USA, des eigentlichen 
Garanten der israelischen Sicherheit, müssen sich 
auch die Waffenlieferungen europäischer Staaten 
einfügen. Das ist keine Abhängigkeit und kein Va-
ter-Sohn-Verhältnis oder anderes mehr, sondern 
das sind die Realitäten dieser Welt. Solange die Eu-
ropäer keine Macht verkörpern und nicht bereit 
sind, diese Macht im Nahen Osten einzusetzen, kön-
nen sie keine von den Vereinigten Staaten von 
Amerika unabhängige Nahostpolitik betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe daher von jeher gefordert, daß etwaige 
Waffenlieferungen an die arabischen Staaten im 
Einvernehmen mit den USA stattfinden. Das ist 
auch die Position des Bundeskanzlers, wie er in sei-
ner Regierungserklärung dargelegt hat. 

(Gansel [SPD]: Das hat er nicht, aber Sie 
haben recht, Herr Dregger!) 

Meine Damen und Herren, ein weiteres wichtiges 
und schwieriges Thema: Israelis — nicht alle, aber 
einige — legen an deutsche Waffenlieferungen an-
dere Maßstäbe an als an solche anderer westlicher 
Staaten. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Damit ha

-

ben sie ja wohl nicht ganz unrecht!) 

Begründet wird das mit dem Holocaust. 40 Jahre 
danach dürften, so heißt es, nicht erneut deutsche 
Waffen gegen Juden gerichtet werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

So sehr ich die Gefühle derer verstehe, die so argu-
mentieren: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber jetzt 
kommt das Eigentliche!) 

Die Argumentation selbst empfinde ich als absolut 
inakzeptabel. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Natürlich! — 
Warum?) 

Der Holocaust war nicht das Ergebnis eines Krie

-

ges des deutschen gegen das jüdische Volk: einen 
solchen Krieg hat es nicht gegeben. Die Vernich- 
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tung der Juden im Machtbereich Hitlers war nicht 
Krieg, sondern Mord, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Massen

-

mord!) 
Mord an wehrlosen Menschen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und was ist 
Krieg?) 

Diesem Mord lagen keine kriegerischen Motive zu-
grunde, sondern eine verbrecherische Rassenideo-
logie. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ja! — Jetzt sind 
wir bei der katholischen Lehre von der Ge

-

rechtigkeit der Kriege!) 
— Hören Sie doch einmal zu; Sie haben es dringend 
nötig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das kann man wohl sa

-

gen! — Fischer [Frankfurt]: [GRÜNE]: 
Herr Dregger, wir haben es nicht nötig, in 
dieser Frage von Ihnen belehrt zu wer

-

den!) 

Wer Krieg mit ideologisch motiviertem Massen-
mord an wehrlosen Menschen auf eine Stufe stellt, 
beleidigt nicht nur die Soldaten aller Völker, die 
ehrenhaft gekämpft haben; 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ist Krieg was 
Besseres?) 

er verniedlicht zugleich die Verbrechen, die in den 
Todesfabriken Hitlers an jüdischen Menschen be-
gangen wurden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Was ist daran 
Heldenhaftes?) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß die Israelis die-
sen Unterschied auf Dauer übersehen wollen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Da haben 
Sie eine schlechte Vorstellungskraft! — 
Weiterer Zuruf von den GRÜNEN: Das ist 

einfach zu deutlich!) 
Meine Damen und Herren, 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 
das geteilte und durch Hitlers Verbrechen gedemü-
tigte — — 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE] und weitere Zurufe) 

— Hören Sie doch einmal zu, Herr Fischer. Sie kön-
nen doch nicht immer dazwischenschwätzen. Man 
muß doch einmal denken, ehe man redet! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Weitere Zurufe des Abg. Fischer [Frank

-

furt] [GRÜNE] und von anderen Abgeord

-

neten der GRÜNEN) 
Daß Sie schwätzen können, wissen wir doch! 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN: Was ist 
der Unterschied zwischen Massenmord 
und Krieg? — Krieg ist doch Massen

-

mord!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, ich bitte darum, den Redner unge-
stört seine Ausführungen machen zu lassen. Sie  

sind in der Rednerliste vorgesehen und haben die 
Möglichkeit, Ihre Äußerungen darzulegen. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das geteilte und durch Hitlers 
Verbrechen gedemütigte deutsche Volk braucht 
Freunde, auch in Israel. Der immer gefährdete jüdi-
sche Staat braucht ebenfalls Freunde, auch in der 
Bundesrepublik Deutschland. Es liegt im Interesse 
beider Seiten, freundschaftliche, d. h. die Berück-
sichtigung der Interessen des anderen ermögli-
chende Beziehungen nicht durch eine Polemik aufs 
Spiel zu setzen, die die Tatsachen ebenso ignoriert, 
wie sie die Bewertung verfälscht. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. 
Dregger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Weisskirchen? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Daß Bundeskanzler Helmut Kohl sich in Israel 
unsachlichem Druck in dieser Frage nicht gebeugt 
hat, war richtig. Das hält die künftigen deutsch-
israelischen Beziehungen von vermeidbaren Bela-
stungen frei. 

(Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/ 
CSU): Sehr gut!) 

Dafür verdient der Bundeskanzler den Dank all de-
rer, denen an guten deutsch-israelischen Beziehun-
gen in der Zukunft liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion spricht Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, dafür ausdrücklich Dank und 
Anerkennung aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Darüber hinaus möchte ich auch dem Vorsitzen-
den des Zentralrates der Juden in Deutschland, 
Herrn Werner Nachmann, danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Er hat den Bundeskanzler nach Israel begleitet, 
seine Mission in Israel mit großem Mut unterstützt 
und ungerechtfertigte Angriffe gegen den Bundes-
kanzler zurückgewiesen. Werner Nachmann hat 
sich damit Verdienste um die deutsch-israelischen 
Beziehungen erworben und zugleich zur Integra-
tion der jüdischen Glaubensgemeinschaft in unse-
rem Staat einen wertvollen Beitrag geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sollten nicht vergessen, daß es neben den 
Bürgern jüdischen Glaubens in Israel auch deut-
sche Mitbürger jüdischen Glaubens in Deutschland 
gibt, die sich trotz allem, was geschehen ist, zum 
deutschen Volk bekennen. 

(Fischer [Frankfurt]: [GRÜNE]: Vor allen 
Dingen zu Herrn Geißler! — Gegenrufe 

von der CDU/CSU) 
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Ihr Vorsitzender ist Werner Nachmann. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Hören Sie 
einmal auf die Äußerungen aus jüdischen 

Gemeinden!) 

— Vielleicht sprechen Sie einmal mit ihm, statt hier 
herumzuschwätzen, Herr Fischer! 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dazu bin 
ich doch da, Herr Dregger!) 

Ihr Vorsitzender ist Werner Nachmann. Wer seinen 
Lebensweg vor 1933 und nach 1933, vor 1945 und 
nach 1945 kennt, der muß ihm gerade als Deutscher 
Dank und Respekt entgegenbringen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Ehmke, bei allem Respekt vor der 
Opposition und ihrer Aufgabe, die Regierungspoli-
tik einer kritischen Würdigung zu unterziehen, muß 
ich doch sagen, daß Sie durch Ihre Stellungnahme 
der Schwierigkeit der deutsch-israelischen und der 
deutsch-jüdischen Beziehungen — die nicht iden-
tisch sind — ebenso wenig gerecht geworden sind 
wie der gewiß komplizierten Lage im Nahen 
Osten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Um dieser Lage Rechnung zu tragen, genügt mora-
lisches Pathos nicht. Auch von uns wird ein politi-
scher Beitrag erwartet. Er muß der besonderen 
Lage Israels ebenso gerecht werden wie den sehr 
unterschiedlichen Interessen der arabischen Län-
der, die von einer arabischen Einheit weit entfernt 
sind, wie auch dem Versuch der Sowjetunion, aus 
diesem Konflikt für sich politisches Kapital zu 
schlagen. 

Das Beispiel des Iran zeigt, was ein Mangel an 
politischer Voraussicht bewirken kann. Die SPD 
hat sich in der Unterstützung des Kampfes gegen 
das Schah-Regime immer hervorgetan. Was wurde 
erreicht? Das Ergebnis ist bestürzend. Das Chomei-
ni-Regime stellt, was die Mißachtung der Men-
schenrechte angeht, alles in den Schatten, was es 
zuvor im Iran gegeben hat. Außenpolitisch hat der 
Westen einen Verbündeten gegen einen haßerfüll-
ten Gegner eingetauscht. Ich bin sicher, daß die 
SPD durch ihr Engagement im Kampf gegen das 
Schah-Regime nicht das erreichen wollte, was ein-
getreten ist. Aber die Folgen politischen Handelns 
zu bedenken ist eine Pflicht, der sich Politiker und 
politische Parteien nicht entziehen sollten. 

(Gansel [SPD]: Das sollten sie auch zum 
Thema Waffenexporte sagen!) 

Ehe Sie, meine Damen und Herren von der SPD, 
gegen angeblich unmoralische Waffenlieferungen 
in den Nahen Osten polemisieren, sollten Sie ein-
mal über diese Problematik praktischer Politik 
nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was Sie zu Waffenlieferungen in den Nahen 
Osten gesagt haben, Herr Kollege Ehmke, war im 
übrigen unvollständig. Zwar hat die SPD-geführte 
Bundesregierung auf Druck ihrer Partei und Frak-
tion der saudischen Regierung mitteilen lassen, daß 
sie mit Waffenlieferungen nicht rechnen könne. 
Aber vorausgegangen waren nicht nur Diskussio-

nen in der SPD-Fraktion, sondern ein Besuch König 
Chalids in Bonn 1980, bei dem Bundeskanzler 
Schmidt Waffen einschließlich des Leopard 2 den 
Saudis in Aussicht gestellt hat. 

Klein [München] [CDU/CSU]: Aber wegen 
des Wahlkampfes verschwiegen!) 

Jedenfalls haben die Saudis ihn so verstanden. 
Dann traf nach langem Zögern die Absage in Saudi-
Arabien im April 1981 ein. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

Man muß sich einmal die Wirkungen auf Saudi-
Arabien vorstellen. Das In-Aussicht-Stellen und das 
anschließende Verweigern deutscher Waffenliefe-
rungen hat die deutsch-saudischen Beziehungen be-
lastet. Daß Bundeskanzler Schmidt während und 
nach seinem Besuch in Riad 1981 seine bedauerli-
che Panne durch Aussagen zur PLO auszugleichen 
versuchte — Aussagen, die den Arabern gefielen, 
aber von den Israelis als völlig unakzeptabel emp-
funden wurden —, hat die ganze Sache nur schlim-
mer gemacht. Das Ergebnis dieser Staatskunst war 
die Belastung sowohl der deutsch-saudischen als 
auch der deutsch-israelischen Beziehungen. 

Ich sage das nicht, um dem früheren Bundes-
kanzler am Zeuge zu flicken. Aber wenn Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD, schon seinen 
Nachfolger kritisieren, dann dürfen Sie doch nicht 
die Lage verschweigen, die sein Vorgänger, der 
Kanzler, der von Ihnen gestellt worden ist, hinter-
lassen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Gansel? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte schön. 

Gansel (SPD): Herr Kollege Dregger, da Sie eben 
dargestellt haben, daß die saudiarabische Regie-
rung keine Zusagen des damaligen Bundeskanzlers 
Helmut Schmidt für Waffenlieferungen und keine 
Vereinbarungen hatte, gestatten Sie bitte die Frage, 
ob wir der Fairneß und der Ehrlichkeit und Klar-
heit hier im Parlament wegen darin übereinstim-
men können, daß es — um nicht schlimmere Worte 
zu benutzen — falsch ist, wenn der Bundeskanzler 
selbst und sein Sprecher, Herr Boenisch, bei ihren 
Besuchen in Israel wider besseres Wissen erklären, 
sie hätten bei den Waffengeschäften mit Saudi-Ara-
bien nicht auf grüner Wiese angefangen, sondern — 
wörtliche Zitate — auf Grund von Vereinbarungen 
und Zusagen von Bundeskanzler Schmidt. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Gansel, es gibt nicht 
nur juristische Vereinbarungen, sondern, insbeson-
dere wenn man mit stolzen Arabern spricht, auch 
Vereinbarungen auf der Grundlage gegenseitigen 
Vertrauens. Und Sie können überzeugt sein, so juri-
stisch wie Sie und wir denken die Saudis nicht. Sie 
haben das als eine Vereinbarung aufgefaßt. Der 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat völlig recht, wenn 
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er den Tatbestand so schildert, wie er ihn geschil-
dert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Der Kollege Gansel wollte 
noch eine Zusatzfrage stellen. — Bitte. 

Gansel (SPD): Herr Dregger, bedeutet das, daß in 
Zukunft für die Gültigkeit und Glaubwürdigkeit in-
ternationaler Vereinbarungen nicht das entschei-
dend ist, was vereinbart oder nicht vereinbart wird, 
sondern das, was sich die eine Seite erhofft oder 
erwünscht? Soll das Schule machen, Herr Dregger? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Gansel, ich würde 
mich bei einem solchen Thema anders als Helmut 
Schmidt vergewissern, auch ohne formelle Ver-
tragsschließung, ob das, was ich in Aussicht stelle, 
auch einzuhalten ist. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er ja getan!) 

— Nein, das hat er nicht getan. Wenn jemand etwas 
in Aussicht stellt und nach langem Zögern zurück-
nimmt, muß er damit rechnen, daß er die deutsch-
arabischen Beziehungen belastet. Und das hat Hel-
mut Schmidt getan. Darüber können Sie doch nicht 
hinwegreden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Wischnewski wünscht noch eine Zwischenfrage zu 
stellen. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte. 

Wischnewski (SPD): Herr Dr. Dregger, wie kom-
men Sie zu der Auffassung, daß durch die Absage 
vom 10. Juni 1982 die Beziehungen durch die Politik 
Helmut Schmidts belastet worden sind, wenn un-
mittelbar nach dem Regierungswechsel, d. h. nach 
dem 1. Oktober 1982, der König Helmut Schmidt 
eingeladen hat, Helmut Schmidt diese Einladung 
wahrgenommen hat und zwischen dem König und 
ihm ein freundschaftliches Gespräch stattgefunden 
hat, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

was der Beweis dafür ist — ich habe an diesem 
Gespräch teilnehmen können — , daß die Beziehun-
gen trotz der Absage sich zu dieser Zeit in bestem 
Zustand befanden? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Kollege Wischnewski, 
aus dem Verhalten der Saudis kann folgendes ge-
schlußfolgert werden, erstens, daß es Kavaliere 
sind, 

(Lachen bei der SPD) 

und zweitens, daß sie genau wissen, daß Helmut 
Schmidt die SPD nicht mehr repräsentiert, daß es 
nicht an Helmut Schmidt gelegen hat, wenn die 

Waffen nicht geliefert worden sind, sondern an der 
SPD. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler 
Kohl mußte mit der Lage fertig werden, die sein 
Vorgänger ihm in Saudi-Arabien und in Israel hin-
terlassen hatte. Das ist dem Bundeskanzler in Sau-
di-Arabien wie in Israel in einer Weise gelungen, 
die Respekt verdient. Entscheidend ist, daß der 
Bundeskanzler in Jerusalem nichts anderes als in 
Djidda gesagt hat, wobei er in Djidda den Saudis 
weniger Waffen — keine Leo II — in Aussicht ge-
stellt hat als sein Vorgänger in Bonn und in Riad. 
Den Israelis hat der Bundeskanzler die deutsche 
Position offen und ehrlich dargestellt. Er hat sich in 
Saudi-Arabien zur deutsch-israelischen Freund-
schaft bekannt, und er hat in Jerusalem die 
deutsch-arabische Freundschaft nicht aufgekün-
digt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Die höhere 

Staatspolitik!) 

Meine Damen und Herren, das ist gute Politik, das 
ist Politik, wie wir Christliche Demokraten und 
Christlich-Soziale sie wollen. Daran sollten Sie fest-
halten, Herr Bundeskanzler. Sie werden dabei un-
sere volle Unterstützung finden. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU — Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reents. 

Reents (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe durch die Rede von Herrn 
Dregger eben zwei Dinge hinzugelernt. Herr Dreg-
ger hat davon gesprochen, daß das Existenzrecht 
Israels auf die Tapferkeit seiner Soldaten gegrün-
det sei. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich denke, da wir j a um die Übereinstimmung wis-
sen, die in der CDU/CSU-Fraktion und zwischen 
der Fraktion und dem entsprechenden Teil der Re-
gierung besteht, darf man in diesem Fall das hinzu-
addieren, was vor kurzer Zeit Herr Minister Geißler 
in seiner bösartigen Unterstellung gegen den Pazi-
fismus vorgebracht hat, der für Auschwitz mit ver-
antwortlich sein soll. Ich habe schon immer vermu-
tet, daß dieser seinerzeitige Vorwurf von Herrn 
Geißler weit über das hinausgeht, was dazu sicht-
bar wurde, und daß sich dieser Vorwurf irgendwann 
— irgendwann — aus dem Munde eines Sprechers 
der CDU/CSU in eine direkte Beschuldigung auch 
der jüdischen Opfer des Faschismus umwandeln 
wird; denn mit dem, was Sie gesagt haben, Herr 
Dregger, beziehen Sie natürlich implizite auch all 
diejenigen ein, die in Israel heute sagen: Unsere 
Zukunft hängt eben nicht mehr von der Tapferkeit 
der Soldaten ab, sondern unsere Zukunft hängt vom 
Ausgleich und von der Verständigung mit dem palä-
stinensischen Volk ab; die davon reden, daß endlich 
Schluß mit der israelischen Besetzung des Südliba- 
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non und ähnlichem gemacht werden muß. Alle 
diese beziehen Sie, wenn man die gesamte Pro-
grammatik der CDU nimmt, heute mit ein als die 
Verantwortlichen dafür, daß es Opfer im jüdischen 
Volk im Faschismus gegeben hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Absurd, so et

-

was! — Solches Gerede! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Das ist das eine, was ich gelernt habe. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Das zweite, Herr Dregger: Sie haben die Waffen-
lieferung an Saudi-Arabien damit zu bagatellisieren 
versucht, daß das Naziregime keinen Krieg gegen 
die Juden geführt habe. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Nein, „kein Krieg 
des deutschen Volkes gegen das jüdische 

Volk"!) 

sondern einen Massenmord. Sie sagen, daß der 
Massenmord etwas Schlimmeres sei als ein Krieg. 
Das ist eine Ansicht, die ich nicht teile. Für mich ist 
es das gleiche. Aber wenn Sie sagen, daß das etwas 
Schlimmeres sei als der Krieg — was ich nicht ver-
stehe —: wieso kann man mit etwas, was man für 
unmoralischer, was man für schlimmer, was man 
für gefährlicher, was man für bedrohlicher hält, be-
gründen, daß es heute legitim sein soll, wieder Waf-
fen an einen Staat zu liefern, von dem auch die ehe-
maligen Opfer des Nazifaschismus bedroht sind? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Das ist das eine dabei. Aber das zweite dabei ist: 
Krieg hat das Naziregime z. B. auch gegen die So-
wjetunion geführt. Was folgt denn aus Ihrer Aussa-
ge? Es folgt daraus, daß die Bundesrepublik an kei-
nen Staat mehr Waffen liefern darf und demzufolge 
auch selber nicht haben darf, wo dies gegen die 
Sowjetunion gerichtet wäre; denn da wurde ja da-
mals von seiten des Naziregimes Krieg geführt. 

(Dr. Stercken [CDU/CSU]: Ein schöner Ver

-

gleich! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Was man, glaube ich, zu dem hinzufügen muß, 
was Sie gesagt haben, ist folgendes: Ihnen geht es 
— das fällt mir nicht zum erstenmal auf — über-
haupt nicht um Logik, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Jetzt beschreiben 
Sie Ihre eigene Rede!) 

Ihnen geht es nicht um Aufklärung, Ihnen geht es 
nicht um Moral, Ihnen geht es lediglich darum, alle 
möglichen absurden Argumente zu erfinden, um 
eine ganz bestimmte waffenklirrende Position der 
CDU/CSU-Fraktion hier zu verankern. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Schwarz 
[CDU/CSU]: Sie wissen gar nicht, was Lo

-

gik ist! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, nach 
dem Besuch des Bundeskanzlers in Israel hat man 
im „Spiegel" den Kommentar eines israelischen Po-
litikers zu diesem Besuch lesen können. Er sagte:  

„Er — der Bundeskanzler — neigt den Kopf zur 
Seite und redet Platitüden." 

(Klein [München][CDU/CSU]: Sie waren ja 
dabei?!) 

Ich finde, daß ist ziemlich milde gesprochen, und es 
ist auch nur die halbe Wahrheit. Wenn es nur Plati-
tüden wären, dann würden wir das unter die schüt-
zenswerte Intimsphäre des Bundeskanzlers mit 
veranschlagen. 

Aber es geht um mehr bei all dem, was dort in 
Israel von seiten des Bundeskanzlers vorgetragen 
wurde und was heute hier noch einmal in der Rede 
von ihm und von Herrn Dregger verstärkt worden 
ist. Es geht darum, daß mit diesem Besuch die 
Frage des Umgangs mit der deutschen Vergangen-
heit, die Frage des Umgangs mit den Naziverbre-
chen neu aufgeworfen ist, der von dieser Regierung 
leichtfertig, makaber und gefährlich betrieben 
wird. 

Die kurze Botschaft, die der Bundeskanzler im-
mer wieder rüberzubringen versucht hat, ist: Die 
Bundesrepublik heute mit ihrem Kanzler von 
knapp 54 Jahren hat mit der deutschen Vergangen-
heit nichts mehr zu tun. 

(Weiß [CDU/CSU]: Das ist doch nicht wahr! 
Das stimmt doch überhaupt nicht! — Dr. 
Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Was ist das für 

ein wirres Zeug!) 

Weil das so sei, müsse endlich international und vor 
allem in Israel akzeptiert werden, daß Saudi-Ara-
bien für deutschen Waffenhandel genauso offen 
stehe wie die übrige Welt. 

Rüstungslieferungen an Saudi-Arabien gab es 
immer schon und gibt es auch jetzt schon. Das ist 
durch die Beantwortung der Kleinen Anfrage be-
kannt geworden, die von Walter Schwenninger von 
unserer Fraktion gestellt wurde, auf die die Bundes-
regierung keine konkreten Antworten gegeben hat 
unter explizitem Hinweis auf die Wahrung von Ge-
schäftsgeheimnissen und wegen möglicher außen-
politischer Schädigung durch die Publikation. Das 
ist implizit natürlich eine Bestätigung. 

Aber der Bundeskanzler hat seine Auffassung, 
daß die heutige Bundesrepublik und namentlich die 
heutige Bundesregierung nichts mehr mit der Nazi-
vergangenheit zu tun habe, prompt widerlegt. Das 
ist das, was jetzt ab diesen Tagen als die neue 
Affäre dieser Bundesregierung, als die Ziesel-Affä-
re, mit Sicherheit noch reichlich debattiert werden 
wird. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Das ist ja unerträg

-

lich, was Sie da verzapfen!) 

Über diesen Herrn Ziesel, über den Herr Ehmke 
vorhin schon gesprochen hat, muß man, glaube ich, 
noch etwas hinzufügen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Fügen Sie 
mal!) 
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vor allem, nachdem sich der Bundeskanzler auf 
diese Frage in der Art eingelassen hat, wie er es 
getan hat. 

(Weiß [CDU/CSU]: Sehr gut hat er es ge

-

macht!) 

Herr Ziesel ist 1930 dem NS-Studentenbund beige-
treten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht dem Kom

-

munistischen Bund!) 

Er ist 1931 Mitglied der NSDAP geworden. Er ist 
sozusagen ein Nazi der ersten Stunde gewesen. 
Seine Mitgliedsnummer habe ich hier. Wenn es Sie 
interessiert, kann ich Ihnen das bringen. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Nennen Sie doch 
Ihre eigene!) 

Herr Ehmke hat bereits Zitate aus dem „Völkischen 
Beobachter" aus Aufsätzen gebracht, die von Herrn 
Ziesel stammen. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Wenn ein Radika

-

ler über Radikale redet, dann wird es 
lächerlich!) 

Man kann hinzufügen, daß es wirklich ein ganzes 
Werk von ihm gibt, wo er nicht nur gegen das soge-
nannte „jüdische Untermenschentum" hetzt, son-
dern wo er beispielsweise auch „die schöpferische 
Urkraft des Krieges für das Wesen des Dichteri-
schen" gepriesen hat. Der Herr Bundeskanzler hat 
ja eine gewisse Vorliebe für das Dichterische. 

Ein Punkt muß allerdings noch unbedingt er-
wähnt werden. Herr Bundeskanzler Kohl — das 
habe ich nicht gewußt; ich kannte zwar die Be-
kanntschaft die Herr Ziesel früher mit dem ehema-
ligen CSU-Bundestagsabgeordneten Becher und 
dem CSU-Verleger Karpfinger hatte — hat hinzuge-
fügt, er kenne diesen Herrn seit 1959. Das ist in der 
Tat interessant. Denn wenn er ihn seit 1959 kennt, 
dann weiß er sicherlich, daß dieser Ziesel nach 1945 
ein Verbot zur Publikation sämtlicher Schriften in 
Österreich erhalten hat, aber in der Bundesrepublik 
reichlich weiter publiziert hat, in allen möglichen 
neonazistischen Blättern, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!) 

unter anderem 1962, drei Jahre nach dem Anknüp-
fen der Bekanntschaft mit Herrn Kohl, in der 
„Deutschen National- und Soldatenzeitung" zum 
„Kampf gegen die entartete Linke, die unser Volk 
besudelt", aufgerufen hat. Ein Mann, der noch 1968 
im Impressum des „Deutschen Studentenanzeigers" 
der NPD vermerkt gewesen ist, neun Jahre nach 
dem Anknüpfen der Bekanntschaft zwischen Herrn 
Kohl und Herrn Ziesel. Ich glaube, das sind Dinge, 
die in der Tat interessant sind. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist ver

-

leumderischer Quatsch, was Sie hier sa

-

gen!) 

Man muß jetzt, nachdem das bekannt ist, danach 
fragen und feststellen, daß es offensichtlich im Um-
kreis des Bundeskanzlers Leute geben muß, die  

eine direkte Protektion von Altnazis und Neonazis 
betreiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Unerträglich! — Unver

-

schämtheit! — Lügen und Verleumdungen! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU — 
Abg. Dr. Stercken [CDU/CSU] meldet sich 

zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Reents, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Reents (GRÜNE): Tut mir leid, Herr Stercken, ich 
muß heute meine Zeit voll nutzen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Kommuni

-

stischer Rufmord ist das!) 

Ich denke, daß das aufgeklärt werden muß. 

Denn es muß j a diese Protektion geben, wenn es 
möglich ist — da kann man sich nicht mit irgend-
welchen Losentscheidungen herausreden —, daß 
dieser Herr Ziesel in der Bundeskanzlermaschine 
mitfliegen konnte, offensichtlich deswegen, damit 
man die Sache mit dem Visum geheimhalten konn-
te. Denn Herr Ziesel hätte vom israelischen Staat 
kein Visum bekommen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Er braucht 
keines!) 

Man muß danach fragen: Wer ist dafür verantwort-
lich, daß der Name von Herrn Ziesel auf der Presse-
liste nicht aufgetaucht ist? Wer sind diejenigen im 
Umkreis des Bundeskanzlers, die diese Protektion 
von Alt- und Neonazis betreiben? 

Das Geburtsjahr des Bundeskanzlers, auf das er 
in Israel häufig hingeweisen hat, ist zweifellos die 
unwichtigste Information, die es für das Verhältnis 
dieser Republik zur deutschen Vergangenheit gibt. 
Die wirklich wichtigen Informationen lassen sich 
nicht alle in einem kurzen Beitag zusammentra-
gen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Vor allem 
nicht von Ihnen — Dr. Stercken [CDU/ 
CSU]: Sie haben doch gar nicht zu den 
deutsch-israelischen Beziehungen gespro

-

chen!) 

Aber ich denke, die Tatsache, daß Altnazis wie 
Oberländer, wie Globke, wie Gehlen Minister, Kanz-
lerberater oder Chef des Bundesnachrichtendien-
stes in dieser Republik werden konnten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie lange waren 
Sie Kommunist? — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Was heißt „war"?) 

gehört ebenso dazu wie die Tatsache, daß man auch 
1984 noch als ehemaliges NSDAP-Mitglied Bundes-
präsident in dieser Republik sein kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört! — 
Wie lange waren Sie Kommunist? — Sie 

Ex-Kommunist!) 

Daß z. B. der Auswärtige Dienst der Bundesrepu

-

blik zu zwei Dritteln mit ehemaligen NSDAP-Mit- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 	3743 

Reents 
gliedern aufgebaut wurde — wie Adenauer 1952 
selbst zugegeben hat —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben es 
nötig!) 

gehört ebenso dazu wie die Tatsache, daß heute 
noch oder heute wieder auf Weisung eines Bundes-
tagspräsidenten Kränze vom Gedenkstein für die 
von den Nazis ermordeten Mitglieder des Deut-
schen Reichstages entfernt werden. 

Daß angesichts der rund 35 000 Personen, die laut 
Simon Wiesenthal an den Massenmorden der Nazi-
Zeit als Täter direkt beteiligt waren, nur 6 000 Er-
mittlungen von der Ludwigsburger Zentrale zur 
Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen 
überhaupt durchgeführt wurden, gehört sicherlich 
ebenso dazu wie die Tatsache, daß Ausländer in der 
Bundesrepublik wieder Angst vor staatlicher und 
nichtstaatlicher Verfolgung haben müssen. Und 
schließlich ist die Tatsache, daß Flick, Krupp und 
andere heute wie damals alles, bis hin zur Politik, 
kaufen können, die wohl wichtigste Information 
über deutsche Traditionslinien. 

Wer angesichts der naturwüchsigen Auslöschung 
von Geschichtsbewußtsein durch den Generatio-
nenwechsel den Blick nach vorn anstatt den Blick 
nach hinten predigt, wer das angesichts der Tatsa-
che tut, daß sich in letzter Zeit Meldungen über 
neonazistische Beeinflussungen unter Jugendli-
chen häufen — z. B. in Fußballfanklubs —, fischt im 
trüben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Da hilft es nichts, wenn sich Herr Dregger hier hin-
stellt und sagt, das gehe ohne Vergessen der Ver-
gangenheit ab; denn es war schließlich die „Jerusa-
lem Post", die den Bundeskanzler erst wieder an 
Herrn Globke erinnern mußte. Er hat in seinen Re-
den nur diejenigen in Erwähnung gebracht, die aus 
den Reihen der CDU/CSU Gegner des Nazi-Regi-
mes gewesen sind. 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

Das andere spielt eben keine Rolle mehr. 

Der Freispurch der Bundesrepublik und ihrer po-
litischen Repräsentanten von der Geschichte des 
deutschen Faschismus und der Freikauf gegenüber 
den Opfern des Nazi-Regimes, vor allen Dingen ge-
genüber den 6 Millionen Juden — das Eineinhalbfa-
che der heutigen Bevölkerung Israels — sind nichts 
Neues. Dasselbe blödsinnige Argument mit dem ei-
genen Geburtsjahr hat übrigens auch schon Herr 
Barzel 1965 in die Debatte des Bundestages über 
die Verjährung der NS-Verbrechen eingeführt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sind Sie für 
Sippenhaft?) 

„Als Hitler kam, war ich acht Jahre alt", sagte er 
damals. Dazu dient das eben immer: um damit zu 
begründen, daß die historische Last personell jetzt 

endlich abgetragen sei. Zu nichts anderem werden 
diese Argumente ja gebracht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seien Sie froh, 
daß Sie noch jünger sind! — Weiterer Zu

-

ruf des Abg. Schwarz [CDU/CSU]) 

Eine weitere Bundestagsdebatte, die in demsel-
ben Jahr über die Nahostpolitik der Bundesregie-
rung geführt worden ist — am 17. Februar 1965 —, 
ist auch lehrreich in bezug auf die Kontinuitäten, in 
die sich der Herr Bundeskanzler so gerne stellt. Der 
damalige Bundeskanzler Erhard 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Hat die diplo

-

matischen Beziehungen aufgenommen!) 

erklärte in jenem Jahr — ich zitiere das aus dem 
Stenographischen Bericht —: 

Unter Entbehrungen und Opfern haben die 
Deutschen ... sich bemüht, Schulden abzutra-
gen, die ihnen das „Dritte Reich" aufgebürdet 
hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: War das nicht 
so? — So war es doch!) 

Der Vorwurf des Freikaufs ist in der Tat nicht pole-
misch, wenn weniger von der politischen Schuld 
und von der politischen Haftung, von der Hannah 
Arendt gesprochen hat, die Rede ist, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was haben die 
Kommunisten in der Zeit gemacht? — Wo 
waren denn Ihre kommunistischen 

Freunde aus der DDR in der Zeit?) 

sondern von Schulden abtragen. Darum geht es 
auch. 

Das ist diesselbe Mentalität, die den Bundeskanz-
ler heute dazu führt, daß er sich in Israel genötigt 
sieht, darauf hinzuweisen, daß die Entwicklungs-
hilfe an Israel das einzige sei, was nicht gekürzt 
worden sei. Wer die Wiedergutmachungszahlungen 
für die Opfer des Nationalsozialismus überhaupt 
für ein Argument in dieser Auseinandersetzung 
hält und diese als Großzügigkeit ausgibt, an dessen 
politischer Moral klebt ein Preisschild. Das hat uns 
der Bundeskanzler vorgeführt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Sie haben es nötig! — Bei 

Ihrer Vergangenheit!) 

Das ist j a bei den Waffengeschäften mit Saudi-
Arabien nichts anderes. Die israelischen Politiker 
haben gesagt: Es darf nie deutsche Waffen in den 
Händen eines Staates geben, die auf Juden zielen. 

(Dr. Müller [München] [CDU/CSU]: Unter

-

stützen Sie weniger die PLO, dann ist es 
besser!) 

Ich denke, daß dieses Argument allein bereits zählt, 
um deutsche Waffenlieferungen nach Saudi-Ara-
bien auszuschließen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
FDP: Sehr verkürzt!) 

Ich denke aber, daß man etwas hinzufügen muß; 
ich tue das aus unserer Sicht. Dieses Argument, das 
von israelischer Seite vorgebracht wird, wird natür- 
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lich immer nur zeitweise — das ist jetzt die zurück-
liegende Zeit — für diejenigen zählen, die grund-
sätzlich bereit sind, an Waffen zu verdienen, die 
grundsätzlich bereit sind, am Krieg zu verdienen, 
die grundsätzlich mit eigenen Großmachtinteressen 
in anderen Regionen Politik machen wollen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Zum Bei

-

spiel Moskau!) 

Weil wir dagegen sind, sind wir gegen einen Rü-
stungsexport überhaupt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Auch bei Moskau? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch wenn ich weiß, daß Sie diese Position nie ein-
sehen werden, denke ich, daß für Sie allein das 
Argument, das aus israelischer Sicht vorgebracht 
wurde, wegen der deutschen Vergangenheit genü-
gend zählen sollte. 

Acht der zehn Staaten, die an der Weltspitze der 
größten Waffenimporteure stehen, sind Staaten des 
Nahen Ostens. Die USA beispielsweise haben in 
den letzten zehn Jahren 60 % ihrer Rüstungsexporte 
in Staaten des Nahen Ostens gelenkt. 

(Clemens [CDU/CSU]: Und die Sowjet

-

union?) 

— Ich habe die Zahlen jetzt nicht hier; ich weiß das 
nicht. Walter, hast du die Zahlen im Kopf? 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— So einfach können Sie mir nicht kommen. Das 
ist nicht das Problem. Ich weiß, daß die Waffenliefe-
rungen der Sowjetunion in den Nahen Osten einen 
ganz beträchtlichen Umfang haben. Ich stehe hier 
überhaupt nicht an zu sagen, daß ich das genauso 
verurteile. Ich habe Ihnen lediglich gesagt: Ich habe 
die Zahlen nicht hier. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Sie sollten sich wegen meiner grundsätzlichen Au-
ßerung gegen den Rüstungsexport solche billigen 
Retourkutschen sparen. 

Wer weiß, wie die Rüstungsgüter in den Nahen 
Osten gepumpt werden, sollte begreifen, daß der 
Krieg im Nahen Osten ein Teil unseres Friedens 
hier in Europa ist 

(Berger [CDU/CSU]: Erklären Sie das doch 
mal!) 

und daß man sich nicht moralisch damit herausre-
den kann, daß es hier um neue Stabilitäten im Na-
hen Osten geht. Man muß sehen, daß alles das, was 
Sie als positiv verbuchen, beispielsweise das Camp-
David-Abkommen, nicht einmal zu einer Reduzie-
rung der Waffenlieferungen an die beteiligten Staa-
ten Ägypten und Israel geführt hat, sondern viel-
mehr zu einem Anstieg. 

Ich habe sehr viel Zeit auf dieses Thema des Ver-
hältnisses zur deutschen Vergangenheit verwen-
det. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist 
völlig überflüssig gewesen!) 

Weil Israel so, wie es geworden ist, eine Folge der 
Naziverbrechen an den Juden ist, gibt es hier in der 
BRD auch eine politische Verantwortung und eine 
politische Haftung für die Lage des palästinensi-
schen Volkes. Die Politik der Regierung unseres 
Landes hat diese zweite Haftung, nämlich gegen-
über den Palästinensern, nicht wahrgenommen, 
weil sie sich aus ihrer ersten Haftung gegenüber 
den Juden herauszustehlen und herauszuschlei-
chen versucht hat. Es ist eine Grundsatzfrage, wel-
che Lehre man aus dem Faschismus gezogen hat, 
ob das unbedingte Selbstbestimmungsrecht der 
Völker — aller Völker — nicht nur etwas für Sonn-
tagsreden, sondern etwas für die alltägliche Politik 
ist, oder ob die eigenen wirtschaftlichen Interessen, 
nach denen man die Welt zu ordnen gedenkt und 
Abhängigkeiten in bestimmten Regionen schafft, 
die übergeordnete Leitlinie sind, wie es bei dieser 
Bundesregierung der Fall ist. 

Ich sehe, daß meine Redezeit zu Ende ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 
Ich hätte gern noch zur Frage des palästinensi-
schen Volkes gesondert gesprochen. Das werden 
wir sicherlich später hier noch tun können. 

Ich will nur eines zum Schluß sagen. Herr Ehmke 
hat zum Schluß seiner Rede davon gesprochen, daß 
in keiner Form von seiten der Bundesrepublik aus 
militärisch interveniert werden darf. Gerade ange-
sichts der Meldungen aus jüngster Zeit über das, 
was im Libanon, was in Beirut vor sich geht, denke 
ich, daß endlich der Bundestag der Bundesrepublik 
Deutschland den Schlußstrich ziehen sollte und tat-
sächlich jede finanzielle Unterstützung für das, was 
im Libanon unter dem Namen Friedenstruppe läuft 
und was sich immer mehr als tatsächliche Kriegs-
partei im Libanon entpuppt, einzustellen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
daß man sich nicht mehr damit herausreden kann, 
wie es bislang der Fall ist, nur für eine Einfrierung 
dieser Mittel einzutreten, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Damit die So

-

wjetunion die führende Oberhand gewinnt! 
Damit die Russen schnell da sind! So ist 

das richtig!) 
sondern es geht darum, hier tatsächlich den Beweis 
dafür anzutreten, daß man sich militärisch heraus-
zieht und diese Finanzzuwendungen an die sogenann-
ten Friedenstruppen endgültig aus dem Bundeshaus-
halt herausnimmt. Meine Redezeit ist abgelaufen. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schäfer. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die FDP-Frak-
tion begrüßt den Bericht des Bundeskanzlers über 
seine Israelreise, weil es für uns wesentlich ist, daß 
Helmut Kohl 10 Jahre nach dem Besuch von Willy 
Brandt als zweiter deutscher Bundeskanzler nach 
Israel gereist ist, um die bestehenden engen und 
freundschaftlichen Beziehungen zum Staat Israel 
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zu unterstreichen, um in einem offenen Dialog mit 
der israelischen Regierung und Opposition alle un-
ser beiderseitiges Verhältnis betreffenden wesentli-
chen Fragen anzusprechen, auch die, meine Damen 
und Herren, die nicht erst seit Amtsantritt dieses 
Kanzlers und der Koalition aus CDU/CSU und FDP 
strittig sind, und weil er bei seinem Besuch, wie das 
der Bundesaußenminister bei früheren Besuchen in 
Israel getan hat, die Kontinuität deutscher Außen-
politik verdeutlicht hat, die im Konzert mit unseren 
europäischen Partnern auf eine friedliche Lösung 
des israelisch-arabischen Konfliktes zielt. 

Der Bundeskanzler hat sich bei dieser Reise wie 
alle seine Vorgänger zu der nationalen geschichtli-
chen Verantwortung der Deutschen bekannt, Herr 
Reents. Er hat aber auch um Verständnis dafür 
geworben, daß deutsche Außenpolitik die legitimen 
Interessen aller Staaten der Nahostregion zu be-
rücksichtigen hat, also auf dem Prinzip der Ausge-
wogenheit beruhen muß. 

Wir wissen, wie schwer es ist, einerseits in den 
arabischen Staaten unser besonderes historisch be-
gründetes freundschaftliches Verhältnis zu Israel 
begreiflich zu machen, andererseits in Israel auf 
unsere traditionell engen und guten Beziehungen 
zur arabischen Welt zu verweisen. Helmut Kohl hat 
sich dieser Aufgabe bei seinen beiden Reisen in 
drei mit uns eng befreundete arabische Staaten im 
vergangenen Jahr und mit seiner Israelreise jetzt 
mutig gestellt, und ich bin Ihnen, Herr Dregger, 
sehr dankbar dafür, daß Sie das in einer, wie ich 
meine, sehr guten Rede herausgearbeitet haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vor allem — das ist in der Politik nicht selbstver-
ständlich — hat er in all diesen Ländern nicht den 
jeweiligen Regierungen etwa nach dem Munde ge-
sprochen, sondern er hat die gleichen Auffassungen 
in den arabischen Staaten wie in Israel vertreten. 
Ich meine, auch das verdient unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, niemand leugnet, daß 
der Israelbesuch des Bundeskanzlers von der sehr 
emotional aufgeladenen Diskussion über mögliche 
deutsche Waffenexporte nach Saudi-Arabien über-
schattet war. Es ist aber von großer Unredlichkeit, 
wenn heute wieder der Versuch unternommen wird, 
diesen Bundeskanzler für dieses Problem verant-
wortlich zu machen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Er hat doch die 
Abmachungen getroffen!) 

— Die von der sozialliberalen Koalition, von unse-
ren beiden Fraktionen, Herr Ehmke, erarbeiteten 
Richtlinien für den Waffenexport, die mit Beschluß 
der sozialliberalen Bundesregierung vom 28. April 
1982 als politische Grundsätze erlassen worden 
sind, halten an dem im Vergleich zu unseren euro-
päischen Nachbarstaaten, erst recht aber auch zu 
den Vereinigten Staaten und — das darf ich hier 
gar nicht polemisch sagen — auch im Vergleich 
zum Staate Israel, sehr strengen Einschränkungen 
deutscher Waffenexporte fest. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr restriktiv!) 

Die neuen Ausnahmeregelungen für den Export 
von Kriegswaffen in Länder außerhalb der NATO 
beziehen sich nunmehr „auf besondere politische 
Erwägungen" bzw. — ich zitiere — „außen- und 
sicherheitspolitische Interessen der Bundesrepu-
blik unter Berücksichtigung der Bündnisinteres-
sen". 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Das kann alles 
heißen!) 

Es waren offensichtlich solche Interessen, meine 
Damen und Herren, die Bundeskanzler Helmut 
Schmidt bei seinem Besuch in Saudi-Arabien dazu 
veranlaßten, Wünsche der saudischen Regierung 
nach deutschen Waffen nicht zurückzuweisen. Hel-
mut Schmidt sah sich angesichts des vitalen Inter-
esses des westlichen Bündnisses an der Erhaltung 
eines stabilen Gleichgewichts am Persischen Golf 
— ich glaube, das muß hier doch einmal herausge-
stellt werden, statt den Konflikt ganz woanders hin 
zu verengen — dazu offensichtlich nicht in der 
Lage. Ich darf an dieser Stelle in diesem Hause 
auch noch einmal an die Vorstellungen der ameri-
kanischen Regierung und auch an das erinnern, 
was uns Außenminister Shultz bei Gesprächen 
noch vor wenigen Wochen in Bonn gesagt hat, näm-
lich, daß die Amerikaner von den europäischen Ver-
bündeten eine stärkere materielle Beteiligung bei 
der Friedenssicherung am Persischen Golf erwar-
ten. Wir, Herr Ehmke, haben es alle abgelehnt, ei-
ner früher schon vorgeschlagenen Erweiterung des 
Operationsraumes der NATO zuzustimmen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehmke (Bonn)? 

Schäfer (Mainz) (FDP): Im Augenblick nicht. 

Wir haben auch großes Verständnis für die Skep-
sis der arabischen Golfstaaten gegenüber der Prä-
senz westlicher Truppen und Flottenverbände in 
diesem Raum. Also gilt es doch einmal in diesem 
Gesamtzusammenhang zu verdeutlichen, daß es 
hier ganz andere Alternativen gibt, die wir gar nicht 
wollen können. Meine Damen und Herren, wir müs-
sen — bei aller Debatte um Israels Interessen — 
aber auch Verständnis dafür haben, daß sich die 
arabischen Golf-Staaten selber militärisch wapp-
nen wollen, ich möchte sagen: müssen, gegen fanati-
sche religiöse oder politische Gegner, die die Lage 
am Golf teilweise schon auf schlimme Weise desta-
bilisiert haben. 

Ausschließlich aus diesem Grund und trotz zu-
nächst massiver Kritik des mit ihnen eng befreun-
deten und von ihnen selber mit einem riesigen Ar-
senal modernster Waffen ausgerüsteten Staates Is-
rael haben die USA Kriegswaffen für Milliarden 
Dollar an Saudi-Arabien zugesagt und zum Teil 
schon geliefert. Und es ist Ihnen doch nicht entgan-
gen, daß im vergangenen Jahr — das wurde heute 
noch nicht erwähnt — ein amerikanisch-israeli-
sches Kooperationsabkommen über eine sehr enge 
Zusammenarbeit im Waffenbereich geschlossen 
worden ist, von dem wir sagen müssen, daß es in 
den moderaten arabischen Staaten keine Begeiste- 
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rung im Hinblick auf die Fortsetzung des Friedens-
prozesses ausgelöst hat. 

Es waren übrigens die Saudis — und ich möchte 
das hier sehr deutlich sagen —, die andererseits die 
von ihnen für die Verteidigung ihres Landes als 
notwendig angesehenen Waffen nicht ausschließ-
lich von den Vereinigten Staaten beziehen wollten, 
wofür sie sehr einleuchtende Gründe hatten und 
haben. Wer ihnen aber gar unterstellt, meine Da-
men und Herren, sie hätten uns zu solchen Waffen-
lieferungen im Hinblick auf unsere angebliche Ab-
hängigkeit von ihrem 01 erpressen wollen, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das hat nur 
Herr Geißler gesagt!) 

der handelt wider besseres Wissen oder aber sitzt 
einer böswilligen Propaganda auf, deren Ziel es ist, 
unser vertrauensvolles Verhältnis zu diesem Staat 
zu untergraben. 

(Gansel [SPD]: Was hat Herr Kohl in Israel 
gesagt?) 

— Entschuldigen Sie bitte, ich meine Sie gar nicht. 
Diejenigen, die das gesagt haben, wissen schon, 
wen ich meine. 

(Gansel [SPD]: Dann sagen Sie es doch! 
Nennen Sie Roß und Reiter! Haben Sie den 

Mut!) 

— Herr Gansel, hören Sie doch mit diesem Spruch 
von Roß und Reiter auf. Ich sage Ihnen: Die, an die 
ich diese Worte gerichtet habe, sind andere, nicht 
Sie; die wissen, wer gemeint ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir auch!) 

Wer will eigentlich den Vereinigten Staaten 
ernsthaft unterstellen, ihre Waffenlieferungen an 
Saudi-Arabien könnten dazu dienen, den Staat Is-
rael auszulöschen? Dem Westen ist bis auf einige 
von politischer Blindheit Geschlagene sehr wohl be-
wußt, welche enormen Anstrengungen die Saudis in 
den vergangenen Jahren unternommen haben, um 
auf politisch radikale arabische Staaten und Orga-
nisationen mäßigend einzuwirken. Es ist ihr Ver-
dienst, daß Ägypten in der sehr schwierigen Phase 
seiner Isolierung im arabischen Lager nach dem 
Friedensschluß mit Israel beigestanden worden ist. 
Und es ist jetzt wieder das Verdienst der Saudis, 
daß Ägypten in den Bereich des islamischen Rates 
der arabischen Staaten zurückkehrt. Und der Fes-
Plan, meine Damen und Herren, ist die große Lei-
stung des jetzigen saudischen Königs. Er enthält 
zum erstenmal implizit eine De-facto-Anerkennung 
Israels durch die arabischen Staaten, auch wenn 
andere Teile dieses Planes für Israel unannehmbar 
sein mögen. Und es ist bezeichnend, daß sich der 
Papst heute an den König von Saudi-Arabien ge-
wandt hat, um ihn zu bitten, durch seine Vermitt-
lung zu helfen, im Libanon-Konflikt das Leiden zu 
beenden. — Es sind immer wieder die Saudis gewe-
sen, die eine so wichtige vermittelnde Rolle gespielt 
haben. Meine Damen und Herren, an manchen is-
raelischen Politiker gewandt, möchte ich sagen: Wä-
ren so große Anstrengungen von israelischer Seite 
erfolgt, wären wir im Nahen Osten vielleicht schon 
einen Schritt weiter. 

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Tat-
sachen halte ich es deshalb für falsch, Saudi-Ara-
bien zum Todfeind Israels abstempeln zu wollen. 
Israel muß auch erkennen, daß Saudi-Arabien das 
gleiche Recht auf Sicherheit nach innen und außen 
hat wie die anderen Staaten dieser Region. Trotz-
dem habe ich Verständnis für den entschiedenen 
Widerstand Israels gegen mögliche deutsche Waf-
fenlieferungen an diesen mit dem Westen befreun-
deten Staat. Die Bundesregierung wird ihre noch 
endgültig zu treffende Entscheidung, ob überhaupt 
Waffen geliefert werden — und wenn ja, wie viele 
und welche Waffen; ich glaube, darauf kommt es 
sehr an —, sehr genau abwägen müssen, was Bun-
deskanzler Kohl in Israel ausdrücklich versichert 
hat. 

Was Bundeskanzler Kohl in Israel aber auch ent-
schieden vertreten hat — dafür bin ich ihm im Hin-
blick auch auf das Selbstverständnis unserer jun-
gen Demokratie besonders dankbar —, ist die 
Souveränität unserer politischen Handlungen. Es 
darf und kann keinen Zweifel daran geben, daß wir 
auch die schwierigsten und verantwortungsvollsten 
politischen Entscheidungen selbst zu treffen haben, 
sicher oft in Abstimmung mit unseren Freunden 
und Verbündeten, aber letztlich in freier Selbstbe-
stimmung. Meine Damen und Herren, wer in Eu-
ropa für das Recht der Völker auf Selbstbestim-
mung eintritt, wird sich entschieden gegen jeden 
Versuch einer Fremdbestimmung zur Wehr setzen 
müssen, gleichgültig, wo und von wem er auch im-
mer unternommen wird. 

Ich wiederhole: Wir haben Verständnis für israe-
lische Sorgen und Traumata. Wir müssen aber auch 
um israelisches Verständnis für unsere nicht ge-
rade einfache Position bitten, nämlich daß wir auch 
Rücksicht auf die gefährliche politische Situation in 
der gesamten krisengeschüttelten Region zu neh-
men haben, die keineswegs auf den israelisch-ara-
bischen Konflikt zu reduzieren ist, wie das heute 
leider immer wieder geschehen ist. 

Man nehme den Libanon als Beispiel, wo weder 
der Einmarsch der Israelis, erst recht nicht der Exo-
dus der PLO, wie vorausgesagt, oder gar die Prä-
senz amerikanischer und anderer Friedenstruppen 
die grausame Dynamik innenpolitischer Fehlent-
wicklungen beeinflussen konnten. Unser Mitgefühl 
gilt den leidenden Menschen dieses Landes, die das 
Opfer blutigen Sippenhasses und Clanwirtschaft — 
dies  sind die wahren Ursachen des Konfliktes — 
geworden sind. 

Die Bundesrepublik hat zum Verdruß mancher 
arabischen Staaten, die uns aber deshalb niemals 
angefeindet haben, einen ganz wesentlichen Bei-
trag zum Aufbau des Staates Israel geleistet, und 
sie bekennt sich dazu, und zwar, Herr Reents, nicht 
aus Gründen bloßer Wiedergutmachung nicht wie-
dergutzumachender Naziverbrechen, sondern aus 
der von allen Deutschen tief empfundenen Sympa-
thie, ja von vielen jungen Deutschen — so möchte 
ich sagen — empfundenen Begeisterung für das 
Modell eines Staates, der Heimat für jahrhunderte-
lang Verfolgte und Entrechtete werden sollte. Das 
Werk der Versöhnung zwischen Deutschen und Ju- 
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den hat große Fortschritte gemacht. Es könnte al-
lerdings gefährdet werden, wenn man uns eine Art 
Erb- oder Kollektivschuld einzureden versucht, die 
unser politisches Handeln auf eine einseitige und 
eindimensionale, ausschließlich an den Interessen 
einer Seite orientierte Politik einengen würde. 

Die Mehrheit der heute lebenden Deutschen — 
das  hat der Bundeskanzler bei seiner Israel-Reise 
klargemacht — ist nicht an den fürchterlichen Ver-
brechen des Dritten Reiches schuld. Sie leugnet 
auch nicht ihre historische Verantwortung. Sie läßt 
sich aber nicht konstant dafür anklagen und sich 
ihren mühsam erkämpften demokratisch legiti-
mierten Handlungsspielraum einengen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch das — ich darf 
das kritisch sagen; ich weiß, daß manche nicht wün-
schen, daß man Wahrheiten gelegentlich auch offen 
ausspricht — möge man in Israel bedenken: Es sind 
gerade junge idealistische Deutsche, die anfangen, 
Fragen, auch unbequeme Fragen zum Verhältnis 
von Moral und Politik zu stellen, Fragen an den 
handelnden Staat Israel, Fragen etwa nach der An-
nexion Ost-Jerusalems und des Golan, Fragen nach 
dem Einmarsch in den Libanon, Fragen nach dem 
Luftangriff auf Bagdad, Fragen nach den Massa-
kern von Sabra und Schatila, Fragen nach dem Ein-
satz schrecklicher Waffen wie Streubomben und 
Fragen nach dem Export israelischer Waffen und 
der Entsendung israelischer Militärberater in zen-
tralamerikanische Diktaturen wie in das Nicaragua 
Somozas und nach Guatemala. Ebenso wird nach 
der die Weltmeinung verachtenden Siedlungspoli-
tik gefragt. Es gibt bereits 100 Siedlungen in der 
Westbank, weitere 27 — so entnehme ich der gestri-
gen Ausgabe der „Süddeutschen Zeitung" nach 
„Ha'aretz" in Jerusalem — sind für die nächsten 25 
Jahre geplant, und zwar entgegen allen Entschlie-
ßungen der Vereinten Nationen und gegen den gu-
ten Rat der westlichen Verbündeten. Junge Deut-
sche fragen nach dem Schicksal der jungen Palästi-
nenser, deren Exodus aus der arabischen Westbank 
in vollem Gange ist. Ich meine, auch wir Politiker 
müssen uns diese Fragen stellen, und ich fürchte, 
mit einer nur nach rückwärts gewandten Diskus-
sion werden wir auch im Nahen Osten nicht weiter-
kommen. Ich hätte von Ihnen, Herr Reents, eigent-
lich eine andere Rede erwartet als die, die Sie hier 
gehalten haben. 

(Reents [GRÜNE]: Das war eine Zeitfrage! 
Herr Schäfer, das wissen Sie genau!) 

Diese Fragen sind sehr ernst zu nehmen. Sie las-
sen sich nicht wegräumen mit dem Hinweis auf 
eine schlimme Vergangenheit und auf schreckliche 
Schuld allein. Sie sind auch nicht alle aus den si-
cherheitspolitischen Konsequenzen eines lange und 
böse bedrängten Staates zu beantworten, der sich 
in vielen Kriegen bitter seiner Haut wehren mußte, 
der schlimmen terroristischen Anschlägen ausge-
setzt war und ist, der aber inzwischen stabiler und 
besser gerüstet ist als seine untereinander zerstrit-
tenen, innenpolitisch instabilen Nachbarn, die seine 
Existenz in Wahrheit längst nicht mehr leugnen. 

Niemand von uns, meine Damen und Herren, will 
und darf die dunkelsten Stunden deutscher Vergan-
genheit verdrängen, wird die ungeheuerlichen Ver-
brechen an den Juden und anderen Minderheiten 
vergessen und den gewaltsam erzwungenen Exodus 
der großen deutschen Wissenschaftler, Denker und 
Künstler jemals begreifen können. Deshalb werden 
wir weiter für das Existenzrecht Israels und die 
Sicherheit seiner Grenzen, für die Freundschaft der 
Bundesrepublik mit dem israelischen Staat und sei-
nem Volk einstehen. Wir tragen gemeinsam mit un-
seren europäischen Freunden Verantwortung, alles 
in unserer Macht Stehende zu tun, um Frieden und 
Sicherheit im Nahen Osten herzustellen und die 
Lebensgrundlagen für alle Völker dieser Region zu 
sichern. Dies gilt aber auch für die durch die Grün-
dung und Ausdehnung des Staates Israels heimat-
los gewordenen und in ihren Rechten einge-
schränkten Palästinenser, deren Recht auf Selbst-
bestimmung wir in der Erklärung von Venedig aus-
drücklich zugesichert haben. 

Meine Damen und Herren, wir haben vieles aus 
der leidvollen Erfahrung gelernt. Wir sind in den 
vergangenen Jahren bemüht gewesen, unseren 
Standpunkt zu versachlichen. Wir haben in der ara-
bischen Welt für unsere Politik gegenüber Israel 
und in Israel für unsere Politik gegenüber den ara-
bischen Staaten um Verständnis geworben. Aber 
ich glaube, es gilt der Satz: Unsere Freunde in 
Israel müssen verstehen lernen, daß unsere ge-
schichtliche Verantwortung nicht bei ihnen allein 
haltmachen kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Renger. 

Frau Renger (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Bundeskanzler, in Ihrer Ansprache anläßlich der 
Verleihung der Ehrendoktorwürde durch die Uni-
versität Tel Aviv, zu der ich Ihnen gratuliere — 
damit sind Sie übrigens der zweite Bundeskanzler, 
nach Willy Brandt, dem diese Ehre zuteil wird; in 
wenigen Tagen wird unser Kollege Herbert Wehner 
diese Ehrendoktorwürde bekommen —, haben sie 
gesagt: 

... nicht durch Verschweigen, ... auch nicht 
durch betretenes Beiseiteschauen können wir 
die Last der Vergangenheit überwinden, son-
dern nur durch Analyse und wirklichkeitsge-
treue Darstellung, aber auch durch Erinnerung 
und Trauer. 

Ich meine, diese Worte klingen gut. Sie stellen hohe 
Ansprüche im Blick auf die geistige Durchdringung 
und moralische Wertung der Vergangenheit, aber 
sie lassen noch mehr von den Konsequenzen erwar-
ten, die wir hieraus in unserem praktisch-politi-
schen Handeln ziehen. Gerade in dieser Hinsicht 
stellt sich mir die Frage: Herr Bundeskanzler, ha-
ben Sie in Israel wirklich glaubhaft machen kön-
nen, daß wohlklingenden Worten auch die Bereit-
schaft zu angemessenen konkreten Folgerungen — 
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ich meine hier nicht nur die materiellen Hilfen — 
entspricht? 

Wenn man Ihre Reden im Bulletin nachliest, fin-
det man sicherlich viele Aussagen, die jedermann 
unterschreiben kann. Aber, meine Damen und Her-
ren, ist es wirklich ein Zufall, daß es eine merkwür-
dige Diskrepanz zwischen diesen Ansprachen und 
dem Echo gibt, das Ihr Besuch nicht nur in Israel, 
sondern auch in der Weltöffentlichkeit, besonders 
auch in Deutschland, und zwar selbst in Ihnen 
durchaus wohlgesonnenen Blättern und Medien, 
gefunden hat? 

Mir scheinen, die Gründe liegen auf der Hand. 
Auf Schritt und Tritt haben Sie deutlich machen 
wollen, daß es bei aller Berücksichtigung des Ver-
gangenen, dem Sie immer wieder einen verbalen 
Tribut zollten, nun eigentlich an der Zeit sei, unser 
Verhältnis zu Israel zu normalisieren, den Staats-
besuch also letztlich doch wie den Besuch eines 
jeden anderen Staates zu betrachten. So glaubten 
Sie, Ihre Gastgeber mit der ständig wiederholten 
Feststellung beeindrucken zu können, Sie repräsen-
tierten eine Generation, die nicht mehr verdächtig 
werden könne, in die Untaten der Nazis verstrickt 
gewesen zu sein. Auf israelischem Boden sprachen 
Sie davon, daß sich die junge deutsche Generation 
weigere, sich für die Taten der Väter selbst kollek-
tiv schuldig zu bekennen; ich meine, das sind 
Selbstverständlichkeiten. Ich kann auch, meine Da-
men und Herren, nicht feststellen, nirgendwo fest-
stellen, daß es irgend jemanden gegeben hat und 
gibt, der etwa eine solche Kollektivverdarnmung 
ernstlich ausspricht oder ausgesprochen hat. Waren 
es schließlich nicht gerade die Geschundenen und 
Verdammten, die uns die Hand zur Versöhnung ge-
reicht haben, wofür wir alle zu Dank verpflichtet 
sind? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Im übrigen tragen auch meine Generation und die 
unserer Väter keine Kollektivschuld, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Das wäre eine fal-
sche Gemeinsamkeit mit jenen, die den Nazis Vor-
schub geleistet haben, vor allem aber eine unerträg-
liche Gemeinsamkeit mit den wirklich Schuldigen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ungeachtet dieser Ablehnung einer Kollektiv-
schuld bleibt doch aber das — es wurde hier heute 
zwar schon gesagt, aber ich möchte es wieder-
holen —, was unser vor kurzem in einer Feier-
stunde geehrter erster Bundespräsident mit Kol-
lektivscham gekennzeichnet hat. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie zu empfinden ist eine moralische Haltung, die 
Konsequenzen verlangt. Der Bundeskanzler be-
zeichnet sich gern als Historiker mit konservativem 
Lebensgefühl. Dazu gehört, meine Damen und Her-
ren, aber auch das Bewußtsein, daß ein Volk in 
Gutem und Bösem eine überindividuelle Identität 

hat, aus der die rein zufällig Nachgeborenen nicht 
aussteigen können, meine Damen und Herren; 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

das gilt übrigens auch für Herrn Reents. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist nicht 
mehr da!) 

Ich habe, wie viele von Ihnen — dessen bin ich 
sicher —, Yad Vashem vor Augen, wo man den mil-
lionenfachen Mord und das Grauen psychisch und 
physisch kaum erträgt, wo man vor Entsetzen und 
Scham starr und stumm ist. Deshalb muß man im-
mer aufs neue klar sagen: Diese Ereignisse sind 
Kainsmale der Menscheit. Sie beschweren das Ge-
dächtnis eines jeden zutiefst. Man kommt ihnen 
nicht bei, wenn man sich, wie der Herr Bundes-
kanzler für das richtig befunden hat, auf Lessing 
mit dem Zitat beruft: „Geschichte soll nicht das Ge-
dächtnis beschweren, sondern den Verstand er-
leuchten." Solche Zitate, die aus einer ganz anderen 
Zeit stammen, nämlich der optimistischen Aufklä-
rung des Menschengeschlechts, die dem Fühlen 
und Denken der Menschen damals entsprachen 
und dies repräsentierten, nach dem Dunkel und 
dem Grauen der Vernichtungslager anzuführen, 
zeugt, so meine ich, Herr Bundeskanzler, doch von 
einer bedenklichen Ungenauigkeit des Denkens 
und des Gefühls. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir können die Geschichte nicht einfach als 
bloße Lektion betrachten, die uns instand setzt, so-
zusagen nach vorn zu schauen; Herr Dregger hat 
uns das vorhin empfohlen. Angesichts Millionen Er-
mordeter gibt es nicht die Vorstellung: Die Zeit heilt 
alle Wunden. Ich will hier aber nicht im Grundsätz-
lichen dieser Auseinandersetzung verharren, son-
dern auf das eingehen, was an Aktuellem zur De-
batte stand, also in erster Linie auf das Problem der 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien. Herr Bundes-
kanzler, Sie haben in dieser Frage wiederholt kühl 
mit der Bemerkung reagiert, deutsche Politik werde 
nicht in Jerusalem, sondern in Bonn gemacht, und 
Ihr Regierungssprecher verstieg sich sogar zu der 
Äußerung — man glaubt es ja gar nicht, wenn man 
es liest —, Auschwitz dürfe nicht instrumentalisiert, 
also nicht für politische Zwecke ausgenutzt werden. 
Das ist eine Entgleisung, die von Ihnen, Herr Bun-
deskanzler, noch nicht einmal gerügt wurde, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

die jedoch von dem früheren israelischen Minister-
präsidenten Rabin verständlicherweise als deut-
scher Zynismus empfunden wurde. 

Man braucht dies keineswegs allein mit den Au-
gen der Israelis zu sehen, um hiervon betroffen zu 
sein, und man kann über aktuelle Politik durchaus 
äußerst kritische Bemerkungen machen, aber ein 
solches Auftrumpfen am ungeeigneten Ort und ge-
genüber der Besorgnis eines in seiner Existenz be-
drohten Landes muß doch geradezu provozierend 
wirken. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
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haben wir es denn nötig, auf eine solche Weise 
unsere Unabhängigkeit zu betonen? Oder sollten 
wir durch solche Trotzreaktionen nur unange-
nehme Fragen abblocken wollen? 

Tatsächlich wäre es ja wohl auch nicht angenehm 
gewesen, die Frage zu beantworten, wie es denn mit 
der immer wieder bekundeten moralischen Haltung 
gegenüber Israel zu vereinbaren sei, den Feinden 
des Landes — und es läßt sich nun einmal nicht aus 
der Welt schaffen, daß das so ist — Waffen zu lie-
fern. Wo bleibt denn in solchen konkreten Angele-
genheiten das vielbeschworene Sonderverhältnis 
zu Israel? Ist es durch die „traditionelle Freund-
schaft zu den Arabern" abgelöst worden? Ich habe 
wirklich mühsam versucht, in der Geschichte da-
nach zu suchen, worin denn diese starke traditio-
nelle Verbindung besteht; aber ich wünsche ja diese 
Verbindung. Wir haben alles Interesse an guten Be-
ziehungen zu den Arabern, sollten es doch aber 
nicht dazu kommen lassen, daß wir hiermit in einen 
Zielkonflikt zu unseren Bindungen mit Israel gera-
ten. Dies ist überhaupt nicht erforderlich, 

(Zustimmung der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]) 

aber es kann keine Äquidistanz in diesen Fragen 
geben, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der 
Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

So können wir uns auch nicht wundern, wenn ein 
Vorkämpfer und bis zum heutigen Tag aktiver För-
derer der israelisch-deutschen Verständigung, der 
ehemalige Botschafter Israels in Bonn, Asher Ben-
Nathan, meint, der Besuch habe einen bitteren 
Nachgeschmack hinterlassen — übrigens auch 
diese Debatte, wenn ich das sagen darf —, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

und anmerkt: „Vielleicht war es einer der leitenden 
Gedanken, daß die Vergangenheit keine gültige 
Verpflichtung für die Gegenwart oder für die Zu-
kunft mit sich bringt." Diese resignative Äußerung 
Asher Ben-Nathans sollte uns bewegen, einmal dar-
über nachzudenken, was die Feier moralischer 
Grundsätze in Festreden und Veranstaltungen und 
das zynische Ignorieren in der Praxis für unseren 
Staat und die Glaubwürdigkeit unserer Demokratie 
bedeuten. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der 
Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Ich sage es noch einmal: die Einladung des Herrn 
Ziesel, der ja, wie gesagt, in der Kanzlermaschine 
mitflog — was er an judenfeindlichen Artikeln ver-
öffentlicht hat, ist hier schon gesagt worden; ich 
werde das aus Abscheu nicht wiederholen —, wirft 
doch ein bezeichnendes Licht auf diese Ignoranz 
gegenüber solchen Dingen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

Derselbe Kritiker, Asher Ben-Nathan, hat übri-
gens mit Recht auch darauf hingewiesen, daß der 
Bundeskanzler in Jerusalem die Beschlüsse der 
arabischen Gipfelkonferenz von Fes begrüßt hat,  

während er über das Camp-David-Abkommen mit 
Ägypten fast gar nichts zu sagen hatte, auch kein 
Wort des Lobes dafür, daß Israel, was Ägypten be-
trifft, das Abkommen vollkommen eingehalten und 
den Sinai dem vereinbarten Zeitplan gemäß ge-
räumt habe; so Asher Ben-Nathan. 

Herr Bundeskanzler, die heutige Aussprache 
wird von uns nicht geführt — jedenfalls nicht von 
mir —, um ein neues Feld innenpolitischer Ausein-
andersetzungen zu suchen. Im Gegenteil, mir geht 
es darum, Mißverständnisse und auch Meinungs-
verschiedenheiten auszuräumen, Standpunkte zu 
erläutern, aber auch und vor allem zu verdeutli-
chen, daß das Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zu Israel zwar im diplomatischen 
Sinne als normal bezeichnet werden kann, daß es 
sich im Politischen und Psychologischen aber um 
unvergleichbare besondere Beziehungen handelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun werden Sie sagen, Herr Bundeskanzler, Sie 
hätten keine Gelegenheit ausgelassen, um den 
Israelis zu versichern, daß Ihre Regierung für gesi-
cherte Grenzen Israels eintritt, womit Sie offen-
sichtlich die besondere deutsche Verantwortung ge-
genüber Israel betonen wollten. Ich frage mich 
aber: Muß diese pure Selbstverständlichkeit im Mit-
telpunkt einer deutschen Bekundung stehen? Dies 
ist nun wirklich selbstverständlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen haben Sie viele kritische Ratschläge 
gegeben, wie der Konflikt Israels mit seinen arabi-
schen Nachbarn gelöst werden könnte — auch 
heute spielte das in der Debatte eine große Rolle. 
Ich möchte mir erlauben, dazu eine persönliche Be-
merkung zu machen, die sicher auch bei meiner 
Fraktion nicht nur auf Zustimmung stößt: Halten 
wir uns mit guten Ratschlägen und Beurteilungen 
der Situation im Nahen Osten einigermaßen zu-
rück. Wir sind nicht in der Lage, einen Zustand her-
beizuführen, der einen Ausgleich der Interessen 
zwischen Israel und den arabischen Staaten be-
wirkt. Über den Camp-David-Prozeß hinaus und 
seine leider unterbrochene Weiterentwicklung hel-
fen auch die Beschlüsse von Fes oder Casablanca 
und auch der Reagan-Plan zur Zeit nicht. Aussich-
ten auf einen Erfolg könnte es erst dann geben, 
wenn auch hier vertrauensbildende Maßnahmen 
ein Neben- und Miteinanderleben ohne militärische 
Bedrohung möglich machen. Dazu gehört dann al-
lerdings, daß von allen Menschen, allen Staaten in 
dieser Region die Existenz und die Sicherheit der 
Grenzen gegenseitig anerkannt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesen Tagen erleben wir, mit welcher Härte 
und Feindschaft die Bürgerkriegskämpfe im Liba-
non wieder aufflammen. Die ganze Region starrt 
vor Waffen, die zum Teil unkontrolliert in die 
Hände derjenigen geraten, die kein Interesse an 
einer friedlichen Lösung der Probleme haben, son-
dern die Konflikte noch anheizen, um die Auseinan-
dersetzung zu ihren Gunsten zu entscheiden. Bei 
allen Interessengegensätzen zwischen den Bürger-
kriegsparteien bleibt doch im Mittelpunkt die 
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Feindschaft zum Staate Israel bestehen. Das ist der 
einzige gemeinsame Nenner, auf den sich alle ara-
bischen Staaten mit Ausnahme Ägyptens bisher ei-
nigen konnten. Läßt sich da noch von einem Sicher-
heitstrauma sprechen? Muß man da die israelische 
Furcht vor einem neuen militärischen Abenteuer 
extremistischer Seiten nicht verstehen? Ich darf 
nach der „WELT AM SONNTAG" vom 5. Februar 
dieses Jahres wie folgt zitieren: 

Die Regierung der Bundesrepublik, die ver-
ständlicherweise nicht geneigt ist, sich militä-
risch im Nahen Osten zu engagieren ..., sollte 
sich gewissenhaft vom Wettbewerb der Waffen-
lieferungen im arabisch-israelischen Konflikt 
fernhalten. Das schuldet Deutschland nicht nur 
seiner Vergangenheit, sondern praktischen po-
litischen Erwägungen der Gegenwart. 

Da Sie häufig versucht haben, Bundeskanzler 
Schmidt als Kronzeuge für Zusagen von Waffenlie-
ferungen heranzuziehen, so muß ich doch daran er-
innern: Gerade seine Regierung war es schließlich, 
der es gelungen ist, den Saudis überzeugend darzu-
legen, daß es im beiderseitigen Interesse liegt, wenn 
die Bundesrepublik keine Waffen liefert. Es ist gut 
für den damaligen Bundeskanzler, diese Erkennt-
nis zu sammeln. Mit Erleichterung haben wir sei-
nerzeit aufgenommen, daß die Herrscher in Saudi-
Arabien diese Auffassung akzeptieren und erklärt 
haben, daß Freundschaft und Zusammenarbeit 
nicht auf Waffenlieferungen beruhen, 

(Beifall bei der SPD) 

wofür wir sehr dankbar sind und was sich schließ-
lich auch in fortdauernder wirtschaftlicher Zusam-
menarbeit ausgedrückt hat. Ich bitte Sie, Herr Bun-
deskanzler, in diesem Sinne auch Ihre Anstrengun-
gen zu unternehmen, nämlich für Verständnis zu 
bitten, das Waffenlieferungen die Probleme in die-
ser Region nicht lösen, sondern sie nur noch ver-
schärfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein scharfer Kritiker, der Literaturhistoriker 
Hans Maier, hat die Entwicklung unseres Verhält-
nisses zu Israel einmal so charakterisiert: 

Erst war es das schlechte Gewissen, dann die 
ungeheure künstliche Judenfreundschaft, der 
Jubel über den siegreichen Sechstagekrieg der 
Israelis. Jede ,progressive` bürgerliche Familie 
in Deutschland wollte irgendwann einmal nach 
Israel reisen und sich mit Israelis treffen. Diese 
Begeisterung flaute sehr bald wieder ab und 
mündete in der Auffassung: die Israelis über-
treiben, sie lernen auch nichts dazu, man muß 
den Arabern ebenfalls in vielen Dingen recht 
geben. Die Folge davon ist, daß der Judenhaß 
anders firmiert wird: Natürlich sind wir nicht 
gegen Juden, sondern gegen Israel und die Zio-
nisten. Und im Endergebnis läuft es jedoch auf 
dasselbe hinaus. 

So Hans Maier. Und ich glaube, in diesem Zitat 
steckt eine Menge Nachdenkenswertes. 

Wir sollten — das möchte ich hier zum Schluß 
sagen — nach innen wie nach außen alles tun, um  

dafür zu sorgen, daß eine solche Kritik eben nicht 
recht behält, durch unser Benehmen und unser 
Denken und unser Fühlen im Innern, aber auch im 
Verhältnis zu Israel. 

Im Sinne dieser Forderung war der Besuch des 
Bundeskanzlers in Israel nicht so hilfreich, wie ich 
es mir hätte vorstellen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu sehr schlug auch hier in seinem Auftreten der 
von ihm verkörperte — ich muß das sagen, es 
drückt mich einfach, das mal zu sagen — neudeut-
sche Stil, sozusagen der Unverwüstlichkeit und der 
permanenten guten Laune durch, die einem mittler-
weile wirklich das Mitlachen im Halse stecken läßt 
und Betroffenheit auslöst. 

(Beifall bei der SPD) 

Hierauf beruht wohl auch der in der israelischen 
Presse erhobene Vorwurf einer gewissen Mauer-
haftigkeit des Bundeskanzlers — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mauerhaftigkeit?) 

— Mauerhaftigkeit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ein Kerl 
wie eine Mauer!) 

— Ja, aber auch unempfindlich wie eine Mauer. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler 
mag natürlich glauben, daß viele Probleme sich 
durch Aussitzen, durch Hinausziehen — Zeit heilt 
alle Wunden —, einfach durch alle möglichen Dinge 
lösen lassen. Das mag auch manchmal so sein. Aber 
das deutsch-jüdische Problem läßt sich nicht aussit-
zen, indem man einfach, Herr Dregger, den Blick 
nach vorne richtet. 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

— Sie haben es schlimm gemacht. Ich wollte das 
nicht zitieren, was Sie selber hier noch einmal wie-
derholt haben. Aber mir lief es kalt über den 
Rücken, als Sie diese Parallele mit dem Holocaust 
zogen. 

Robert Leicht schrieb über den Bundeskanzler in 
der „Süddeutschen Zeitung", wenn auch in einem 
anderen Zusammenhang: „Ein Mann ohne Gêne". 
Ich teile das so nicht. Aber bei manchen Unüber-
legtheiten während des Israel-Besuchs habe ich 
deutlich empfunden, daß dem Kanzler die Empfin-
dungskraft, die Präzision der Worte und Gefühle, 
das Gespür für das Einmalige in dieser Situation 
ermangelt. Die Scham darüber, daß einem in der 
Hölle noch die Luft zum Atmen bleibt, wie dies 
Willy Brandt vor einem Jahrzehnt an gleicher 
Stätte tiefempfunden ausgedrückt hat, hat der 
Kanzler in einer Ferne, in einer Diskrepanz, möchte 
ich sagen, des moralischen Anspruchs, wie ich ihn 
empfinde, und des praktischen Handelns nicht ver-
mitteln können. Die Menschen in Israel haben bei 
diesem Bundeskanzler darauf gewartet, meine Da-
men und Herren. 
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Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN sowie der Abg. Frau Dr. Hamm

-

Brücher [FDP]). 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen. 
Die Beziehungen Israels zur Bundesrepublik 
Deutschland sind normal und freundschaftlich. 
Diese Beurteilung hat der israelische Ministerprä-
sident Yitzhak Shamir vor dem Besuch von Bun-
deskanzler Helmut Kohl abgegeben. Aber die Oppo-
sition in diesem Hohen Hause hat heute in fast 
allen ihren Beiträgen das Gegenteil zu konstatieren 
versucht. Dabei will ich nicht auf das rot-grüne 
Polemik-Duo Ehmke-Reents eingehen. 

(Zuruf von der SPD: Weil Sie dazu auch zu 
schwach sind!) 

Ich bitte Sie jedoch, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
der israelische Ministerpräsident am Ende des 
Kanzlerbesuchs, also auch nach den schwierigen 
Diskussionen über mögliche deutsche Rüstungslie-
ferungen an Saudi-Arabien, betont hat: Wir haben 
auch die strittigen Probleme in guter, freundschaft-
licher Atmosphäre besprochen. Das sind keine di-
plomatischen Floskeln; die lauten ein wenig an-
ders. 

Natürlich ist mir bewußt, daß das Prädikat „nor-
mal und freundschaftlich" die pragmatische Bewer-
tung des aktuellen bilateralen Verhältnisses ist, daß 
aber vor dem Hintergrund des düstersten Ab-
schnitts unserer Geschichte auf absehbare Zeit 
Normalität und Freundschaft bestenfalls zwischen 
einzelnen Deutschen und einzelnen Juden möglich 
sein können. 

Der Bundeskanzler hat Israel, wie es Knesset

-

Präsident Menachem Savidor ausdrückte, als 
„authentischer Vertreter eines neuen, anderen 
Deutschlands" besucht. Seine schwere Aufgabe war 
es, einen Beitrag zur Entwicklung der normalen 
und freundschaftlichen Beziehungen zwischen un-
seren beiden Staaten zu leisten im Bewußtsein der 
besonderen Verantwortung der Deutschen gegen-
über den Überlebenden des grausamsten Verbre-
chens, das je in deutschem Namen begangen wur-
de. 

So sehr ich davon überzeugt bin, daß der Deut-
sche Bundestag, seit er im Jahre 1949 zum ersten-
mal zusammengetreten ist, in seiner Gesamtheit 
dieses neue, andere Deutschland vertritt, so wenig 
halte ich im Interesse unseres ganzen Volkes eine 
Form der parlamentarischen Auseinandersetzung 
für nützlich, in der — bei vollem Verständnis für die 
unterschiedlichen persönlichen Schicksale und Er-
fahrungen — Koalition und Opposition einander die 
ethisch-moralischen Beweggründe ihrer Politik ge-
genüber Israel aufrechnen. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang, ein 
paar Dinge, die von dem Kollegen Ehmke und dem 
Kollegen Reents hier vorgetragen, aber auch von 
der Frau Kollegin Renger aufgegriffen worden sind,  

zu ergänzen. Jener Kurt Ziesel, von dem Sie richtig 
mitgeteilt haben, daß er Anfang der 30er Jahre der 
NSDAP beigetreten ist, wurde 1934 auf Befehl von 
Heydrich verhaftet. 

(Zuruf von der SPD: Röhm wurde auch er

-

schossen!) 

Der Grund war die Beziehung zu einer jüdischen 
Familie. 

(Reents [GRÜNE]: In demselben Jahr 
wurde über die „jüdischen Untermen

-

schen" geschrieben!) 

Erlauben Sie mir, aus einer Rezension der „Allge-
meinen Jüdischen Wochenzeitung in Deutschland", 
einer Rezension des Ziesel-Buchs „Daniel in der Lö-
wengrube", ein paar Sätze zu zitieren: Ziesel gibt zu, 
in jungen Jahren Nationalsozialist gewesen zu sein, 
und er bereut nicht erste heute seine Verirrung. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das hat er schon 
damals bereut!) 

Seine Gegner waren es nicht weniger, seine Gegner 
— 1952 —, die ihn damals angegriffen haben. Ist das 
Denunziantentum der 45er und 46er Jahre ihnen 
immer noch Ersatz für eigene bessere Leistung, 
fragt die „Allgemeine Jüdische Wochenzeitung" da-
mals die Gegner von Herrn Ziesel. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Und heute im

-

mer noch! Kein Haar sind sie besser! — 
Denunziantentum!) 

Wir merken, daß dieses Buch der Beweis einer ech-
ten Metanoia, einer echten sittlichen Umkehr, ist. 
Hoher sittlicher Ernst ist als tragender Grund sei-
ner Problematik unverkennbar. Der sittliche Ernst 
des Buches schließt den möglichen Verdacht wider 
den Autor aus, er habe Flecken seiner Vergangen-
heit übertünchen wollen. Wir wollen das Buch hin-
nehmen als das, was es ist: 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Buch der 
Bücher!) 

ein spätes, aber immer noch rechtzeitiges Bekennt-
nis echter Menschlichkeit. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Amen!) 

Diesen Autor hat als Journalisten der Bundes-
kanzler wie viele andere Journalisten auf eine 
Reise mitgenommen. Sie werden doch nicht for-
dern, daß das Bundespresseamt bei Journalisten 
neuerdings Selektionen vornimmt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Warum denn 
nicht da? — Westphal [SPD]: Finden Sie 
das nicht einen scheußlichen Ausdruck in 
diesem Zusammenhang? — Vogt [Kaisers

-

lautern] [GRÜNE]: Ist das der neue deut

-

sche Geist? — Reents [GRÜNE]: Es zieselt 
in dieser Regierung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir ist 
die historische Verbindung insbesondere der deut-
schen Juden zu den emanzipatorischen Parteien be-
wußt. Ich bekunde meinen Respekt vor der unbeirr-
baren Verläßlichkeit, mit der sozialdemokratische 
Politiker wie unser früherer Kollege Herbert Weh-
ner und unsere Kollegin Annemarie Renger — um 
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nur diese beiden Namen zu nennen — stets auf der 
Seite des bedrängten Israel gestanden haben. Aber 
auch ein Großteil der Gründerväter von CDU und 
CSU waren Verfolgte des NS-Regimes. Konrad Ade-
nauer hat mit David Ben Gurion die Versöhnung 
zwischen beiden Völkern eingeleitet. Unter Ludwig 
Erhard wurden die .diplomatischen Beziehungen 
zwischen Bonn und Tel Aviv aufgenommen. 

Wir vertreten in diesem Hohen Hause auch die 
Deutschen, deren Idealismus in den zwölf Jahren 
nationalsozialistischer Diktatur mißbraucht wurde, 
und wir vertreten die Millionen Menschen, die da-
mals noch Kinder waren oder erst nach dem Kriege 
geboren wurden. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, daß die Solidarität mit dem jüdischen Volk 
und dem Staat Israel dem freien Willen und der red-
lichen Überzeugung aller Deutschen entspringt. Sie 
mit der unhaltbaren These einer Kollektivschuld 
einzufordern, würde indes unsere Völker eher ent-
zweien als sie einander näherbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

In diesem Bereich — das ist weder zu verniedlichen 
noch zu verdrängen — vollzieht sich die Abwägung 
politischer wie moralischer Güter. Die politische 
Vertretung deutschen Interesses, das auf die Erhal-
tung unserer freiheitlich-rechtsstaatlichen Demo-
kratie, auf den Frieden in der Welt und eine euro-
päische Friedensordnung gerichtet ist, in deren 
Rahmen auch die Teilung unseres Vaterlandes 
überwunden werden kann, ist auch ein moralisches 
Gut. Wir können darüber streiten, auf welchem 
Wege wir diese Interessen am wirksamsten vertre-
ten. Aber für völlig abwegig halte ich es, wenn die 
Feststellung des Bundeskanzlers kritisiert wird, 
daß deutsche Politik in Bonn entschieden werde 
und nicht in Jerusalem. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Das war 
keine Feststellung, sondern ein Auftrump

-

fen! Darum geht es!) 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, nach dem Besuch von Helmut Kohl 
glaubte Ihr stellvertretender Fraktionsvorsitzender, 
Professor Horst Ehmke, eine ernsthafte Ver-
schlechterung der deutsch-israelischen Beziehun-
gen feststellen zu können. Vor vier Jahren, nach der 
Reise von Franz Josef Strauß, befand die SPD eine 
ernsthafte Verschlechterung der deutsch-arabi-
schen Beziehungen. Ihr damaliger Bundesge-
schäftsführer Egon Bahr meinte sogar, Strauß habe 
dem Westen insgesamt einen schlechten Dienst er-
wiesen. Der deutsche Bundeskanzler wie der bay-
erische Ministerpräsident haben sich beide in Is-
rael zu unserer besonderen Verantwortung gegen-
über dem Judenstaat bekannt. Beide haben — Kohl 
gegenüber Shamir und Strauß gegenüber Begin — 
kritische Anmerkungen auch zur israelischen Sied-
lungspolitik, beispielsweise im Westjordanland, ge-
macht. Entsprechend der damaligen Lage hat Mini-
sterpräsident Strauß herbe Kritik an den PLO-Kon-
takten von Willy Brandt und Bruno Kreisky geübt. 
Bundeskanzler Kohl hat den seither eingetretenen 
Entwicklungen in Nahost auch durch Gespräche 
über eine mögliche rüstungspolitische Zusammen-
arbeit mit Saudi-Arabien Rechnung getragen. Doch  

ganz im Gegensatz zu den sozialdemokratischen 
Bewertungen erfuhr Strauß damals die gleiche 
freundschaftliche Behandlung durch Anwar El Sa-
dat und andere arabische Führer wie jetzt Helmut 
Kohl durch Yitzhak Shamir und andere israelische 
Politiker. 

Hören Sie auf, mit der deutschen Nahostpolitik 
Innenpolitik zu machen und die Ihnen jeweils pas-
send erscheinende Seite zum Zeugen gegen den in-
nenpolitischen Gegner anzurufen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dafür ist das Problem zu ernst und zu komplex. Es 
ist von existentieller Bedeutung nicht nur für die 
betroffenen Völker in der Region, sondern auch für 
uns. 

Die letzten Nachrichten aus dem Libanon, wo die 
Zahl der Toten stündlich wächst, wo sich Bewaffne-
te aus zahlreichen Nationen bekämpfen, wo sich die 
libanesischen Christen, Schiiten, Sunniten und Dru

-

sen mörderische Bruderschlachten liefern und wo 
sich die beiden Supermächte buchstäblich auf 
Schußweite gegenüberstehen, werfen ein grelles 
Schlaglicht auf die Gefährlichkeit des inzwischen 
36 Jahre währenden Nahostkonflikts. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Sie ha

-

ben die Schiffsgranaten der Amerikaner 
vergessen! Brüderliche Hilfe oder was ist 

das!) 

Die libanesische Tragödie steht — wenn auch nicht 
ausschließlich — in einem ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Palästinenserproblem. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und die ameri

-

kanischen Flugzeuge?) 

Nicht erst seit dem blutigen Umsturz im Iran, 
dem sowjetischen Überfall auf Afghanistan, dem 
irakisch-iranischen Krieg, dem Griff Moskaus nach 
dem Südjemen 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das mußte ja 
kommen!) 

und den massiven sowjetischen Waffenlieferungen 
an Syrien wissen wir, daß der Nahe und Mittlere 
Osten auch ein Brennpunkt der Ost-West-Auseinan-
dersetzung ist. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und USA!) 

Die sowjetische Unterstützung der terroristischen 
Untergliederungen der PLO, die Aufrüstung von 
Abdel Nassers Ägypten und Muamer Al Gaddafis 
Libyen haben bereits gezeigt, daß sich die UdSSR 
von Unruhe und Unrast ideologisch-strategischen 
Einfluß auf die Region erhofft. Sie hat sich der Mil-
lionen palästinensischer Flüchtlinge, deren radikale 
Maximalforderungen sie hemmungslos unterstütz-
te, als Druckpotential gegenüber allen arabischen 
Regierungen bedient. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Terror!) 

Spätestens seit Abschluß des Camp-David-Ab-
kommens ist es müßig, darüber zu rechten, ob die 
Palästinenser ein Volk seien oder nicht. Dort, näm-
lich in dem Abkommen, ist, von Israel akzeptiert, 
die Rede von den legitimen Rechten des palästinen- 
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Klein (München) 
sischen Volks: „the legitimate rights of the Palesti-
nean people". 

Der Kollege Dregger hat mit Recht auf den Zu-
sammenhang zwischen westlichen Rüstungsliefe-
rungen und dem Friedensschluß Ägyptens mit Is-
rael hingewiesen. Die in jüngster Zeit freilich fragil 
gewordene Aussöhnung zwischen Israel und Ägyp-
ten weist den Weg zu der einzig möglichen Lösung 
des Nahostproblems: die gegenseitige Respektie-
rung gesichterter Grenzen, die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts, der Verzicht auf Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt. 

Es waren die USA, die diesen Frieden gestiftet 
haben. Es sind die USA, die — nach vorsichtigen 
Signalen aus weiteren arabischen Staaten — neue 
Friedensinitiativen entwickelt haben. Es ist nur 
vernünftig, wenn die Europäer, insonderheit die 
Deutschen, diesen natürlich mühsamen, langwieri-
gen und von Rückschlägen begleiteten Prozeß un-
terstützen. Das entspricht unseren Möglichkeiten 
und unseren Interessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da aber Israel langfristig seine Sicherheit nicht 
ausschließlich auf militärische Überlegenheit wird 
stützen können, liegt es auch in seinem Interesse, 
wenn wir dazu beitragen, den Kreis friedenswilliger 
Nachbarn zu erweitern. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Mit Waf- 
fen zu beliefern!) 

Wenn heute die Palästinenser von den drei Prin-
zipien nur das Selbstbestimmungsrecht und die Is-
realis nur die gesicherten Grenzen hervorheben, 
beide Seiten aber eine besondere Legitimation von 
Gewalt zu haben glauben, so beweist das Camp-
David-Beispiel, daß Selbstbestimmungsrecht, gesi-
cherte Grenzen und Gewaltverzicht nur gemeinsam 
zu haben sind, d. h. daß am Ende ein Verhandlungs-
frieden stehen muß, der nur mit Israel und mit den 
Arabern herbeigeführt werden kann. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und wo bleiben 
die Palästinenser?) 

— Herr Kollege, entweder haben Sie nicht zuge-
hört, oder Sie wissen nicht, daß die Palästinenser 
Araber sind. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wo sollen die 
hin? Das ist doch die entscheidende Fra

-

ge!) 

Der ägyptische Journalist Mohammed Fahmi hat 
Ähnlichkeiten zwischen den Israelbesuchen von 
Bundeskanzler Helmut Kohl 1984 und Präsident 
Anwar el Sadat 1977 konstatiert — eine orientali-
sche Überhöhung, gewiß. Aber in einem Punkt ist 
der Vergleich zulässig: Auch Helmut Kohl hat in 
den beiderseitigen Beziehungen ein neues Kapitel 
begonnen, das Kapitel der Ehrlichkeit. 

(Lachen der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

— Frau Kollegin, ich würde darüber nicht lachen. 
Lassen Sie uns einmal wirklich ohne Vorbehalte 
und ohne parteipolitische Einfärbung einen Blick 
zurückwerfen! In den ersten zwei Nachkriegsjahr-
zehnten, als die Bundesrepublik Deutschland die 

jüngste Vergangenheit erst moralisch aufzuarbei-
ten begann und der Staat Israel noch ganz vom Ver-
nichtungstrauma der KZ-Erfahrung beherrscht 
war, haben wir nicht nur offizielle Wiedergutma-
chung, sondern auch geheime Rüstungshilfe gelei-
stet. Das war unter CDU/CSU-geführten Bundesre-
gierungen. 

In den Jahren SPD-geführter Bundesregierungen 
entwickelten sich die deutsch-israelischen Bezie-
hungen normal weiter. Die persönlichen Verbindun-
gen zwischen den sozialistischen Politikern beider 
Länder wurden gepflegt, derweil sich aber wach-
sende Teile der SPD — zunächst heimlich, dann 
immer offener — der PLO zuwandten. 

.(Schwenninger [GRÜNE]: Warum wohl? 
Da gibt es auch Gründe, oder?) 

Bundeskanzler Kohl hat sich für Offenheit gegen-
über allen Partnern in Nahost entschieden und 
eben nicht, Frau Kollegin Renger, für das Hinauszö-
gern. Er hat in Kairo und in Riad nichts gesagt, was 
in Jerusalem oder in Tel Aviv nicht hätte gehört 
werden dürfen, und umgekehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er hat den Arabern unsere besondere Verantwor-
tung gegenüber Israel und seiner gesicherten staat-
lichen Integrität erklärt. Er hat den Israelis unser 
vitales Interesse an guten Beziehungen zur arabi-
schen Welt dargelegt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und das impli

-

ziert Rüstungsexporte?) 

Das hat ihm auf keiner der beiden Seiten nur 
uneingeschränkte Zustimmung eingetragen, doch 
die Ehrlichkeit als auch eine moralische Dimension 
deutscher Politik ist in Israel verstanden worden, 
trotz der Kritik an der deutsch-saudischen Zusam-
menarbeit. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Der Bundeskanzler hat mit seinem Israel-Besuch 
das getan, was der israelische Innenminister Josef 
Burg zur Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
unseren Ländern gefordert hat: Brücken in die Zu-
kunft schlagen. Dafür dankt ihm die Fraktion der 
CDU/CSU, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Pontifex maxi

-

mus!) 

und dafür kann er auch des Rückhalts in der Bun-
desrepublik Deutschland und im Bündnis gewiß 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nach der heftigen Dis-
kussion, Herr Kollege Schäfer, die wir in der Frak-
tion gehabt haben, stehe ich nicht an, Ihnen meine 
Hochachtung für die Rede auszusprechen, die Sie 
hier gehalten haben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Dr. Hirsch 
Ich sehe darin keinen Gegensatz zu dem, was ich 
sagen möchte. Ich will einige Gedanken, die einige 
von uns und mich besonders bewegen, vertiefen, 
Ihren Ausführungen hinzufügen. 

Wir haben eine besondere geschichtliche Verant-
wortung gegenüber dem israelischen Volk und ge-
genüber dem Staat, in dem dieses Volk seine politi-
sche Existenz verwirklicht. Diese Verantwortung 
gilt nicht nur für die Generation unserer Väter, son-
dern für unser Volk. Wir können es nicht in Genera-
tionen zerlegen, und wir können uns nicht einseitig 
von unserer Geschichte und von unseren Erfahrun-
gen lossagen, und wir wollen es auch nicht. 

Theodor Heuss hat die Diskussion um die Kollek-
tivschuld beendet, indem er ihr den Begriff der Kol-
lektivscham gegenübergestellt hat. Das ist hier 
mehrfach gesagt worden, und das ist gültig. Ich ver-
stehe sehr wohl, daß sich junge Menschen in beiden 
Völkern von der Last der Vergangenheit lösen wol-
len — das ist richtig —, aber in diesem Prozeß kann 
das Tempo nicht von einer Seite allein und jeden-
falls nicht von uns bestimmt werden. 

Was heißt also besondere geschichtliche Verant-
wortung gegenüber dem israelischen Volk in der 
praktischen Politik? Es heißt nicht, jede Entschei-
dung der israelischen Regierung etwa für richtig 
halten zu sollen. Es bedeutet aber sehr wohl, die 
Frage zu stellen, ob es ausgerechnet unsere Auf-
gabe ist, sich zum Richter über die streitenden Par-
teien im Nahen Osten aufzuwerfen, und ob ausge-
rechnet wir dazu berufen sind zu beurteilen, was 
dieses Volk tun muß, um seine politische Existenz 
nicht vom Wohlwollen dritter Staaten, sondern von 
der eigenen Kraft abhängig zu machen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Bei allen Zweifeln daran, ob Israel den richtigen 
Weg wählt, um zu einem Ausgleich mit seinen 
Nachbarn zu kommen, kann man auf der anderen 
Seite die Augen nicht davor verschließen, daß die-
ses Land wiederholt zum Gegenstand militärischer 
Aggressionen und zahlreicher terroristischer Akte 
gegen seine Zivilbevölkerung geworden ist und daß 
es die Erfahrungen der Vergangenheit weder ver-
gessen kann noch vergessen will. 

Es ist richtig, daß Europa ein Interesse am Frie-
den im Nahen Osten hat. Es ist unser Recht und 
unsere Pflicht, an der Formulierung der Interessen 
Europas mitzuwirken, weil wir selbst ein Teil Euro-
pas sind. Die Formulierung einer eigenen deut-
schen Nahostpolitik würde aber verkennen, daß wir 
darin nicht unbefangen sind und es nicht sein kön-
nen. 

Geschichtliche Verantwortung bedeutet auch, 
keine Waffen an Länder zu liefern, die sich unter-
einander im Krieg befinden. Das gilt im Grundsatz 
überall und ohne Ausnahme, 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

und das gilt erst recht für Lieferungen in den Na

-

hen Osten. Solche Lieferungen würden nicht nur in 
einem harten Spannungsverhältnis zu den Waffen

-

exportrichtlinien stehen, meiner Meinung nach ge-
gen sie verstoßen, sondern vor allem auch gegen 
das geltende Kriegswaffenkontrollgesetz. Sie wür-
den zu einer Veränderung der militärischen Kräfte-
verhältnisse führen und uns selbst damit zu einem 
Teil dieser militärischen Auseinandersetzung ma-
chen können. 

(Gansel [SPD]: Sehr richtig!) 

Man kann sehr wohl mit Ihnen, Herr Dregger, 
überlegen, ob das auch für andere westliche Staa-
ten gilt. Ich halte diese Frage, die Sie stellen, für 
berechtigt. Man kann bei Ihrer Erinnerung an das 
Schah-Regime auch lange darüber nachdenken, 
welche innere Stabilität dieses Regime trotz der 
Vielfalt der Waffen hatte, über die es verfügte. 

Selbst wenn wir Sicherheit über den Verbleib un-
serer Waffen und über ihre schließliche Verwen-
dung haben könnten, so bliebe doch eines: Die er-
sten Opfer dieser Waffen wären die vielen Brücken, 
die zwischen uns und dem jüdischen Volk mühsam 
errichtet worden sind. In dieser Gegend unserer 
Welt haben deutsche Waffen nichts zu suchen, egal, 
wer sie bedient. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Die ersten politischen Opfer dieser Waffen werden 
wir selber sein, weil wir selber damit die Frage auf-
werfen, wie wir zu unserer Vergangenheit stehen. 

Unsere Verpflichtung ist es, nicht den bewaffne-
ten Kampf, sondern den Friedensprozeß zu fördern. 
Das kann auf vielfältige Weise geschehen, in Israel, 
bei seinen unmittelbaren Nachbarn Ägypten und 
Jordanien, die sehr wohl angesichts der dramati-
schen und fundamentalistischen Vorgänge im Liba-
non ein dringendes Interesse an innerer Stabilisie-
rung haben und haben müssen. 

Die Reise des Bundeskanzlers war wichtig. Ich 
stimme dem zu, was Herr Klein gesagt hat: Sie war 
ehrlich. Sie hatte eine symbolische Bedeutung. Ich 
möchte an die Bundesregierung appellieren, auch 
unseren arabischen Freunden begreiflich zu ma-
chen, daß der deutsche Friedensbeitrag im Nahen 
Osten nicht in Waffen bestehen sollte, sondern in 
Schulen, Krankenhäusern, Traktoren und Bewässe-
rungsanlagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

Es bleibt richtig, was Bundesaußenminister Gen-
scher bei der Beratung der Waffenexportrichtlinien 
ausdrücklich festgestellt hat: 

Bei Rüstungsexporten in den Nahen Osten sind 
die Sicherheitsinteressen und die geschichtli-
che Verantwortung der Deutschen gegenüber 
dem jüdischen Volk zu beachten. 

Wir wollen eine Hilfe leisten, nicht zum Krieg, son-
dern für die Menschen, die dort leben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD und der GRÜ

-

NEN) 
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Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Ich schließe damit die Aus-
sprache. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/957 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Seehofer 
auf: 

Trifft die Pressemeldung in der Frankfurter Rundschau 
vom 23. Januar 1984 zu, wonach der Parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesbildungsministerium die Länder aufge-
fordert hat, Initiativen zur Errichtung privater Hochschulen 
zu ergreifen, und wie will die Bundesregierung private Initia-
tiven fördern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Seeho-
fer, die zitierte Pressemeldung in der „Frankfurter 
Rundschau" nimmt Bezug auf die Beantwortung ei-
ner Frage des Kollegen Kuhlwein in der Frage-
stunde am 19. Januar 1984. Ich habe in meiner Ant-
wort damals zum Ausdruck gebracht, daß die Bun-
desregierung alle Maßnahmen unterstützen wird, 
die Wettbewerb und Leistung im deutschen Hoch-
schulsystem fördern. Private Hochschulen können 
bereichernde Impulse für neue Formen des Leh-
rens und Lernens und für einen größeren wissen-
schaftlichen Wettbewerb zwischen den staatlichen 
Hochschulen geben. Insbesondere könnten sie 
wertvolle Anregungen für Maßnahmen geben, die 
auch die Leistungsfähigkeit des staatlichen Sy-
stems erhöhen. 

In diesem Zusammenhang habe ich ausgeführt, 
daß die Bundesregierung mit den ihr zur Verfügung 
stehenden politischen Mitteln private Initiativen 
fördern und die Übertragung dabei gewonnener po-
sitiver Erfahrungen auf das staatliche Hochschulsy-
stem unterstützen wird. Gleichzeitig habe ich je-
doch darauf hingewiesen, daß solche privaten 
Initiativen an die Länder als erste Adressaten ge-
richtet sein müssen. Allein die Länder können auf 
der Grundlage des geltenden Hochschulrechts die 
Anerkennung privater Hochschulen aussprechen 
und beispielsweise für die Finanzierung von Bau-
maßnahmen die Aufnahme in die Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau und damit in die hälftige 
Bundesfinanzierung von solchen Baumaßnahmen 
beantragen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte sehr. 

Seehofer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß auch Privathochschulen 
Bildungsstätten für alle sein sollten und sind und 
nicht nur für Leistungseliten vorgehalten werden? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Diese Auffassung 
teile ich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Seehofer (CDU/CSU): Wie sieht denn eine mögli-
che Finanzierung nach der Gemeinschaftsaufgabe 
„Hochschulbau" aus? Wird sie nur für Investitionen 
oder auch für den Betrieb selbst gewährt? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Sie wird in erster Li-
nie für Bauinvestitionen gewährt. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 51 des 
Herrn Abgeordneten Seehofer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die beabsichtigte Grün-
dung einer Privatuniversität in Ingolstadt, und durch welche 
Maßnahmen will sie diese Privatinitiative unterstützen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Bei der für Ingol-
stadt geplanten Einrichtung einer privaten Hoch-
schule für Medizin handelt es sich um die Initiative 
eines gemeinnützigen Trägervereins. Nach den vor-
liegenden Informationen ist das bayerische Kultus-
ministerium zur Zeit mit der Prüfung des Anerken-
nungsantrags befaßt. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich sol-
che Initiativen. Sie kann jedoch im konkreten Fall 
dem Ausgang des Prüfungsverfahrens ebensowenig 
vorgreifen wie eventuellen Entscheidungen über 
die in der Antwort auf die vorherige Frage angedeu-
teten Förderungsmöglichkeiten nach dem Hoch-
schulbauförderungsgesetz. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. 

Seehofer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß durch eine mögliche Finanzierungsbe-
teiligung des Bundes über die Gemeinschaftsauf-
gabe indirekt das Studium an einer künftigen Pri-
vatuniversität Ingolstadt für die Studenten finan-
ziell erträglicher wird? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Seeho-
fer, Entscheidungen der Bundesregierung im Rah-
men der angedeuteten Förderungsmöglichkeiten 
des Bundes kommen grundsätzlich der jeweiligen 
Hochschule und den betreffenden Studenten oder 
Mitgliedern der Hochschule insgesamt zugute. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Meine Damen und Herren, ich bin jetzt in einer 
etwas mißlichen Situation. Der Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
ist abgeschlossen. Es soll nun der Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Auswärtigen aufgerufen 
werden. Herr Staatsminister Möllemann steht aber 
im Augenblick noch nicht zur Verfügung. Er ist auf 
dem Weg hierher. Es ist auch nicht möglich, den 
darauffolgenden Geschäftsbereich aufzurufen, weil 
die Fragesteller, die Fragen zu diesem Geschäftsbe-
reich eingebracht haben, im Augenblick noch nicht 
anwesend sind. Ich bitte deshalb, noch ein paar Mi-
nuten zu warten, bis Staatsminister Möllemann 
hier eintrifft. 

(Gansel [SPD]: Sie können ja inzwischen 
Kaffee servieren lassen, Herr Präsident!) 
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Vizepräsident Wurbs 
— Ich habe nichts dagegen. In meiner großen Güte 
würde ich bei dieser Besetzung sogar die Kosten 
übernehmen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Aber keinen 
kalten Kaffee!) 

— Das haben Sie gesagt, Herr Abgeordneter. 

(Gansel [SPD]: Herr Ober, eine Lokalrun- 
de!) 

Darf ich bitten, festzustellen, ob Herr Möllemann 
in Bälde eintrifft. — Ich höre, er ist unterwegs. — 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Es wäre doch 
interessant, zu wissen, in welcher Zeit Herr 
Möllemann hier sein wird! — Gansel 
[SPD]: Das ist nur ein Trick von Herrn 
Möllemann, damit er in die Presse 

kommt!) 

Herr Staatsminister, sind Sie trotz des Dauer-
laufs in der Lage, jetzt die Fragen zu beantworten? 
Sonst würden wir Ihnen etwas Schonzeit konze-
dieren. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Doch, es geht. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe dann den Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Auswärtigen auf. 

Die Fragen 52 und 53 sind vom Fragesteller, dem 
Abgeordneten Graf Stauffenberg, zurückgezogen 
worden. 

Ich rufe die Frage 54 des Abgeordneten Hiller 
(Lübeck) auf: 

Wie ist der Stand der zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung von Saudi-Arabien verein-
barten Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigungspolitik, 
und hat sich die Bundesregierung über diese Vereinbarun-
gen mit den USA, Frankreich, Großbritannien und den Staa-
ten der Nah-Ost-Region konsultiert? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, wie 
beim Besuch des Bundeskanzlers in Saudi-Arabien 
im Oktober 1983 vereinbart, besuchte eine Delega-
tion saudischer Offiziere vom 5. bis 20. Dezember 
1983 die Bundesrepublik und informierte sich durch 
Besuche bei der Bundeswehr und bei Rüstungsun-
ternehmen über den Stand der deutschen Verteidi-
gungsanstrengungen. Die saudische Seite hat bis-
lang ihre Wünsche hinsichtlich Art und Umfang der 
Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich nicht 
konkretisiert. Konsultationen mit anderen Staaten 
haben daher hierüber nicht stattgefunden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatsminister, wann 
werden diese Konsultationen stattfinden? 

Möllemann, Staatsminister: Sie können erst statt-
finden, wenn die saudische Seite konkrete Wünsche 
vorgetragen haben wird, die auf den Ergebnissen 
der Besuche und Gespräche jener Delegation basie-
ren. Solche Wünsche sind bis jetzt nicht vorgetra-
gen worden. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatsminister, wann 
liegen nach Ihrer Rechnung entsprechende Ergeb-
nisse vor? 

Möllemann, Staatsminister: Das entzieht sich un-
serer Kenntnis, weil das an der saudischen Seite 
liegt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, welche Rü-
stungsunternehmen in der Bundesrepublik hat die 
saudiarabische Expertenkommission besucht, und 
ist diese Kommission von Beauftragten oder Mit-
gliedern eines Bundesministeriums begleitet wor-
den? 

Möllemann, Staatsminister: Die gesamte Planung 
und Durchführung des Besuchs lagen, was die Bun-
desregierung angeht, in den Händen des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung. Das Ministerium hat 
das Programm für diese Kommission aufgestellt, 
d. h. es hat sowohl die Truppenteile, die besucht 
wurden, festgelegt als auch — auf Grund von saudi-
schen Wünschen — die Unternehmen. Die saudi-
sche Seite hat artikuliert, welche Unternehmen sie 
sehen wollte. Ich kann jetzt aus dem Stand nicht 
alle aufzählen, aber man kann sagen, daß die größ-
ten, die wichtigsten deutschen Rüstungsunterneh-
men besucht worden sind. 

(Gansel [SPD ] : Können Sie mir die Infor

-

mation schriftlich geben?) 
— Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe Frage 55 der Frau 
Abgeordneten Simonis auf: 

Aus welchen Gründen und mit welchem Ergebnis hat 
Staatsminister Möllemann Ende November oder Anfang De-
zember vergangenen Jahres Saudi-Arabien besucht, und 
warum hat es entgegen den sonstigen Gepflogenheiten dar-
über keine Verlautbarung durch die Bundesregierung gege-
ben? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Frau Kollegin, ich bin 
weder im November noch im Dezember 1983 in 
Saudi-Arabien gewesen. Deswegen konnte auch 
keine Verlautbarung über einen solchen Besuch 
herausgegeben werden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatsminister, ich will 
mich jetzt nicht auf den Monat festlegen, aber 
könnte es sein, daß Sie um die Zeit herum im Aus-
land gewesen sind? 

Möllemann, Staatsminister: Ich bin im ganzen 
letzten Jahr, wenn wir es so weit fassen wollen, ein-
mal in Saudi-Arabien gewesen, und zwar in Beglei-
tung des Herrn Bundeskanzlers. Darüber hat die 
Presse ausgesprochen ausführlich berichtet. 

Vizepräsidet Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 
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Frau Simonis (SPD): Herr Staatsminister, können 
Sie ausschließen, daß es Ihrem Gedächtnis entgan-
gen sein könnte, daß Sie sich vielleicht doch — viel-
leicht an einer anderen Stelle als an  der in meiner 
Frage genannten — mit Vertretern von Saudi-Ara-
bien getroffen haben? 

Möllemann, Staatsminister: Mit Vertretern Saudi

-

Arabiens getroffen? 
(Frau Simonis [SPD]: Ja! Über den betref

-

fenden Punkt?) 
— Nein, ich kann nicht ausschließen, daß ich an 
anderer Stelle saudische Politiker ziemlich häufig 
gesehen habe. Immer wieder trifft man sie. Frau 
Kollegin, Sie wissen, daß ich auch Präsident der 
Deutsch-Arabischen Gesellschaft bin. Es gehört zu 
dieser Funktion, gelegentlich auch Gespräche mit 
saudischen Politikern zu führen. 

Die Frage, um die es hier geht, ist beim Besuch 
des Bundeskanzlers und nicht an anderer Stelle er-
örtert worden. Darauf zielt ja wohl Ihre Frage ab. 
Allerdings war ich an diesen Gesprächen beteiligt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, haben Sie 
Ende November oder Anfang Dezember für eine 
Inlands- oder Auslandsreise eine Maschine einer 
saudiarabischen Luftlinie oder der saudiarabischen 
Regierung oder eine saudiarabische Privatma-
schine benutzt? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. Ich kann nicht 
ausschließen, daß ich nach meinem Besuch Saudi-
Arabiens, dem Besuche in Bahrain und Oman folg-
ten, beim Weiterflug auch mit der Saudia geflogen 
bin, aber dann mit einer Linienmaschine. Das weiß 
ich jetzt offengestanden nicht mehr genau, aber es 
war ganz sicher weder eine Regierungsmaschine 
noch eine Privatmaschine. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 
Ich rufe Frage 56 des Abgeordneten Dr. Hupka 

auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussichten zur Er-

richtung von Goethe-Instituten bei selbstverständlicher Ge-
genseitigkeit in den Staaten des Warschauer Paktes nach 
dem Vorbild des Goethe-Instituts in Bukarest und des soeben 
errichteten französischen Institutes in Ost-Berlin? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Hupka, 
die Bundesregierung bemüht sich seit langem, auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit in den Staaten 
des Warschauer Pakts Kulturinstitute einzurichten. 
Wir haben diesen Wunsch den Regierungen dieser 
Staaten in der Vergangenheit wiederholt mitgeteilt. 
Nur mit Rumänien konnte 1973 der Austausch von 
Kulturinstituten vereinbart werden. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen 
auch in Zukunft fortsetzen. Dabei ist sie der Auffas-
sung, daß die Bundesrepublik Deutschland mit ih-
rem Wunsch nach Einrichtung von Kulturinstituten 
nicht schlechtergestellt werden darf als andere ver-
gleichbare Staaten. Unsere politischen und wirt-

schaftlichen Beziehungen zum Osten wären ohne 
kulturellen Austausch unvollständig. 

Mittlerweile sind mit allen Staaten Osteuropas 
Kulturabkommen in Kraft. Aus finanziellen, ideolo-
gischen und politischen Gründen wächst jedoch der 
Kulturaustausch mit ihnen nur langsam. Die Chan-
ce, daß unserem Wunsch entgegengekommen wird, 
ist von Land zu Land sehr unterschiedlich einzu-
schätzen. Kurzfristig rechnen wir nicht mit der Ein-
richtung von Kulturinstituten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wel-
ches sind die Gründe der Staaten für die Ablehnung 
von Kulturinstituten? 

Möllemann, Staatsminister: Diese sind in den ver-
schiedenen Staaten sehr unterschiedlich. Es ist ja 
so, daß man gemeinsame Vereinbarungen über den 
wechselseitigen Austausch treffen müßte. Insbeson-
dere könnte es daran liegen, daß das Programm, der 
Inhalt des Programms, das Konzept unserer Kul-
turinstitute nicht überall auf Gegenliebe stoßen. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön-
nen Sie mir darin zustimmen, daß das Verhalten 
der Staaten des Warschauer Pakts im Widerspruch 
zu den Verabredungen von Helsinki und auch im 
Widerspruch zum Schlußkommuniqué des KSZE-
Nachfolgetreffens von Madrid steht, in dem der kul-
turelle Austausch ausdrücklich vorgesehen ist?  

Möllemann, Staatsminister: Der kulturelle Aus-
tausch ist in diesen Vereinbarungen zwar vorgese-
hen, allerdings sind die Instrumente für diesen kul-
turellen Austausch dort nicht festgeschrieben; da-
her ist hier ein Ermessensspielraum gegeben. Da 
wir aber, Herr Kollege Hupka, offenkundig darin 
übereinstimmen, daß es gut wäre, wenn man zur 
Eröffnung solcher Kulturinstitute kommt, empfinde 
ich Fragen aus dem Parlament als eine zusätzliche 
Ermutigung für die Bundesregierung, mit diesen 
Bemühungen fortzufahren. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 57 des Ab-
geordneten Dr. Czaja auf: 

Wird nach der im Grundsatzartikel im Bulletin vom 6. De-
zember 1983 hervorgehobenen Verbindung zwischen Europa-
politik und deutscher nationaler Frage die Bundesregierung 
in der durch Beschluß der Staats- und Regierungschefs ent-
standenen Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) 
sich um die laufende gemeinsame Prüfung politischer Maß-
nahmen bemühen, die auf eine Überwindung der deutschen 
und europäischen Teilung gerichtet sind, und um Vorberei-
tung solcher Erwägungen in einer der zahlreichen EPZ- 
Arbeitsgruppen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. 
Czaja, diese Frage haben wir bereits am 6. und am 
26. Januar 1984 hier im Parlament behandelt. Ich 
kann Ihre Frage eindeutig mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Bedeutet das, Herr Staats-
minister, daß die Bundesregierung darauf drängen 
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wird, zu einem der Schwerpunkte der EPZ auch die 
Kernfrage der deutschen Teilung zu machen, da ja 
der Herr Bundesaußenminister am 6. Dezember als 
eine der Hauptaufgaben der Außenpolitik bezeich-
net hat, den Freunden der Europäischen Gemein-
schaft bewußt zu machen, was die Europäische Ge-
meinschaft für unser geteiltes Land bedeutet? 

Möllemann, Staatsminister: Es ist eines der zen-
tralen Anliegen unserer Außenpolitik, innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß wir gemeinsam auf ei-
nen Zustand des Friedens in Europa hinarbeiten, 
der die deutsche Teilung überwindbar erscheinen 
läßt. Sie dürfen davon ausgehen, Herr Kollege 
Czaja, daß dies ein zentrales Anliegen der Bundes-
regierung bleiben wird und daß wir dieses Thema 
bei unseren Bemühungen um eine Verstärkung der 
politischen Zusammenarbeit innerhalb der EG wei-
ter im Mittelpunkt unserer Anstrengungen sehen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, da die 
Frage nach der EPZ nicht so ganz eindeutig beant-
wortet worden ist, frage ich, ob die Bundesregie-
rung die Aufmerksamkeit der Bevölkerung für die 
europäische Politik um die Zeit der Wahlen zum 
Europäischen Parlament in diesem Sinne dazu nut-
zen wird, darauf hinzuweisen, daß es neben Grenz-
ausgleich und Ökologie noch andere Themen gibt 
und daß sich, wie es der Bundesaußenminister 
schrieb, „unsere nationalen Hoffnungen auf Über-
windung der Teilung Europas nach dem freiheitli-
chen Vorbild der Europäischen Gemeinschaft grün-
den"? 

Möllemann, Staatsminister: Selbstverständlich, 
Herr Kollege Czaja, wird das einer der Punkte sein, 
mit denen wir besonders versuchen werden, unsere 
Bürger für eine Beteiligung an dieser Wahl zu moti-
vieren. Wir alle wissen ja — quer durch alle Partei-
en —, daß es nicht einfach sein wird, eine große 
Beteiligung der Bürger an dieser Wahl zu erreichen. 
Durch die Darstellung dieses nationalen Ziels, das 
sich durch diese gemeinsamen Anstrengungen viel-
leicht leichter erreichen läßt, ist, glaube ich, ein zu-
sätzliches Motiv zu schaffen. Ich möchte aber hin-
zufügen, daß unsere Bemühungen um eine gemein-
same Position selbstverständlich auch in der EPZ 
stattfinden. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen mehr. Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Innern. Zur Beantwortung der 
Fragen steht Herr Staatssekretär Dr. Fröhlich zur 
Verfügung. 

Die Fragen 58 und 59 des Abgeordneten Duve 
werden gemäß Ziffer 2 Abs. 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 60 wird auf Wunsch des Fragestellers, 
des Abgeordneten Bernrath, schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 61 und 62 des Abgeordneten Clemens 
wurden vom Fragesteller zurückgezogen. 

Der Fragesteller der Frage 63, der Abgeordnete 
Stiegler, hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 65 des Abgeordneten Dr. Steger wird 
gemäß Ziffer 2 Abs. 2 der Richtlinien für die Frage-
stunde schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr Frage 66 des Abgeordneten 
Dr. Diederich (Berlin) auf: 

Was hat die Bundesregierung seit meiner mündlichen An-
frage betreffend den Verbleib des Bernsteinzimmers (Druck-
sache 8/2339, Frage 33) und ihrer Antwort darauf (Plenarpro-
tokoll 8/122, Seite 9539) sowie dem Schreiben des damaligen 
Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler vom 
16. Mai 1980 an mich unternommen, um den Vorgang aufzu-
klären, und sind dabei neue Erkenntnisse gewonnen wor-
den? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Abgeordneter, wenn Sie ein-
verstanden sind, würde ich Ihre beiden Fragen gern 
im Sachzusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, sind Sie 
damit einverstanden? 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Ja!) 

— Gut. Dann rufe ich zusätzlich Frage 67 des Abge-
ordneten Dr. Diederich (Berlin) auf: 

Gibt es neue Anhaltspunkte dafür, daß sich das Bernstein-
zimmer in den verschütteten Schachtanlagen bei Volpriehau-
sen befinden könnte, und ist die Bundesregierung nunmehr 
bereit, den Hinweisen, daß zumindest Teile des Bernstein-
zimmers dort liegen oder liegen könnten, in einer Weise 
nachzugehen, die eine zweifelsfreie und abschließende Ant-
wort auf diese Frage möglich macht? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat sich weiterhin bemüht, den Verbleib des Bern-
steinzimmers aufzuklären. Bis heute haben sich je-
doch keine neuen Erkenntnisse ergeben; insbeson-
dere gibt es keine Bestätigung dafür, daß sich das 
Bernsteinzimmer in der Schachtanlage Wittekind 
bei Volpriehausen im Landkreis Northeim befin-
det. 

Die um Amtshilfe gebetene Oberfinanzdirektion 
Hannover hat ermittelt, daß aus dem kleinen Kreis 
der noch lebenden Personen, die an der Einlage-
rung oder Bergung von Gegenständen in der ehe-
maligen Schachtanlage Volpriehausen beteiligt wa-
ren, lediglich Angaben über die Bernsteinsamm-
lung der Universität Königsberg zu erhalten waren. 
Konkrete Hinweise auf den Verbleib des Bernstein-
zimmers haben sich bei diesen Befragungen nicht 
ergeben. 

Endgültig ließe sich die Frage nach dem gegen-
wärtigen Stand der Ermittlungen nur durch eine 
genaue Untersuchung und Befahrung der Schacht-
anlage herbeiführen. Die dafür notwendige Trok-
kenlegung der völlig überfluteten Anlage würde 
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nach dem Urteil von Sachverständigen 10 bis 
20 Millionen DM kosten und deshalb in keinem an-
gemessenen Verhältnis zu der vagen Hoffnung ste-
hen, in der Schachtanlage noch etwas zu finden. Die 
Oberfinanzdirektion Hannover wird jedoch weiter-
hin berichten, falls sich wider Erwarten neue Er-
kenntnisse ergeben sollten. 

Die Bundesregierung ist — wie bisher — bereit, 
allen konkreten Hinweisen, daß zumindest Teile 
des Bernsteinzimmers dort liegen oder liegen könn-
ten, in einer Weise nachzugehen, die eine zweifels-
freie und abschließende Antwort auf diese Frage 
möglich macht. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage? — Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind der Bundesregierung Berichte bekannt, daß 
Untersuchungen, die in der UdSSR angestellt wor-
den sind, ergeben haben sollen, daß das Bernstein-
kabinett tatsächlich aus Königsberg fortgeschafft 
und in das westliche Deutschland gebracht worden 
sei? So berichtete die „Berliner Morgenpost" nach 
„Springer-Auslandsdienst" vom 6. Januar 1980, wo-
bei sich diese Meldung wiederum auf die Ostberli-
ner „Berliner Zeitung" bezieht. Und hat sich die 
Bundesregierung auf diplomatischem oder ande-
rem Wege darum bemüht, auch aus dieser Richtung 
alle verfügbaren Informationen zu erhalten? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung hat in der Tat — auch auf 
Grund dieser Hinweise, die Sie angegeben haben — 
alle Möglichkeiten ausgenutzt, um Näheres in Er-
fahrung zu bringen. Das ist aber bisher nicht gelun-
gen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Bitte sehr. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mit mir darin überein, daß die Frage 
nach dem Verbleib und der Rückgabe des Bern-
steinzimmers nicht nur unter Kostengesichtspunk-
ten, sondern auch und vor allem im Zusammenhang 
mit der moralischen Verpflichtung der Bundesrepu-
blik Deutschland gesehen werden muß, Kunstge-
genstände, die während des Zweiten Weltkrieges 
gestohlen, entwendet, verlagert oder auf andere 
Weise nach Deutschland verbracht wurden, zurück-
zugeben bzw. alles Mögliche — u. U. auch mit hohen 
Kostenaufwendungen — zu tun, um den Verbleib 
zweifelsfrei aufzuklären? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ja, Herr Abgeordne-
ter, in dem Grundsatz stimme ich mit Ihnen über-
ein. Ich meine aber, daß bei der geschilderten Sach-
lage, bei der es sich lediglich um vage Vermutungen 
handelt, eine völlig überflutete Schachtanlage von 
mehreren hundert Metern Tiefe könnte möglicher-
weise dieses Bernsteinzimmer in sich bergen, Nach-
forschungen nicht vertretbar wären. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist der Bundesregierung bekannt, ob es Suchaktio-
nen mit Tauchern an dem in den letzten Kriegsta-

gen versenkten Schiff „Wilhelm Gustloff" gegeben 
hat, weil es j a auch Gerüchte gibt, das Bernstein-
zimmer sei auf diesem Schiff von Königsberg weg-
gebracht worden, und sind hierbei Erkenntnisse ge-
wonnen worden, durch die mit Sicherheit ausge-
schlossen werden kann, daß sich das Bernsteinzim-
mer in dem Wrack befindet? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
darüber ist mir Näheres nicht bekannt. Wenn Sie 
nähere Auskünfte haben möchte, würde ich der 
Frage nachgehen müssen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Recht schö

-

nen Dank!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Fragen 68 und 69 des Abgeordneten 
Gilges auf. Beide Fragen werden auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet, und die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr Frage 70 des Abgeordneten Pe-
ter (Kassel) auf: 

In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung die 
Richtlinien für die Auswahl und Einstellung von Bewerbern 
für den Polizeivollzugsdienst im Bundesgrenzschutz vom 
18. April 1978 zu ändern, damit den Bewerbern nicht mehr 
gemäß Ziffer 11.2.4 der Richtlinien der Auszug aus dem Be-
schluß der Bundesregierung vom 19. September 1950 gegen 
Empfangsbekenntnis ausgehändigt werden muß? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die in Ihrer Frage angesprochene Regelung in den 
Einstellungsrichtlinien für den Bundesgrenzschutz 
ist durch Erlaß des Bundesministers des Innern 
vom 31. Januar 1984 aufgehoben worden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte sehr. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, ich be-
danke mich zunächst einmal für die Antwort. Aber 
im Zusammenhang mit der Antwort auf meine 
Frage zur Fragestunde vom 18./19. Januar, in der 
Sie die Vorlage des Beschlusses gegen Empfangsbe-
kenntnis ausdrücklich auf die Einstellung be-
schränken, frage ich Sie: Wie beurteilen Sie die Tat-
sache, daß der Beschluß auf Grund einer Verfügung 
der Grenzschutzverwaltung Mitte vom 1. Dezember 
1983 auch Beamten, die sich seit Jahren im Dienst 
befinden, gegen Empfangsbekenntnis vorgelegt 
worden ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
dadurch, daß die Regelung insgesamt aufgehoben 
worden ist und von uns schon seit längerer Zeit als 
obsolet betrachtet wird, wurde, glaube ich, eine 
klare Rechtsfolge geschaffen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, da mir 
bekannt ist, daß der Beschluß der Bundesregierung 
vom 19. September 1950 auch bei Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit gegen Empfangsbekennt-
nis den Bediensteten vorgelegt wird, frage ich, ob 
Sie bereit sind, feststellen zu lassen und mir dann 
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mitzuteilen, wo im Bundesbereich der überholte Be-
schluß der Bundesregierung außerdem noch vorge-
legt wird und was Sie dagegen zu tun gedenken. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich bin auf Grund die-
ser konkreten Frage gerne bereit, Ihnen eine kon-
krete Antwort zu geben, wenn die entsprechenden 
Nachforschungen abgeschlossen sind. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 71 des Abgeordneten Peter 

(Kassel) auf: 
Welchen Stellenwert hat nach Auffassung der Bundesre-

gierung das im Artikel 17 GG festgelegte Grundrecht auf 
Petitionen für Staatsbürger, die im öffentlichen Dienst be-
schäftigt sind und von diesem Grundrecht Gebrauch machen, 
wenn sie beispielsweise Massenpetitionen unterschreiben, 
die sich gegen regierungsamtliche Politik, wie beispielsweise 
in der Frage der Raketenstationierung, wenden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Grundrecht des Art. 17 des Grundgesetzes, 
nämlich „das Recht, sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Be-
schwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden", steht „jedermann" zu, 
also auch den Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes. Petitionen können von einzelnen Bürgern oder 
in Gemeinschaft mit anderen als Sammelpetitionen 
vorgebracht werden. 

Die Wahrnehmung des Petitionsrechts ist grund-
sätzlich nicht an bestimmte Voraussetzungen ge-
knüpft. Einschränkungen ergeben sich aber für An-
gehörige der Streitkräfte und des Ersatzdienstes 
aus Art. 17 a Abs. 1 des Grundgesetzes, für Beamte 
aus ihrer besonderen Rechtsbeziehung zu ihrem 
Dienstherren — Art. 33 Abs. 4 und 5 des Grundge-
setzes, für den Bereich der Arbeitnehmer gilt Ent-
sprechendes und für jedermann schließlich, soweit 
der Schutz kollidierender Grundrechte Dritter oder 
die Wahrung anderer mit Verfassungsrang ausge-
statteter Rechtswerte Begrenzungen erfordern. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, gilt 
diese Einschränkung, die Sie in bezug auf Angehö-
rige der Streitkräfte genannt haben, auch für den 
Fall, daß die Unterschrift unter eine Sammelpeti-
tion gegen die Stationierung von Raketen geleistet 
worden ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Einschränkung, 
die sich verfassungsmäßig aus Art. 17 a des Grund-
gesetzes und durch das ausfüllende Gesetz, nämlich 
§ 15 des Soldatengesetzes, ergibt, wird je nach der 
Gestaltung des konkreten Einzelfalls auch für die-
sen Fall gelten müssen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie die Kriterien, die in § 15 des Soldatengeset-
zes genannt sind, auf den von mir angesprochenen 
Fall anwenden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Diese Frage könnte 
ich nur in Kenntnis der Gestaltung des Einzelfalls, 
den Sie offenbar im Auge haben, beantworten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
welchen Kriterien beurteilen Sie bei einer Sammel-
petition, unter der offensichtlich mehrere Unter-
schriften stehen, zu welchem Berufszweig die Un-
terschreibenden gehören? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Unterschreiben-
den des öffentlichen Dienstes unterliegen ja nach 
der Kategorie, unter die sie fallen, entweder den 
Kriterien, die das Beamtengesetz gibt, nämlich dem 
Gebot der Mäßigung und Zurückhaltung und des 
achtungswürdigen Verhaltens und der verfassungs-
mäßigen Pflicht des Beamten, auf das Treueverhält-
nis zu seinem Dienstherrn Bedacht zu nehmen, 
oder — bei Richtern — dem Richtergesetz oder — 
bei Soldaten — dem Soldatengesetz. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 
— Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär Er-
hard zur Verfügung. 

Die Fragestellerin der Frage 72, Frau Reetz, ist 
nicht im Saal. Es wird entsprechend den Richtlinien 
der Fragestunde verfahren. 

Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Meininghaus auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Verbraucherzen-
trale Nordrhein-Westfalen nach Prüfung von über 4 000 Ra-
ten-Kreditverträgen festgestellt hat, das 46,3 v. H. als „ein-
deutig sittenwidrig" bezeichnet werden müssen und weitere 
9,4 v. H. als „eventuell sittenwidrig", und welche Stellung-
nahme will die Bundesregierung dazu abgeben? 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege, der Bundesregierung sind 
Berichte bekannt, nach denen ein erheblicher Teil 
von Kreditverträgen gegen die guten Sitten ver-
stoße und demgemäß nichtig seien. Eine Stellung-
nahme hierzu im einzelnen ist nicht möglich, weil 
die Nichtigkeit eines Vertrages im Einzelfall zu be-
urteilen ist und die Feststellungen hierüber im 
Streitfall den Gerichten obliegt. Die Bundesregie-
rung würde es allerdings bedauern, wenn die von 
Ihnen genannten Zahlen zutreffen sollten. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, inzwi-
schen sind ja auch Untersuchungsergebnisse des 
Max-Planck-Instituts bekanntgeworden. Die bestä-
tigen diese Zahlen nicht nur, sondern verdeutlichen 
sie sogar noch. Ich frage Sie: Empfindet die Bundes-
regierung hier nicht eine gewisse Fürsorgepflicht 
gegenüber den Menschen, die unverschuldet in Not 
geraten? Und ist Ihnen bekannt, daß beispielsweise 
in einem Fall eine Familie einen Kredit von 27 000 
DM aufgenommen hat, in Zahlungsverzug geraten 
ist, durch Mahngebühren, Zinsen, Verzugszinsen 
und andere Dinge inzwischen weitere 50 000 DM 
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Schulden hat, obwohl sie bereits 30 000 DM zurück-
gezahlt hat? Solche Beispiele gibt es. Sind sie Ihnen 
bekannt, und was will die Bundesregierung tun, um 
solche Dinge zu unterbinden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung sind selbstverständlich Fälle, wie 
Sie sie geschildert haben, bekannt. Trotzdem kann 
die Bundesregierung nicht den Versuch unterneh-
men, dort konkret einzugreifen, wo Vertragsfreiheit 
besteht und wo sich Bürger ihrer eigenen Rechte 
nicht bedient haben. — Sie greifen aber damit 
schon in Ihre zweite Frage hinüber. 

Vizepräsident Wurbs: Wollten Sie noch eine Frage 
stellen? — Bitte sehr. 

Meininghaus (SPD): Herr Staatssekretär, es gibt ja 
Urteile im Bereich des Mietrechts, worin von Ge-
richten festgelegt worden ist, daß dann, wenn die 
Miete 15 % der ortsüblichen Miete übersteigt, von 
Wucher geredet werden kann. Könnte die Bundes-
regierung nicht auch in diesem Bereich die Grenze 
des Wucherzinssatzes festlegen, indem man bei-
spielsweise sagt, alles, was 15 % über dem Marktni-
veau liegt, ist Wucher? 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
Fragen zu stellen. 

(Meininghaus [SPD]: Ich habe eine Frage 
gestellt, Herr Präsident!) 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist zur Zeit nicht bereit, von Amts wegen eine gene-
relle Richtlinie zu erlassen, nachdem die Rechtspre-
chung ohnehin bereits deutliche Grenzen gesetzt 
hat. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 74 des 
Abgeordneten Meininghaus auf: 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung treffen, um 
zu verhindern, daß viele Kreditnehmer durch extrem hohe 
Verzugszinsen, hohe Mahngebühren und Erschwerung einer 
vorzeitigen Kündigung in finanzielle Nöte, wachsende Ver-
schuldung und sogar in die Obdachlosigkeit getrieben wer-
den können? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Zunächst zur Rechts-
lage. Ist ein Vertrag nichtig, so hat dies zur Folge, 
daß der Kreditnehmer das Darlehen für die verein-
barte Zeit behalten kann, jedoch davon befreit ist, 
Kosten und Zinsen für das Darlehen zu zahlen. Er-
brachte Leistungen auf Kosten und Zinsen können 
von ihm zurückgefordert werden. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, daß die Rechtsprechung in den letz-
ten Jahren im Interesse des Schuldnerschutzes im 
Bereich der sittenwidrigen Verträge erhebliche 
Ausweitungen vorgenommen hat. Für die Beurtei-
lung der Sittenwidrigkeit nach § 138 Abs. 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs stellt die Rechtsprechung 
auf die Umstände des Einzelfalles ab. Der Bereich, 
von dem an mit einer Sittenwidrigkeit zu rechnen 
ist, beginnt nach der derzeitigen Rechtsprechung 
etwa dort, wo der vereinbarte effektive Jahreszins 
das Doppelte des marktüblichen Zinses übersteigt. 

Daraus folgt: Die von Ihnen angesprochenen Pro-
bleme liegen meines Erachtens nicht in erster Linie  

im rechtlichen Bereich, sondern darin, daß die Kre-
ditnehmer ihre Rechte nicht wahrnehmen und sich 
vielfach auch nicht gegen gerichtliche Schritte, die 
der Kreditgeber veranlaßt hat, angemessen vertei-
digen. Besonders wichtig ist daher zunächst eine 
entsprechende Aufklärung. Das Bundesministe-
rium der Justiz hat hierzu in seinem Faltblatt „Wis-
senwertes über Verbraucherkredite" eine Reihe von 
Ratschlägen aufgeführt. Rechtsberatung nach dem 
Beratungshilfegesetz kann auch möglich sein. 

Wie Sie wissen, Herr Kollege, liegt ein Gesetzent-
wurf des Bundesrates zur Änderung des § 138 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, Drucksache 10/307, vor. 
Der Gesetzentwurf soll den Schutz des Kreditneh-
mers dadurch verbessern, daß es künftig für die 
Frage, ob ein Kreditvertrag sittenwidrig ist, auf die 
subjektiven Tatbestandsmerkmale des § 138 gelten-
der Fassung nicht mehr ankommen soll. Die Bun-
desregierung hat erhebliche Zweifel, ob dieser Vor-
schlag den Schutz des Kreditnehmers tatsächlich 
verbessert. Die Feststellung der subjektiven Tat-
seite hat, soweit ersichtlich, der Rechtsprechung 
bisher keine Schwierigkeiten bereitet. Auf der an-
deren Seite könnten in Fällen, in den ein auffälliges 
Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenlei-
stung nicht zweifelsfrei erkennbar ist, gerade die 
subjektiven Tatbestandselemente den Ausschlag 
für die Nichtigkeit geben, den Schuldner also besser 
stellen, als er ohne Berücksichtigung der subjekti-
ven Tatbestandsmerkmale stehen würde. Der Ent-
wurf würde daher aus der Sicht des Schuldner-
schutzes meines Erachtens keine Verbesserung, 
wohl aber sehr leicht in Randbereichen eine Ein-
schränkung des Schutzes bringen. 

(Meininghaus [SPD]: Ich bedanke mich!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage. — Herr 
Staatssekretär ich bedanke mich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Voss zur Ver-
fügung. 

Der Fragesteller der Frage 75 ist Herr Abgeord-
neter Lowack. Die Frage wird gemäß Nr. 2 Abs. 2 
der Richtlinien schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 76 des Herrn Abgeordneten 
Becker (Nienberge) auf: 

Welche finanzpolitischen Ziele hat sich die Bundesregie-
rung in der Diskussion um die Neuordnung der EG-Finanzen 
gesetzt, und mit welchen Initiativen oder Reformvorschlägen 
ist sie auch noch in anderen Bereichen der EG auf ihre EG-
Partner oder die EG-Kommission zugegangen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Becker, sind Sie 
damit einverstanden, daß ich Ihre beiden Fragen 
zusammen beantworte? 

Becker (Nienberge) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Wurbs: Dann rufe ich auch die 
Frage 77 des Herrn Abgeordneten Becker (Nienber-
ge) auf: 
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Glaubt die Bundesregierung, daß ihre aktive Mitwirkung 

und meßbaren Verhandlungserfolge innerhalb der EG etwa 
dem finanziellen Anteil entsprechen, den die Eigeneinnah-
men der EG der Bundesrepublik Deutschland zurechnen, 
und wie kann sie gegebenenfalls ihre Auffassung im einzel-
nen erläutern und für jeden Bürger nachprüfbar darstellen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Es ist das Ziel der 
Bundesregierung, die weitere Entwicklung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft auf eine solide finanzielle 
Grundlage zu stellen. Sie hält weiterhin am Paket-
charakter der Stuttgarter Beschlüsse des Europäi-
schen Rates fest. Darauf hat der Bundeskanzler am 
7. Dezember 1983 in seiner Erklärung zum Ausgang 
des Athener Gipfels vor dem Deutschen Bundestag 
ausdrücklich hingewiesen. Das bedeutet: Sobald der 
Ministerrat insbesondere über eine bessere Beherr-
schung der Gemeinschaftsaufgaben, der Überprü-
fung der gemeinsamen Agrarpolitik und die ausge-
wogenere Lastenverteilung entschieden und sie in 
Rechtsakte umgesetzt hat und die Verhandlungen 
über den Beitritt von Spanien und Portugal abge-
schlossen sind, wird er über die Erhöhung des Pla-
fonds der Mehrwertsteuereigenmittel entscheiden. 

Die Bundesregierung ist sich mit den meisten 
Mitgliedstaaten darin einig, daß — abweichend von 
dem Vorschlag der EG-Kommission — für die EG 
auch künftig eine begrenzte Finanzausstattung in 
Form eines Plafonds festgelegt wird, bei dessen Er-
höhung das Ratifizierungsverfahren einzuleiten 
wäre. 

Finanzpolitisch vordringlich sind Lösungen für 
die Probleme der Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik und der ausgewogenen Lastenvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten; ohne diese Lö-
sungen kann es nicht zu einer Neuordnung und 
Sicherung der finanziellen Grundlagen der EG 
kommen. 

Die gemeinsame Agrarpolitik muß durch ausge-
wogene Sparmaßnahmen so angepaßt werden, daß 
auch in den nächsten Jahren die Finanzierung in-
nerhalb des bestehenden Rahmens sichergestellt 
ist. Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß die 
erforderlichen Entscheidungen rechtzeitig getrof-
fen werden. Die Bundesregierung unterstützt dane-
ben nachdrücklich den Gedanken einer politischen 
Festlegung, daß das Wachstum der Agrarausgaben 
auch längerfristig unter dem Anstieg der Eigenmit-
tel gehalten werden muß. 

Zur Lastenverteilung hat die Bundesregierung ei-
nen Vorschlag für ein kommunitäres System mit 
einer wirksamen dynamischen Belastungsober-
grenze vorgelegt; er liegt weiterhin auf dem Ver-
handlungstisch und ist Gegenstand auch bilateraler 
Kontakte. 

Konkrete Verhandlungsergebnisse zu dem Ge-
samtkomplex der Fragen liegen zur Zeit noch nicht 
vor. Unter dem französischen Vorsitz in der Ge-
meinschaft haben sich die vertraulichen bilateralen 
Kontakte in der Gemeinschaft verstärkt. Ich darf 
Ihnen versichern, daß die intensiven Bemühungen 
der Bundesregierung um tragfähige Lösungen poli-
tisch begründet sind, wobei selbstverständlich die 
finanziellen Konsequenzen für die Bundesrepublik 
nicht außer acht gelassen werden. Im übrigen 
möchte ich darauf hinweisen, daß Einfluß und Ver-

handlungserfolg in der EG nicht generell beziffer-
bar sind. 

Bezüglich der Darstellung der Auffassung der 
Bundesregierung möchte ich bemerken, daß die 
Bundesregierung entsprechend der bisherigen 
Übung in zahlreichen Publikationen über ihre Hal-
tung und die erzielten Ergebnisse berichtet. Ich 
darf hier nur auf den Integrationsbericht und den 
Finanzbericht hinweisen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie sagen mit Recht, daß auf dem Agrarsektor vor-
dringlich Lösungen notwendig sind. Gibt es eigent-
lich eine Zeitvorstellung für dieses Jahr? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
das Bestreben der Bundesregierung, daß hier die 
notwendigen Regelungen so schnell wie möglich ge-
troffen werden. Aber Sie wissen, daß das nicht al-
lein vom Verhandlungsziel der Bundesregierung 
abhängt, sondern auch von den Partnern. Hier sind 
natürlich gewisse zeitliche wie auch inhaltliche 
Schwierigkeiten gegeben. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
es gibt ja auch auf den verschiedenen anderen Sek-
toren eine Reihe von Kontakten. Kann man nach 
dem bisherigen Verhandlungsstand eigentlich da-
von ausgehen, daß auch auf den anderen Sektoren 
im Laufe dieses Jahres Fortschritte erzielt werden 
können? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bek-
ker, es ist notwendig, daß der Ausgaberahmen ins-
gesamt so gestaltet wird, daß er für uns auch auf 
Dauer verkraftbar ist, d. h. daß auch andere Initiati-
ven, Pläne und Vorstellungen so beschränkt werden 
müssen, daß sie diesem Ziel gerecht werden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage der Frau Abge-
ordneten Zutt, bitte. 

Frau Zutt (SPD): Gehört zu den notwendigen Re-
gelungen auf dem Agrarsektor auch der Plan, den 
Währungsausgleich wegfallen zu lassen, und zwar 
kurzfristig? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, hier 
sind Verhandlungen im Gange. Sie werden Ver-
ständnis dafür haben, daß ich das Ergebnis im 
Sinne unserer Vorstellungen hier nicht ausbreiten 
kann. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Frau Zutt (SPD): Herr Staatssekretär, ich nehme 
an, daß Sie darüber unterrichtet sind, daß zwischen 
dem Landwirtschaftsausschuß des Europäischen 
Parlaments und der Kommission auf der einen 
Seite und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hier und Bundeslandwirt-
schaftsminister Kiechle auf der anderen Seite be-
züglich des Wegfalls des Währungsausgleichs un- 
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terschiedliche Auffassungen bestehen. Setzen sich 
diese unterschiedlichen Vorstellungen auch inner-
halb der Bundesregierung fort, oder gibt es hier 
eine einheitliche Auffassung zum Wegfall des Wäh-
rungsausgleichs? 

Dr. Voss Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Bundesregierung ist immer bemüht, zu wichtigen 
Problemen eine einheitliche Meinung herbeizufüh-
ren, selbst dann, wenn es im Vorfeld die eine oder 
andere Divergenz geben sollte. 

(Frau Simonis [SPD]: Der Kanzler wird es 
schon durchsetzen!) 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen mehr. 

Ich rufe die Fragen 78 und 79 des Abgeordne-
ten von Schmude auf. — Der Abgeordnete von 
Schmude ist nicht im Saal. 

Ich rufe die Frage 80 des Abgeordneten Dr. Göh-
ner auf: 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung eine Umstellung 
der Kraftfahrzeugsteuer praktikabel, wonach anstelle der 
Bemessung nach Hubraum eine Besteuerung nach Autoab-
gasschadstoffen und Lärmentfaltung erfolgt, um umwelt-
freundliche Personenkraftwagen-Typen zu begünstigen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Göh-
ner, die Bundesregierung hält es nicht für praktika-
bel, bei der Bemessung der Kraftfahrzeugsteuer an 
die Schadstoffe im Autoabgas und die Lärment-
wicklung anzuknüpfen. Eine solche Regelung 
würde voraussetzen, daß der vorhandene Bestand 
von über 24 Millionen Pkws überprüft werden müß-
te. Außerdem setzen sich die Abgase eines Kraft-
fahrzeuges aus vielfältigen Schadstoffen zusam-
men. Die Ermittlung einer Bemessungsgrundlage, 
die alle Schadstoffe entsprechend ihrer Umweltbe-
lastung berücksichtigt, wäre außerordentlich 
schwierig. Hinzu kommt, daß die Abgaswerte und 
die Lärmentfaltung eines Fahrzeugs von der per-
sönlichen Fahrweise und dem technischen Zustand 
des Fahrzeugs abhängen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß bei der Erteilung der Betriebs-
genehmigung für Fahrzeugtypen die Abgaswerte 
für die wichtigsten Schadstoffe — Stickoxide, Koh-
lenwasserstoffe und Kohlenmonoxid — festgestellt 
werden und zugleich auch die Lärmemissionen ge-
messen werden? Sehen Sie nicht die Möglichkeit, 
daß entsprechend diesen Feststellungen eine neue 
Bemessungsgrundlage für die Kraftfahrzeugsteuer, 
also mit einer Umweltrelevanz, geschaffen werden 
könnte? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist mir aus eigener Erfahrung bekannt. Aber es ist 
etwas anderes, ob Sie diese Meßwerte zur Grund-
lage einer Steuer machen. Hier gibt es genuine Un-
terschiede. Auf Grund des Umstandes, den ich Ih-
nen versucht habe zu erklären, sieht die Bundesre-
gierung keine Veranlassung, sich hieran anzu-
schließen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie einräumen, daß Ihr Bedenken hinsichtlich 
des bisherigen Wagenbestands, der 24 Millionen 
Kraftfahrzeuge, nicht durchschlägt, weil ja auch 
von diesen Kraftfahrzeugen die Abgaswerte und 
Lärmemissionen bei Erteilung der Betriebsgeneh-
migung für den entsprechenden Fahrzeugtyp sehr 
wohl festgestellt worden sind und also eine Bemes-
sungsgrundlage auch für die Altwagen vorhanden 
wäre? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ja, sie sind in ei-
nem bestimmten Zustand meßbar. Aber dennoch 
sind sie von anderen Faktoren abhängig. Aus die-
sem Grunde empfiehlt es sich nicht, diese Dinge zur 
Bemessungsgrundlage für eine Steuer zu machen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Ihnen nicht wissenschaftliche Forschungen be-
kannt, die durchaus sehr eindeutig die Zusammen-
setzung der Schadstoffe in Prozenten aufweisen — 
ich kann Ihnen beispielsweise sagen, daß es sicher-
lich gaschromatische Verfahren gibt, mit denen 
man das mit aller Deutlichkeit und in der Sachaus-
sage auch konsequent messen kann —, und sind Sie 
mit mir nicht einer Meinung, daß eine DIN wie in 
vielen anderen Fällen so etwas für einen bestimm-
ten Zustand durchaus festlegen kann? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Mir ist bekannt, 
Herr Kollege, daß es derartige Untersuchungen 
gibt. Ich habe ja auch nicht bestritten, daß man das 
messen kann. Nur, eine andere Frage ist, ob man 
das als Bemessungsgrundlage, als Anknüpfungs-
punkt für eine Steuer nimmt. Hierfür sehen wir 
keine notwendige Veranlassung, da es andere Kri-
terien gibt, an die man anknüpfen kann und die 
sich eher anbieten als das, was Ihre Frage zum 
Inhalt hat. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. — 
Ich rufe die Frage 81 des Abgeordneten Dr. Lam-
mert auf: 

Hält die Bundesregierung die von der lateinamerikani-
schen Wirtschaftskonferenz am 13. Januar 1984 beschlossene 
„Erklärung von Quito" für eine konstruktive und praktikable 
Grundlage der weiteren internationalen Verhandlungen zur 
Lösung der weltweiten Schuldenkrise? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die anläßlich der 
lateinamerikanischen Wirtschaftskonferenz am 
13. Januar 1984 in Quito verabschiedete Abschluß-
erklärung enthält eine Vielzahl von Überlegungen 
und Forderungen zur Überwindung der Verschul-
dungsprobleme, die im einzelnen recht unterschied-
lich zu beurteilen sind. 

Grundsätzlich ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß globale Lösungen der unterschiedli-
chen Problemlage der betroffenen Länder nicht ge-
recht werden. Von daher ist es zu begrüßen, daß in 
der Schlußerklärung keine Forderung nach einer 
weltweiten Verschuldungskonferenz, verbunden 
mit globalen Schuldenstreichungen und -streckun- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
gen, enthalten ist. Die Bundesregierung unterstützt 
die Forderungen, die in Richtung einer Förderung 
des internationalen Handels und der internationa-
len Arbeitsteilung sowie einer Abwehr protektioni-
stischer Tendenzen gehen. 

Auf der anderen Seite enthält die Schlußerklä-
rung einen Forderungskatalog, der über freizügi-
gere Zuteilung von Finanzmitteln — etwa über die 
Zuteilung von Sonderziehungsrechten, Ausweitung 
der Kreditvergabe des Internationalen Währungs-
fonds, Erleichterung des Zugangs zu den Mitteln 
des Internationalen Währungsfonds — einen Weg 
vorschlägt, der aus Sicht der Bundesregierung zu 
keiner Lösung der Verschuldungsprobleme führt. 
Der Weg zur Überwindung der Schwierigkeiten 
muß in einer Kombination aus Anpassung und Fi-
nanzierung liegen. Die Forderungen der lateiname-
rikanischen Länder legen jedoch das Schwerge-
wicht über die Öffnung neuer bzw. die Ausweitung 
bestehender Finanzierungsquellen eindeutig auf 
die Finanzierungsseite. Besonders problematisch 
ist in diesem Zusammenhang die Forderung nach 
Aufweichung der Stabilisierungsprogramme, an die 
die Kreditvergabe des Internationalen Währungs-
fonds gebunden ist, bzw. deren Umgehung durch 
Ausweichen auf andere Finanzierungsquellen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, tei-
len Sie die Auffassung, daß das Ausmaß der inter-
nationalen Schuldenkrise durch eine exzessive 
Inanspruchnahme von Krediten zustande gekom-
men ist, die auf einer Fehleinschätzung beruht, an 
der sich sowohl die Kreditnehmer wie die Kreditge-
ber beteiligt haben, und daß deswegen der von Ih-
nen angesprochene Zwang zur Anpassung eben 
nicht nur auf der Seite der verschuldeten Staaten, 
sondern auch auf der Seite der Gläubigerländer 
bzw. der Gläubigerbanken stattfinden muß? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
mert, es ist zuzugeben, daß die Beurteilung in der 
Vergangenheit nicht immer zutreffend gewesen ist 
und daß auf Grund dieser Fehlbeurteilung gewisse 
Folgeentscheidungen eingetreten sind, die heute zu 
beklagen sind. Deshalb kann man zur Bewältigung 
dieser schlimmen und gefährlichen Schuldensitua-
tion nicht den Weg weitergehen, den man in der 
Vergangenheit gegangen ist und der sich eindeutig 
als nicht zutreffend und richtig erwiesen hat. 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Hat das Finanzministe-
rium inzwischen Gelegenheit gehabt, sich mit der 
Studie eines hohen Beamten des mexikanischen Fi-
nanzministeriums auseinanderzusetzen, in der — 
tatsächlich oder vermeintlich — der Nachweis ge-
führt wird, daß die Auflagen des IWF zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Lage der betroffenen 
Schuldnerländer eher kontraproduktive Wirkungen 
gehabt haben sollen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lam-
mert, die Bundesregierung weiß, daß die Schuldner-

länder die Auflagen, die vom IMF gemacht werden, 
häufig kritisieren und als zu schwer und unerfüll-
bar einstufen. Dennoch, Herr Kollege Lammert, 
glaube ich, daß wir dem Problem nur dann beikom-
men können, wenn wir den Schuldnerländern eine 
stringente Haltung auferlegen, um damit zu verhin-
dern, daß zu den bereits begangenen Fehlern neue 
und vielleicht noch schwerere hinzutreten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
kann die Bundesregierung eigentlich Pressemel-
dungen bestätigen, wonach der Gesamtschulden

-

stand dieser Länder inzwischen 810 Milliarden Dol-
lar beträgt? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Becker, ich kann die Zahl im Moment nicht genau 
quantifizieren. Aber es ist ein Betrag, der weit in die 
hundert Milliarden geht. Ich habe im Moment einen 
Betrag zwischen 600 und 800 Milliarden DM im 
Kopf. Ich kann den Betrag nicht genau quantifizie-
ren, bin aber gern bereit, Ihnen dies nachzureichen, 
wenn Sie es haben wollen. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Ich bitte dar

-

um!) 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, bei ihrer stringenten Poli-
tik auch die Folgen für die in diesen Ländern leben-
den einfachen Bürger zu berücksichtigen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das, 
was die Bundesregierung an Einflußnahme im Rah-
men des IWF hat, ist natürlich auch darauf ausge-
richtet, den Bewohnern der Schuldnerländer die 
Lage im Rahmen des Möglichen zu erleichtern und 
zusätzliche Erschwernisse von ihnen fernzuhalten. 
Insgesamt, so meine ich, kann man sagen, daß auch 
diesen Bürgern eine Gunst dadurch gewährt wird, 
daß Mittel und Wege gefunden werden, die schwe-
ren Schuldenlasten, die auf den betreffenden Staa-
ten liegen, im Laufe der Zeit abzubauen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen mehr. 

Ich rufe die Frage 64 des Abgeordneten Stiegler 
auf. — Der Fragesteller hat um schriftliche Beant-
wortung gebeten. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Finanzen erledigt. Danke, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. 

Wir kommen zunächst zur Frage 82 des Herrn 
Abgeordneten Würtz. — Der Fragesteller hat um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 83 des Abgeordneten Wolfram 
(Recklinghausen) auf: 
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Vizepräsident Wurbs 
Stimmen die Behauptungen des „Bonner Energie-Reports" 

Nr. 23/24 vom 31. Dezember 1983, daß im Bundesministerium 
für Wirtschaft im Zusammenhang mit dem „Kohleverstro-
mungsvertrag" ,,Geheimpläne bzw. Denkmodelle" bestehen, 
daß nach den NRW-Landtagswahlen 1985 der „Kohleverstro-
mungsvertrag" aufgekündigt wird, deutsche Steinkohle 
durch Importkohle ersetzt werden soll und den „Treueschwü-
ren" der Bundesregierung nicht zu trauen ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft: Herr Wolfram, darf ich Sie 
fragen, ob Sie damit einverstanden sind, daß ich 
Ihre beiden Fragen wegen ihres sachlichen Zusam-
menhangs gemeinsam beantworte? 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
gern!) 

Vizepräsident Wurbs: Da der Fragesteller damit 
einverstanden ist, rufe ich auch die Frage 84 des 
Abgeordneten Wolfram auf: 

Steht die Bundesregierung für die Laufzeit des ,,Jahrhun-
dertvertrages" uneingeschränkt zu Ziel und Inhalt dieses 
Vertragswerkes, wird sie alles tun, um die Eckpfeiler Kohle-
verstromung und Absatz an inländische und EG-Stahlindu-
strie zu sichern? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Wolfram, 
die Behauptungen des „Bonner Energie-Reports" 
Nr. 23/24, im Bundesministerium für Wirtschaft be-
stünden Denkmodelle, nach denen der Kohlever-
stromungsvertrag nach der NRW-Landtagswahl 
1985 aufgekündigt werden solle, ist unzutreffend. 
Die Bundesregierung geht nach wie vor davon aus, 
daß der zwischen Steinkohlebergbau und Elektrizi-
tätswirtschaft geschlossene Vertrag über die lang-
fristige Abnahme inländischer Steinkohle verwirk-
licht wird. 

Im Bundesministerium für Wirtschaft gibt es 
auch keine Überlegungen oder Pläne, die beste-
hende Kohleimportregelung zu Lasten der deut-
schen Kohle zu ändern. Es bleibt bei der in der 
sogenannten Kohlerunde am 10. Oktober 1983 prä-
zisierten Kohlepolitik der Bundesregierung. In den 
dort vereinbarten und Ihnen bekannten politischen 
Rahmendaten ist auch die Position der Bundesre-
gierung zum Kokskohleabsatz an die inländische 
und die EG-Stahlindustrie festgelegt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, können Sie garantieren, 
daß auch kein Referent oder Hilfsreferent voreilig 
derartige Pläne ausgearbeitet hat oder an ihnen ar

-

beitet? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Wolfram, 
ich darf noch einmal den Satz wiederholen, der dies 
beantwortet. Er begann mit den Worten: „Im Bun-
desministerium für Wirtschaft" — im! — „gibt es 
auch keine Überlegungen oder Pläne ...". 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, wie interpretieren Sie und 

Ihr Haus heute den Vorrang der heimischen 
Kohle? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Wolfram, 
darüber ist immer wieder gesprochen worden, dar-
über sind im Bundestag immer wieder Erklärungen 
abgegeben worden. Das letzte Mal ist dazu etwas im 
Jahreswirtschaftsbericht gesagt worden. Wenn Sie 
wollen, lese ich das hier gern vor. Aber ich glaube, 
Sie legen darauf keinen entscheidenden Wert. Es 
bleibt bei der Haltung der Bundesregierung. 

Vizepräsident Wurbs: Letzte Zusatzfrage. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, wendet sich die Bundesre-
gierung nachdrücklich und nachhaltig gegen alle 
Versuche z. B. des baden-württembergischen Mini-
sterpräsidenten Späth, den Kohleverstromungsver-
trag zu ändern und mehr Importkohle zu Lasten 
der deutschen Kohle einzuschleusen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Wolfram, 
ich hatte bereits einmal das Vergnügen, Ihnen zu 
bestätigen, daß die Bundesregierung davon aus-
geht, daß die Verträge, die abgeschlossen worden 
sind, auch eingehalten werden. Dies trifft auch für 
jenes Land zu, das Sie soeben erwähnt haben. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Auch 
auf jenen Ministerpräsidenten?) 

— Damit auch auf jenen Ministerpräsidenten. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter Wolfram, 
Ihre letzte Zusatzfrage. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, sichert die Bundesregie-
rung verbindlich zu, daß auch in Zukunft deutsche 
Koks- und Kokskohleexporte in die Länder der Eu-
ropäischen Gemeinschaft unbehindert und unein-
geschränkt erfolgen und sich keine weiteren Kapa-
zitätsvernichtungen und Zechenstillegungen erge-
ben? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Wolfram, 
die Bundesregierung hat — ich wiederhole es — 
ganz klare Positionen in der Frage bezogen, die Sie 
angesprochen haben. Es bleibt bei diesen Positio-
nen. Die Bundesregierung wird das, was sie dem 
Bundestag gegenüber zum Ausdruck gebracht hat, 
wozu sie sich verpflichtet hat, auch künftig einhal-
ten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es in 
Ihrem Hause Überlegungen, die darauf hinauslau-
fen, daß der Jahrhundertvertrag über die jetzt vor-
gesehene Frist hinaus verlängert werden kann? 
Gibt es nicht gewissermaßen Sachzwänge, Zubau 
von Kapazitäten im Bereich der Kernenergie, die 
möglicherweise darauf hinauslaufen, daß der Jahr-
hundertvertrag dann, wenn er ausläuft, in Frage 
gestellt werden muß? 
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Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Jens, ich 
kann Ihnen dazu keine Antwort geben, die lautet, 
daß darüber nachgedacht wird. Wenn darüber nach-
gedacht werden muß, dann wird dies rechtzeitig ge-
schehen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra

-

gen. 

Ich rufe die Frage 85 des Abgeordneten Klose 
auf: 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß eine Version 
des Leo II-Kampfpanzers von Saudi-Arabien erworben wird, 
indem ein Rüstungsunternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland über ein Unternehmen in einem anderen 
NATO-Land einer Stelle in einem dritten Land Anlagen und 
Unterlagen zur Herstellung eines Kampfpanzers zur Verfü-
gung stellt, die es möglich machen, diese Kriegswaffe zu pro-
duzieren und an Saudi-Arabien weiterzuverkaufen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Klose, in Anwendung der politischen Grundsätze 
der Bundesregierung für den Export von Kriegs-
waffen und sonstigen Rüstungsgütern hat der Aus-
führer solcher Waren den Endverbleib im NATO-
Bereich durch Vorlage eines Importzertifikats so-
wie gegebenenfalls zusätzlicher Nachweise glaub-
haft zu machen. Außerdem wirkt die Bundesregie-
rung beim Export von Kriegswaffen und kriegswaf-
fennahen Rüstungsgütern, wie Anlagen und Ferti-
gungsunterlagen zum Bau von Kampfpanzern, dar-
auf hin, daß diese nur mit dem schriftlichen Einver-
ständnis der Bundesregierung aus dem NATO-Ver-
tragsgebiet verbracht werden dürfen, wenn kon-
krete Hinweise bestehen, daß sie in Länder weiter-
exportiert werden könnten, gegen deren Beliefe-
rung mit diesen Waren sicherheits- oder außenpoli-
tische Bedenken bestehen. Die pflichtwidrige Wei-
tergabe solcher Rüstungsmaterialien an Dritte 
ließe sich nicht verheimlichen und würde bald be-
kannt werden. Abgesehen davon, daß damit auch 
die Vertrauenswürdigkeit der Regierung des betrof-
fenen Staates erschüttert würde, müßten künftig 
Ausfuhranträge für den betreffenden Empfänger 
insofern versagt werden. Da für den deutschen Ex-
porteur ein solches Fehlverhalten unter Umständen 
außer strafrechtlichen Folgen auch erhebliche wirt-
schaftliche Konsequenzen infolge möglicher Versa-
gung zukünftiger Exportgenehmigungen nach sich 
ziehen könnte, würde sich die von Ihnen unter-
stellte Umgehungsausfuhr gegen das Eigeninter-
esse des deutschen Herstellers richten. 

Vizepräsident Wurbs: Bitte sehr, eine Zusatzfrage. 

Klose (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie von kon-
kreten Informationen gesprochen haben, möchte 
ich Sie fragen, ob die Bundesregierung konkrete 
Informationen über die Anbahnung eines Koopera-
tionsgeschäftes zwischen einem deutschen, einem 
englischen Unternehmen und ägyptischen Regie-
rungsstellen erhalten hat. Ist sie entsprechenden 
Pressemeldungen nachgegangen? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Eine schöne Stille!) 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich habe nicht 
von konkreten Informationen gesprochen. 

(Klose [SPD]: In Ihrer Antwort eben! Sie 
haben gesagt: Falls konkrete Informatio

-

nen vorliegen!) 

— Falls. 
(Klose [SPD]: Ja, und ich habe gefragt: Ha

-

ben Sie welche?) 
— Solche konkreten Informationen liegen nicht 
vor. 

Klose (SPD): Darf ich Sie dann fragen: Wie er-
fährt die Bundesregierung überhaupt von Geschäf-
ten solcher Art? Ist das ein Zufall, oder gibt es ein 
richtiges Informationssystem? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung erfährt davon, wenn Genehmigungen bean-
tragt werden. Für solche Kooperationen müssen 
Genehmigungen beantragt werden. Dann späte-
stens erfährt die Bundesregierung davon. Aber sie 
erfährt auch vorher, daß solche Kooperationen be-
absichtigt sind. 

Im übrigen darf ich in diesem Zusammenhang 
auf die politischen Grundsätze der Bundesregie-
rung für den Export von Kriegswaffen und sonsti-
gen Rüstungsgütern hinweisen. Dort finden Sie un-
ter Punkt 7, wie bei der Zusammenarbeit zwischen 
Rüstungsfirmen in verschiedenen NATO-Ländern 
verfahren wird, die nicht Gegenstand von Regie-
rungsvereinbarungen ist. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Bun-
desregierung unsere Anfragen und Presseberichte 
zum Anlaß genommen, bei den in Frage stehenden 
Rüstungsunternehmen Nachfragen zu stellen und, 
wenn nein, warum nicht? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Gansel, es 
kommen noch weitere Fragen, die auf eine be-
stimmte Firma abstellen. Ich werde dann, wenn 
diese Fragen zu beantworten sind, dazu im einzel-
nen Stellung nehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, erfährt 
die Bundesregierung etwas über ein Waffenge-
schäft, wenn keine Ausfuhrgenehmigung beantragt 
wird? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ausfuhrgenehmi-
gungen sind zu beantragen. Ein Export ohne Ge-
nehmigung ist nicht möglich. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie meinem Kollegen Klose gerade eine Ant-
wort über die Konkretheit Ihrer konkreten Antwor-
ten gegeben haben, möchte ich Sie bitten, mir zu 
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Frau Simonis 
beantworten, ob unsere Fragen von Ihnen nicht als 
konkreter Hinweis betrachtet worden sind. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihre 
Frage nicht verstanden. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 86 des Ab-
geordneten Klose auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit Hilfe eines 
Rüstungsunternehmens aus der Bundesrepublik Deutsch-
land durch Bereitstellung von Fertigungsunterlagen und Lie-
ferung von Teilkomponenten einem argentinischen Rü-
stungsunternehmen die Möglichkeit eröffnet worden ist, den 
Schützenpanzer TAM zu produzieren und zum Beispiel in 
den asiatischen Raum zu exportieren? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Klose, die Bundesregierung hat 1976 die Ausfuhr 
von Fertigungsunterlagen zum Bau des Panzers 
TAM in Argentinien genehmigt. Auch zur Zuliefe-
rung von Komponenten für eine festgelegte Anzahl 
von Panzern, die sich nach dem errechneten Eigen-
bedarf der argentinischen Regierung bestimmte, 
hat die Bundesregierung ihre Zustimmung gege-
ben. Dabei ist die Lieferung von Gütern, die unter 
das Kriegswaffenkontrollgesetz fallen, ausdrück-
lich ausgeschlossen worden. Über Exporte dieses 
Panzers durch Argentinien liegen der Bundesregie-
rung keine Erkenntnisse vor. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Klose. 

Klose (SPD): Da diese Erkenntnisse in den ent-
sprechenden Fachveröffentlichungen leicht zu fin-
den sind, darf ich Sie fragen, ob Sie diese Frage 
zum Anlaß nehmen werden, nach dem Export des 
TAM zu fragen, und würden Sie mir, gegebenen-
falls, eine Mitteilung geben, wie Sie das beurtei-
len? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Klose, Sie 
können davon ausgehen, daß die Referate, die sich 
mit diesen Problemen befassen, auch diese Veröf-
fentlichungen lesen, daß sie sich einen Überblick 
verschaffen, daß sie informiert sind. — Ich habe 
dem, was ich gesagt habe, nichts hinzuzufügen. Es 
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse 
über Exporte dieses Panzers vor. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klose. 

Klose (SPD): Herr Staatssekretär, unterstellen 
wir einmal, daß sich Ihr Informationsstand verbes-
sern könnte: Könnten Sie sich vorstellen, daß die 
deutsch-argentinische Kooperation einschließlich 
des Exports in Drittländer Modellcharakter haben 
könnte? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Klose, ich 
darf darauf hinweisen, daß es sich hier um eine 
Genehmigung handelt, die die frühere Bundesregie-
rung erteilt hat. 

(Klose [SPD]: Das enthebt Sie nicht einer 
Antwort!) 

— Und ich darf darauf hinweisen, daß damals eine 
Endverbleibsregelung damit nicht verbunden war. 

Heute ist damit eine Endverbleibsregelung verbun-
den. Heute würde dies nicht mehr möglich sein, 
weil die Endverbleibsregelung so etwas verhindern 
würde. Aber damals war das möglich, und damals 
ist es passiert; denn es gab keine Endverbleibsrege-
lungen. Dies hat auch etwas damit zu tun, daß diese 
Endverbleibsregelung für diese Art von Rüstungs-
exporten erst im Jahre 1982 in die politischen 
Grundsätze aufgenommen worden ist. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie sich vorstellen, daß beim Fehlen einer Endver-
bleibsklausel — ich bedaure dieses Fehlen — ein 
Land wie Argentinien, das sich geweigert hat, der 
Bundesregierung Auskunft über den Verbleib deut-
scher Staatsbürger zu geben, sich in der Vergangen-
heit erst recht hätte weigern können, uns Auskunft 
darüber zu geben, wohin Panzer gehen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die argentini-
sche Regierung ist, so gesehen, nicht verpflichtet, 
dies zu tun. Die Endverbleibsregelung — ich wie-
derhole es — für diese Art von Ausführungen ist 
erst seit dem Jahr 1982 in entsprechende Verträge 
aufgenommen worden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß, wenn ein Panzer in 
irgendeinem Land der Dritten Welt erscheint und 
dessen Merkmale darauf hindeuten, daß er einem 
deutsch-argentinischen Panzergeschäft entstammt, 
das Erscheinen dieses Panzers dort und vielleicht 
auch noch in einer Fachzeitschrift durchaus ein 
konkreter Hinweis für diese Bundesregierung sein 
könnte? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits 
in der Antwort auf die erste Frage von Herrn Klose 
darauf hingewiesen, daß die pflichtwidrige Weiter-
gabe solcher Rüstungsmaterialien an Dritte sich 
nicht verheimlichen läßt und bald bekanntwerden 
würde. Ich habe in der Antwort auf die zweite Frage 
von Herrn Klose aber auch darauf hingewiesen, daß 
der Bundesregierung keine Erkenntnisse vorlie-
gen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, da in den für 
Kooperation mit Nicht-NATO-Ländern einschlägi-
gen Passagen der politischen Grundsätze der Bun-
desregierung nur von Einflußnehmern, Hinwirken 
und dem Anstreben einer Endverbleibsregelung die 
Rede ist, diese Passagen also sehr vage formuliert 
sind, möchte ich Sie fragen, ob Ihre Antworten so zu 
verstehen sind, daß die Bundesregierung Genehmi-
gungen für NATO-Länder nach dem Kriegswaffen

-

kontroll- und nach dem Außenwirtschaftsgesetz nur 
dann erteilen wird, wenn sichergestellt ist, daß aus 
diesen Ländern nicht in Drittländer exportiert wird. 
Können Sie das klar beantworten? 
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Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Gansel, Sie 
bekommen eine klare Antwort. Die Antwort ist von 
der Bundesregierung bereits bei der Beantwortung 
der Kleinen Anfrage der GRÜNEN gegeben wor-
den. Dort ist folgendes festgestellt worden — ich 
wiederhole es —: 

Lieferungen von Kriegswaffen und kriegswaf-
fennahen sonstigen Rüstungsgütern 

— dazu gehören Anlagen und Unterlagen für die 
Produktion von Waffen — 

in Nicht-NATO-Länder werden nur bei Vorlie-
gen von amtlichen Endverbleibserklärungen 
genehmigt, aus denen hervorgeht, daß die 
Kriegswaffen ausschließlich für das Empfän-
gerland bestimmt sind und nicht reexportiert 
werden. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe die Frage 87 des Abgeordneten Gansel 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob zwischen dem Rü-
stungsunternehmen Krauss-Maffei aus der Bundesrepublik 
Deutschland und einem anderen Unternehmen in einem 
NATO-Land in den vergangenen Monaten die Lieferung von 
Anlagen und Unterlagen zur Herstellung eines Kampfpan-
zers vereinbart worden ist? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Gansel, der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß zwischen 
der Firma Krauss-Maffei und einem anderen Un-
ternehmen in einem NATO-Land in den vergange-
nen Monaten die Lieferung von Anlagen und Unter-
lagen zur Herstellung eines Kampfpanzers verein-
bart worden ist. Dem für die Erteilung von Ausfuhr-
genehmigungen zuständigen Bundesamt für ge-
werbliche Wirtschaft liegen auch keine entspre-
chenden Anträge vor. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Gansel (SPD): Hat sich die Bundesregierung er-
kundigt, ob die Firma Krauss-Maffei mit einem Ver-
handlungspartner in einem anderen NATO-Land in 
Verhandlungen steht, und ist die Bundesregierung 
hierbei vorab um eine Stellungnahme gebeten wor-
den? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß die Bundesregierung, daß die zuständigen 
Stellen sich erkundigt haben. Bisher ist — das er-
gibt sich aus meiner Antwort — eine entsprechende 
Stellungnahme von seiten der Firma nicht erbeten 
worden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, die heutige Meldung der Wochenzeitschrift 
„Die Zeit" zur Kenntnis zu nehmen, in der über sol-
che Verhandlungen zwischen Krauss-Maffei bzw. 
einem Tochterunternehmen und arabischen Inter-
essenten berichtet wird und in der mit Bezug auf 
den Besuch des ägyptischen Verteidigungsmini-
sters bei Krauss-Maffei ein Mitarbeiter von Krauss-
Maffei wie folgt zitiert wird: „Wir untersuchen Mög-
lichkeiten. Es gibt keinen Vertrag, ... keine Geneh-

migung. Aber Bonn weiß, daß wir uns Gedanken 
machen."? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich bin bereit, 
diese Meldung entgegenzunehmen, Herr Gansel. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
meinem Kollegen Gansel gerade gesagt haben, Sie 
gingen davon aus, daß die Bundesregierung solchen 
Hinweisen nachgegangen sei, darf ich Sie fragen, 
ob Sie wissen, daß Ihr Ministerium dafür zuständig 
ist, solchen Hinweisen nachzugehen. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wenn solche Fra-
gen eingebracht werden, dann wird in der Regel so 
verfahren, daß man sich erkundigt und sich infor-
miert. Das Ergebnis habe ich Ihnen mitgeteilt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Sind Sie, nachdem Sie Ihre Re-
cherchen innerhalb der verschiedenen Stellen der 
Regierung angestellt haben, bereit, den Antragstel-
lern auch eine Antwort in schriftlicher Form zu-
kommen zu lassen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wenn meine Aus-
künfte nicht korrekt gewesen sein sollten, würde 
ich dies zu korrigieren haben, und ich würde eine 
entsprechende Korrektur vornehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie den Ihnen angebotenen Artikel der „Zeit" in 
bezug auf unsere Fragestellung prüfen, und würden 
Sie uns das Ergebnis der Prüfung dieses Artikels 
dann schriftlich zukommen lassen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich werde diesen 
Artikel in die Prüfung geben, und ich werde den 
Fragestellern, Herrn Gansel und Ihnen, eine ent-
sprechende Antwort zukommen lassen. 

Vizepräsident Wurbs: Wollen Sie noch eine Zusatz-
frage stellen? — Bitte sehr. 

Klose (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß bei der Firma Krauss-Maffei die Be-
fürchtung besteht, spätestens ab 1986 könnte eine 
erhebliche Zahl von Arbeitsplätzen gefährdet sein, 
falls keine Anschlußaufträge vorliegen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich bin über die 
betriebsinternen Probleme der Firma, soweit es 
welche gibt, nicht unterrichtet. Ich kann Ihnen da-
her nicht sagen, ob es solche Befürchtungen gibt. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage des Abge-
ordneten Hiller. 
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Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, hätten 
Sie, wenn ein entsprechender Antrag gestellt wor-
den wäre, so ein Dreiecksgeschäft mit einer dritten 
Firma genehmigt? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Dies ist eine hy-
pothetische Frage. Ich kann darauf keine Antwort 
geben. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfragen. 
Ich rufe Frage 88 des Abgeordneten Gansel auf: 

Wie kontrolliert die Bundesregierung gemäß den politi-
schen Grundsätzen für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern, daß Anlagen und Unterlagen zur 
Herstellung von Kriegswaffen über Kooperation mit einem 
Rüstungsunternehmen in einem anderen NATO-Land nicht 
in Länder weiterexportiert werden, gegen deren Belieferung 
mit diesen Kriegswaffen sicherheits- oder außenpolitische 
Bedenken bestehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, nach den politischen Grundsätzen der Bun-
desregierung für den Export von Kriegswaffen und 
sonstigen Rüstungsgütern vom April 1982 ist der 
Endverbleib von exportierten Rüstungsgütern ein-
schließlich Anlagen und Unterlagen zur Herstel-
lung von Kriegswaffen im NATO-Bereich glaubhaft 
zu machen. Dies setzt in der Regel die Zusicherung 
des Exporteurs und ein von ihm beigebrachtes Im-
portzertifikat voraus. Soweit besondere Umstände 
des Einzelfalls dies nahelegen, werden zusätzliche 
Nachweise verlangt. 

Bei Kriegswaffen und kriegswaffennahen sonsti-
gen Rüstungsgütern wird darauf hingewirkt, daß 
diese nur mit dem schriftlichen Einverständnis der 
Bundesregierung aus dem NATO-Vertragsgebiet 
verbracht werden dürfen, wenn konkrete Hinweise 
bestehen, daß sie in Länder weiterexportiert wer-
den, gegen deren Belieferung mit diesen Waren si-
cherheits- und außenpolitische Bedenken bestehen. 
Die pflichtwidrige Weitergabe von Rüstungsmate-
rial ließe sich schwerlich verbergen und würde da-
her bald bekanntwerden. Abgesehen davon, daß da-
mit auch die Vertrauenswürdigkeit der Regierung 
des betreffenden Staates erschüttert würde, müßten 
künftig Ausfuhranträge für den betreffenden Emp-
fänger insofern versagt werden. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß nicht erst für den Export von Kriegswaf-
fen oder Fertigungsunterlagen eine Genehmigung 
der Bundesregierung erforderlich ist, sondern 
schon für die Produktion von Kriegswaffen, und 
machen Sie sich schon bei der Beantragung der 
Produktionsgenehmigung darüber kundig, in wel-
che Länder diese Waffen exportiert werden sollen, 
wenn sie nicht für den Bedarf der Bundeswehr be-
stimmt sind? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Das, was Sie im 
ersten Teil Ihrer Frage angesprochen haben, ist mir 
bekannt. 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage angeht, so bin 
ich im Augenblick nicht in der Lage, eine Antwort  

darauf zu geben. Ich gehe davon aus, daß dies das 
normale Verfahren ist, aber ich kann dies hier nicht 
mit Sicherheit feststellen. 

Vizepräsident Wurbs: Möchten Sie noch eine Zu-
satzfrage stellen? — Bitte. 

Gansel (SPD): Da ich annehme, daß Sie diese Ant-
worten gegebenenfalls schriftlich geben können, 
möchte ich Sie jetzt ergänzend fragen, ob Sie mir 
mitteilen können, ob die Kontrolle der Bundesregie-
rung auf Grund einer Information der Firma, wenn 
sie in Vertragsverhandlungen steht, erfolgt oder ob 
diese Kontrolle erst nach Beantragung einer Her-
stellungsgenehmigung nach dem Kriegswaffenkon-
trollgesetz oder nach Beantragung einer Genehmi-
gung nach dem Außenwirtschaftsgesetz erfolgt. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich werde dies 
prüfen lassen und Ihnen dann eine Antwort zukom-
men lassen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie sich eine Konstruktion vorstellen, bei der fol-
gendermaßen — wie bei uns — verfahren wird, 
ohne daß ich dem Land, über das wir jetzt die ganze 
Zeit diskutieren, zu nahetreten möchte: Der Kampf-
panzer wird hergestellt, an die nationale Armee 
ausgeliefert und dann über eine ähnliche Stelle wie 
unsere Verwertungsstelle nach einer Aussortierung 
an ein anderes Land weiterverkauft? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir das 
nicht vorstellen, weil es gegen die Vorschriften, ge-
gen die gesetzlichen Regelungen verstoßen würde. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, geht die Bundesregierung 
angesichts des bekannten Einfallsreichtums inter-
nationaler Waffenhändler konkreten Hinweisen in 
einem Empfängerland nach, z. B. in der Form, daß 
der jeweilige deutsche Botschafter vor Ort recher-
chiert, ob solche deutschen Erzeugnisse in dem je-
weiligen Land „aufgekreuzt" sind? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Solchen Informa-
tionen wird nachgegangen, wenn es sich um Infor-
mationen handelt, die verfügbar sind. Aber es kann 
wohl nicht angenommen werden, daß wir in der 
Lage wären, in dem jeweiligen Land vor Ort nach-
zusehen, ob solche Waffen tatsächlich vorhanden 
sind. Das würde gegen die Souveränität des jeweili-
gen Landes verstoßen. 

Vizepräsident Wurbs: Keine Zusatzfrage mehr. 
Ich rufe die Frage 89 der Frau Abgeordneten Si-

monis auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, welche Vereinbarungen 

bei dem Besuch des Verteidigungsministers von Ägypten bei 
dem Rüstungsunternehmen Krauss-Maffei in München An-
fang November vergangenen Jahres getroffen sind, und wie 
kann die Bundesregierung Vereinbarungen über Rüstungs- 
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Vizepräsident Wurbs 
kooperation gemäß den „Politischen Grundsätzen der Bun-
desregierung über den Export von Kriegswaffen und sonsti-
gen Rüstungsgütern" kontrollieren? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
der Besuch des ägyptischen Verteidigungsministers 
bei der Firma Krauss-Maffei im November 1983 
diente ausschließlich der Information. Konkrete 
Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit zwi-
schen der ägyptischen Regierung und der Firma 
Krauss-Maffei wurden nach Auskunft der Firma 
daher nicht getroffen. 

Zu Ihrer Frage nach der Kontrolle von Vereinba-
rungen über Rüstungskooperation ist darauf hinzu-
weisen, daß nicht die Kooperationsvereinbarungen 
selbst, wohl aber die im Rahmen von Kooperatio-
nen anstehenden Exporte von Rüstungsgütern, ein-
schließlich der Vergabe von Lizenzen und des Ex-
ports von Fertigungsunterlagen, der Genehmigung 
nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz oder dem 
Außenwirtschaftsgesetz bedürfen. Sie wird nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und der 
„Politischen Grundsätze der Bundesregierung über 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rü-
stungsgütern" erteilt. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage? — Bitte. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, da sich 
der erste Teil Ihrer Antwort auf eine Auskunft der 
Firma Krauss-Maffei bezieht, darf ich Sie fragen, ob 
der ägyptische Verteidigungsminister völlig ohne 
protokollarische Begleitung und ohne Hilfe durch 
irgendein Ministerium der Bundesregierung bei 
Krauss-Maffei gewesen ist. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
dazu hat Herr Kollege Möllemann vorhin bereits 
etwas gesagt. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, da ich 
davon ausgehe, daß irgend jemand den Herrn be-
gleitet hat und er nicht allein — per Bus, Bahn oder 
Flugzeug — nach München geschickt worden ist, 
frage ich, ob einem oder mehreren der begleitenden 
Herren bekanntgeworden ist, ob über Lieferungen, 
Konstruktion oder Produktion gesprochen worden 
ist, so daß also möglicherweise nicht nur die Firma 
Ihnen diese Antwort gegeben hat. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Verehrte Frau 
Kollegin, auch dazu hat sich die Bundesregierung 
bereits geäußert, und zwar im Rahmen der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der GRÜNEN. Dort ist zu 
der Frage, die Sie soeben gestellt haben, folgendes 
festgestellt worden: 

Die Bundesregierung hat dem ägyptischen Ver-
teidigungsminister keine Zusagen im Bereich 
der Ausrüstungs- und Ausbildungshilfe gege-
ben. 

Ferner heißt es dort: 
Es bestand bei dieser Gelegenheit keine Not

-

wendigkeit, zu der Frage einer Lieferung von 

militärischen Gütern nach Ägypten Stellung zu 
nehmen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin gesagt, er wäre ausschließlich zur Infor-
mation da gewesen. Meine Frage: Über was hat er 
sich informiert und welche Beamten, Soldaten oder 
Angestellten aus dem Bereich des Bundesministeri-
ums der Verteidigung haben ihn dabei begleitet? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bin der Vertreter des Wirtschaftsministeriums. Ich 
weiß, daß die Bundesregierung hier antwortet. 
Nichtsdestotrotz: Das Verteidigungsministerium ist 
vorhin von Herrn Möllemann in diesem Zusam-
menhang genannt worden. Von dort könnten die 
Auskünfte kommen, die Sie gerne haben möchten. 
Ich möchte insofern bitten, dann vielleicht noch ein-
mal dort nachzufragen. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung den Export von Prototypen, Ferti-
gungsunterlagen und Produktionsanlagen für einen 
Kampfpanzer an Ägypten über ein NATO-Land ge-
nehmigen oder ablehnen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Gansel, Sie 
wissen, daß die Prüfung von Waffenexporten für 
jeden Einzelfall vorgenommen wird. Es gibt keine 
generelle Genehmigung. Es gibt daher auch nicht 
die Möglichkeit, daß ich Ihnen darauf jetzt eine 
Antwort gebe. Das wird abhängen von den Bedin-
gungen des jeweiligen einzelnen Falles. Ich ver-
weise wieder auf die politischen Grundsätze. Dies 
ist nicht grundsätzlich ausgeschlossen, aber dafür 
sind eine ganze Reihe von Bedingungen genannt 
worden. Die Prüfung im Einzelfall entscheidet. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge-
ordneten Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär, können Sie sich eigentlich 
vorstellen und uns glaubhaft erklären, daß ein Ver-
teidigungsminister eines von uns geschätzten Lan-
des ein Rüstungsunternehmen besucht, ohne jed-
wede Absicht zu haben, d. h., daß dahinter nicht 
etwa das Ziel steckt, Zusammenarbeit zu erbitten 
oder anzustreben? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir das 
durchaus vorstellen. Das Interesse der Militärs ist 
nicht gering. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe Frage 90 des Abgeordneten Dr. Klejd-

zinski auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Meldungen des 

„Wehrdienst" vom 9. und 23. Januar 1984, daß das Unterneh-
men Krauss-Maffei beabsichtige, zusammen mit einem Rü-
stungsunternehmen aus einem NATO-Land, an die ägypti- 
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Vizepräsident Wurbs 
sche Regierung Prototypen, Bausätze, Konstruktionsunterla-
gen und Fertigungsanlagen für die Produktion einer Version 
des Kampfpanzers Leo II zu liefern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Klejdzinski, laut dpa-Meldung vom 2. Februar 1984 
beruht der Bericht des „Wehrdienst" auf Angaben 
eines anonymen Schreibens. Der Bundesregierung 
sind keine Pläne der Firma Krauss-Maffei bekannt, 
zusammen mit einem anderen NATO-Land Leo-II-
Fertigungsunterlagen oder Teile nach Ägypten zu 
liefern. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte sehr. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
ich Leo II ersetze durch Leo I oder Modifikationen 
des Leo I, stimmt meine Anfrage dann? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
haben nach Leo-II-Fertigungsunterlagen gefragt. 
Daraufhin haben Sie die Antwort bekommen. Wenn 
ich Ihnen jetzt so antworte, heißt das nicht, daß Sie 
daraus schließen können, daß Ihre Frage etwa mit 
Ja beantwortet werden kann. Ich kann dazu im Au-
genblick nichts sagen, da diese Frage nicht einge-
reicht worden ist. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ausge-
hend von meiner Frage: Kann es nicht sein — da 
dieser Name „Leo-II" für einen Kampfpanzertyp 
steht —, daß möglicherweise ein Kampfpanzertyp 
ähnlicher Art in dieser Form in dieses Geschäft ein-
gereiht worden ist? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
noch einmal: Diese Frage ist nicht gestellt worden. 
Ich kann Ihnen darauf keine Antwort geben. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage der Frau Abge-
ordneten Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, da der 
„Wehrdienst" normalerweise bei allen Beteiligten 
mehr oder weniger schmerzlich als die Handels-
börse und Informationsbörse für Rüstungsvorha-
ben gilt: Hätte der Hinweis in der Frage des Kolle-
gen Klejdzinski nicht dazu führen müssen, daß Sie 
sich ein ganz klein bißchen weniger überrascht 
über unsere Fragen hätten zeigen müssen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Verehrte Frau 
Kollegin, ich tue das, was ich zu tun habe: eine 
Frage zu beantworten. Das habe ich getan. Wenn 
Sie der Meinung sind, Sie sollten die Frage erwei-
tern, werden wir darauf sicherlich ebenfalls antwor-
ten. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Herrn Abge-
ordneten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie bei Ih-
rer Antwort auf die Frage, die sich auf den „Wehr-
dienst" als Quelle bezieht, plötzlich einen anony-
men Brief ins Spiel gebracht haben, möchte ich Sie  

fragen, ob die Bundesregierung bereit ist, anony-
men Briefen, die sich auf Waffengeschäfte bezie-
hen, in Zukunft die gleiche Glaubwürdigkeit zu ge-
ben wie anonymen Briefen, die sich auf das Intimle-
ben von Bundeswehrgenerälen beziehen. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Anonyme Briefe 
sind normalerweise kein Anlaß, sich damit zu be-
schäftigen. 

(Gansel [SPD]: Nur in abnormen Fällen!) 
Ich meine, daß das eine generelle Haltung sein 
sollte. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Frage 91 des Abgeordneten Dr. Klejd-

zinski auf: 
Ist die Verwirklichung einer solchen Absicht durch das 

Kriegswaffenkontrollgesetz, das Außenwirtschaftsgesetz und 
die politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Ex-
port von Kriegswaffen oder sonstigen Rüstungsgütern aus-
geschlossen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Ausfuhr von Prototypen, Bausätzen, Konstruktions-
unterlagen und Fertigungsanlagen für die Produk-
tion eines Kampfpanzers bedarf der Genehmigung 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz sowie teilweise 
nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz. Derartige 
Ausfuhren wären ohne Genehmigung unzulässig. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
sich diesmal nicht auf Leo II, sondern ganz allge-
mein auf einen Kampfpanzer bezogen haben, 

(Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Auf Ihre 
Frage!) 

darf ich Sie jetzt fragen: Würde dies auch für einen 
Leo I in irgendeiner Modifikation gelten? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Darf ich nachfra-
gen, was Sie mit „würde dies auch gelten" meinen? 

Dr. Klejdzinski (SPD): So, wie Sie meine Frage 91 
beantwortet haben, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon 
bei der Beantwortung früherer Fragen darauf hin-
gewiesen, daß Genehmigungen erforderlich sind. 
Von vornherein ist dies nicht ausgeschlossen. Die 
politischen Grundsätze sind in diesen Punkten klar 
und eindeutig. 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben in Ihrer Antwort von einem „Kampfpanzer" ge-
sprochen. Kann ich also davon ausgehen, daß dieser 
von Ihnen verwendete Begriff „Kampfpanzer" Mo-
difikationen von allen Kampfpanzern, angefangen 
vom Leo I a, b, c, d bis zum Leo II, umfaßt? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die Grundsätze 
gelten für alle Waffenexporte. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Zutt. 
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Frau Zutt (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie die Frage von Herrn Klejdzinski verneint ha-
ben, frage ich Sie, ob Sie es für möglich halten, daß 
ein Teil von Rüstungsgütern und Zulieferungen für 
solche unter dem Titel „Ausrüstungshilfe" geliefert 
wird und diese Lieferungen dann gesetzeskonform 
verlaufen, weil sie ohne die Barrieren Kriegswaf-
fenkontrollgesetz und Außenwirtschaftsgesetz mög-
lich sind. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
gesetzeskonform verlaufen Waffenexporte nur 
dann, wenn vorher dafür eine Genehmigung erteilt 
worden ist. Jeder Einzelfall wird gründlichst ge-
prüft. Es wird nach den Kriterien entschieden, die 
in den politischen Grundsätzen für den Export von 
Waffen niedergelegt sind. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, den Auswärtigen Ausschuß in 
vertraulicher Sitzung zu informieren, bevor sie über 
Anträge eines deutschen Panzerherstellers über 
den Export von Know-how oder Produktionstypen 
in ein Land außerhalb der NATO entscheidet? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Gansel, die 
Bundesregierung legt größten Wert auf volle Klar-
heit der Zuständigkeit und Verantwortlichkeiten 
entsprechend dem verfassungsrechtlichen Grund-
satz der Gewaltenteilung zwischen Exekutive und 
Legislative. Die Unterrichtung des Deutschen Bun-
destages durch die Bundesregierung entspricht die-
sem Grundsatz unter Wahrung der gebotenen Ver-
traulichkeit. Dort, wo sie nach der Geschäftsord-
nung vorgesehen ist, wird dies geschehen. Aber 
nach diesem Grundsatz wird verfahren. 

Vizepräsident Wurbs: Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Klose. 

Klose (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben auf 
die Ursprungsfrage des Abgeordneten Dr. Klejd-
zinski zusammengefaßt geantwortet: Es wäre unzu-
lässig ohne Genehmigung. — Darf ich Sie fragen, ob 
eine Realisierung einer entsprechenden Absicht 
nach den geltenden Bestimmungen überhaupt ge-
nehmigungsfähig wäre. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Das hängt von 
der Beurteilung des Einzelfalles ab. 

Vizepräsident Wurbs: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 92 des Abgeordneten Dr. 
Czaja: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen der 
polnischen Regierung, Umschuldungsverhandlungen über 
die unbezahlten Zinsen und Tilgungen der Jahre 1982 und 
1983 für Hermes-verbürgte Kredite mit der Gewährung 
neuer Kredite direkt oder über den Internationalen Wäh-
rungsfonds zu verbinden, und wie beurteilt sie diese Forde-
rungen unter dem Gesichtspunkt des Bundestagsbeschlusses 
vom 18. Dezember 1981? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter 
Herr Czaja, die Bundesregierung vertritt ebenso  

wie die anderen westlichen Gläubigerländer die 
Auffassung, daß Umschuldungsverhandlungen 
grundsätzlich nicht mit Verhandlungen über die 
Gewährung neuer Kredite bzw. Ausfuhrbürgschaf-
ten verbunden werden sollen. Die Gewährung 
neuer Bürgschaften durch die Bundesregierung 
entscheidet sich nach den allgemein geltenden Re-
geln des Haushaltsrechts und nach wirtschaftlichen 
Kriterien, insbesondere risikopolitischen Gesichts-
punkten. Bei der Entscheidung über neue Bürg-
schaften für Polen wird die Bundesregierung zu-
dem den Bundestagsbeschluß vom 18. Dezember 
1981, insbesondere dessen Ziffer 7 — Sie kennen 
den Inhalt —, beachten. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilt 
Ihr Haus die Auffassung des Bundesaußenmini-
sters, daß — so wörtlich noch am 3. Februar 1984 — 
in  unseren Beziehungen zu Polen Leistung und Ge-
genleistung insgesamt in einem angemessenen Ver-
hältnis stehen müssen, also auch vor neuen großen 
Umschuldungs- und Kreditverlusten wenigstens die 
Einhaltung der von Polen eingegangenen Rechts-
verpflichtungen des politischen Menschenrechts-
paktes uns gegenüber und auch gegenüber den 
Deutschen gewährleistet sein muß? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wir teilen die 
Auffassung. 

Vizepräsident Wurbs: Eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, muß 
nicht auch einmal notwendigerweise der Bevölke-
rung und dem Steuerzahler reiner Wein darüber 
eingeschenkt werden, wieviel von den diesjährigen 
Hermes-Verlusten von 3150 Millionen DM und den 
sonstigen Bankverlusten auf Polen entfällt, wie 
hoch die Verluste — vielleicht 9 bis 10 Milliarden 
DM — in den nächsten Jahren sein werden und daß 
das so nur weitergeht, wenn Polen wenigstens die 
Menschenrechtsverpflichtungen einhält, die Deut-
schen nicht ständig diskriminiert und beschimpft 
und die völlige Ineffizienz der zentralistischen Pla-
nungswirtschaft abbaut'? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wir hoffen ja, 
daß über die Umschuldungsverhandlungen, die wie-
der in Gang gekommen sind, doch noch eine Lö-
sung gefunden wird, die zu einer Rückzahlung der 
alten Schulden führt. 

Vizepräsident Wurbs: Ich rufe die Frage 93 des Ab-
geordneten Dr. Lammert auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Folgen der Verfü-
gung des Bundeskartellamtes, nach der die Fortführung des 
Mineralölunternehmens Aral als verbotenes Kartell unter-
sagt wird, vor allem unter den Gesichtspunkten der künfti-
gen Versorgungsmöglichkeiten der Benzinverbraucher und 
der zu erwartenden Preiseffekte? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Lieber Herr 
Lammert, die Bundesregierung erwartet aus der 
Untersagungsverfügung des Bundeskartellamts 
keine unmittelbaren Folgen, zumal da den Beteilig-
ten eine Übergangsfrist bis zum 1. Mai 1985 einge- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 	3773 

Parl. Staatssekretär Dr. Sprung 
räumt worden ist. Auch ist noch nicht klar, ob die 
betroffenen Unternehmen hiergegen Beschwerde 
einlegen werden, wie in Presseberichten angekün-
digt wurde. Auch für den Fall, daß sich die Auffas-
sung des Bundeskartellamts als rechtlich unan-
fechtbar erweisen sollten, sind Aussagen zu den 
Folgen für Versorgung und Preise heute noch nicht 
möglich, da bis jetzt nicht absehbar ist, wie die Un-
ternehmen reagieren werden. 

Vizepräsident Wurbs: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Wie beurteilt gerade auf 
dem Hintergrund Ihrer Erklärung, daß verläßliche 
Auskünfte über die Auswirkungen noch nicht zu 
geben seien, die Bundesregierung die Stellung-
nahme des Bundesverbandes freier Tankstellen 
und unabhängiger deutscher Mineralölhändler, der 
sich gegen eine Zerschlagung der Aral-AG gewandt 
und die Darstellung zurückgewiesen hat, die Mit-
glieder des Verbandes könnten in einem der drei 
Aral-Gesellschafter eine sichere inländische Ver-
sorgungsquelle finden? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wir können diese 
Beurteilung der Situation für den Augenblick nicht 
teilen. 

Vizepräsident Wurbs: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Wie beurteilt die Bun-
desregierung die widersprüchlichen Entscheidun-
gen des Bundeskartellamts, einerseits die Über-
nahme der inländischen Geschäftstätigkeit der 
Chevron durch die Texaco zu genehmigen und da-
bei die Marktposition eines internationalen Kon-
zerns wesentlich zu stärken und gleichzeitig die von 
der Bundesregierung selbst noch 1969 energiepoli-
tisch ausdrücklich begrüßte Zusammenfassung 
überwiegend deutscher Interessen beim Vertrieb 
von Kraftstoffen über die Aral zu untersagen und 
damit Aral-Aktionäre auf der Marktseite zu be-
schneiden, die zum Teil weit unter der genehmigten 
Chevron-Texaco-Fusion liegen. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Es tut mir leid, 
auf diese Frage, die eine neue Frage ist, bin ich 
nicht vorbereitet gewesen. Ich bin aber gern bereit, 
Ihnen dazu die Meinung des Hauses zukommen zu 
lassen. 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
wir sind am Schluß der Fragestunde angelangt. Wir 
treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird um 
14 Uhr mit der verbundenen Beratung der Tages-
ordnungspunkte 4 bis 17 und des Zusatzpunktes 
fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 
(Unterbrechung von 13.35 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
verbundene Tagesordnung um die Zusatzpunkte 
Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll 
von 1973 über Maßnahmen auf Hoher See bei Fäl-
len von Verschmutzung durch andere Stoffe als Öl 
— Drucksache 10/969 — sowie Beratung der Be-
schlußempfehlung und des Berichts des Innenaus-
schusses (4. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung — Vorschlag für eine Richtli-
nie des Rates über Luftqualitätsnormen für Stick-
stoffdioxid — Drucksachen 10/486 Nr. 22, 10/970 — 
erweitert werden. Diese Zusatzpunkte sollen heute 
zusammen mit den Tagesordnungspunkten 4 bis 17 
sowie dem Zusatzpunkt 1 aufgerufen werden. 

Ich gehe davon aus, daß mit der Aufsetzung die-
ser Punkte auf die Tagesordnung gleichzeitig von 
der Frist für den Beginn der Beratung abgewichen 
wird. Sie sind damit einverstanden? — Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist die erforderliche Mehr-
heit dafür gegeben und so beschlossen. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 4 bis 17 
auf: 

4. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Hirsch, Dr. Miltner, Baum, Dr. 
Laufs, Austermann, Biehle, Clemens, Dr. 
Feldmann, Dr. Hüsch, Kleinert (Hannover), 
Dr. Kunz (Weiden), Magin, Müller (Wesse-
ling), Reddemann, Frau Roitzsch, Sauer 
(Stuttgart), Sauter (Ichenhausen), Dr. Frei-
herr Spies von Büllesheim, Wolfgramm (Göt-
tingen) und der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 
Sonderabfälle 
— Drucksachen 10/193, 10/474 — 

5. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Hauff, Daubertshäuser, Frau Dr. 
Hartenstein, Frau Schmidt (Nürnberg), Reu-
ter, Egert, Fischer (Homburg), Müntefering, 
Jung (Düsseldorf), Bachmaier, Schäfer (Of-
fenburg), Stahl (Kempen), Frau Zutt und der 
Fraktion der SPD 
Schutz vor Lärm 

— Drucksachen 10/233, 10/566 — 

6. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Bodenqualität und Bodenerhaltung 

— Drucksachen 10/359, 10/948 — 

7. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Hauff, Duve, Frau Dr. Hartenstein, 
Frau Blunck, Immer (Altenkirchen), Kiehm, 
Dr. Kübler, Lennartz, Frau Dr. Martiny-Glotz, 
Müller (Düsseldorf), Müller (Schweinfurt), 
Oostergetelo, Reuter, Schäfer (Offenburg), 
Stahl (Kempen), Frau Weyel, Wimmer (Neu-
ötting), Frau Zutt und der Fraktion der SPD 
Schutz des Bodens 
— Drucksachen 10/417, 10/949 — 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset- 



3774 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Vizepräsident Westphal 
zes zur Änderung des Abfallbeseitigungsge-
setzes 

— Drucksache 10/849 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Bundeswaldgesetzes 

— Drucksache 10/629 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

10. Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Notmaßnahmen gegen das Waldsterben 
durch Stillegung bestimmter Kohlekraft-
werke 

— Drucksache 10/609 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 23. Juni 1979 zur 
Erhaltung der wandernden wildlebenden 
Tierarten 

— Drucksache 10/786 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 19. September 
1979 über die Erhaltung der europäischen 
wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer 
natürlichen Lebensräume 

— Drucksache 10/787 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

13. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP zur Erklärung der 
Bundesregierung zum Thema „Unsere Ver-
antwortung für die Umwelt" 

— Drucksachen 10/383, 10/870 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 
Schmidbauer 
Baum 

14. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 

(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Fortschreibung des Berichts der Bundesre-
gierung über Maßnahmen zur Verhinderung 
von Tankerunfällen und zur Bekämpfung 
von Ölverschmutzungen der Meere und Kü-
sten vom 19. Dezember 1980 

— Drucksachen 9/2359, 10/780 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Fischer (Hamburg) 

15. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Bericht zur Lage der Natur 
— Drucksachen 10/83, 10/894 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Blens 
Baum 
Duve 

16. Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Nukleare Entsorgung 
— Drucksache 10/906 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

17. Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Befahren der Weser im Kernbereich Ober-
wasser 
— Drucksache 10/907 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Gleichzeitig rufe ich die drei Zusatzpunkte auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
„Friede mit der Natur — Für eine umwelt-
verträgliche Industriegesellschaft" 
— Drucksache 10/974 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Protokoll von 1973 über Maßnahmen 
auf Hoher See bei Fällen von Verschmut-
zung durch andere Stoffe als Öl 
— Drucksache 10/969 — 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
Luftqualitätsnormen für Stickstoffdioxid 
— Drucksachen 10/486 Nr. 22, 10/970 — 
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Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-

tionellen Vereinbarung sind eine gemeinsame Be-
ratung der Tagesordnungspunkte 4 bis 17 sowie der 
Zusatzpunkte 1 bis 3 und eine Aussprache von 
sechs Stunden vorgesehen. — Ich sehe keinen Wi-
derspruch; dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister des In-
nern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ohne 
dem Präsidenten vorgreifen zu wollen, aber weil ich 
gerade mit ihm ein Gespräch geführt habe, möchte 
ich das Hohe Haus darauf aufmerksam machen, 
daß auf der Tribüne der kanadische Umweltmini-
ster Mr. Caccia mit Begleitung Platz genommen hat. 
Ich heiße ihn hier herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Im September 1983 habe ich in einer Regierungs-
erklärung unsere Verantwortung für die Umwelt 
deutlich gemacht. Heute steht erneut eine ganze 
Reihe von Umweltvorlagen zur Beratung an, Ge-
setzentwürfe der Bundesregierung, Große Anfragen 
aus dem Parlament, Antworten der Bundesregie-
rung darauf, ein umfassender Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP. 
Das alles wird heute nachmittag in dieser General-
debatte erörtert. 

Als Umweltminister der Bundesregierung freue 
ich mich, daß es gelungen ist, den Umweltschutz zu 
einem Kristallisationspunkt der innenpolitischen 
Diskussion zu machen. Regierungen und Parla-
mente in Bund und Ländern, Bürger, Kommunen, 
Verbände der Wirtschaft stehen im Wettbewerb. 
Alle haben erkannt, daß Umweltfragen ihre urei-
gensten Interessen berühren. Täglich erhalte ich 
eine Fülle von Schreiben und Anregungen. Eine 
Vielzahl von politischen Initiativen aus allen Rich-
tungen zeigt: Alle wollen, daß es mit dem Umwelt-
schutz vorangeht. Der Bundesinnenminister ver-
sucht, das Seinige dazu zu tun. 

Sicher kann nicht alles, was aus Engagement und 
oft wirklich gut gemeint vorgeschlagen wird, reali-
siert werden. Mancher interessante Gedanke bringt 
bei näherem Hinsehen doch nicht die Verbesse-
rung, die sich seine Urheber davon versprechen. 
Manches geht aus ganz praktischen Gründen auch 
nicht so schnell, wie Umweltschützer — ich selbst 
eingeschlossen — sich das wünschen würden. 
Rauchgasentschwefelungen können nicht über 
Nacht eingebaut werden. Die Serienproduktion von 
Kraftfahrzeugen läßt sich nicht per Knopfdruck 
umstellen. Ich muß die Vorschläge aufnehmen, 
sorgfältig das Für und Wider abwägen, in die Ge-
samtstrategie einbauen, in die Strategie für einen 
vorsorgenden und fortschrittlichen Umweltschutz. 

Ich muß klare Prioritäten setzen und Maßnah-
men konsequent und kontinuierlich durchsetzen. 
Hektik und Sprunghaftigkeit schaden der Sache, 
bringen im Ergebnis eher weniger als mehr. 

Wir verlangen der Wirtschaft einiges ab. Nur eine 
gesunde und leistungsfähige Wirtschaft kann die 
Leistungen und das Geld erbringen, das der Um-
weltschutz braucht. Deswegen braucht die Wirt-
schaft eine berechenbare Umweltpolitik. Die Ziele 
müssen zu erkennen sein, die Strategien müssen 
langfristig angelegt werden. Das schließt nicht aus, 
daß ab und zu unvorhergesehene Ereignisse neue 
Initiativen oder Zeitpläne erfordern. 

Umweltschutzanforderungen müssen soweit wie 
möglich international gemeinsam, vor allem euro-
paeinheitlich durchgesetzt werden. Ich denke dabei 
nicht nur an die internationale Wettbewerbsfähig-
keit. Entscheidend ist: Umweltbelastungen stam-
men zum großen Teil aus dem Ausland. Freier Han-
dels- und Reiseverkehr erfordert in vielen Fällen — 
wie beim Automobil — parallele Maßnahmen. 

Die Bundesregierung nimmt ihre Verantwortung 
im Umweltschutz konsequent wahr und hat seit 
meinem Bericht im September letzten Jahres wei-
tere wichtige Etappen bewältigt. 

Im Vordergrund unserer Maßnahmen steht die 
Luftreinhaltung. Vorangetrieben wurde vor allem 
die Umsetzung des Kabinettsbeschlusses vom Juli 
1983 zur Einführung des umweltfreundlichen 
Kraftfahrzeugs. Die schädlichen Auswirkungen der 
Abgase auf unsere Wälder, Gebäude, Kunstwerke 
und nicht zuletzt auf die menschliche Gesundheit 
sind alarmierend. Unser Ziel muß es sein, ab 1986 
die Schadstoffe im Autoabgas um ca. 90 % zu sen-
ken. Wir sind uns bewußt, daß damit eine Jahrhun-
dertentscheidung getroffen wurde, die weitrei-
chende Folgen für Produktions- und Konsumstruk-
turen und für unsere europäische Zusammenarbeit 
hat wie keine andere umweltpolitische Maßnahme 
vorher. Betroffen sind Industrie, Handel, Mittel-
stand, jeder einzelne Bürger. All das muß auch im 
Zusammenhang mit unseren europäischen Nach-
barn gesehen werden. 

Ich ziehe auf diesem komplexen und schwierigen 
Gebiet folgende Zwischenbilanz. 

Erstens. Wir haben entschieden, ab 1986 die in 
den Vereinigten Staaten von Amerika geltenden 
drastischen Grenzwerte einschließlich der dort an-
gewandten Testverfahren zu übernehmen. Die Ar-
beiten an einem entsprechenden Entwurf zur No-
vellierung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung sind — parallel zu den EG-Aktivitäten — vor-
angetrieben worden. Wir werden sie in Kürze ab-
schließen. 

Zweitens. Die Frage des rechtzeitigen Angebots 
von bleifreiem Benzin und von Kraftfahrzeugen 
mit Katalysatoren ist mit Automobilindustrie und 
Mineralölwirtschaft eingehend erörtert worden. Die 
Verbände haben folgendes zugesagt: 

Bereits vor Januar 1986 wird bleifreies Normal-
benzin angeboten werden. Vor 1986 werden erste 
mit dem Katalysator ausgerüstete Personenkraft-
wagen zur Verfügung stehen, Modelle, die schon 
heute für den Export in die USA produziert werden. 
Sie werden bekanntlich mit bleifreiem Normalben-
zin betrieben. Ab Januar 1986 wird auch bleifreies 
Superbenzin für die dann neu auf den Markt kom- 
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menden umweltfreundlichen Modelle mit hochver-
dichteten Motoren zur Verfügung stehen. 

Ich bin sicher, daß die deutsche Automobilindu-
strie diese Entwicklung zügig vorantreibt. Die spe-
zifischen Qualitätsdaten für die bleifreien Kraft-
stoffe sind in Arbeit. Die Verbände werden sich ent-
sprechend der DIN-Norm darüber verständigen. 
Verzögerungen darf es nicht geben. 

Die Automobilindustrie hat zugesagt, den Ver-
braucher umfassend darüber zu informieren, wel-
che der heute bereits im Verkehr befindlichen 
Kraftfahrzeuge mit bleifreiem Benzin betrieben 
werden können. Wichtig ist, daß möglichst viele 
schon vor 1986 umstellen. Neben der wünschens-
werten Absenkung der Bleibelastung wird die Mi-
neralölwirtschaft so veranlaßt, das Angebot an 
bleifreiem Benzin rasch auszudehnen, um damit 
das Ziel zu erreichen, möglichst früh ein flächen-
deckendes Netz von Bleifrei-Tankstellen zu schaf-
fen, auf das die Katalysatorfahrzeuge angewiesen 
sein werden. 

Dritter Punkt der Zwischenbilanz: Noch in die-
sem Frühjahr muß die Bundesregierung über ein 
Konzept zur Schaffung finanzieller Anreize ent-
scheiden. Solchen flankierenden Maßnahmen 
kommt größte Bedeutung zu; denn das Ziel muß 
eine breite Umstellung auf Katalysatorfahrzeuge 
sein, um dadurch eine rasche Entlastung der Um-
welt zu erreichen. Wir brauchen steuerliche Anrei-
ze, um diesen Umsteigeeffekt zu erzielen. 

In der Diskussion sind verschiedene Instrumente. 
Es ist ein komplexes Unterfangen, auf der einen 
Seite zwischen den verschiedenen Steuerarten rich-
tig zu rechnen, den Aufwuchs, den Abwuchs und 
alle anderen Imponderabilien, die hier hingehören, 
in ein Schema zu bringen, das der Finanzminister 
und der öffentliche Haushalt verträgt, also mög-
lichst aufkommensneutral, auf der anderen Seite 
aber auch dem Käufer einen spürbaren Anreiz für 
den Erwerb eines umweltfreundlichen Automobils 
sichtbar zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da nützen Modelle, die irgendwann einmal eine 
Steuerrückvergütung gewähren, gar nichts. Das 
wird den Verbraucher nicht interessieren. 

Wir haben hier das Rezept der Vereinigten Staa-
ten vor Augen, wo nach zehn Jahren erst rund die 
Hälfte der Kraftfahrzeuge umgestellt sind. Dieses 
Modell wird uns doch hoffentlich dazu bringen, zu 
sehen, daß wir den Verbraucher in dieser Über-
gangszeit nicht allein lassen dürfen. Das bedeutet 
also: Mir als Umweltpolitiker ist jeder Weg, jedes 
Instrument recht. Die Berechnungen sollen die Fi-
nanzexperten übernehmen. Aber die Maximen, die 
ich gerade nannte — Anreiz, unmittelbarer Ein-
druck des Käufers und mit den fortschreitenden 
Jahren auch eine Bestrafung derer, die weiter um-
weltschädliche Automobile fahren —, sind für mich 
eine Selbstverständlichkeit; sonst wird die Umstel-
lung in einem vernünftigen Zeitraum nicht ge-
lingen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang ein Wort zum Diesel

-

Pkw. Seine Begünstigung kann nur in Frage kom-
men, wenn er ebenso umweltfreundlich ist wie ein 
Katalysatorfahrzeug. Dazu muß er nicht nur die 
scharfen Grenzwerte für gasförmige Schadstoffe 
einhalten, sondern er muß auch mit wirksamen 
Technologien — z. B. Rußfilter — zur Reduzierung 
der problematischen Feststoffpartikel ausgestattet 
sein. Es gibt also auch keinen Grund, den Diesel

-

Pkw für sich als das allein umweltfreundliche Auto 
zu propagieren. Auch das muß man sehen. 

Viertens. Zu unseren internationalen Aktivitäten: 
Wir haben unsere Anstrengungen, einen Konsens 
in Europa herbeizuführen, intensiv fortgesetzt. Die 
EG-Kommission wird bis Mitte April Entschei-
dungsvorschläge zur Einführung bleifreien Ben-
zins und zur Absenkung der Grenzwerte vorlegen. 
Es ist zu erwarten, daß diese Vorschläge der von 
uns beschlossenen Politik grundsätzlich Rechnung 
tragen werden. Wir werden auf eine schnelle Verab-
schiedung der Kommissionsentwürfe drängen. 

Ich glaube, wir dürfen sagen, daß wir Bewegung 
in die europäische Umweltszene gebracht haben. 
Als wir im Juni letzten Jahres in Brüssel unseren 
Vorstoß zur Einführung bleifreien Benzins unter-
nommen haben, standen wir damit nahezu allein. 
Heute wird diese Zielsetzung im Grundsatz allge-
mein akzeptiert. Immer mehr Staaten erkennen, 
daß nur rigorose Maßnahmen helfen. 

Ob ein europäischer Gleichschritt ab 1986, insbe-
sondere auch in der drastischen Absenkung der Ab-
gaswerte, erreicht werden kann, kann heute nie-
mand voraussagen. Es gibt breite Unterstützung —
auch aus Nicht-EG-Staaten —, aber nach wie vor 
starke Widerstände. Hier gilt es, noch viel Überzeu-
gungsarbeit zu leisten. Dabei ist die Bundesregie-
rung auf die Unterstützung aller Fraktionen des 
Hauses angewiesen. 

Alle Schwierigkeiten ändern jedoch nichts an un-
serer Entschlossenheit, das Ziel zum vorgegebenen 
Zeitpunkt zu erreichen. Die Pilotfunktion werden 
wir beibehalten. Wir sind davon überzeugt, daß wir 
damit eine Sogwirkung auf noch Unentschlossene 
ausüben. 

Zu unserer Strategie gehört, daß wir für die Ab-
gasproblematik eine europäische Lösung auch über 
die EG hinaus anstreben. Die drastische Reduzie-
rung der Schadstoffe in Kfz-Abgasen ist eine wich-
tige Maßnahme zur Durchführung der ECE-Luft-
reinhaltekonvention. Wir haben unsere Vorstellun-
gen in Genf auf den Tisch gelegt. 

Unsere Bemühungen zeigen Erfolge. Norwegen, 
Schweden, die Schweiz und Österreich wollen sich 
dem deutschen Vorgehen anschließen. Ein Besuch 
von Staatssekretär Spranger dieser Tage in den 
Niederlanden hat gezeigt, daß wir auch dort auf 
Zustimmung stoßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben auf dem Weg zum umweltfreundlichen 
Auto noch schwierige Etappen vor uns. Wir können 
sie nur der Reihe nach bewältigen. Ich baue auf 
Einsicht und überzeugtes Mitmachen aller Beteilig-
ten und Betroffenen. Ich bin mir sicher: Die Auto- 
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fahrer — und wer von uns ist keiner? —, die Auto-
mobilverbände — wir haben in Deutschland den 
größten Automobilverband in Europa —, Industrie 
und Handel, die Medien, Regierungen und Verwal-
tungen im In- und Ausland erkennen, wenn auch 
nicht in derselben Geschwindigkeit, aber doch nach 
und nach, die Notwendigkeiten unserer Zeit. 

Nicht immer schnellere, immer aufwendigere, 
technisch-konstruktiv immer extrem moderne 
Autos sind die Zukunft. Gefragt ist das optimale, 
umweltfreundliche, technisch hochstehende und 
saubere Automobil. Ihm gehört die Zukunft, bei uns 
und in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das kann aber nicht bedeuten, den amerikani-
schen Weg zu gehen, wo man heute feststellen muß, 
daß die amerikanische Automobilindustrie die letz-
ten 15 Jahre verschlafen hat und mit ihren Model-
len nur mehr nostalgische Vorstellungen und Wün-
sche erfüllen kann. Das kann nicht der Weg der 
deutschen Automobilindustrie sein. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, meine 
Damen und Herren — damit komme ich zum zwei-
ten großen Komplex —, erfüllt die in sie gesetzten 
Erwartungen. Entgegen mancher Skepsis hat sich 
die Industrie nach anfänglichem Ächzen und Stöh-
nen inzwischen auf die neue Verordnung einge-
stellt. Bereits heute, d. h. ein halbes Jahr vor der 
festgelegten Frist, haben die meisten Betreiber mit-
geteilt, wie sie die Verordnung erfüllen wollen. Das 
Ergebnis ist: Rund 80 % aller Steinkohle- und 
Braunkohlekraftwerke der öffentlichen Versorgung 
werden mit Anlagen zur Rauchgasentschwefelung 
nachgerüstet. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Wann?) 

20 % werden stillgelegt. Schon bis 1988 erwartet die 
Elektrizitätswirtschaft allein aus ihren Anlagen der 
öffentlichen Stromversorgung eine Schwefeldioxid-
verminderung von 1 Million t. Nach neuesten 
Erhebungen des Bundesumweltamts werden ins-
gesamt durch die Verordnung die jährlichen Schwe-
feldioxidemissionen von 3,2 auf 1,6 Millionen t hal-
biert. Das ist eine gewaltige Kraftanstrengung, die 
ihre positiven Auswirkungen auf die Umwelt haben 
wird. 

Wäre das der Maßstab für Europa, so stünde es 
sicher bald besser mit unserem Wald. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu einer Änderung der Verordnung, die mitten im 
Vollzug und erst ein halbes Jahr alt ist, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Harte Kritik 
an Baden-Württemberg!) 

besteht also nach derzeitigem Sachstand keine Ver-
anlassung. Im Gegenteil: Eine erneute Diskussion, 
über Fristen und Emissionsgrenzen würde die zü-
gig angelaufenen Umrüstungspläne unterbrechen 
und letztlich nur zu unvertretbaren Verzögerungen 
führen. 

Jetzt, sehr verehrter Herr Zwischenrufer Schäfer, 
sage ich Ihnen: Zwischen Baden-Württemberg, sei-
nen Absichten und Möglichkeiten, und denen von 

Nordrhein-Westfalen, wie sie dieser Tage klassi-
scherweise Ihr Parteifreund Minister Farthmann 
ausgedrückt hat, nämlich volle Zufriedenheit mit 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung und ihrer 
Exekution, besteht ein großer Gegen s atz. Sie mögen 
selber schauen, wie Sie aus diesem Gegensatz her-
auskommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Sie können ja hinterher dazu Stellung nehmen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Armer Späth!) 

Auch die Verminderung der Stickstoffoxidemis-
sionen können wir mit der Großfeuerungsanlagen

-

Verordnung durchsetzen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Unbedacht!) 

— Nein, nein, Späth ist immer Spitze, auch in die-
sen Fragen, selbstverständlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesumweltminister, der natürlich die ganze 
Republik im Auge haben muß, kann nicht die 
Speerspitze sein, die der baden-württembergische 
Ministerpräsident mit Recht darstellt und sein will. 
Warum nicht? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich dachte, 
Strauß ist Speerspitze!) 

— Der Strauß kommt gleich dahinter. 

(Heiterkeit — Schäfer [Offenburg] [SPD]: 
Hört! Hört!) 

Ich weiß zwar nicht, ob ihm das genügt, aber ich 
habe einmal diese unvorsichtige Feststellung ge-
troffen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Duve 
[SPD]: Sehr mutig! Sie sind ein mutiger 

Mann!) 

— Ich bedanke mich, daß ich jetzt auch von der 
SPD für einen mutigen Mann gehalten werde. Das 
dient mir wirklich. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie!) 

— Ja, ich freue mich darüber. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich bin ge

-

spannt, wie Sie von München wieder zu

-

rückkommen!) 

— Da habe ich jetzt wieder weniger Sorge, weil ich 
das nächste Wochenende in Sarajevo und nicht in 
München verbringe. 

(Duve [SPD]: Im Abfahrtslauf waren Sie 
schon immer sehr gut!) 

— Im Abfahrtslauf konnte ich nicht mitmachen; der 
ist heute um 11 Uhr wegen schlechtem Wetter ver-
schoben worden. Ich bitte um Nachsicht. 

Meine Damen und Herren, zur Umweltpolitik zu-
rück. Die in der Verordnung enthaltenen Emis-
sionsgrenzwerte sind Mindestwerte. Der Stand der 
Verminderungstechnik ist im Fluß. Deswegen ha-
ben wir eine Dynamisierungsklausel hineinge-
schrieben, die den Betreiber verpflichtet, den Stand 
der Forschung, den Stand der Feuerungs- und son- 
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stigen Vermeidungstechnik auszuschöpfen. Ich 
habe mich erst in der vorigen Woche bei den Anla-
genherstellern im einzelnen über die heutigen und 
zukünftigen Möglichkeiten unterrichtet. Wir verfü-
gen in Deutschland über umfangreiche eigene Er-
fahrungen in der Feuerungstechnik. In der Ent-
wicklung sind Verfahren zur simultanen Abschei-
dung von Schwefeldioxiden und Stickstoffoxiden, 
die hervorragende Ergebnisse erwarten lassen. 
Durch Modellvorhaben sollen außerdem in Japan 
bereits praktizierte Vermeidungstechniken den 
sehr andersartigen deutschen Betriebsbedingungen 
angepaßt werden. Nach Abschluß dieser Entwick-
lungsphase wird ein erhebliches Potential für die 
weitere Absenkung der Stickoxide zur Verfügung 
stehen. Dies müssen die Anlagenbetreiber auf 
Grund der Dynamisierungsklausel der Verordnung 
ausschöpfen. Gemeinsam mit den Umweltministern 
der Länder werde ich auf eine einheitliche Praxis 
bei der Anwendung des neuesten Standes der Tech-
nik hinwirken. 

Als weiteres Vorhaben unserer Luftreinhaltepoli-
tik habe ich in der Regierungserklärung vom Sep-
tember 1983 die Novellierung der Emissionsvor-
schriften der TA Luft, Teil III, und eine Neufassung 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen genannt. Entwürfe für beide Vorhaben liegen 
fristgerecht vor. Nachdem die Großfeuerungsanla-
gen bereits vorab geregelt sind, wird die Novelle der 
TA Luft praktisch die gesamte übrige Industrie ein-
schließlich der kleineren Feuerungsanlagen unter 
50 MW erfassen. Die geltenden Emissionswerte für 
zahlreiche Schadstoffe werden erheblich verschärft. 
Für eine Reihe von Stoffen werden erstmals Emis-
sionsbeschränkungen eingeführt. Der Entwurf der 
Novelle TA Luft ist in diesen Tagen bereits mit den 
Vertretern der Länder beraten worden, und ihre 
Erfahrungen aus der Genehmigungs- und Überwa-
chungspraxis werden einbezogen. Noch im Früh-
jahr wird der Entwurf den beteiligten Kreisen zur 
Anhörung zugeleitet. 

Einen weiteren Handlungsbedarf sehe ich in der 
Verbesserung der Eingriffsmöglichkeit bei Altanla-
gen, von denen ein Großteil der Luftverunreinigung 
ausgeht. Das Bundesimmissionsschutzgesetz be-
stimmt in § 17 Abs. 2, daß nachträgliche Anordnun-
gen für Altanlagen nicht getroffen werden dürfen, 
wenn sie wirtschaftlich nicht vertretbar sind. Ich 
halte es für erforderlich, daß diese Vorschrift durch 
eine Regelung ersetzt wird, die den Bestandsschutz 
von Altanlagen auf das verfassungsmäßig gebotene 
Maß, d. h. auf den Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit, zurückführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine wichtige Voraussetzung dafür, daß die 
Nachrüstung schneller und wirksamer durchge-
führt werden kann. 

Wirksame Luftreinhaltung erfordert internatio-
nale Zusammenarbeit, und das gilt nicht nur für das 
Auto. 

Wir hoffen, daß die Richtlinie über die Bekämp-
fung der Luftverunreinigungen durch Industriean-
lagen im Ministerrat in der ersten Jahreshälfte  

durchgeht. Damit würde das Prinzip der Imissions-
begrenzung an der Quelle nach dem Stand der 
Technik, der bei uns seit langem gilt, gemein-
schaftsweit verankert. 

Besondere Bedeutung hat die multilaterale Um-
weltkonferenz, zu der die Bundesregierung die 
Signatarstaaten der Genfer Luftreinhaltekonven-
tion und zwischenstaatliche Organisationen gela-
den hat. Sie findet auf Ministerebene in München 
vom 24. bis 27. Juni statt. 

Themenschwerpunkte sind Probleme der Luft-
verunreinigung und daraus resultierend die Schä-
den an Wäldern, Gewässern und Bauten. Unser Ziel 
ist es, den Wissens- und Erfahrungsaustausch in 
der Luftreinhaltung zu intensivieren. Wir wollen 
das Problembewußtsein in Ost und West schärfen 
und ein politisches Klima schaffen, das Fortschritte 
bei der internationalen Zusammenarbeit im Um-
weltschutz erwarten läßt. 

Immerhin basiert diese Münchner Konferenz, die 
es in dieser Zusammensetzung zwischen West und 
Ost noch niemals im Umweltschutz gegeben hat, 
auf einem Briefwechsel zwischen den Herren An-
dropow und Kohl. Wir werden in Zusammenarbeit 
mit der Staatsregierung des Freistaates Bayern al-
les tun, um diese Konferenz in jeder Beziehung zu 
einem internationalen Erfolg zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein weiterer Schwerpunkt unserer Umweltpolitik 
ist der Gewässerschutz. Das Ziel ist, die Gewässer-
belastung durch schwer abbaubare und sonstige 
kritische Stoffe soweit wie möglich zu vermindern 
und damit insbesondere unsere Trinkwasserversor-
gung langfristig sicherzustellen. Diesem Ziel dienen 
die Verwaltungsvorschriften über die Mindestan-
forderung an das Einleiten von Abwässern nach 
§ 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes. Die Arbeiten an 
diesen Vorschriften wurden im Jahre 1984 zu einem 
ersten Abschluß gebracht. Wir werden dann für alle 
relevanten Industriebereiche bundeseinheitlich die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik, die von 
allen Abwassereinleitern einzuhalten sind, festge-
legt haben. 

Wir streben darüber hinaus eine Erweiterung des 
§ 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes an, um für kriti-
sche Stoffe generell Maßnahmen fordern zu kön-
nen, die über die bisherigen Anforderungen hinaus-
gehen. Für diese Stoffe muß der neue Stand der 
Technik zum Maßstab erhoben werden. Bei diesen 
Arbeiten werden die Erfahrungen der Länder be-
sonders wertvoll sein. 

Das Problem der kritischen Schadstoffe können 
wir nur in den Griff bekommen, wenn die Einwir-
kungsmöglichkeiten auf die sogenannten Indirekt-
einleiter verbessert werden. Bislang bieten die ge-
setzlichen Vorschriften keine Handhabe, auf solche 
Industriebetriebe, die ihre Abwässer in die öffentli-
che Kanalisation einleiten und die kommunalen 
Kläranlagen damit vielfach überfordern, unmittel-
bar Einfluß zu nehmen. 

Zu diesen wichtigen Vorhaben wie auch zur No-
vellierung des Abwasserabgabengesetzes habe ich 
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die Beratungen mit den Bundesressorts und den 
Ländern begonnen. 

Zur Unterstützung unserer vorsorgenden Gewäs-
serschutzpolitik fördern wir die Entwicklung und 
Erprobung neuer, umweltfreundlicher Produkti-
onstechniken, bei denen vor allem kritische Schad-
stoffe soweit wie möglich vom Gewässer ferngehal-
ten werden. Im Bundeshaushalt 1984 sind uns er-
freulicherweise durch das Parlament erstmals Mit-
tel für solche Modellvorhaben zur Verfügung ge-
stellt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bedanke mich dafür. Es ist in unser aller Inter-
esse, daß wir das tun können. 

Gut vorangekommen sind wir auch mit den Vor-
bereitungen für die internationale Nordseeschutz-
konferenz für Herbst dieses Jahres in Bremen. Wir 
brauchen einen internationalen Konsens über die 
Grundsätze zur Umweltpolitik für die Nordsee, um 
konkrete Umweltschutzmaßnahmen durchführen 
zu können. Wir müssen den bestehenden internatio-
nalen Gremien neue Impulse geben. Im übrigen 
darf ich hier einmal darauf hinweisen, daß in einem 
Jahr — das hat es auch noch nie gegeben —, 1984, 
zwei internationale Konferenzen über solche The-
menkomplexe in der Bundesrepublik Deutschland, 
nämlich in München und Bremen, stattfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Abfallwirtschaft wird uns in Zukunft eher 
noch stärker beschäftigen als in der Vergangenheit. 
Der Entwurf einer dritten Novelle zum Abfallbesei-
tigungsgesetz steht heute zur ersten Lesung an. 
Verbesserte Kontrolle der grenzüberschreitenden 
Beseitigung von Sonderabfällen ist das Ziel. Dem 
Sonderabfall-Tourismus muß ein Riegel vorgescho-
ben werden. Wir setzen alles daran, auch innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zu einer strengen 
Kontrolle zu kommen. 

Zur weitergehenden Änderung des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes werde ich in Kürze einen weiteren 
Gesetzentwurf vorlegen, der besonders auf die Ver-
meidung und Verwertung von Abfällen abzielt und 
diesen Aufgaben auch rechtlich den Vorrang vor 
der bloßen Beseitigung einräumt. Die Beratungen 
über diese vierte Novelle werden nicht einfach wer-
den. Das hat uns veranlaßt, die aktuelle Problema-
tik der Sonderabfälle getrennt — in einer Vor-
schaltnovelle — zu behandeln. 

Ein Wort zur sogenannten Altlastenproblematik. 
Fälle wie in Hamburg und in anderen Bundeslän-
dern zeigen, daß wir es lokal und regional mit ern-
sten Problemen zu tun haben. Die Zuständigkeit für 
die Sanierung von Altlasten liegt bei den Ländern. 
Auf diese Zuständigkeit muß ich hinweisen, auch 
wenn diese Erkenntnis für den einen oder den an-
deren vor Ort schmerzlich ist, weil er mit dieser 
Last fertig werden muß. Der Bund ist bereit, die 
Bemühungen der Länder im Rahmen von For-
schung und Entwicklung zu unterstützen und dar-
über hinaus in der vierten Novelle zum Abfallbesei-
tigungsgesetz auch die gesetzlichen Grundlagen da-
für zu schaffen, daß alte Beseitigungsanlagen, die  

eine Gefährdung für die Umwelt bedeuten, in die 
Überwachung nach dem Abfallrecht einbezogen 
werden. 

Ein Wort zu dem Antrag der Fraktion der GRÜ-
NEN, die Wiederaufarbeitung in Großbritannien 
nicht als Entsorgungsnachweis für Kernkraftwerke 
anzuerkennen: Sie gehen davon aus, daß es sich um 
die bereits in Betrieb befindliche Wiederaufarbei-
tungsanlage handelt, bei der im Zuge von Reini-
gungsarbeiten radioaktive Freisetzungen erfolgten. 
Die Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennele-
mente aus der Bundesrepublik Deutschland ist bis-
her nicht in Großbritannien erfolgt, weil die dafür 
vorgesehene Anlage noch nicht fertiggestellt war. 
Bei dem Vorfall, über den wir umfassend informiert 
worden sind, sind im übrigen Freisetzungen erfolgt, 
die weit unter den zulässigen Grenzwerten liegen, 
so daß auch von daher kein Anlaß besteht — — 

(Zurufe von den GRÜNEN — Schäfer 
[Offenburg] [SPD]: In England!) 

— Ja, in Großbritannien. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das müssen 
Sie vermerken!) 

Insoweit besteht kein Anlaß, die Wiederaufarbei-
tungstechnologie als solche in Zweifel zu ziehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich betone deshalb hier nochmals mit Nachdruck, 
daß die Bundesregierung am Projekt einer deut-
schen Wiederaufarbeitungsanlage festhält, wie sie 
überhaupt das auf dem Beschluß der Regierungs-
chefs von Bund und Ländern aus dem Jahre 1979 
beruhende integrierte Entsorgungskonzept in 
vollem Umfange durchführen wird. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Daran werden weder die von Herrn Börner geäu-
ßerten Zweifel an den Entsorgungsmöglichkeiten 
für Biblis C etwas ändern noch das in der Presse in 
den letzten Tagen herausgestrichene Geschäft mit 
der Volksrepublik China über die Verbringung ab-
gebrannter Brennelemente in die Wüste Gobi. Sol-
che Vorstellungen gehören tatsächlich in die Wüste 
Gobi, und ich erteile ihnen eine klare politische 
Absage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein bedeutendes umweltpolitisches Handlungs-
feld ist der Bodenschutz. In unserem dichtbesiedel-
ten Land mit hoher Industrialisierung, intensiver 
Landwirtschaft und hoher Verkehrsdichte ist der 
Boden extremer Beanspruchung und starken Ge-
fährdungen ausgesetzt. Notwendig sind daher vor-
sorgende Schutzmaßnahmen für den Boden. Die 
Leitziele sind konsequente Verminderung des Ein-
trags von Schadstoffen und die Einschränkung des 
Verbrauchs von Böden durch Überbauung, Zer-
schneidung von Freiräumen durch Gebäude und 
Verkehr. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in allernächster 
Zeit eine Bodenschutzkonzeption vorzulegen. Auf 
dieser Grundlage werden wir die notwendigen 
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Schutzmaßnahmen nach Inhalt, Prioritäten, Zeit-
und Kostenrahmen konkret benennen. 

Wir bekennen uns in all unseren Entscheidungen 
zur Marktwirtschaft. Wir wollen mehr Marktwirt-
schaft auch im Umweltschutz. Der Bundeskanzler 
hat in seiner Regierungserklärung am 4. Mai 1983 
gesagt: Das Ziel ist, daß sich umweltfeindliches Ver-
halten nicht lohnen darf; umweltfreundliches Ver-
halten muß sich auch wirtschaftlich auszahlen. Was 
das bedeutet, habe ich am Beispiel der steuerlichen 
Flankierung bei der Einführung umweltfreundli-
cher Kraftfahrzeuge bereits aufgezeigt. 

Ganz sicher entspricht dagegen ein Waldpfennig -
gesetz, wie es als Entwurf auf dem Tisch liegt, nicht 
der Zielsetzung der Bundesregierung. Ein solches 
Gesetz würde das Verursacherprinzip auf den Kopf 
stellen und weder für den Wald noch für die Luft-
reinhaltung etwas bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand kann an einer Weggabelung in zwei ver-
schiedene Richtungen gehen. Man kann nicht 
gleichzeitig dem Bürger Umweltschutzinvestitionen 
abverlangen und ihn gleichzeitig noch mit einer Ab-
gabe belasten. Aber die SPD folgt auch hier wieder 
ihrer alten Ideologie, die lautet: Der Staat muß vom 
Bürger zuerst kassieren und das Geld dann vertei-
len. Wir wollen die Kette der Mißerfolge der SPD 
nicht verlängern. Wir wollen einen durchgreifenden 
und wirksamen Umweltschutz und erreichen dieses 
Ziel über hohe Auflagen und scharfe Bestimmun-
gen. Die Kosten dafür sind beträchtlich, sie werden 
Jahr für Jahr Milliardensummen verschlingen, und 
die Kosten machen vor keinem Bürger halt. Der 
Bürger weiß das. Wir haben trotzdem eine hohe und 
wachsende Akzeptanz für diese unsere Bemühun-
gen. 

Die Bundesregierung wird ihre umweltpoliti-
schen Vorhaben konsequent und beharrlich voran-
treiben. Wir werden weiterhin alle Anstrengungen 
unternehmen, den Menschen vor Schäden an seiner 
Gesundheit zu bewahren und unsere natürliche 
Umwelt in ihrer Funktionsfähigkeit, aber auch in 
ihrer Vielfalt und Schönheit zu erhalten. Die Bun-
desregierung ist sich darüber im klaren, daß sie 
einen beschwerlichen Weg geht. Allzuviel ist in der 
Vergangenheit gesündigt worden. Allzu leichtfertig 
ist mit der Natur umgesprungen worden, von der 
man meinte, sie sei unerschöpflich. Aber wir haben 
eine Verpflichtung gegenüber der jetzigen und der 
nächsten Generation und gegenüber allen künfti-
gen Generationen, diese unsere eigene Welt in Ord-
nung zu halten. 

Die Bundesregierung hat bewiesen — das glaube 
ich sagen zu können —, daß sie ernst macht mit 
dem Umweltschutz. Wir kommen voran, wenn auch 
nicht immer in dem Tempo, das wir uns selbst wün-
schen. Wir werden jedoch in der Bundesrepublik 
Deutschland, in Europa und in der Welt um so er-
folgreicher sein, je stärker die Rückendeckung hier 
in diesem Hause ist. Deshalb sollten wir auch in  

einer kritischen Auseinandersetzung das gemein-
same Ziel im Auge behalten. 

Ich danke Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort wei-
tergebe, Herr Minister, wir begrüßen gern unsere 
Hausgäste. Wir tun das noch lieber, wenn diejeni-
gen, die Gäste mitbringen, uns vorher davon unter-
richten. 

Das Wort hat nun der Abgeordnete Dr. Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sehr verehrter Herr In-
nenminister, als ich Ihrer Rede jetzt zuhörte, da 
ging es mir durch den Kopf: Dieser Superumwelt-
schützer Zimmermann, wo war der eigentlich in 
den letzten zehn Jahren? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Leider nicht in der 
Regierung!) 

Was hat er damals für Reden gehalten, und welche 
Rolle hat Ihre Partei im Bundesrat beim Umwelt-
schutz gespielt? 

Vor einem halben Jahr hatten wir die letzte Um-
weltdebatte, und wir haben Sie damals kritisiert, 
Herr Zimmermann, als einen Umweltminister der 
großen Worte und der schwachen Taten. Von die-
sem Vorwurf nehmen wir nichts zurück. Im Gegen-
teil, die umweltpolitischen Aussagen der Bundesre-
gierung, wenn man sie in Beziehung zu dem setzt, 
was tatsächlich geschieht und entschieden wird, 
sind in den letzten fünf Monaten noch unverbindli-
cher und noch unklarer geworden. 

Am deutlichsten wird das beim Kampf gegen das 
Waldsterben. Jeder weiß, ohne Luftverschmutzung 
gäbe es kein Waldsterben. Deswegen tritt die SPD-
Fraktion seit über einem Jahr für eine drastische 
Reduzierung der Autoabgase ein. 

Das haben wir im April 1983 gefordert. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wer hat 
denn das bleifreie Benzin angekündigt?) 

Zunächst, Herr Zimmermann, als wir diese Forde-
rung vor einem Jahr erhoben, haben Sie diese For-
derung hier im Bundestag abgelehnt. Dann nahm 
der öffentliche Druck zu. Im Oktober haben Sie 
dann im Kabinett einen vielversprechenden Be-
schluß gefaßt. Der klingt ganz gut. Denn da wollen 
Sie ab Januar 1986 „mit Entschlossenheit die 
Schadstoffe im Kraftfahrzeugabgasbereich unter 
Ausschöpfung der derzeit verfügbaren wirksamen 
Technologie vermindern". So lautet der Beschluß. 
Das ist richtig. Dem können wir zustimmen. 

Wenn unsere Industrie solche Autos in den Verei-
nigten Staaten von Amerika und in Japan anbieten 
kann, dann muß das auch bei uns möglich sein. 
Aber der Witz ist: Es blieb bei diesem Beschluß. Es 
folgten keine Entscheidungen, 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Ihr 
habt noch nicht einmal einen Beschluß ge

-

faßt!) 
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weder im Mineralölsteuerbereich noch im Bereich 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung, wo es 
darum gegangen wäre, wirklich Entscheidungen zu 
treffen. Es gab nur weitere öffentliche Ankündigun-
gen, z. B. von Ihnen, Herr Zimmermann, im Novem-
ber letzten Jahres: 

Der Stichtag, 

— ganz großartig formuliert — 

1. 1. 1986, zur Einführung umweltfreundlicher 
Autos und des bleifreien Benzins ist unumstöß-
lich. 

Das waren große Worte. Nur warten wir bis heute 
auf Klarheit. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wir warten 
bis heute auf 1986!) 

Und ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Nennen 
Sie endlich die Grenzwerte, die ab dem 1. Januar 
1986 gelten sollen, 

(Beifall bei der SPD) 

damit die Bürger, damit die Industrie wirklich wis-
sen, worauf sie sich einzustellen haben. Auf diese 
Entscheidung, nicht auf Ihre Interviews, warten wir 
seit einem Jahr. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ja, können Sie 
nicht lesen?) 

Ein Jahr ist verschenkt worden. Wir sagen Ihnen 
klipp und klar: Wir fordern verbindliche Grenz-
werte — — 

(Klein  [München] [CDU/CSU]: 13 Jahre 
sind verschenkt worden!) 

— Aber meine Herren, Sie sehen doch, daß es, wenn 
Sie so schreien, nicht dazu beiträgt, Ihre Souveräni-
tät zu demonstrieren, sondern eher Ihre Unsicher-
heit und ihre Unruhe. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Sie sind doch schwach wie der 

Vogel!) 

Wir fordern verbindliche Grenzwerte für Autoab-
gase ab 1986, und zwar entsprechend dem Stand der 
Technik, wie das in den USA gilt — nicht in Reden, 
sondern in rechtlich verbindlicher Form. Die Indu-
strie muß wissen, womit sie zu rechnen hat; denn 
sie braucht Zeit für die Umstellung. Kein Mensch 
kann ernsthaft erwarten, die Industrie könne über 
Nacht, sozusagen von Silvester 1985 auf Neujahr 
1986, auf Befehl von Herrn Zimmermann die Pro-
duktion umstellen. Das ist keine seriöse Politik. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Jetzt haben 
Sie es ihm mitgeteilt! Jetzt weiß er es 

doch!) 

— Aber, verehrter Herr Klein, warum sagen denn 
die Vertreter der Automobilindustrie jetzt in diesen 
Tagen, es müsse „endlich Klarheit" geschaffen wer-
den? Die FDP hat schon lange angemahnt, daß das 
getan werden sollte. Und seit November 1983, Herr 
Zimmermann, reden Sie nun plötzlich von Stufen-
plänen, und kein Mensch weiß, was damit eigentlich 
gemeint ist. 

(Glos [CDU/CSU]: Stufe um Stufe!) 

Seit einem Jahr fordern wir, daß die Einführung 
bleifreien Benzins steuerlich begleitet wird. Auch 
das haben Sie zunächst, vor einem Jahr, abgelehnt. 
Und vor zwei Tagen gab es die großartige Ankündi-
gung, Sie hätten sich mit dem Finanzminister geei-
nigt — man ist nun ganz gespannt, worauf —, eine 
Expertenkommission einzusetzen, um diese Fragen 
zu prüfen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wie gesagt: Über all dem steht dann das in Inter-
views gegebene Wort, der Stichtag 1. Januar 1986 
sei unumstößlich. Daran werden wir Sie messen — 
an  Ihren eigenen Worten. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Warten Sie es doch ab!) 

Herr Zimmermann, im Kampf gegen das Wald-
sterben sind Sie ebenso entschlossen und erfolg-
reich wie Herr Kollege Dollinger bei der Erhaltung 
der Bundesbahn im ländlichen Raum. 

(Beifall bei der SPD) 

Mittlerweile machen sich Ihre Freunde von der 
Automobilindustrie öffentlich über Sie, Herr Zim-
mermann, lustig, wenn sie beispielsweise sagen, Sie 
gingen bei diesen Maßnahmen zur Verringerung 
der Abgase „unwissend und dilettantisch" vor. 

(Bundesminister Dr. Zimmermann: Da hat 
er Sie gemeint!) 

— Da irren Sie sich. 

Das alles ist ein Trauerspiel; denn der Wald kann 
nicht warten, bis dieser Zickzack-Zimmermann-
Kurs endlich beendet ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb möchte ich Franz Josef Strauß recht ge-
ben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist im
-

mer gut!) 

Ich habe darauf gewartet, daß heute so ein Satz 
gekommen wäre. Aber er kam nicht. Franz Josef 
Strauß hat wörtlich gesagt: 

Sollte ein einheitliches Vorgehen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft scheitern, so muß 
auch an eine Absprache der bereitwilligen Län-
der oder gar an einen nationalen Alleingang 
gedacht werden. 

Das ist exakt unsere Forderung vom Mai 1983, die 
Sie damals als Weltfremdheit gekennzeichnet hat-
ten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Originalton 
Zimmermann ist das!) 

Jetzt haben Sie es endlich begriffen. Und das ist gut 
so. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie uns schon nicht folgen wollen, dann fol-
gen Sie doch wenigstens Franz Josef Strauß, und 
schaffen Sie endlich Klarheit. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
wollen doch nicht einmal sich selber fol

-

gen! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Diesen Satz 
wird man sich merken müssen!) 
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Das gilt auch für eine Politik der sauberen Kraft-
werke. Auch dort geht es in der CDU/CSU drunter 
und drüber. Ich bin schon immer der Meinung ge-
wesen, Franz Josef Strauß muß dort, wo er recht 
hat, auch recht bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Z. B. in der Einschätzung der Politik von Herrn Dol-
linger hat der Mann vollkommen recht, daß der Dol-
linger versagt hat und gehen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Franz Josef Strauß muß hier recht bekommen. Das 
gilt auch für die sauberen Kraftwerke. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sollen wir einmal 
das Urteil von Strauß über Sie einholen? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Gerne. Der „Minenhund von Helmut Schmidt" — 
ich kann es Ihnen gleich liefern —, das war seine 
Kennzeichnung, eine der schönsten in meinem poli-
tischen Leben. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Aber das tut Ihnen 
heute nimmer gut!) 

— Doch, das tut mir sehr gut. 

Auch was die Kraftwerke angeht, geht es ja in 
der CDU/CSU drunter und drüber. Herr Späth, den 
Sie so sehr gelobt haben, will ja nach wie vor 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung novellieren. 
Rheinland-Pfalz hält eine Schadstoffabgabe — Sie 
waren im Bundesrat nicht anwesend; dort wurde es 
vorgetragen — unter bestimmten Bedingungen für 
sinnvoll. Herr Dregger, Ihr Fraktionsvorsitzender, 
kündigt öffentlich an — wörtliches Zitat —: 

Im Interesse unserer Wälder werden wir die 
Obergrenze der zulässigen Schadstoffbelastun-
gen schrittweise weiter senken. Außerdem wol-
len wir die Übergangsfristen der Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung weiter verkürzen. 

Herr Biedenkopf mit der ihm eigenen Mischung 
aus akademischer Brillanz und praktischem Unver-
stand fordert die Einführung von Zertifikaten zur 
Luftverschmutzung von Kraftwerken. Wir fragen: 
Was gilt hier eigentlich? Wollen Sie mit Herrn 
Späth und Herrn Dregger die Verordnung novellie-
ren? Wollen Sie mit Herrn Vogel aus Rheinland-
Pfalz eine Abgabe einführen? Wollen Sie mit Herrn 
Biedenkopf zusammen Dreckzertifikate in Umlauf 
bringen? Oder wollen Sie, was meines Erachtens 
am wahrscheinlichsten ist, zusammen mit Herrn 
Kohl gar nichts tun und nur zuwarten? 

Daran ändern auch Entschließungsanträge, die 
vorliegen und gut klingen, gar nichts. Papier ist 
geduldig. Auf Papier kann man viel schreiben und 
einer Meinung sein. Papier bleibt aber Papier. Wir 
werden die Regierung nicht an dem messen, was sie 
sagt, sondern an dem, was sie tut, was sie tatsäch-
lich entscheidet. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU/ 
CSU) 

Wir sagen, was die Kraftwerke angeht, klipp und 
klar: Die SPD-Bundestagsfraktion fordert zur Be-
schleunigung dessen, was in der Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung vorgeschrieben ist, eine Abga-
benlösung für Schadstoffemissionen aus Kraftwer-
ken und aus Feuerungsanlagen. Dies ist ein unbü-
rokratisches und für die betroffenen Unternehmen 
auch flexibles Instrument, um die Luft sauberer zu 
machen. 

Das einzig Konkrete, Herr Zimmermann, was von 
Ihren Ankündigungen übrigbleibt, mehr zur Luft-
reinhaltung zu tun, sind Appelle an die bundeseige-
nen Unternehmen und die Unternehmen im Besitz 
der Landesregierung, mehr zu tun, als der Bundes-
innenminister ihnen selbst vorschreibt. Offensicht-
lich sind Sie selbst davon überzeugt, daß Ihre eige-
nen Vorschriften nicht ausreichen. Wir sagen Ih-
nen: Appelle reichen nicht aus, um den Wald zu ret-
ten. Appelle reichen nicht aus, um den Verbrauch 
von Grundwasser vor allem für industrielle Zwecke 
zu senken. Appelle reichen auch nicht aus, um die 
Abfallbeseitigung auf hoher See zu unterbinden, 
was dringend geschehen muß. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Was 
geschieht in Hamburg?) 

Appelle reichen auch nicht aus, um den Marktanteil 
von Mehrwegverpackungen zu steigern. Sagen Sie 
uns endlich und klar, was passiert, nachdem klar 
ist, daß die Zusagen, die die Industrie auf diesem 
Gebiet gegeben hat, nicht eingehalten werden. Wel-
che Konsequenzen ziehen Sie daraus? 

Appelle reichen auch nicht aus, wenn das PCB 
zwar nicht mehr hergestellt wird, eine Umweltge-
fährdung durch Anwendung des PCB aber weiter-
hin besteht. Warum nutzen Sie nicht die Möglich-
keit des § 17 des Chemikaliengesetzes, die weitere 
Verbreitung von PCB zu verhindern? Warten Sie 
doch nicht auf den nächsten Umweltskandal. Han-
deln Sie doch jetzt. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Hamburg!) 

Es gibt keinen Umweltschutz ohne staatliches 
Handeln. 

(Freiherr von Schorlemer ICDU/CSU]: 
Aber es gibt einen Umweltskandal in Ham

-

burg!) 

Die Vorstellung, allein das freie Spiel der Kräfte sei 
in der Lage, für eine saubere Umwelt zu sorgen, 
muß in das Reich der Illusionen verwiesen werden. 
Staatliches Handeln ist nötig, unabhängig davon, ob 
zum Schutz der Umwelt Grenzwerte festgesetzt 
werden, ob eine Preissetzung für die Umweltbela-
stung, d. h. eine Umweltabgabe eingeführt wird 
oder ob ein gesetzlich reglementierter Markt für 
Umweltverschmutzungsrechte aufgebaut werden 
soll. In jedem Fall wird es eine Verbesserung der 
Umwelt nur dann geben, wenn der Staat tatsächlich 
handelt. 

Auf Grund dieser Verantwortung des Staates für 
den Schutz unserer lebendigen Natur fordert die 
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sozialdemokratische Bundestagsfraktion die Veran-
kerung des Umweltschutzes im Grundgesetz. 

(Baum [FDP]: Na endlich!) 

Der Staat ist auch in der Pflicht, wenn es gilt, Um-
weltschutz und Arbeitsplätze zu schaffen. Er ist 
dort in der Mitverantwortung. 

Es gibt in der Bundesrepublik Deutschland ge-
genwärtig einen schlimmen Gegensatz: Einerseits 
sind rund 2,3 Millionen Menschen arbeitslos, d. h., 
Produktionskapazitäten in großem Umfang liegen 
brach, andererseits bleiben ganz grundlegende Be-
dürfnisse der Menschen unbefriedigt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich spreche z. B. von der Nachfrage nach einer sau-
beren Umwelt. So wie es nach dem Krieg in unse-
rem Land eine große Wohnungsnot gab, so gibt es 
in unserem Land heute eine große Umweltnot. So 
wie uns damals eine große, gemeinsame Anstren-
gung über die Schwierigkeiten hinweggeholfen hat, 
so brauchen wir heute eine große, gemeinsame An-
strengung, um die Umwelt zu schützen, um den 
Frieden mit der Natur wiederherzustellen, um eine 
umweltverträgliche Industriegesellschaft zu schaf-
fen. 

Es bedarf des aktiven staatlichen Handelns, um 
dieses Ziel zu verwirklichen. Die Alternative: Um-
weltschutz oder Arbeitsplätze, Umweltschutz oder 
Wachstum — sie ist unfruchtbar, sie ist töricht. 
Denn sie lenkt von den Chancen ab, ökonomische 
und ökologische Fragen miteinander zu verbinden. 
Mehr Umweltschutz ist eine — eine — der hilfrei-
chen Antworten bei der Suche nach mehr Arbeits-
plätzen. 

Wir brauchen auch in Zukunft Umweltauflagen: 
Gebote und Verbote für Konsumenten und für Pro-
duzenten. Sie müssen schrittweise auch verschärft 
werden, insbesondere dort, wo es um den Schutz 
der Gesundheit von Menschen geht. Wir brauchen 
auch in Zukunft Abgaben wie die Abwasserabgabe, 
Herr Zimmermann, die sich ja nach dem Bericht, 
den Sie selbst vorgelegt haben, bewährt hat. Also, 
lassen Sie Ihre Polemik gegen Abgaben weg! Abga-
ben sind überall dort sinnvoll, wo es darum geht, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß sich um-
weltfreundliches Verhalten auch tatsächlich lohnt. 
Nur: In Zukunft brauchen wir daneben verstärkt 
Finanzhilfen für Umweltschutz, d. h., wir brauchen 
einen langfristigen Finanzrahmen für Maßnahmen 
des Umweltschutzes unter der Überschrift: Arbeit 
und Umwelt. 

Das muß solide finanziert werden, und das kann 
— wie das ERP-Sondervermögen — unbürokratisch 
organisiert werden. Deswegen sprechen wir Sozial-
demokraten von einem Sondervermögen Arbeit 
und Umwelt, das geschaffen werden muß. Denn ge-
nauso wie es nach dem Krieg darum ging, mehr 
Wohnungen und mehr Arbeitsplätze zu schaffen, so 
geht es heute darum, mehr Umweltschutz und mehr 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß das Ziel sein; es zu erreichen ist auch 
möglich. 

Wir brauchen diese Modernisierung unserer 
Volkswirtschaft dringend. Wir wollen eine umwelt-
verträgliche Industriegesellschaft, und zwar nicht 
im Jahre 2050, sondern in den nächsten zehn Jah-
ren; auch wir wissen, daß ein Zeitrahmen dieser 
Größenordnung erforderlich ist. Wir müssen das 
auch deshalb schaffen, damit nicht irreführende 
Sehnsüchte nach einer Alternative zur Industriege-
sellschaft immer breitere Kreise in unserer Gesell-
schaft ziehen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Der Satz ge

-

fällt mir gut!) 

Es geht um eine dauerhafte beschäftigungs- und 
strukturpolitische Weichenstellung, in der Tat um 
eine Weichenstellung. Es geht um einen stetigen 
Finanzrahmen für langfristig angelegte umweltpoli-
tische Aufgaben. 

Die Nachfrage nach hochwertigen Umwelttech-
nologien wird weltweit zunehmen. Unsere Industrie 
darf diesen Zug nicht verpassen. Das heißt: Wir 
müssen auch hier einen Spitzenplatz auf dem Welt-
markt einnehmen. 

Dieses Sondervermögen darf jedoch nicht zu ei-
ner Aufhebung des Verursacherprinzips führen. 
Verursacher- und Vorsorgeprinzip, meine Damen 
und Herren, sind und bleiben das Kernstück der 
Umweltpolitik. Aber es darf auch nicht zu einer 
Umfinanzierung von Pflichtaufgaben der öffentli-
chen Hand führen. Deswegen sollen solche Maß-
nahmen finanziert werden, die über die rechtlichen 
Verpflichtungen hinausgehen. Dazu gehören zu-
sätzliche Umweltschutzaufwendungen der öffentli-
chen Hand; dazu gehört das große, ungelöste Pro-
blem der Sanierung von Altlasten, bei denen Verur-
sacher nicht mehr belangt werden können; dazu ge-
hören private Aufwendungen zur Verbesserung der 
Umwelt, Aufwendungen, die über die rechtlichen 
Verpflichtungen hinausgehen; dazu gehören dann 
auch Pilotprojekte und Maßnahmen zur Marktein-
führung von Umweltschutzgütern. 

Ein solches Sondervermögen könnte finanzielle 
Hilfen und Anreize in Form von Zinssubventionen 
oder verlorenen Zuschüssen geben, so wie wir die 
Aufbauphase nach dem Krieg auch mitfinanziert 
haben. Die Befürchtung, es könnte zu zusätzlichen 
Staatsbürokratien kommen, ist unbegründet. Auch 
die ERP-Kredite, d. h. die Kredite, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg den Grundstein für den großen 
Aufschwung gelegt haben, sind seit 30 Jahren fester 
Bestandteil öffentlicher Strukturpolitik; sie werden 
unbürokratisch abgewickelt und haben sich be-
währt. 

Wir wissen, daß eine solche Maßnahme Opfer 
verlangt. Diese Opfer werden nicht einige wenige 
betreffen, sondern es werden Opfer sein, die wir 
miteinander und die breite Schichten zu tragen ha-
ben, wenn es wirklich erfolgreich sein soll und 
wenn es solide finanziert werden soll. Nur: Wir mei-
nen, die Bürger sind längst auch dazu bereit, solche 
Opfer zu erbringen, wenn sie wirklich sicher sein 
können, daß die ihnen abverlangten Belastungen 
nicht im allgemeinen Steuertopf verschwinden, son-
dern ausschließlich zur Verbesserung der Umwelt 
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eingesetzt werden können. Deswegen fordern wir 
ein Sondervermögen Arbeit und Umwelt. 

Die Schwerpunkte für das umwelt- und struktur-
politische Engagement des Sondervermögens Ar-
beit und Umwelt sind klar: Maßnahmen der Luft-
reinhaltung, d. h. zügigere Umrüstung von Altanla-
gen, Weiterentwicklung neuer Technologien, Inve-
stitionen für sauberere Gewässer, für Trinkwasser-
versorgung, für eine umweltverträgliche Abfallwirt-
schaft, für Energieeinsparung und Lärmschutz sind 
Bereiche, in denen wir meines Erachtens keine An-
strengung scheuen dürfen, um unseren Kindern 
eine lebenswerte Umwelt zu hinterlassen. 

Meine Damen und Herren, in stiller Regelmäßig-
keit erscheint Ende Januar der Jahreswirtschafts-
bericht. Das ist gut so. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Richtig, Herr Klein. Die dort aufgeführten wirt-
schaftlichen Begriffe sind ja nicht nur wirtschafts

-

politische Meßgrößen, sondern sie prägen unser 
Denken, und sie bestimmen in sehr weitem Umfang 
unser politisches Verhalten. Die Verpflichtung der 
Bundesregierung, jährlich dem Bundestag und dem 
Bundesrat einen Wirtschaftsbericht vorzulegen, 
war — Herr Klein, Sie sollten sich daran erinnern, 
wo das entstanden ist — die Folge der wirtschaftli-
chen Krise Mitte der 60er Jahre. Damals hat man 
die Konsequenz daraus gezogen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung wird immer 
noch weit gründlicher dokumentiert als die Ent-
wicklung der Umwelt. Dies ist nach unserer Auffas-
sung ein Defizit der Politik. Die Umweltkrise hat es 
bisher nicht vermocht, die Bundesregierung zu ei-
nem freiwilligen, zu einem umfassenden Bericht 
über die Lage der Natur zu veranlassen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert einen Be-
richt zur Lage der Natur, der auch in regelmäßigen 
Abständen dem Deutschen Bundestag vorgelegt 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben den Antrag eingebracht. Er wurde bera-
ten. Die Koalitionsfraktionen schlagen statt dessen 
vor, mehrere einzelne Prüfberichte zu ausgesuch-
ten konkreten Themen zu verlangen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht so! Sie müssen einmal lesen!) 

Damit zeigt die Koalition, daß sie überhaupt nicht 
begriffen hat, worum es geht. Umweltprobleme kön-
nen nicht mehr als punktuelle Einzelerscheinungen 
ohne inneren Zusammenhang und ohne Zusam-
menhang der einzelnen Politikbereiche begriffen 
werden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr Hauff, 
warum habt ihr das nicht gemacht?) 

Nach der Logik dieser Arbeitsteilung, die Sie jetzt 
vorschlagen, schreibt dann der Landwirtschaftsmi-
nister seinen Bodenbericht, der Wirtschaftsminister 
seinen Luftbericht, der Verkehrsminister schreibt 

einen Lärmbericht und der Innenminister schreibt 
einen Wasserbericht, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wo war 
denn euer Umweltbericht?) 

als ob nicht die Luftverschmutzung etwas mit der 
Belastung des Bodens zu tun hätte und die Bela-
stung des Bodens nicht etwas zu tun hätte mit dem 
Problem, daß unser Grundwasser gefährdet ist. 
Dies kann doch einfach nicht mehr bestritten 
werden. 

Es fehlt an einer integrierten Umweltpolitik. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Lesen Sie doch ein

-

mal unseren Antrag!) 

Es fehlt an der Einsicht, daß die Umwelt in allen 
Politikbereichen stärkere Beachtung finden muß. 
Dies läßt sich nicht auf ein Ressort begrenzen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Warum 
habt ihr das alles in den 13 Jahren nicht 

gemacht?) 

Die Koalitionsfraktionen haben unseren Antrag 
im Ausschuß abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Wir bleiben bei unserer Forderung. Daß die CDU/ 
CSU einen solchen Bericht unbequem finden wird 
und daß sie ihn ablehnen wird, haben wir er-
wartet. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Überhaupt nicht! 
Wir wollen Ihre Sünden kennenlernen!  — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Wo war er 

denn in eurer Zeit?) 

Herr Baum, an die FDP richte ich die Frage: Wel-
ches Maß an Selbstverleugnung ist eigentlich noch 
notwendig? Vor genau einem Jahr, im Februar 1983, 
haben Sie, Herr Baum, auf einer Pressekonferenz 
nichts Geringeres und nichts anderes gefordert als 
einen jährlichen Bericht zur Lage der Natur. Ihrer 
Meinung nach sollte dieser Bericht ähnlich wie der 
Jahreswirtschaftsbericht im Anschluß an das Gut-
achten des Sachverständigenrats für Umweltfragen 
dem Bundestag vorgelegt und auch dort diskutiert 
werden. Wir halten diesen Vorschlag für vernünftig 
und richtig. Nur: Wenn man ihn öffentlich macht, 
warum sorgt man dann nicht auch für Mehrheiten, 
wenn es darum geht, abzustimmen? Wir haben im 
Ausschuß unseren Bericht zur Debatte gestellt. Er 
ist leider abgelehnt worden. Es stellt sich dann die 
Frage nach der Glaubwürdigkeit dessen, was man 
öffentlich ankündigt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wir gehen ja noch 
viel weiter als Sie!) 

Ich könnte mir vorstellen, daß ein solcher Bericht 
mithelfen könnte, praktische Konsequenzen aus je-
ner Einsicht zu ziehen, die ein früherer Bundesprä-
sident schon vor längerer Zeit — vor über zehn Jah-
ren — so formuliert hat: 

Die bloße Steigerung wirtschaftlicher Wachs-
tumsraten und des persönlichen Wohlstands ist 
kein erstrebenswertes Ziel, wenn sie zu Lasten 
der körperlichen und seelischen Gesundheit er-
kauft werden. Produzenten wie Verbraucher 
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werden gewohnte Verhaltensweisen überden-
ken und ändern müssen. 

Diese Feststellung mündet dann in die Frage ein, 
was wir heute unter Wohlstand verstehen. Für uns 
Sozialdemokraten ist Wohlstand, wenn wir auch in 
unseren Flüssen wieder baden können. Für uns ist 
Wohlstand, wenn wir beim Wandern wieder aus 
dem Bach trinken können, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

wenn Wälder, Seen und Meere gesund sind und ihre 
lebenswichtigen Funktionen wieder wahrnehmen 
können. Für uns ist es Wohlstand, wenn man Leber 
wieder essen kann, ohne Angst haben zu müssen, 
mit Cadmium verseucht zu werden, d. h. wenn un-
sere Lebensmittel nicht mit Chemikalien so ver-
seucht sind, daß die Gesundheit geschädigt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Für uns ist es Wohlstand, wenn wir in einem Land 
mit so sauberer Luft leben, daß Kinder ohne Gefahr 
für ihre Gesundheit aufwachsen können. 

(Beifall bei der SDP — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das, meine Damen und Herren, ist der Wohlstand, 
den wir meinen. Und wir wollen den Wohlstand für 
uns und für unsere Kinder mehren, damit sie sich 
in unserer Welt wohlfühlen. In dieser Verantwor-
tung stehen wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wer die Fülle der 
heutigen Beratungsgegenstände betrachtet, er-
kennt schon daran, wie außerordentlich umfang-
reich und vielfältig die Aufgabe ist, unsere natürli-
chen Lebensgrundlagen vor unvertretbarer Bela-
stung und Zerstörung zu schützen. Wir stehen vor 
mannigfachen Umweltgefahren und den unter-
schiedlichsten Risiken, denen wir mit einer Politik 
der Vorsorge auch dort begegnen müssen, wo noch 
keine schlüssigen Beweise für Wirkungszusammen-
hänge vorliegen. 

Wir in der Union sind optimistisch. Wir sehen 
zuversichtlich in die Zukunft. Wir sind überzeugt, 
daß wir die Probleme meistern können, wenn wir 
unsere wissenschaftlichen, technischen und wirt-
schaftlichen Kräfte anspannen und richtig einset-
zen. Wir verkennen dabei nicht, daß sich manche 
technische Entwicklung, die wir als fortschrittlich 
und vorteilhaft ansehen, später als verfehlt oder 
ausgesprochen schädlich entpuppen kann. Ich erin-
nere an die Erfahrungen mit PCB als Ersatz für 
gefährliche Kühl- und Hydrauliköle oder mit der 
Verwendung natürlicher Mineralfasern, dem As-
best. 

Manche bittere Erkenntnis kann noch auf uns 
zukommen. Aber dies ist kein Anlaß zu Verzweif-
lung und hysterischer Angst. In der Geschichte un-
seres Industriezeitalters überwiegen bei weitem die 
Beispiele einer erfolgreichen Überwindung von Ge-

fahren. Wir in der Union sind uns des Weges sicher. 
Wir werden Mensch und Umwelt vor den nachteili-
gen Auswirkungen verschiedenster Technik immer 
wirksamer schützen können. 

Seit Bundeskanzler Kohl regiert, sind wichtige 
Schritte getan worden. Das vergangene Jahr war 
das Jahr bahnbrechender Entschlüsse zur Luftrein-
haltung. Die saubere Luft ist und bleibt in diesem 
Jahrzehnt Umweltziel Nummer eins. Die Bundesre-
gierung hat dié europäische Schrittmacherrolle der 
Bundesrepublik bei der Entschwefelung und Ent-
stickung der Rauchgase aus Großfeuerungsanla-
gen, bei der Entgiftung der Autoabgase und bei der 
Bekämpfung anderer gefährlicher Emissionen aus-
gebaut. Entscheidungen hierzu sind gefallen, und 
ihre Umsetzung hat begonnen. Die betroffene 
Kraftwirtschaft hat ihre Planungen zur Entschwe-
felung so weit abgeschlossen, daß bereits Ende ver-
gangenen Jahres absehbar war, welche Anlagen 
stillgelegt oder fristgerecht nachgerüstet werden. 
Darüber hinaus wird deutlich, daß die Nachrüstung 
der Altanlagen in rascher Folge vorgenommen wer-
den wird. Es steht heute fest, daß die Betreiber von 
Kohlekraftwerken der allgemeinen öffentlichen 
Stromversorgung, die allein rund 45% der bisheri-
gen Schwefeldioxidemissionen verursachen, ihren 
Schwefelausstoß bis spätestens 1988 um rund zwei 
Drittel reduziert haben werden. Die ersten Anlagen 
werden voraussichtlich Ende 1985 oder Anfang 1986 
umgebaut sein. Ende der 80er bis Anfang der 90er 
Jahre wird die SO2 -Emission der Elektrizitätswirt-
schaft auf ein Viertel der heutigen Menge verrin-
gert sein. 

Diese Zahlen sind eindrucksvoll. Die Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung greift. Das sind keine 
schwachen Taten, Herr Kollege Hauff; fragen Sie 
doch Ihren Parteifreund Farthmann, der dies öf-
fentlich in aller Deutlichkeit bezeugt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 
Das war doch auch in der Schublade!) 

— Das nicht, Herr Kollege Duve; Sie müssen sich ja 
erst in die Umweltpolitik einarbeiten. Sie brauchen 
noch ein bißchen Zeit. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Wir begleiten die Arbeit der Unternehmer, der 
Ingenieure und Techniker und aller Mitarbeiter, die 
dieses ehrgeizige Ziel zu erreichen helfen, mit unse-
rem anerkennenden Dank. Das muß auch einmal 
gesagt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die Verminderung von Stickoxidemissionen 
ist auf gutem Wege. Wir lassen keinen Zweifel 
daran aufkommen: Die Entstickung ist beschlos-
sene Sache. Im Hinblick darauf, daß die technische 
Entwicklung derzeit sehr rasch voranschreitet — 
meine Freunde in Baden-Württemberg tragen 
hierzu in hervorragender Weise bei —, enthält die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung eine Dynami-
sierungsklausel, die den jeweils neuesten Stand der 
Minderungstechnik auszuschöpfen vorschreibt. 
Diese Regelung versetzt die Genehmigungsbehör-
den in die Lage, den technischen Fortschritt voll zu 



3786 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Dr. Laufs 
nutzen. Wir werden mit den heute geltenden 
Rechtsgrundlagen die Grenze von 200 mg und nied-
rigere Werte erreichen können. Es besteht deshalb 
gegenwärtig kein weiterer Regelungsbedarf. Es 
muß nur gehandelt werden. Wir und die Betroffe-
nen tun dies. 

Meine Damen und Herren, unsere Luftreinhalte-
politik bedeutet große Anstrengungen für die be-
troffene Industrie und hohe Kosten für die gesamte 
Volkswirtschaft. Die Politik muß die Wirtschaft 
beim Vollzug der Maßnahmen unterstützend beglei-
ten. Handlungsbedarf besteht einmal bei der Ent-
sorgung der zurückgehaltenen Schadstoffe. Bei der 
Abgasreinigung fallen große Mengen zum Teil um-
weltschädlicher Sonderabfälle an, für die neue Mög-
lichkeiten der Verwertung und Beseitigung er-
schlossen werden müssen. 

Es geht aber auch um unsere internationale Wett-
bewerbsfähigkeit. Wir gehen mit unseren Umwelt-
auflagen an die Grenze des volkswirtschaftlich Ver-
tretbaren. Die Kosten für die Luftreinhaltung stei-
gen mit dem Reinigungsgrad steil an. Es macht kei-
nen Sinn, von unserer Wirtschaft zu verlangen, mit 
progressiv wachsenden Aufwendungen die Rück-
haltung der Emissionen immer weiter und bis auf 
hundert Prozent zu treiben, während schon heute 
die Hälfte der schädlichen Niederschläge über die 
Grenzen vom Ausland zu uns kommen und dort so 
gut wie nichts geschieht. Ohne Erfolge in ganz Eu-
ropa muß unsere Umweltpolitik teures Stückwerk 
bleiben. 

Dies gilt insbesondere auch für die Einführung 
bleifreien Benzins und moderner Abgasentgiftung 
bei Kraftfahrzeugen. Am Datum für die Einführung 
der vorgesehenen nationalen Maßnahmen, dem 
1. Januar 1986, wird nicht gerüttelt. Stufenpläne 
sind für uns kein Thema. Die zur Vorbereitung not-
wendigen Entscheidungen sind getroffen, auch 
wenn der Herr Kollege Hauff dies hartnäckig nicht 
zur Kenntnis nehmen will. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie 
bald Vorschläge für eine differenzierende steuerli-
che Behandlung abgasentgifteter und herkömmli-
cher Autos vorlegt, damit weder beim Erwerb noch 
beim Betrieb umweltfreundlicher Kraftfahrzeuge 
zusätzliche Kosten entstehen. Keine Steuer darf bei 
der Ausgestaltung tabu sein. Die Kraftfahrzeug-
steuer wie die Mineralölsteuer und andere Steuer-
arten müssen in die Überlegungen einbezogen wer-
den. Wir wünschen auch, daß die Bundesregierung 
die Frage verstärkter Abgaskontrollen entschlossen 
aufgreift. Der jährliche Test muß bald zur Regel 
werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das Konzept gegen die 
Luftverschmutzung hat Vorrang. Aber auch neu er-
kannte Gefahren für Boden und Gewässer, die aus 
der Anreicherung nicht oder nur schwer abbauba-
rer Stoffe erwachsen, müssen intensiver bekämpft 
werden. Es ist vorauszusehen, daß wir ebenso ein-
schneidende Maßnahmen gegen Schadstoffeinleiter 
in diesen Bereichen ergreifen müssen, wie sie der-
zeit gegen Emittenten von Luftverunreinigungen  

durchgesetzt werden. Unser Antrag zur Umweltvor-
sorge und die Antworten der Bundesregierung auf 
die Anfragen zu Problemabfällen, gefährlichen 
Stoffen wie PCB, zum Bodenschutz usw. lassen Um-
fang und Lösungsansätze sichtbar werden. 

Viel bleibt zu tun, viel ist noch aufzuklären. Nach 
der Polemik des Kollegen Hauff muß man einfach 
hinzufügen: Vieles ist von früheren Regierungen 
liegengelassen worden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wie gerade die Anträge und Großen Anfragen der 
Opposition beweisen, besonders der heute einge-
brachte — im übrigen ziemlich dünne und dürftige 
— SPD-Antrag. Wer hat denn in den 70er Jahren 
regiert, muß man fragen, Herr Kollege Hauff. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er längst 
vergessen!) 

Die Umweltpolitik der Opposition — man muß das 
leider sagen — trägt wenig zur Problemlösung bei. 
Zugegeben: Sie sattelt verbal noch etwas drauf, re-
det sich ein, der Zug führe noch schneller, wenn sie 
am Steuer wäre, sie klagt vor allem an. Aber an 
neuen Ideen und kreativer Kraft ist bei der Opposi-
tion wenig zu erkennen. 

Herr Kollege Hauff, zu Ihrer Polemik muß ich 
einfach sagen: Während wir uns im Innenausschuß 
und bei Anhörungen zum Umweltschutz mit der 
Sache befassen — Sie sind dabei so gut wie nie 
anwesend —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oho!) 

reisen Sie durchs Land und reden von großartigen 
Notprogrammen und Entschädigungsfonds z. B. für 
Waldbauern, die auch in SPD-regierten Ländern 
nur belächelt werden. Das ist doch keine sachbezo-
gene Umweltpolitik. Das ist allenfalls umweltpoliti-
sche Billigware. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unseren Antrag haben Sie offensichtlich auch 
nicht gelesen; sonst hätten Sie sich über die Frage 
eines umfassenden Umweltberichts nicht so 
schrecklich aufregen können. Wir wollen nämlich 
sogar noch mehr als Sie, d. h. einen noch umfassen-
deren Bericht, als Sie vorgeschlagen haben. 

Die wöchentliche Verkündigung neuer Notpro-
gramme und die Erfindung immer weiterer Pfen-
nige und Abgaben ist eher ermüdend als originell. 
Wir wundern uns, daß die Opposition einfach nicht 
begreifen will: Dort, wo staatliche Auflagen an die 
Grenzen des technisch und wirtschaftlich Machba-
ren gehen, ist kein Spielraum mehr für unterneh-
merische Entscheidungen zur Optimierung des Mit-
teleinsatzes und zur Beschleunigung der Vorhaben. 
Waldpfennige und Schwefelabgaben können des-
halb nur zur Abschöpfung und Umverteilung von 
Kapital führen, das dringend für diese Investitionen 
und zur Innovation gebraucht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem Umweltschutz dienen sie nicht, sondern scha-
den ihm nur. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 
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CDU und CSU beschränken sich bei ihrem 

Kampf um die Erhaltung einer gesunden Umwelt 
nicht auf den Erlaß notwendiger neuer Vorschrif-
ten. Auch privater Einsatz muß frei gestaltend zur 
Verringerung der Umweltbelastung, zur Schonung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen beitragen. 
CDU und CSU wollen wirtschaftlich wirkende An-
reize schaffen, die privates Engagement im Dienst 
verstärkten Umweltschutzes mobilisieren und för-
dern. Die neuen Regelungen der Technischen Anlei-
tung zur Reinhaltung der Luft enthalten interes-
sante Ansätze dazu. Die geplante steuerliche Diffe-
renzierung bei Kraftfahrzeugen soll weitere Hilfe 
bieten. 

Wir rufen auch die naturbegeisterten jungen 
Leute auf, 

(Duve [SPD]: Die Sie früher verteufelt ha

-

ben, wenn sie demonstriert haben!) 
ihr Herz und ihren Kopf nicht an jene zu vergeu-
den, die sie zur Flucht in romantische Sackgassen 
und in eine Scheinwelt versponnener Bilder und 
Träume verleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Duve [SPD]) 

Wer sich in der wirklichen Welt eine ebenso lebens-
werte wie liebenswerte Heimat erhalten und die 
Umwelt tatsächlich verbessern will, ist bei dieser 
Koalition gut aufgehoben. 

Wir fordern Sie alle auf, sich uns auf dem Weg zur 
verstärkten und wirksameren Umweltvorsorge an-
zuschließen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der Vorbereitung dieser 
Rede habe ich lange darüber nachgedacht, welche 
Weisheit wohl dahinterstecken mag, insgesamt 14 
parlamentarische Initiativen in diese einzige De-
batte hineinzustopfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Ich bin dabei von der Ansicht ausgegangen, nur 
wenn es mir gelänge, diesen gemeinsamen Nenner, 
diese zugrunde liegende Absicht zu erkennen, 
könnte ich auch zutreffend entscheiden, wie auf 
diese Ihre Großdebatte an einem für uns GRÜNE 
ganz zentralen Punkt von uns aus richtig zu ant-
worten wäre. 

Nun mögen Sie ja für sich in Anspruch nehmen, 
gerade der zahlenmäßige Umfang dieser vorliegen-
den Umweltdrucksachen zeige die gewachsene Er-
kenntnis aller Parteien, daß Umweltschutz sozusa-
gen ein weites Feld ist, ein großer Berg Akten und 
ein Buch mit vielen Siegeln. Sie pflegen in der Re-
gel mehr oder weniger gönnerhaft hinzuzufügen, 
daß an diesem gewachsenen Umweltbewußtsein 
wir GRÜNEN ja einen unbestrittenen Anteil hätten; 
wir seien eben diejenigen, welche die richtigen Fra-
gen stellen. 

Ihre Aufgabe und Ihr Anteil — hier meine ich alle 
traditionellen parlamentarischen Parteien — wäre 
es aber, diese durchaus verdienstvollen Anregun-
gen in praktikable und realitätsgerechte gesetzge-
berische Maßnahmen umzusetzen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Frei

-

herr von Schorlemer [CDU/CSU]: Ihr Bei

-

fall ist schwach! Da fehlt einer!) 

Ihre Antworten auf die Anfragen der ökologi-
schen Bewegung tragen Namen wie „Unsere Ver-
antwortung für die Umwelt" — so die CDU/CSU; 
das meint dann, daß alle irgendwie, aber keiner so 
richtig zur Verantwortung gezogen wird — oder 
„Die Industriegesellschaft braucht eine intakte Um-
welt" — so die SPD —, und wer da was braucht, ist 
dann auch deutlich. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Was 
braucht denn jetzt der Bastian?) 

Ich glaube, die Art und Weise, wie Sie diese Öko-
logiedebatte angelegt haben, ist genau ein Beweis 
dafür, daß Sie die Frage, welche die Ökologiebewe-
gung aufgeworfen hat, zu eilig beantworten wollen, 
daß Sie sie einfach noch nicht richtig verstanden 
haben. Sie wählen die Methode des Rundumschlags 
und des Klar-Schiff-Machens in einer Frage, in der 
weniger mehr gewesen wäre. Ökologisches Bewußt-
sein ist nämlich auch nicht ohne große Anstren-
gung und schon gar nicht zum Nulltarif zu haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles richtig!) 

Für mich ist die Anlage dieser Debatte eine deut-
liche Interpretation Ihres Verständnisses der Be-
deutung der ökologischen Krise insgesamt. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Sie 
haben doch auch Anträge dazu gestellt!) 

Sie sehen darin nichts anderes als eine Art Irrita-
tion, eine leidige Begleiterscheinung, ein Randpro-
blem dieser Industriegesellschaft. 

Sie antworten darauf wie auf alle Fragen von zen-
traler Bedeutung, die Sie zu Randproblemen erklä-
ren, mit einem Sammelsurium von Einzelbestim-
mungen, Absichtserklärungen, mit Maßnahmen, die 
ein Heer von Bürokraten jahrelang beschäftigen 
können. 

Dies ist sozusagen die erste Möglichkeit, die 
wachsende ökologische Krise zu behandeln. Man 
betrachtet sie als eine unglückliche Anhäufung ver-
schiedener lästiger Einzelprobleme, die genügend 
zergliedert und mit Einzelauflagen bedacht schon 
zu bewältigen sind, und der Staat dient dabei als 
eine Art Feuerwehr, ausgerüstet mit einigen Eimer-
chen zum Löschen. 

Die zweite Möglichkeit, sie zu behandeln — dies 
scheint mir noch weitgehend das Konzept der SPD 
zu sein —, ist jene, die ökologischen Probleme zwar 
als bedeutsame und schwerwiegende Bedrohung 
dieser unserer Industriegesellschaft anzusehen, 
aber diese sozusagen in der Form einer geteilten 
Welt mit geteilten Wertvorstellungen — hier Ökono-
mie, dort Ökologie — anzugreifen. 

(Na! Na! bei der SPD) 
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Da gilt es dann, „ökologische mit ökonomischen 
Notwendigkeiten in Einklang zu bringen"; das war 
ein Zitat. Da „bedeutet unterlassener Umweltschutz 
reale Wohlstandsverluste", und da wird deshalb 
Umweltschutz betriebswirtschaftlich und volkswirt-
schaftlich wieder interessant. 

Es ist dies eine Art Ausgleichsdenken nach dem 
rechnerischen Durchschnitt der Buchhaltermentali-
tät. 

Je größer und je drängender die Probleme im 
ökonomischen Bereich, um so mehr muß eben der 
Ausgleich im ökologischen Bereich geschaffen wer-
den. Je mehr die Grundlagen des Lebens in der 
Welt, die nach den Gesetzen des industriellen 
Wachstums, der Profitmaximierung, der Welt der 
Einzelinteressen entstehen, bedroht sind, um so 
mehr müssen eben die Schutzräume, die Reservate, 
die Artenghettos, die ländlichen Räume ausgedehnt 
werden, die durch eben diese Politik brachliegen 
und entvölkert sind, je mehr Betonsilos auf der 
einen Seite, um so mehr Biotope auf der anderen 
Seite, je mehr Gebiete der Massentierhaltung mit 
schwerer Gewässerbedrohung, um so mehr Wasser-
schutzgebiete mit schweren Auflagen für die exi-
stenzbedrohten Kleinbauern, je mehr Boden-, Luft-
und Gewässervergiftung, um so größere Hygiene-
vorschriften für Babys und Kleinkinder und Le-
bensmittelproduktion. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Da 
bin ich auch gegen, das ist richtig!) 

Ein Beispiel des Endprozesses dieser Art von krä-
merischem Ausgleichsdenken — die vorliegenden 
Papiere enthalten davon unzählige — ist z. B. die 
Tatsache, daß inzwischen in den Waldgebieten der 
Bundesrepublik die Schadstoffbelastungen doppelt 
so hoch wie in den industriellen Ballungszentren 
sind. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir 
meinen, adäquat auf die ökoligische Krise zu ant-
worten heißt, radikaler nachzufragen nach den 
Grundsätzen dieser Industriegesellschaft insge-
samt, heißt, radikaler nachzufragen, wer in diesem 
Staat, in dieser Art Industriegesellschaft die Macht 
darüber hat, daß sie so ist und so bleiben soll, wie 
sie ist, heißt, nachzufragen, wer die Grenzen der 
Entscheidungsvollmacht setzt, die auch dieses Par-
lament eingrenzen, wer die Werte für die Meßlatte 
der Moral und Ethik dieser Regierung festsetzt. 
Beim Nachdenken darüber, denke ich, werden Ab-
hängigkeiten und Zwänge deutlich, die viel tiefer 
greifen als Abhängigkeiten durch Spendenaffären. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie haben keine, 

was?) 

Deshalb ist unsere Antwort auf Ihr Debattenan-
gebot von 14 ökologischen Einzelfragen, 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Drei 
davon haben Sie selber gestellt!) 

daß wir Sie auffordern, über die adäquate Formulie-
rung der Grundwerte und der Machtverhältnisse 
dieser Gesellschaft nachzudenken. Unsere Antwort 
sieht dabei so aus, daß wir Sie auffordern, das 

Grundgesetz dieses Staates in einer Weise zu än-
dern, daß die Bürger dieses Staates, jeder Mensch, 
einen wirklichen Anspruch auf Schutz vor der Zer-
störung seiner Umwelt und seiner natürlichen Le-
bensgrundlagen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben in diesem Parlament soeben einen 
Grundgesetzentwurf vorgelegt, der den  Art. 2 des 
Grundgesetzes um folgenden dritten Absatz er-
gänzt: „Jeder Mensch hat das Recht auf eine ge-
sunde Umwelt und den Erhalt seiner natürlichen 
Lebensgrundlagen." 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
trifft auch auf die Raucher zu!) 

Darum fordern wir Sie vor allem anderen auf, mit 
uns zunächst über eine Änderung des Grundgeset-
zes nachzudenken, weil es sich bei den Problemen, 
die wir zu bewältigen haben, um Probleme handelt, 
denen wir bisher weder moralisch noch intellektuell 
gewachsen sind und vor denen uns das Grundge-
setz in seiner bestehenden Form offensichtlich 
nicht hat bewahren können oder — besser — wol-
len. 

Grundgesetze sind ja keine allgemeingültigen 
Naturrechte, sie sind nicht selbstverständlicher All-
gemeinbesitz aller Glieder einer Gesellschaft. 
Grundgesetze sind aus konzentrierten Leidens- und 
Widerstandserfahrungen von Menschen entstan-
den. Wer formuliert, daß die Würde des Menschen 
unantastbar ist, muß erfahren haben, wie die Würde 
des Menschen mit Füßen getreten wurde. Wer das 
Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
formuliert, muß die Sklaverei und die tiefe Erniedri-
gung von Menschen erfahren haben. Wer bestimmt, 
daß alle Menschen gleich sind, muß eine Geschichte 
der Ungleichheit, der Kasten- und Klassengesell-
schaft hinter sich haben. Wer die Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen wenigstens als 
Grundrecht fordert, muß Jahrtausende alte Un-
gleichheit des Patriarchats in seinen Fasern ha-
ben. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Es 
gibt auch ein Matriarchat!) 

Wer formuliert, daß niemand wegen seines Ge-
schlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und seiner Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen und politischen An-
schauung benachteiligt werden darf, muß in einer 
Welt leben, in der es Religionskriege, Gewalt gegen 
Frauen, Ausländerhaß, Verbot kommunistischer Or-
ganisationen, Konzentrationslager für Minderhei-
ten und Rassenwahn gibt. 

Dies ist zumindest die Grundlage, noch lange 
nicht die Gewähr dafür, daß Grundgesetztexte über-
haupt die Chance haben, nicht tote Buchstaben, 
sondern Lebenswirklichkeit eines Volkes zu wer-
den. 

Das große, das existenzbedrohende Problem bei 
der Grundrechtsänderung, die wir vorschlagen, ist 
aber dies: Wir wissen sehr wohl, daß das Wissen 
über Ausmaß und Ursache der heutigen ökologi-
schen Krise noch nicht Allgemeingut — weder der 
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Gesamtheit unserer Bevölkerung noch dieses Par-
laments und schon gar nicht dieser Regierung — 
ist.  Wir befinden uns also in einer Etappe, in der die 
Erfahrungen, die in der Regel Grundlage dessen 
sind, daß ein Grundgesetz von einer Bevölkerung 
verlangt, erkämpft und durchgesetzt wird, noch 
nicht das Ausmaß einer unwiederbringlichen histo-
rischen Notwendigkeit haben. Genau dies ist unsere 
heutige strategische Schwäche. 

Natürlich gibt es auch heute bereits unwiderlegli-
che Beweise, daß dieses Grundrecht und seine 
Durchsetzung — worauf es ankommt — absolut 
notwendig ist, wenn die Menschheit überleben will, 
aber diejenigen, die diesen Beweis erbringen könn-
ten, haben keine Stimme. Es ist z. B. die Generation 
unserer ungeborenen Kinder; es ist die geschun-
dene Natur, die keine menschliche Sprache hat; 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!) 

es ist der Boden, der nicht schreien kann; es sind 
die geplünderten Rohstoffe und Ressourcen dieser 
Erde; es sind die Menschen und die Völker der Teile 
der Erde, auf deren Kosten wir leben, aber deren 
Sprache, deren Kultur, deren Lebensphilosophie 
und deren Art zu leben wir überhaupt nicht begrei-
fen. 

Wir können aber nicht warten, bis die Sprache 
des Faktischen — die einzige Sprache, die die Herr-
schenden verstehen — so laut wird, daß auch der 
letzte Bürokrat, der letzte Minister, der letzte Kon-
zernchef, der letzte Anhänger der naturwissen-
schaftlichen Ideologie der Allbeherrschbarkeit der 
Natur und der Menschen, diese Sprache verstanden 
hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die bisherigen Grundgesetze dieses Landes wur-
den mit dem Leiden, der Unterdrückung, der Aus-
beutung und Ausrottung von Generationen von Ge-
schlechtern, von Frauen und Männern, Völkern, 
Rassen als Erfahrungsschatz der Menschheit bitter 
erworben. 

Die Erkenntnis, daß jeder Mensch ein Recht auf 
eine gesunde Umwelt und den Erhalt seiner natürli-
chen Lebensgrundlagen hat, muß aber in der Le-
benwirklichkeit Platz greifen, bevor wir die letzten. 
Auswüchse jener Lebensphilosophie der unbe-
grenzten Tyrannei über Natur, Mensch, alle Lebe-
wesen, der ungestraften Vernichtung von Land-
schaften, Seen und Meeren und der skrupellosen 
Manipulation mit den letzten Bausteinen des Le-
bens bis zur letzten Neige ausgekostet haben. Denn 
wenn es erst so kommen würde, dann hätten wir 
sicher keine Zeit mehr, ein unantastbares Grund-
recht zu formulieren, weil unsere Zeit dann schon 
abgelaufen wäre — aber Ihre auch! 

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordne

-

ten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Frau Kollegin, auch wir gehen von der Ein-

sicht aus, daß unsere Umwelt gefährdet ist und daß 
wir nicht genug getan haben, aber wir ziehen an-
dere Konsequenzen daraus. Ich ziehe daraus nicht 
die Konsequenz, die Bundesregierung zu kritisie-
ren. Sie tut das, was wir für richtig halten, und sie 
hat dabei unsere Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann das um so nachdrücklicher sagen, meine 
Damen und Herren, als das, was die Bundesregie-
rung tut, in weiten Teilen, Herr Kollege Hauff, in 
der Kontinuität zur früheren Bundesregierung 
liegt. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Hört! Hört!) 

Das geht von der Nordseekonferenz über die Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung, über die jetzt vorge-
sehene Novellierung der TA Luft bis zur Frage der 
Autoabgase. 

(Duve [SPD]: Alles übernommen, Herr Dr. 
Zimmermann!) 

Einiges ist auch weiterentwickelt worden — es 
mußte auch weiterentwickelt werden —; denn es 
gab Entwicklungen, die wir so nicht vorhergesehen 
haben, etwa was die Gefährlichkeit der Stickoxide 
angeht. Dies ist ja keine statische Sache, sondern 
ein dynamischer Prozeß. Dem hat sich die Bundes-
regierung gestellt. 

Ich sage allerdings, daß für meine Fraktion einige 
Punkte nicht erledigt sind. Wir wünschen, daß die 
Bundesregierung in einigen Punkten unsere Vor-
schläge noch aufnimmt. Das hat sie im übrigen 
nach anfänglichem Zögern an einigen Punkten be-
reits getan. Ich habe mit Zustimmung gehört, daß 
die Bundesregierung jetzt angekündigt hat, das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz zu ändern. Ich 
habe bereits im Dezember letzten Jahres für meine 
Fraktion einen Vorschlag dazu vorgelegt. 

Hier ist die Bundesregierung also durchaus lern-
fähig. Sie schließt sich Vorschlägen an, auch beim 
Abwasserabgabengesetz, das ja novelliert werden 
soll. Ich hoffe, daß dies auch bei anderen Punkten 
geschieht, die mich — um auch das deutlich zu 
sagen — noch nicht befriedigen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte, daß wir 
uns in diesem Hause in der Tat einer Grundgesetz-
änderung öffnen. Dies ist eine Forderung, die meine 
Partei seit 1972 vertritt. Ich hatte noch bei den Ko-
alitionsverhandlungen 1980 Schwierigkeiten gegen-
über den Sozialdemokraten. Wir haben damals eine 
Kommission eingesetzt. Ich möchte Sie wirklich bit-
ten: Lesen Sie den Bericht der von mir eingesetzten 
Kommission! Er kommt zu dem Ergebnis, daß das 
eben mehr ist als nur eine Deklamation, daß die 
Änderung des Grundgesetzes die Wirkung hat, dem 
Umweltschutz bei Gesetzgebung und Verwaltungs-
handeln eine gewisse Priorität einzuräumen. Aller-
dings müssen wir, der Gesetzgeber, uns hier im 
Bundesparlament auch entsprechend verhalten. Ich 
werbe also für diesen Vorschlag. Herr Kollege Zim-
mermann, Sie haben dazu heute nichts gesagt. 
Meine Fraktion, meine Partei besteht nachdrück- 
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lich darauf: Umweltschutz gehört in das Grundge-
setz. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Nicht zufrieden sind wir bisher auch — um das 
an die Adresse des Kollegen Kiechle zu sagen — 
mit den Ankündigungen in Sachen Bundesnatur-
schutzgesetz. Sie werden dazu heute etwas sagen, 
und ich möchte das Urteil über das, was ich nicht 
weiß, nicht vorwegnehmen. Ich weiß j a nicht, was 
Sie heute sagen werden. Ich möchte nur deutlich 
machen: Wir treten dafür ein, daß eine Novelle zum 
Bundesnaturschutzgesetz vorgelegt wird und daß 
über die Landwirtschaftsklausel nachgedacht wird. 
Wir haben einen Vorschlag gemacht, um diese 
Klausel zu überprüfen. Nicht zufrieden sind wir 
auch mit der bisherigen Fassung des Pflanzen-
schutzgesetzes. 

Aber lassen Sie mich zunächst etwas zur Luft-
reinhaltung sagen. Hier wird eine Menge erreicht 
— Herr Kollege Zimmermann hat es gesagt —: 
Etwa 80 % aller Steinkohle- und Braunkohlekraft-
werke werden umgestellt, 20 % werden stillgelegt, 
die Hälfte der Schwefeldioxidbelastung verschwin-
det. Es geht jetzt nur um die Frage, in welchem 
Tempo das geschieht. Das ist ein enormer Erfolg, 
und Herr Zimmermann hat recht, wenn er sagt: 
Wenn die Europäer in Ost und West das machen 
würden, hätten wir mit unserem Wald wahrschein-
lich keine Probleme mehr. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir nehmen hier eine Vorreiterrolle wahr, und das 
ist auch richtig. Wir können auf den Konferenzen 
nur dann überzeugend auftreten, wenn wir selber 
etwas in die Wege geleitet und getan haben. 

Herr Kollege Zimmermann, ich habe allerdings 
nach wie vor Zweifel, ob das bei den Stickoxiden 
reicht. Ich bin so informiert, daß es insoweit 
Schwierigkeiten beim Vollzug der Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung in den Ländern gibt, und ich 
meine, Sie sollten alles dafür tun — ich glaube, ich 
konnte Sie so verstehen, daß Sie das angekündigt 
haben —, daß Bund und Länder für einen einheitli-
chen Vollzug der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung in diesem Punkte sorgen. Wir haben uns in 
Japan davon unterrichtet, daß die Technologie auf 
diesem Gebiet außerordentlich fortgeschritten ist, 
daß hier also ein dynamischer Prozeß stattfindet. 
Die Dynamisierungsklausel in der Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung trägt dem j a Rechnung. Das 
ist nicht Verunsicherung, das ist Anpassung an den 
neuesten Stand der Technik, und den brauchen wir 
bei den Feuerungsanlagen, den brauchen wir insbe-
sondere in bezug auf die Stickoxide. 

Wenn sich bis zum 1. Juli 1984 insoweit, was den 
Ländervollzug angeht, keine befriedigende Lösung 
herausstellt und wenn wir auch nicht sicher sind, 
daß der optimale Standard bei der Reduzierung der 
Stickoxide erreicht wird, müßten wir auf einer Er

-

gänzung der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
bestehen, wie es der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen ja auch gefordert hat. 

Es war ein langer Weg von den ersten Anfängen 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung. Meine Da-
men und Herren, es war 1977, als wir damit begon-
nen haben, und manche, Herr Kollege Weiser, die 
jetzt an der Spitze des Fortschritts stehen, 

(Dr. Hauff [SPD]: So ist es!) 

waren damals noch zögernd. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich begrüße, daß Sie jetzt auf unseren Weg gekom-
men sind. Wir müssen doch selbstkritisch feststel-
len: Das Vorsorgeprinzip hat nicht gezündet. Es 
mußte erst der Wald sterben; das ist leider so. 

Wir schlagen erneut mit Nachdruck vor, das Bun-
des-Immissionsschutzgesetz zu novellieren. Wir 
müssen verbindliche Luftreinhalteplanungen in al-
len Teilen des Bundesgebietes haben, und die wirt-
schaftliche Vertretbarkeit muß als Vollzugshemm-
nis beseitigt werden. Im übrigen sollte die öffentli-
che Hand überall dort, wo sie selber mitbestimmt, 
die Reduzierung vorantreiben. Das ist in Baden-
Württemberg gut gelungen. Das geschieht jetzt bei 
Bexbach. Aber das geschieht z. B. noch nicht in 
Buschhaus. Ich bin der Meinung, Buschhaus darf 
erst in Betrieb gehen, wenn die neue Technologie 
zur Rauchgasentschwefelung dort eingebaut ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn sonst wird dieser Raum unerträglich ver-
schmutzt. Hier müssen alle Anteilseigner — und es 
sind öffentliche Anteilseigner — tätig werden. 

Wir führen eine Debatte über wirtschaftlich wirk-
same Instrumente, über ökonomische Anreize. Ich 
halte diese Debatte für wichtig. Ich bin allerdings 
der Meinung, daß intellektuell reizvolle Pläne zur 
Übernahme amerikanischer Modelle, wie sie bei-
spielsweise der Kollege Biedenkopf entwickelt hat, 
bei uns nicht greifen. Das Glockenkonzept, das 
Bubble-Konzept setzt ganze andere Umweltgrund-
sätze voraus, als wir sie haben. Wir sind im Grunde 
weiter, unsere Umweltschutzpolitik geht vom Vor-
sorgegebot und dem Stand der Technik aus. Dieser 
Plan würde also nicht mehr Umweltschutz bewir-
ken. Ansonsten sind wir offen. Wir haben ja in un-
serer gemeinsamen Entschließung, die ich für sehr 
gut und für umfassend halte, mit der CDU/CSU 
zusammen die Bundesregierung gebeten, Vor-
schläge für wirtschaftlich wirksame Instrumente 
vorzulegen. Wir werden uns allen Vorschlägen öff-
nen, die zu mehr Umweltschutz führen. Wir wollen 
keine sture Gleichbehandlung der Emissionsquel-
len, wir wollen eine gewisse Flexibilität, wie sie j a 
auch schon mit der Sanierungsklausel der TA Luft 
möglich ist. Um dies nun ehrlich zu machen, auch 
aus diesem Grunde brauchen wir die Novellierung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 

Umweltpolitik der Zukunft wird nach unserer An-
sicht bestimmt sein von einer Kombination von 
Auflagen, Abgaben und Branchenvereinbarungen. 
So sind wir bisher schon vorgegangen, und so wird 
es weiter sein. Ich sage auch nein, wie das hier der 
Kollege Laufs gesagt hat, zum Waldpfennig. Er ist, 
Herr Kollege Hauff, im Grunde eine zusätzliche 
Steuer. Er weicht ab vom Verursacherprinzip, er 
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weicht ab von der Grundlage unserer Umweltpolitik 
in einer ganz wichtigen Frage, nämlich der Luft-
reinhaltung. Bleiben wir doch bei diesem bewähr-
ten Prinzip! Das bedeutet nicht, daß wir uns nicht 
überlegen müssen, ob wir nicht gegebenenfalls dem 
hochbelasteten Kohleland Nordrhein-Westfalen 
entgegenkommen müssen. Denn Nordrhein-Westfa-
len trägt seit Jahrzehnten die Umweltlast der 
Stromerzeugung. Das sollte aber nicht durch eine 
neue Steuer geschehen. Im übrigen bin ich auch 
nicht der Meinung, daß man Arbeitsplätze durch 
neue Steuern schafft, Herr Kollege Hauff. 

(Zuruf von der SPD: Wie wollen Sie das 
denn machen?) 

Ich möchte auch noch einmal ausdrücklich betonen, 
daß meine Partei Abgabelösungen nicht feindlich 
gegenübersteht. Ich habe das in Kalifornien gese-
hen. Die Fernwärmenutzung ist dort durch Abga-
ben bewirkt worden. Wir sollten das weiter diskutie-
ren. Hier gibt es ja auch Prüfungsaufträge an die 
Bundesregierung. 

Eine Bemerkung zum Auto. Der Bundesinnenmi-
nister hat hier unsere volle Unterstützung: drasti-
sche Abgasreduzierung beim Auto. Wir haben einen 
Vorschlag gemacht, was die Steuersenkung angeht. 
Darauf wird mein Kollege Hoffie noch eingehen. 
Ich habe den Eindruck, Herr Kollege Zimmermann, 
daß die Bundesregierung in Brüssel mit ihrem Vor-
schlag, amerikanische Werte und Meßverfahren zu 
übernehmen, offenbar größere Schwierigkeiten hat 
als wir mit dem Vorschlag der Serie 05 im Jahre 
1981. Wir werden die Bundesregierung weiter unter-
stützen. Wir möchten Sie aber bitten, uns über die 
Schwierigkeiten zu unterrichten und uns auch ei-
nen Plan vorzulegen, wie die Umrüstung bis zum 
Endpunkt erfolgt. Es genügt nicht, festzulegen, was 
1986 geschehen soll. 

Ich weise noch einmal mit Nachdruck darauf hin: 
Wir sind nicht auf den Dreiwegekatalysator festge-
legt. Auch andere Konzepte akzeptieren wir, wenn 
sie zum Ziel, mehr Umweltschutz, beitragen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
halten wir nach wie vor für dringend erforderlich. 
Dieses Gesetz ist an den Interessen der Energie-
wirtschaft ausgerichtet. Die Umweltminister, Herr 
Weiser, haben eine Initiative in dieser Richtung un-
ternommen. Ich unterstütze das genauso, wie ich 
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und 
das Einkommensteuergesetz im Sinne des Umwelt-
schutzes überprüft wissen will. 

Im Gewässerschutz begrüßen wir die Ankündi-
gung, das Abwasserabgabengesetz zu novellieren. 
Wir müssen Konsequenzen aus dem Bericht ziehen, 
den Sie uns gegeben haben, Herr Zimmermann. Wir 
müssen auch fragen, ob die ursprüngliche Gesetzes-
konzeption nicht dadurch verlorengeht, daß die Ab-
gabe jetzt niedriger ist als die Vermeidungskosten. 
Wir sollten uns also der Frage stellen, ob die Ab-
gabe noch ausreicht, um den Anreiz zu schaffen, der 
diesem Gesetz zugrunde liegt. 

Eine Nordsee-Konferenz haben Sie angekündigt 
— ein Plan der alten Koalition. Wir freuen uns, daß 
er realisiert wird. 

Bodenschutzprogramm: Die vielfältigen Einwir-
kungen auf den Boden erfordern diese Schutzkon-
zeption. Hier gab es Vorarbeiten. Sie setzen sie fort. 
Die Projektgruppe „Aktionsprogramm Ökologie" 
des Professor Dr. Bick, die wir, Herr Kollege Ertl 
und ich, eingesetzt hatten, gibt wichtige Anregun-
gen auch für dieses Thema. — Der Bericht dieser 
Steuergruppe hat auch eine kontroverse Diskussion 
zum Thema Umweltschutz und Sport ausgelöst. Die 
Bundesregierung weist in ihren Antworten auf die 
Anfragen zum Bodenschutz auf die extensive Nut-
zung der Natur, die Schäden für die Natur etwa 
beim Skiabfahrtslauf hin. Es gibt in anderen Berei-
chen zwar nicht eine solche besorgniserregende Si-
tuation, aber wir müssen uns in diesem Hause in-
tensiv mit den Spannungsverhältnissen Sport/Um-
weltschutz, Umweltschutz/Tourismus befassen. Die 
Koalition wird dazu in Kürze eine Anfrage einbrin-
gen. 

Chemie: Strikte Anwendung des Chemikalienge-
setzes. Herr Kollege Zimmermann, es sollte wirk-
lich geprüft werden, ob ein Importstopp für PCB 
eingeführt werden muß. Die Menge der auf dem 
Markt befindlichen chemischen Wirkstoffe nimmt 
erheblich zu und damit auch das Gefahrenpoten-
tial. 

Zum Pflanzenschutzgesetz möchte ich nur so viel 
sagen: Wir müssen uns wirklich fragen, unter wel-
chen Bedingungen neue Pflanzenschutzmittel ei-
gentlich erforderlich sind, wenn andere Mittel oder 
biologische Alternativen vorhanden sind. Eine Ab-
schlußprüfung auf Ökotoxizität durch das Umwelt-
bundesamt muß eingeführt werden. Ein Export von 
Pflanzenschutzmitteln, die hier verboten sind, darf 
nach unserer Meinung nicht erfolgen. Wir sind also 
der Meinung, daß dieses Gesetz noch einen stärke-
ren Vorrang für den Umweltschutz, für die Natur 
zum Ziel haben muß. Es schützt in der jetzigen Fas-
sung die Kulturpflanzen, es schützt nicht ausrei-
chend die Natur. 

Wir erwarten eine Novellierung des Bundesnatur-
schutzgesetzes. 

Schließlich, Herr Kollege Zimmermann, möchte 
ich Sie ermuntern, nun endlich auch administrative 
Maßnahmen gegen die Einwegverpackung zu er-
greifen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Alle Versuche, dies auf dem Wege von Branchenver-
einbarungen, durch Kooperation zu erreichen, sind 
fehlgeschlagen. Die Mehrwegverpackung wird im-
mer weiter zurückgedrängt. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 

Der Staat muß hier eben offenbar Zähne zeigen. 
Die Verpackungsteuer oder ein ähnliches Instru-
ment muß angewandt werden. 

Das Abfallwirtschaftsprogramm hat gezeigt, 
meine Damen und Herren, daß Tausende neuer Fir-
men entstanden sind, wie überhaupt Umweltschutz 
eine große Chance für die kleinen und die mittleren 
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Unternehmen ist, die sich sehr anpassungsfähig 
und innovativ gezeigt haben. 

Schlußbemerkung: Umweltschutz wird nur zu ei-
nem Teil von staatlichen Regeln bewirkt. Er hängt 
im wesentlichen davon ab, wie wir uns selber ver-
halten, wie wir mit dem Faktor Umwelt umgehen, 
der eben kein freies Gut ist, sondern ein knappes, 
verletzliches Gut. Umweltbelastung zum Nulltarif 
gibt es nicht. Noch nachhaltiger als bisher müssen 
wir uns auch in vielen Entscheidungen unseres täg-
lichen Lebens an dem Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen orientieren. 

So sehr Wachstum notwendig ist, so wichtig ist es, 
rechtzeitig auf solches Wachstum hinzuwirken, das 
nicht in der bisherigen Weise die Rohstoffe dieser 
Erde verbraucht und Schäden herbeiführt, die wir 
noch gar nicht genau kennen, von denen wir nur 
ahnen können, daß sie eintreten — wie das beim 
Waldsterben geschehen ist. 

Wir haben eine Verantwortung für das „Raum-
schiff Erde". Wenn wir sie nicht wahrnehmen, wenn 
wir nicht Mittel und Wege finden, um der weiteren 
Ausbeutung der Erde, auch durch Überbevölkerung, 
entgegenzuwirken, wird es Spannungen geben, die 
den Frieden nachhaltig gefährden können. Aus un-
serer Sicht ist Umweltschutz daher ein Stück Frie-
denssicherung. Eine ständige weltweite Umwelt-
konferenz wäre in der Tat angebracht. Weltwirt-
schaftsgipfel und europäische Gipfel ohne Umwelt-
schutz kann ich mir auch nicht mehr vorstellen. In 
Stuttgart wurde ja ein erster Anfang gemacht. 

Meine Kollegen, setzen wir uns auch hier in die-
sem Hause über viele kleinliche und bürokratische 
Bedenken hinweg! Umweltschutz ist letztlich auch 
das ökonomisch Vernünftigste. Alle kurzfristigen 
ökonomischen Erfolge durch Vermeidung von Um-
weltschutz müssen eines Tages teuer bezahlt wer-
den. Wir unterstützen die Bundesregierung und hof-
fen, daß sie unsere zusätzlichen Vorschläge so auf-
nimmt, wie sie eine ganze Reihe unserer bisherigen 
Vorschläge aufgenommen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir haben Gäste. Auf der Diplomatentribüne 
haben Abgeordnete der Nationalversammlung der 
Republik Korea Platz genommen. Ich freue mich, 
Sie hier im Deutschen Bundestag begrüßen zu 
können. 

(Beifall) 

Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen und ange-
nehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Nun hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten das Wort. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wer über Umwelt-
schutz und die Natur und ihren Schutz spricht, muß 
wissen, daß die einseitigste Betrachtungsweise im-

mer die falscheste Betrachtungsweise ist. Die Natur 
selbst ist Vielfalt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fast uneingeschränkt dasselbe kann man auch von 
ihrer Nutzung sagen: Je einseitiger sie erfolgt, um 
so schädlicher ist sie. Ganz ohne Multis, Industrie, 
Beton und Chemikalien sind in anderen Teilen der 
Welt die größten Umweltschäden immer dann ent-
standen, wenn man die Natur völlig einseitig nutzte. 
Denken Sie an die Nomaden. Ich gebe ihnen gar 
keine Schuld. Das Ergebnis ihrer Überweidung ist 
aber die Wüste. Denken Sie an die, die als Brenn-
stoff nur Holz haben und ihre letzten Holzpflanzen 
abhacken müssen, um sich ihre Nahrung zuzuberei-
ten; sie produzieren letztlich dasselbe Ergebnis. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was soll denn das?) 

Denken Sie an jene, die die Regenwälder abholzen, 
um zwei, drei Jahre halbwegs fruchtbare Erde zu 
haben; nachher müssen sie die nächsten Hektar ab-
holzen, weil die alte Erde ihnen keine Nahrung 
mehr gibt. 

(Dr. Hauff [SPD]: Denken Sie an die Mehl

-

fabriken!) 

— Sie sollten sowieso zuerst denken und erst da-
nach reden. Das täte Ihnen ganz gut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie standen 13 Jahre in der Regierungsverantwor-
tung und haben heute hier außer Polemik nichts 
geboten. Das möchte ich Ihnen einmal ganz ehrlich 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Immerhin waren und sind es europäische Bauern, 
die über viele Jahrzehnte hinweg auf ein und dem-
selben Boden reiche Ernten produzierten, ohne die-
sen Boden auszubeuten. Auch die Söhne können 
darauf noch Früchte anbauen. Sie haben dafür nur 
ein Wort übrig gehabt, nämlich vergiftete Lebens-
mittel. Beweisen Sie es erst einmal! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir stehen zweifellos vor einer großen umweltpo-
litischen Herausforderung. Unsere Mitbürgerinnen 
und Mitbürger werden immer umweltbewußter, 
und sie reagieren auch zunehmend empfindlich, 
wenn von einer Gefährdung der Umwelt die Rede 
ist. Über die Sprengkraft, auch die politische 
Sprengkraft dieser Herausforderung sollten wir 
uns keine Illusionen machen. Unser Wirtschafts- 
und Gesellschaftssytem wird daran gemessen wer-
den, ob es uns gelingt, Natur und Umwelt lebensfä-
hig zu erhalten. Die bisherige Debatte hat mir nur 
gezeigt, daß wir uns in den Zielen, nämlich im Hin-
blick auf die Erhaltung einer intakten Lebens-
grundlage für uns und die kommenden Generatio-
nen weitgehend einig sind. Über die Methoden sind 
wir uns nicht so sehr einig. 

Um diese Lebensgrundlagen, von denen ich eben 
sprach, zu erhalten, müssen wir die Leistungsfähig-
keit des Naturhaushalts, die Funktionsfähigkeit 
von Boden, Wasser, Luft sowie den Bestand der 
Pflanzen- und Tierwelt sichern. Ich verfolge diese 
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Ziele mit Nachdruck. Die vorliegende Beschlußemp-
fehlung zu dem Entschließungsantrag der Koali-
tionsfraktionen „Unsere Verantwortung für die Um-
welt" liegt ganz auf dieser Linie. 

Die Bundesregierung arbeitet zur Zeit mit Hoch-
druck an einem Bodenschutzkonzept. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Hierin sollen die verschiedenen vorhandenen Bo-
denschutzvorschriften auf ihre Wirksamkeit über-
prüft werden. Falls es sich als notwendig erweist, 
werden wir zusätzliche Maßnahmen für einen ver-
besserten Schutz des Bodens vorschlagen. 

Der Boden ist einer der elementaren Faktoren im 
Naturhaushalt und in den Ökosystemen. Er ist 
Grundlage für die Erzeugung von Nahrungsmitteln 
und Rohstoffen. Er bedeutet Lebens- und Nah-
rungsgrundlage für Tiere und Pflanzen. Boden ist 
Wasserfilter, Wasserspeicher und Wasserleiter. 
Wasservorräte im Boden sichern die Versorgung 
der Menschen mit Trinkwasser. Die Filter- und 
Speicherfähigkeit des Bodens für Wasser sind zu-
sammen mit dem Bodenleben Voraussetzung für 
jegliches Pflanzenwachstum. 

Im Boden lagern darüber hinaus Rohstoffe. Der 
Boden ist schließlich Standort für alle Aktivitäten, 
mit denen Menschen ihre Lebensbedürfnisse dek-
ken und ihrer Kultur Ausdruck geben. Der Boden 
prägt auch die Landschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit. 

(Dr. Hauff [SPD]: Abituraufsatz! — Weite

-

rer Zuruf von der SPD) 

— Ja, es ist zwar keine Polemik — das ist richtig —, 
aber zuhören können Sie trotzdem; das schadet Ih-
nen nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hauff 
[SPD]: Es hilft aber auch nichts!) 

Gefahren und Risiken für den Boden treffen alle, 
die sich für den Naturschutz und die Erhaltung der 
Landschaft verantwortlich fühlen, und sie treffen 
unmittelbar die Land- und Forstwirtschaft. Denn 
wenn die Natur, wenn der Boden kränkelt oder ge-
schädigt wird, dann kränkelt auch die Land- und 
Forstwirtschaft; auch sie wird dann geschädigt. 

Die Landwirtschaft wirkt in vielfältiger Form auf 
den Boden ein: durch die Kulturarten, durch die 
Fruchtfolgen im Ackerbau, durch Düngung, Pflan-
zenschutz und Arbeitsverfahren. 

(Duve [SPD]: Und durch Verantwortungs

-

losigkeit!) 

— Hatten Sie soeben „Verantwortungslosigkeit" ge-
sagt? Ich will es nur für das Protokoll wiederho-
len. — 

Auch die Forstwirtschaft hat mit der Auswahl der 
Baumarten und den verschiedenen Bewirtschaf-
tungsmethoden entscheidenden Einfluß auf den Bo-
den. Historisch ist auf diese Weise unsere Kultur-
landschaft entstanden. Ihre Entwicklung hat im 
Verlauf von Jahrtausenden dazu geführt, daß die 
Zahl der in unserem Land heimischen Pflanzen- 

und Tierarten bis zum Zeitalter der Industrialisie-
rung immer größer geworden ist. 

Die Land- und Forstwirtschaft trägt heute die 
Hauptverantwortung für die Erhaltung der Kultur-
landschaft einschließlich der natürlichen Vegeta-
tion und Fauna. Sie muß die biologischen Grundla-
gen bewahren helfen. Gleichzeitig muß aber auch 
die wirtschaftliche Existenz unserer Bauern erhal-
ten bleiben. 

Ich will die Probleme, die die Landwirtschaft zu 
beachten hat, ganz offen nennen. Ein Problem ist 
der Artenrückgang. Der Landwirt ist hierfür sicher-
lich nicht allein verantwortlich, er muß aber durch 
entsprechende Bodenbewirtschaftung mithelfen, 
daß die Zahl der wildlebenden Pflanzen und Tiere 
nicht weiter zurückgeht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU, der FDP 
und der SPD) 

Er kann dies auch, etwa durch Beachtung der für 
bestimmte natürliche Pflanzengesellschaften zu-
träglichen Nährstoffgehalte in einem angemesse-
nen Teil der Böden; etwa durch verstärkte Vorsicht 
beim Einsatz chemischer Pflanzenbehandlungsmit-
tel; etwa durch integrierten Pflanzenschutz sowie 
Bewirtschaftungsformen, die nicht nur auf die tech-
nischen Erfordernisse Rücksicht nehmen. 

In Richtung auf verstärkte Vorsicht beim Einsatz 
chemischer Pflanzenschutzmittel zielt auch die No-
vellierung des Pflanzenschutzgesetzes, um über 
verbesserte Vorschriften über den Verkehr mit 
Pflanzenschutzmitteln und ihre Anwendung die 
ökologischen Risiken zu mindern. 

Ein anderes Problem ist die Vermeidung einer 
stärkeren Nitratbelastung des Grundwassers, so-
weit sie auf Ausbringung zu großer Düngermengen 
zurückzuführen ist. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß ich da-
mit deutlich machen konnte, wie eng Bodenschutz 
und Artenschutz sowie Bodenschutz und Gewässer-
schutz zusammenhängen. 

Ein weiteres Problem sind die Auswirkungen von 
Immissionen auf den Boden, auf Pflanzenwachs-
tum und auf die Tierwelt. Es ist außerordentlich 
schwierig, das Gefahrenpotential der Immissionen 
für die Bodenfunktionen abzuschätzen. Der direkte 
Nachweis der Ursachen für ökologische Schäden ist 
noch schwieriger. Ich trete deshalb dafür ein, daß 
die ökotoxikologische Forschung die Grundlage für 
die Abschätzung von Gefahren und für notwendige 
Maßnahmen zu ihrer Abwendung verstärken muß. 
In unkontrollierten und unkontrollierbaren Immis-
sionen liegt ein sehr großes Risiko. Hier muß das 
Vorsorgeprinzip gelten. Immissionsschutz darf 
nicht nur für den Menschen, sondern sollte ebenso 
für den Boden als zentraler Faktor des Naturhaus-
halts gelten. Ganz konkret: Wir müssen Belastungs-
grenzen definieren, die bei der Luft- und Gewässer-
reinhaltung, bei der Abfallverwertung und -beseiti-
gung, beim Strahlenschutz usw. einzuhalten sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das heißt, neben dem Gesundheitsschutz müssen 
Erfordernisse des Schutzes des Bodens und der Bio- 
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tope bei all diesen Maßnahmen künftig noch stär-
ker berücksichtigt werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: Wo bleibt denn der Beifall 

der CDU/CSU?) 

Die Forschungseinrichtungen in meinem Ge-
schäftsbereich — die Biologische Bundesanstalt, die 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie, die Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft — erarbeiten wichtige fachliche 
Grundlagen hierfür. Eine Maßnahme, der wir in 
diesem Zusammenhang große Bedeutung beimes-
sen, ist z. B. die verstärkte Prüfung der Wirkstoffe 
von Pflanzenbehandlungsmitteln im Hinblick auf 
ihre Wirkungen im Boden. 

(Duve [SPD]: Auch bei den Kleingärt

-

nern!) 

— Ja, warum nicht, sicher. 

Mit anderen Forschungsvorhaben wollen wir ei-
nen besseren Überblick über die Versauerungsvor-
schläge im Boden sowie über die Verbreitung und 
Mobilität schwer abbaubarer, gefährlicher organi-
scher Stoffe erhalten. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Der Komplex Bodenschutz hat noch eine weitere 
Dimension: der anhaltende Trend der Bondeninan-
spruchnahme durch Überbauung, Versiegelung 
und Zerschneidung der Landschaft. Dies geht zu 
Lasten bisher natürlicher, naturnah bewirtschafte-
ter oder land- oder forstwirtschaftlich genutzter 
Flächen. Auch hier müssen die ökologischen 
Aspekte stärker beachtet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Bodenschutz ist eine schwierige Aufgabe, bei der 
wie auf anderen Gebieten der Umweltpolitik eine 
sorgfältige Abwägung zwischen Ökonomie und 
Ökologie stattfinden muß. Eine Reihe von Pro-
blemen müssen wir dabei noch besser erforschen. 
Aber im Zweifel muß die Erhaltung der biologi-
schen Funktionen des Bodens Vorrang haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

ganz einfach deswegen, um nachhaltige Störungen 
im Naturhaushalt zu vermeiden. 

Die Landwirtschaft, meine Damen und Herren, 
kann auf höchste Intensitäten verzichten. 

(Beifall der Abg. Frau Vollmer [GRÜNE]) 

Die Landwirtschaft kann von ökonomisch optima-
len Bewirtschaftungsformen abweichen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Nur: Die daraus resultierenden Lasten — auch be-
sonders in finanzieller Hinsicht — dürfen nicht der 
Landwirtschaft allein aufgebürdet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie der Abg. Frau Vollmer [GRÜ

-

NE]) 

— Jetzt bin ich Ihnen dankbar für Ihren Beifall; 
denn bei entsprechenden Gesetzesvorhaben werde 
ich auf diesen Beifall zurückkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP 
— Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Er ist ernstge

-

meint!) 

Die Landwirtschaft erbringt damit übrigens Lei-
stungen für die Gesellschaft, die nicht marktmäßig 
bewertet werden, für die die Landwirtschaft keine 
Gegenleistungen erhält. 

Wie empfindlich Ökosysteme sind, zeigt sich am 
Wald. Die Waldschadenserhebung des letzten Jah-
res führte zu dem Ergebnis, daß rund ein Drittel des 
deutschen Waldes geschädigt ist. Wir stehen — kei-
ner sollte das bezweifeln — vor der ernstesten Be-
drohung unserer Wälder seit Generationen. Wir 
müssen jede, aber auch jede Möglichkeit nutzen, 
die zur Minderung oder noch besser zur Lösung des 
Problems beitragen kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat innerhalb kürzester 
Zeit gehandelt. Sie hat drastische Maßnahmen 

(Duve [SPD]: Angekündigt!) 

zur Bekämpfung der Luftverunreinigung ergriffen. 
Ich nenne zwei ganz wesentliche Eckpunkte: die 
Inkraftsetzung der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung und die Einführung der Katalysatortechnik 
bzw. die Voraussetzung für ihre Einführung, für die 
Entgiftung der Autoabgase zum 1. 1. 1986. Ich füge 
hinzu, auf diesem Wege müssen wir weiter voran-
schreiten. 

(Dr. Hauff [SPD]: Und für die Landwirt

-

schaft nutzbar machen!) 

Die Schwerpunkte sehe ich vor allem in folgen-
den Bereichen. Etwa die Hälfte unserer Schwefel-
dioxidemissionen stammt aus Nachbarländern. Wir 
setzen uns daher mit Nachdruck für eine drastische 
Emissionsbegrenzung im internationalen Bereich 
ein. Ich halte zusätzliche Impulse für die Weiterent-
wicklung der Emissionsbegrenzung für dringend 
erforderlich. Die Eigeninitiative der Wirtschaft und 
die innovativen Kräfte müssen in diesem Bereich 
noch stärker gefördert werden. Dies läßt sich am 
besten dadurch erreichen, daß derjenige, der mehr 
für den Umweltschutz tut, als gesetzlich mindestens 
vorgeschrieben ist, auch wirtschaftliche Vorteile 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Welche Möglichkeiten sich hier durch die Einfüh-
rung marktwirtschaftlich wirkender Instrumente in 
die Luftreinhaltepolitik bieten, muß sachlich und 
vorurteilsfrei geklärt werden. Eine entsprechende 
interministerielle Arbeitsgruppe ist an der Arbeit. 

Neben der Luftreinhaltepolitik werden erhebli-
che Anstrengungen unternommen, die Waldschä-
den mit zusätzlichen forstlichen Maßnahmen zu 
mindern und zu mildern. Es ist mir gelungen — den 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses danke ich 
dafür —, 1984 im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü-
stenschutzes" 20 Millionen DM Bundesmittel für 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 	3795 

Bundesminister Kiechle 
waldbauliche Maßnahmen zur Verfügung zu stel-
len. Hierzu kommt dann noch der Finanzierungsan-
teil der Länder von 13 Millionen DM. 

In diesem Jahr wir in den Monaten August und 
September eine weitere Waldschadenserhebung 
durchgeführt. Dabei ist erstmalig eine bundesweite 
Anwendung des Stichprobenverfahrens und eine 
differenzierte Erfassung der Schädigungssymp-
tome vorgesehen, um zu noch aussagekräftigeren 
Ergebnissen zu kommen. 

Die Bundesregierung hat ferner das Ihnen vorlie-
gene Erste Gesetz zur Änderung des Bundeswald-
gesetzes beschlossen, mit dem die gesetzliche 
Grundlage für die Durchführung einer Bundes-
waldinventur geschaffen werden soll. Sie soll die 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Nutzung 
des Waldes verläßlich aufzeigen und Aufschluß 
über Struktur und Umfang des künftigen Holzauf-
kommens geben. Gleichzeitig werden Erkenntnisse 
über Schädigungen und Fehlentwicklungen des 
Waldes sowie die Grunddaten für die Beurteilung 
der durch das Waldsterben verursachten Produkti-
onseinbußen gewonnen. Die praktische Inventurar-
beit muß so schnell wie möglich anlaufen, damit 
noch in dieser Legislaturperiode erst Ergebnisse 
vorgelegt werden können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht ver-
schweigen, daß wir uns, wenn auch noch keine kon-
kreten Gesetzgebungsvorhaben in dieser Richtung 
vorliegen — und ich wäre dankbar, wenn wir es 
gemeinsam tun könnten —, auch mit dem sehr ge-
nerösen Betretungsrecht des Waldes durch jeder-
mann noch einmal befassen müssen; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denn auch hier liegen gewisse Ansätze für Scha-
densentwicklungen im Wald. 

Waldschäden sowie Natur- und Umweltzerstö-
rung machen nicht an Grenzen halt. Deswegen 
müßten alle Anstrengungen der Bundesregierung 
allein Stückwerk bleiben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Bei dieser Aufgabe sind alle europäischen Länder 
gefordert. 

Zwei weitere Punkte der heutigen Tagesordnung 
betreffen die Beratung der Vertragsgesetze zum 
Bonner und zum Berner Übereinkommen. Beide 
Abkommen dienen dem Artenschutz, dem diese 
Bundesregierung ein besonderes Augenmerk wid-
met. Sie arbeitet daher auch mit Nachdruck an der 
Gesamtnovellierung des Artenschutzrechts. Die No-
vellierung soll das in einer Vielzahl von Bundes- 
und Landesvorschriften enthaltene Artenschutz-
recht im Bundesnaturschutzgesetz zusammenfas-
sen sowie unmittelbar geltendes Bundesrecht 
schaffen. Das wird zu einer Verbesserung des Ar-
tenschutzes führen. Es leistet damit einen Beitrag 
zur Verstärkung des Natur- und Umweltschutzes in 
unserem Lande. 

Meine Damen und Herren, wir werden auch nicht 
müde werden, bei unseren Mitbürgern, den Wirt-
schaftsgruppen und allen Verantwortlichen in Poli-
tik, Verwaltung und Lehrkörpern um Verständnis  

für die Belange des Naturschutzes und des Umwelt-
schutzes zu werben. Um dieses Verständnis werden 
wir bitten und dazu beitragen, es durch Information 
und Faktenvermittlung herbeizuführen. Uns leiten 
dabei nicht Emotionen, sondern die auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen ruhende Wahrheit über 
ökologische und ökonomische Zusammenhänge. 
Aus wirklichen Erkenntnissen erwächst Autorität 
und Vertrauen in Aussagen. Nur daraus erwächst 
auch Bereitschaft bei unseren Mitbürgern zu Op-
fern für Umwelt und Naturschutz. Emotionen sind 
kurzlebig. Aktionismus ist sinnlos. Aber Wahrheit 
und Klarheit, verbunden mit konsequentem Han-
deln, sind notwendig und sind Richtschnur für un-
sere Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Natur- 
und Umweltschutz sind Sache des Verstandes und 
des Herzens. Denn nur mit ganzem persönlichem 
und wissenschaftlichem Einsatz lassen sich die auf 
uns zukommenden Herausforderungen bewältigen. 
Ökonomie und Ökologie sind keine getrennten Dis-
ziplinen. Sie bedürfen einer gesamtheitlichen Be-
trachtung. Wir stehen am Anfang einer Epoche, bei 
der es darum geht, vermehrt umweltfreundliche 
Technologien zu entwickeln. Denn wir haben die 
Verantwortung dafür, daß die apokalyptischen Vi-
sionen des Club of Rome oder des GLOBAL 2000 
Visionen bleiben, daß sie keine Realität werden. Da-
für wird sich diese Bundesregierung, dafür werde 
ich mich mit meiner ganzen Kraft einsetzen. Sie, 
das Parlament und Hohe Haus, bitte ich hierzu um 
Ihre Unterstützung. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Aus

-

gezeichnete Rede! — Duve [SPD]: Warten 
wir auf die Taten! Diese Rede werden wir 

ihm immer wieder vorhalten!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In den letzten Wo-
chen haben die Kollegen von der Industriegewerk-
schaft Bau, Steine, Erden die Befürchtung geäußert, 
daß in den nächsten fünf Jahren etwa 160 000 wei-
tere Bauarbeiter ihren Arbeitsplatz verlieren, und 
das auf dem bekannt niedrigen Beschäftigungsni-
veau in diesem Bereich. Die Kollegen von der IG 
Bau haben leider recht mit ihrer Sorge; denn die 
Bauausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden 
sind 1983 um 9 % zurückgegangen, allein bei den 
Gemeinden um 12,3 %. Bei der Abwasserbeseitigung 
waren es allein 8,5%, die weniger ausgegeben wor-
den sind, und das für diese wichtige umweltpoliti-
sche Maßnahme. Licht am Ende des Tunnels ist 
nicht zu erkennen. Denn in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung von Bund, Ländern und Gemeinden 
zeigt die Kurve für die Bauausgaben steil nach un-
ten. Bis 1986 sollen die Haushalte im Bereich Bau-
ausgaben um weitere 11 % reduziert werden. 
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Müssen also die 160 000 Bauarbeiter tatsächlich 

mit dem Verlust ihres Arbeitsplatzes rechnen? 

(Susset [CDU/CSU]: Sollen breitere Stra

-

ßen gebaut werden?) 

Gibt es keine Arbeit für sie? Die Kollegen von der 
IG Bau sagen: Es gibt diese Arbeit, nämlich im 
Bereich Umwelt. In der Tat; denn noch immer ver-
pufft in den Millionen Wohnungen und Gebäuden 
ein Drittel der eingesetzten Energie nutzlos. Noch 
immer können Bauvorhaben nicht oder nur gegen 
teure Sonderauflagen realisiert werden, weil es mit 
dem Anschlußkanal an die Kläranlage nicht schnell 
genug vorangeht. Noch immer werden ganze Wohn-
bereiche von Autos dominiert, weil es mit der Ver-
kehrsberuhigung nicht vorangeht. Noch immer ver-
brauchen wir 98 % unseres hart erkämpften und 
teuer bezahlten Trinkwassers für die Produktion, 
auf den Toiletten und beim Autowaschen. Noch im-
mer werden Millionen Menschen durch nervtöten-
den Lärm gequält, am Arbeitsplatz, aber auch in der 
Wohnung. Fehlt es denn eigentlich an Unterneh-
men oder an Arbeitskraft oder an Fachwissen, diese 
Arbeiten durchzuführen und so ein Stück prakti-
scher Umweltpolitik zu realisieren? 

(Susset [CDU/CSU]: Vor hundert Jahren 
haben wir noch kein Wasser gebraucht?) 

Mit Sicherheit nicht. 

Wir Politiker stehen 1984 nicht mehr vor der Auf-
gabe, für die Akzeptanz von mehr Umweltpolitik zu 
werben, wie es vielleicht 1980 noch nötig gewesen 
ist. Wir stehen heute vor der Forderung der Men-
schen, daß Umweltpolitik gemacht wird, gründlich 
und möglichst schnell. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bürger wollen Vollzug sehen und nicht mehr 
die Begründung hören. Die Begründung kennen sie 
längst selbst. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Dabei werden aus meiner Sicht zwei Risiken im-
mer größer. Erstens sehe ich das Risiko, daß die 
täglichen Überschriften und Schlagzeilen zum 
Waldsterben und zu vergleichbaren Katastrophen, 
so erklärlich sie sind, auch die Beruhigungspillen 
sind, die verteilt werden. Aber es kommt nicht auf 
Überschriften an, sondern auf Handeln, Herr Mini-
ster. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zweite Risiko ist nicht geringer: daß unter-
halb der Sensationsschwelle immer noch viele gute 
Ansätze der Umweltpolitik steckenbleiben und so-
gar zurückgedreht werden. Da sollen wohl Vollzugs-
defizite gestapelt und irgendwann unerledigt abge-
legt werden. Das muß verhindert werden. 

Umweltpolitik muß im guten Sinne alltägliche 
Politik werden. Jede politische Entscheidung muß 
immer auf ihre umweltpolitische Wirkung hin über-
prüft werden. Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
muß selbstverständlicher, integraler Bestandteil al-
ler Planungen, auch aller wirtschaftspolitischen 
Entscheidungen sein. Diese Verknüpfung der Um-
weltpolitik mit den einzelnen Fachbereichen der 
Politik gilt ganz besonders für unsere dringlichste  

innenpolitische Aufgabe des Jahres 1984 und der 
folgenden Jahre, nämlich für die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. 

Wir haben nicht die Alternative, Umweltpolitik zu 
machen oder nicht zu machen. Wir müssen sie ma-
chen. Aber wir haben die Chance, mit Umweltpoli-
tik Arbeitsplätze zu sichern und neu zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordnen

-

ten der GRÜNEN) 

Diese Wahrheit ist nicht neu. Aber diese Regierung 
hat sie offensichtlich noch nicht begriffen; 

(Beifall bei der SPD) 

denn sonst müßten doch bei einer solchen Debatte 
der Bundesminister für Arbeit und der Bundesmini-
ster für Bauwesen hier auftauchen und sich um die 
Dinge kümmern, die diskutiert werden. Sie sind 
doch ganz ursächlich von der Frage betroffen, wie 
denn Arbeit und Umwelt miteinander verknüpft 
werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei dieser Regierung ist das Thema Umweltschutz 
offensichtlich immer noch zu einer isolierten Repa-
raturpolitik herabgestuft. Man darf dazu zwar groß 
reden, aber in den eigentlichen Kernentscheidun-
gen spielt der Umweltschutz tatsächlich keine 
große Rolle. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Müntefering (SPD): Bitte schön. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, würden Sie bitte 
zur Kenntnis nehmen, daß der Bundesminister für 
Arbeit deswegen verhindert ist, hierher zu kom-
men, weil er mit seinem türkischen Kollegen Pro-
bleme bespricht, die unser allgemeines Interesse 
finden sollten? 

Müntefering (SPD): Ich bedanke mich für die In-
formation. Ich meine ihn auch nicht persönlich. 
Wenn sein Staatssekretär hier gewesen wäre, wäre 
ich zufrieden gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Zukunftsinvestitionsprogramm — ZIP ge-
nannt — hat 1975 bis 1979 jährlich 300000 bis 
400 000 Arbeitsplätze geschaffen. Das ZIP war in 
weiten Teilen umweltfreundlich, auch wenn es da-
mals nicht ausdrücklich unter dieser Überschrift 
durchgeführt worden ist. Das Rhein-Bodensee-Pro-
gramm, der Bau von Kläranlagen, die Sicherung 
von Dorfkernbereichen, die behutsame Erneuerung 
von Stadtkernen und von Wohnbereichen, die Ver-
besserung des Wohnumfeldes und die Einrichtun-
gen der Naherholung, Maßnahmen der Verkehrsbe-
ruhigung — alles Dinge, die Umwelt sicherten und 
die Arbeitsplätze geschaffen haben. Für das Heiz-
energiesparprogramm galt ähnliches., Alle diese 
Maßnahmen hatten auch noch einen hohen Anstoß-
effekt. Mit dem, was die öffentliche Hand gegeben 
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hat, sind zusätzlich in erheblichem Maße immer 
finanzielle private Engagements ausgelöst worden. 

Wie sieht das nun nach 18 Monaten Kohl/Zim-
mermann/Lambsdorff aus? Die Gemeinden, die fast 
alle umweltrelevanten Maßnahmen im Hoch- und 
Tiefbau auslösen und mittragen müssen, sind syste-
matisch ärmer gemacht worden. Ihre Investitions-
kraft ist radikal geschrumpft. Die Anreize für Ener-
giesparmaßnahmen am und im Haus nähern sich 
null. Der kosten-, flächen- und energiesparende 
Wohnungsbau wird immer noch im Zustand des Ex-
periments gelassen. 

(Duve [SPD]: Das ist der harte Kern der 
Wahrheit!) 

Und in diesen Tagen gibt es eine unglaubliche Ab-
kehr von Gesichtspunkten des Umweltschutzes un-
ter der Überschrift „Entbürokratisierung". Wenn 
nur die Hälfte dessen stimmt, was in Andeutungen 
zu lesen war, bedeutet das einen Freibrief für Um-
weltzerstörung. 

Einen Punkt will ich ansprechen. Da wird bemän-
gelt, daß jemand, der in einem Landschaftsschutz-
gebiet eine Gaststätte errichten will, u. a. Vorschrif-
ten des Naturschutzes, des Wasserhaushaltsrechts 
und des Lärmschutzes beachten muß. Ja, soll das 
denn abgeschafft werden? Der Vorgang ist übrigens 
zwischen den Ministerien in der Abstimmung. Am 
22. Februar 1984 sollen die Ergebnisse veröffent-
licht werden. Herr Bundesinnenminister, es wäre 
interessant gewesen, heute von Ihnen zu diesem 
Punkt ein paar Anmerkungen zu hören. Da ist lei-
der nicht geschehen. 

Diese Koalition sucht in ihrer praktischen Politik 
bisher nicht die sinnvolle Verknüpfung von Umwelt 
und Arbeit. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
die konstruktiven und sehr konkreten Vorschläge, 
die von Sozialdemokraten in Hessen im Mai 1983 
auf den Tisch gelegt wurden und die sich inhaltlich 
auch in dem umfassenden Umweltprogramm fin-
den, das Johannes Rau und Klaus Matthiesen im 
Oktober 1983 für Nordrhein-Westfalen vorstellten, 
endlich aufzunehmen. 

Wenn Sie es ernst meinen mit dem Kampf für 
Umweltschutz und gegen Arbeitslosigkeit, dürfen 
Sie diese Vorschläge nicht ignorieren, nur weil sie 
von Sozialdemokraten kommen. Die Sozialdemo-
kraten in diesen Ländern und wir im Bund fordern 
die Entwicklung und Anwendung von Technologien 
zur Einsparung von Trinkwasser, den Bau zentraler 
und dezentraler Kläranlagen, eine intensivere 
Überwachung der Gewässer, Schallschutzfenster, 
die auch Energiesparer sind, Wärmeisolierung an 
Gebäuden, arbeitsplatzintensive behutsame Stadt- 
und Dorferneuerung, verstärkte Landschaftspflege. 

Das sind alles Maßnahmen, die helfen, die Um-
welt zu schonen und Arbeitsplätze zu sichern. Aber 
das alles, meine Damen und Herren, kann nur ge-
lingen, wenn alle politischen Ebenen — Bund, Län-
der und Gemeinden — an einem Strang ziehen und 
wenn finanzieller Spielraum für den Anstoß einer 
solchen großen Anstrengung gegeben wird. 

Das Nein von CDU/CSU und FDP vor wenigen 
Wochen in diesem Hause gegen die Verbesserung 
der Gemeindefinanzen war auch ein Nein zur 
Schaffung umweltfreundlicher Arbeitsplätze in den 
Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wirksame Umweltpolitik gibt es nicht zum Null-
tarif. Das wissen wir wohl. Übrigens wissen das 
auch die Menschen im Lande draußen, die bereit 
sind, ihren angemessenen, gerechten Beitrag zum 
Umweltschutz zu leisten. Das gilt besonders für die 
großen Probleme der Altlasten, für die man oft nie-
mand mehr allein oder unmittelbar haftbar machen 
kann. Das gilt für Innovationen im Bereich der Um-
welttechnologien. Das gilt auch für wegweisende, 
vorbildliche und freiwillige Umweltmaßnahmen 
von seiten Privater. 

Wir Sozialdemokraten sind bereit, in die offene 
und öffentliche Erörterung darüber einzutreten, wie 
bei einer gerechten Verteilung der Lasten und bei 
grundsätzlichem Festhalten am Verursacherprinzip 
ein solider Finanzrahmen für eine dauerhafte ak-
tive Umweltpolitik in den genannten Bereichen ge-
sichert werden kann. Es geht nicht um kurzatmige 
konjunkturelle Strohfeuer. Es geht uns um kontinu-
ierliche Umweltpolitik und deren dauerhafte fi-
nanzielle Basis. 

Wir wollen ein Sondervermögen „Arbeit und Um-
welt". Wir arbeiten daran. Es soll ein Programm für 
qualitiatives Wachstum in einer umweltverträgli-
chen Industriegesellschaft sein, zielgenau in seinen 
Inhalten und unbürokratisch in seiner Durchfüh-
rung. 

Unser Ziel ist es, noch in diesem Jahr dieses Pro-
jekt, das nur vergleichbar ist mit den gemeinsamen 
Anstrengungen im Wohnungs- und Städtebau vor 
30 Jahren und das das Gewicht eines ZIP „Umwelt" 
hat, auf den Weg zu bringen. Wir werden unser 
Bestes tun, alle interessierten Bürgerinnen und 
Bürger, Arbeitnehmer und Unternehmer, Umwelt-
schützer und natürlich Sie von der Koalition von 
dieser Idee und von der Wirksamkeit des Sonder-
vermögens „Arbeit und Umwelt" zu überzeugen. 

Unsere Aufforderung an Sie, die Sie Regierungs-
verantwortung tragen und mittragen, lautet: Mau-
ern Sie sich nicht ein in Ihrer absoluten Mehrheit. 
Ignorieren Sie nicht die Reformaufgabe dieser Jah-
re, nämlich unsere Industriegesellschaft mit der 
Natur auszusöhnen und damit gleichzeitig die Ar-
beitslosigkeit zu bekämpfen. 

Erlauben Sie mir, Kolleginnen und Kollegen, eine 
Nachbemerkung aus aktuellem Anlaß. Ich meine 
das Hochwasser dieser Tage. Die Naturgewalten 
werden uns immer wieder übertölpeln und werden 
uns unsere Hybris austreiben. Das ist wohl wahr. 
Wir sind Teil der Natur, wir sind nicht die Beherr-
scher der Natur. Aber wir Politiker dürfen doch 
wohl nicht gottergeben die Hände in den Schoß 
legen, wenn wir innerhalb weniger Monate erleben, 
wie wiederholt Hochwasser Menschenleben gefähr-
det, Fauna und Flora schädigt, Existenzen zerstört. 

Es scheint mir eine reizvolle und nötige Gemein-
schaftsaufgabe für intelligente Wissenschaftler und 



3798 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Müntefering 
Forscher und für uns Politiker zu sein, zu prüfen, ob 
und wie der durch menschliches Tun mitverur-
sachte Grad des Hochwassers gemildert werden 
kann, wie aber mindestens vorbeugend verhindert 
werden kann, daß durch eine weitere Versiegelung, 
durch eine unnötige Sammlung von Niederschlags-
wasser und Rinnsalen und durch Bach- und Fluß-
begradigungen jährlich dreimal oder öfter Hoch-
wasser kommt und zur Regel wird. 

Auch dieser Punkt, Kolleginnen und Kollegen, ge-
hört nach meinem Verständnis unter die Über-
schrift „Arbeit und Umwelt". 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Vor 20 Jahren sprach 
kaum einer von einer ernsthaften Gefährdung un-
serer Umwelt 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— außer Ihnen, Herr Duve, aber ich rede nachher 
vom Entschwefeln und nicht vom Schwafeln —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

obwohl dieses Problem bereits vor Jahrhunderten 
einsetzte. Von Anfang an war der Mensch ein de-
struktiver ökologischer Faktor. Die Problematik ist 
also nicht neu, nähert sich nun aber berechenbarer 
Grenzen. 

Jahrzehntelang haben wir unsere Atmosphäre, 
unseren Boden und unsere Gewässer als Müllkippe 
mißbraucht. Dies ist der Ausgangspunkt unseres 
Handelns. 2,97 Millionen Tonnen Stickoxide, 3,28 
Millionen Tonnen Schwefeldioxide, 1,67 Millionen 
Tonnen Kohlenwasserstoffverbindungen wurden 
1982 in unsere Luft emittiert. Die Folgen sind un-
übersehbar und deutlich: 2,5 Millionen Hektar Wald 
— das sind 34 % der gesamten Waldfläche — sind 
geschädigt, die zunehmende Luftverschmutzung be-
einflußt und schadet unserer Gesundheit, der 
Fauna und Flora, aber auch, langfristig gesehen, 
unserem Klima. Das Problem erfordert in der Zu-
kunft noch weitere wissenschaftliche Untersuchun-
gen, zumal noch nicht alle Zusammenhänge geklärt 
sind. Die Zeit drängt aber, und wir werden deshalb 
nicht auf alle Beweise warten können. 

Es ist daher unser Ziel, einen Rahmen mit ökolo-
gischen Eckwerten vorzugeben, und dies auch und 
insbesondere in der Luftreinhaltepolitik. Schad-
stoffemissionen in der Atmosphäre sind und wer-
den mit besonderer Dringlichkeit abgebaut. Der 
Entschließungsantrag der CDU/CSU- und FDP-
Fraktion „Unsere Verantwortung für die Umwelt" 
konkretisiert die vor uns liegenden Aufgaben und 
zeigt den Weg zu Lösungen auf. Erste Schritte dazu 
sind bereits von der Bundesregierung unternom-
men worden. Dazu zählt erstens die Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung, die am 1. Juli 1983 in Kraft ge-
treten ist, zweitens die Novellierung der am 1. März 
1983 in Kraft getretenen Emissionswerte der Tech-

nischen Anleitung Luft, drittens die Novellierung 
der Emissionswerte der Technischen Anleitung 
Luft, die auf dem Tisch liegen, und viertens die Ein-
führung bleifreien Benzins ab 1. Januar 1986. Diese 
Maßnahmen sind im Kampf gegen die Luftver-
schmutzung von zentraler Bedeutung. 

Wir müssen heute davon ausgehen, daß Luftver-
unreinigungen, insbesondere Schwefeldioxid, Stick-
oxid, Schwermetalle und Kohlenwasserstoffe als 
Schadensverursacher eine wesentliche Rolle spie-
len. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Dann müßt ihr den 
Vorschlag von Nordrhein-Westfalen akzep

-

tieren!) 

— Ich nehme an, daß der Kollege Weiser auf diese 
wunderbaren Vorschläge nachher eingehen wird. 

Kraftwerke, Fernheizwerke und die Industrie 
sind, bezogen auf das Jahr 1982, zu 88% an den 
Schwefeldioxidemissionen, zu 47 % an den Stick-
oxidemissionen und zu 29% an Kohlenwasserstoff-
emissionen in der Bundesrepublik Deutschland be-
teiligt. Dem tragen die durchgeführten Maßnahmen 
und auch die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
Rechnung. Die Emissionen der Schadstoffe werden 
nachhaltig gesenkt, es werden erstmals bundesein-
heitliche und rechtsverbindliche Emissionsgrenz-
werte eingeführt, und nach Abschätzung des Um-
weltbundesamtes wird sich nach Umsetzung der 
Verordnung der jährliche SO 2-Ausstoß bis 1988 um 
zirka 1 Million  Tonnen und in den Folgejahren bis 
zirka, 1,6 Millionen Tonnen verringert haben. Das 
sind 50% der Gesamtemissionen des Jahres 1982. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das sind Taten und 
keine Worte!) 

Wir können feststellen, daß heute von seiten der 
Industrie und der Kraftwerksbetreiber zum Teil 
wesentlich mehr getan wird, als gesetzlich verord-
net ist. 

(Lachen des Abg. Krizsan [GRÜNE]) 

— Da lachen Sie. Sie müssen sich einmal die Tatsa-
chen ansehen und schauen, wie viele mit Kohle 
befeuerte Kraftwerke bereits heute umgerüstet 
sind. 

(Krizsan [GRÜNE]: Siehe Buschhausen!) 

— Ja, Buschhausen. Schauen Sie einmal nach 
Mannheim! Dort haben wir im Augenblick einen 
Emissionsausstoß von SO 2  unter 200 Milligramm 
pro Kubikmeter. Dort laufen Demonstrationsanla-
gen. Ich komme nachher darauf zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis 1988 werden voraussichtlich ca. 80 % der 
Kraftwerke der öffentlichen Versorgung mit Ent-
schwefelungsanlagen ausgestattet sein. Wir werden 
darüber bis Mitte des Jahres eine Zwischenbilanz 
von der Bundesregierung bekommen. 

Der neueste Stand der Ursachenforschung zeigt, 
daß den Stickoxidemissionen eine wesentliche Be-
deutung zukommt, und zwar im Zusammenwirken 
mit den Kohlenwasserstoffen. In der Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung sind bereits Emissions- 
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grenzwerte für Stickoxide festgelegt. Im Hinblick 
darauf, daß die technische Entwicklung zur Emis-
sionsminderung von Stickoxiden sehr rasch voran-
schreitet, enthält diese Verordnung bekannterma-
ßen eine Dynamisierungsklausel, nach der der je-
weils neueste Stand der Minderungstechnik auszu-
schöpfen ist. Diese Regelung — darauf hat der Kol-
lege Laufs schon hingewiesen — versetzt die Ge-
nehmigungsbehörden in die Lage, die Nutzung des 
jeweils neuesten technischen Fortschritts zu ver-
langen. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Verordnung 
liegt auf der Einbeziehung der Altanlagen, von de-
nen das Hauptemissionspotential ausgeht. Die ab-
gestufte Regelung zwingt den Betreiber innerhalb 
bestimmter Übergangsfristen zur Umrüstung oder 
Stillegung der Anlage. 

Angesichts der Häufung von Schadensmeldun-
gen auf allen Gebieten verlangen verschiedene Sei-
ten eine sofortige Übernahme japanischer Techno-
logie, noch schärfere Grenzwerte, sofortige weitere 
Novellierung bestehender Verordnungen und 
Zwangsabgaben in jeder Form. Wir haben Ver-
ständnis für diese Forderungen und für die Unge-
duld, die dahintersteht, nur: Sie bringen uns keinen 
Schritt weiter. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Um zu erreichen, daß die Schadstoffemissionen 
konsequent reduziert werden, sind folgende 
Schritte geboten: Erstens. Entschlossener und kon-
sequenter Vollzug der Großfeuerungsanlagen-Ver-
ordnung und der TA-Luft. Zweitens. Verkürzung 
der Übergangsfristen; dazu freiwillige Vereinbarun-
gen. Drittens. Bereinigung rechtlicher Vorschriften 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch Ände-
rung, damit die Durchsetzung von Sanierungsmaß-
nahmen an bestehenden Anlagen erleichtert wird. 

Diese Schritte sind notwendig. Sie sind in unse-
rem Entschließungsantrag enthalten und werden 
von der Bundesregierung umgehend geprüft. Der 
Innenminister hat j a bereits angedeutet, daß er 
gleichfalls an eine Änderung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes denkt. 

(Zuruf von der SPD) 

— Das ist eben nicht nur überprüft. Die Dinge sind 
auf dem Tisch; die Sache ist im Gang. Nur: Glauben 
Sie denn, daß in zwölf Monaten schneller gehandelt 
werden kann als in 13 Jahren? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

— Ja, das können Sie nicht hören; das ist logisch. Es 
ist auch nicht immer angebracht, aber wenn Sie 
immer zwischenrufen, muß man das auch einmal 
wieder sagen dürfen. 

(Sehr richtig! Bei der CDU/CSU) 

In Japan werden seit etwa drei Jahren in Kohle-
kraftwerken katalytische Verfahren zur Abgasrei-
nigung erprobt. Diese sogenannten De-NO X-Anla-
gen können die Stickoxidemissionen mit einem ho-
hen Wirkungsgrad verringern. Die japanische Tech-
nologie kann jedoch nicht ohne weiteres direkt  

übernommen werden. Wichtige Gründe hierbei sind 
u. a. erstens die verschiedenen Betriebsarten deut-
scher Kohlekraftwerke, zweitens die Feuerungs

-

technik unserer Altanlagen, bekanntermaßen vor-
wiegend Schmelzkammerverfahren, und drittens 
die Zusammensetzung deutscher Kohle; viertens 
gehört auch die Lösung des Abwasser- bzw. Abfall-
problems dazu. Deshalb werden Demonstrationsan-
lagen errichtet. Der Bund wird sich hieran beteili-
gen. 

Baden-Württemberg und Bayern gehen auf die-
sem Gebiet zukunftsweisend voran und erproben in 
verschiedenen Demonstrationsanlagen japanische 
und deutsche Technologie, z. B. nach dem Walther-
Verfahren. Dies funktioniert bereits. Solche Demon-
strationsanlagen bestimmen dann auch den Stand 
der Technik, Herr Ehmke. Damit geben wir neue 
Grenzwerte vor, ohne daß der Gesetzgeber wieder 
tätig werden muß. Die langwierige Prozedur einer 
Novellierung wird so vermieden, und es gibt keine 
neue Rechtsunsicherheit für die Betreiber von An-
lagen. 

Die entscheidenden Maßnahmen können sofort 
eingeleitet werden. Allein die Forderung nach 
schärferen Grenzwerten in neuen Verordnungen 
und das Fordern von Zwangsabgaben helfen unse-
rer Gesundheit und unserem Wald wenig. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Richtig!) 

Nur eine konsequente Handhabung der vorhande-
nen Instrumente wird zur Lösung unserer Umwelt-
probleme beitragen. Hierzu gehört, daß — wie z. B. 
in Baden-Württemberg — auch andere Bundeslän-
der eigene Initiativen ergreifen, um das gesteckte 
Ziel der Schadstoffminderung schneller zu errei-
chen. 

Mit der Novellierung der Technischen Anleitung 
Luft, Teil II, wurde ein weiterer wichtiger Punkt 
realisiert, um die Luftqualität zu verbessern. Die 
Werte aus dem Jahre 1974 entsprachen nicht mehr 
dem wissenschaftlichen und technischen Stand. Mit 
der neuen Vorschrift erreichen wir, daß nicht nur 
die menschliche Gesundheit, sondern auch Pflan-
zen und Tiere sowie Lebens- und Futtermittel bes-
ser geschützt werden. Erstmals werden Immis-
sionswerte für Blei und Cadmium im Schwebstaub 
festgesetzt, und der Immissionswert für Stickoxid 
wird wesentlich verringert. Zudem wird eine stren-
gere Begrenzung krebserregender und mutagener 
Stoffe erreicht. 

Aktuell auf dem Tisch liegt nun auch die Novel-
lierung des Teils III der Technischen Anleitung 
Luft. Diese Vorschrift umfaßt in Ergänzung der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung den gesamten 
Industriebereich. Sie regelt die Anforderungen zur 
Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
und begrenzt die Emissionen nach dem neuesten 
Stand der Technik. Hieraus ergeben sich zum Teil 
erhebliche Verschärfungen gegenüber der Rege-
lung aus dem Jahre 1974. Dies gilt insbesondere für 
Schwermetalle. Hier beträgt die Verschärfung zum 
Teil mehr als das Zwanzigfache. 

Die Einführung bleifreien Benzins und damit des 
umweltfreundlichen Autos zum Jahre 1986 stellt ei- 
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nen weiteren wichtigen Schritt im Hinblick auf die 
Luftreinhaltung dar. 1,4 Millionen t Stickoxide — 
das sind 48 % des Gesamtausstoßes — und 600 000 t 
Kohlenwasserstoffe — das sind 36 % des Gesamt-
ausstoßes — verdeutlichen die Notwendigkeit die-
ser Maßnahme. 

Die Fraktion erwartet die Vorlage entsprechen-
der Gesetze und Verordnungen durch die Bundesre-
gierung, damit sichergestellt ist, daß erstens — von 
diesem Termin gehen wir nicht ab — bis zum 1. Ja-
nuar 1986 bleifreies Benzin in ausreichender Menge 
und geeigneter Qualität bereitsteht. 

Zweitens ist sicherzustellen, daß ab 1986 nur noch 
Kraftfahrzeuge neu zugelassen werden, die der in 
den USA vorgeschriebenen Norm der Abgaswerte 
entsprechen. Damit können die Schadstoffemissio-
nen um 90% reduziert werden. 

Drittens. Notwendig ist die Durchführung jährli-
cher Abgaskontrollen für alle Fahrzeuge. Daß dies 
wichtig ist, wird klar, wenn man weiß, daß ca. 
24 Millionen Altfahrzeuge auf unseren Straßen fah-
ren. Es müssen ebenfalls Möglichkeiten der Nach-
rüstung von Kraftfahrzeugen überprüft werden. 

Ob ein Tempolimit auf Autobahnen und Land-
straßen zur Reduzierung von Schadstoffen führt, 
muß nach dem Hearing am Montag stark bezweifelt 
werden. 

(Lachen bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Wir werden darüber im Innenausschuß sicher noch 
zu reden haben. 

Viertens. Wir werden in diese neuen Regelungen 
auch Dieselfahrzeuge mit dem Ziel mit einbeziehen, 
den Ausstoß schädlicher und zum Teil mutagener 
und karzinogener Stoffe zu verringern. Wenn am 
1. Januar 1986 die neuen Abgasgrenzwerte wirksam 
werden, sind die Dieselmotoren um den Faktor 10 
schlechter als die neuen Ottomotoren. 

Fünftens. Steuerliche Anreize müssen mit dazu 
beitragen, die Übergangszeiten zu verkürzen. Unser 
Vorschlag, der auch von Baden-Württemberg im 
Bundesrat eingebracht wurde, nämlich Kraftfahr-
zeugsteuerbefreiung über einen gewissen Zeitraum, 
wird ein Punkt der flankierenden Maßnahmen sein 
müssen. 

Wir begrüßen die Bereitschaft der Automobilin-
dustrie, bereits in diesem Jahr abgasentgiftete 
Autos anzubieten. Wir appellieren an alle Beteilig-
ten, an Industrie und Verbraucher, im Interesse un-
serer Umwelt durch ihr Verhalten den aufgezeigten 
Weg mitzugehen. Auch die Bemühungen der öffent-
lichen Hand, Dienstfahrzeuge mit Katalysatoren 
anzuschaffen, geben dieser Initiative sicher einen 
Schub. 

All dies geht nicht im nationalen Alleingang. 
Diese von uns vorgeschlagenen Regelungen müs-
sen zur Grundlage europäischer Initiativen ge-
macht werden. Maßnahmen zur Emissionsminde-
rung können nicht nur im Alleingang durchgeführt 
werden; hier müssen alle Länder mit einbezogen 
werden. Wir leisten Schrittmacherdienste, um da-
mit unsere Nachbarn zu bewegen, gleichfalls die 
dringlich gebotenen Maßnahmen zum Schutz auch  

ihrer Umwelt einzuleiten. Einige Länder haben be-
reits ihre Bereitschaft erklärt, dabei mitzuziehen. 
In diesen Tagen geführte Gespräche mit Parlamen-
tariern aus verschiedenen Ländern machen deut-
lich, daß ein gemeinsames Vorgehen möglich wird. 

Wir dürfen dabei nicht verkennen, daß die Lö-
sung des Problems weniger eine Frage der Techno-
logie als eine Frage des politischen Willens und der 
politischen Durchsetzbarkeit darstellt. Erste Lö-
sungsansätze sind in den Aktionsprogrammen der 
Europäischen Gemeinschaft für den Umweltschutz 
vorhanden. Einheitliche europäische Regelungen 
müssen folgen. Nur eine grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit aller Beteiligten in Staat, Wirtschaft 
und Wissenschaft stellt sicher, daß unsere Anstren-
gungen erfolgreich sein werden. 

Lassen Sie mich noch einmal zusammenfassen. 
Es gibt nur einen Weg, um der ökologischen Zerstö-
rung zu entgehen, nämlich durch einen weltweit 
einsetzenden Bewußtseinsprozeß, dem die Erfor-
schung der Zusammenhänge des Ökosystems zu-
grunde liegen muß. Um der ökologischen Zukunfts-
bewältigung eine Chance zu geben, müssen wir ge-
meinsam mit den anderen Staaten die Technik in 
positivem Sinne für unsere Belange einsetzen. Die 
internationale Umweltschutzkonferenz, die noch in 
diesem Jahr in München tagen wird, hat hier eine 
Chance. Wir werden den aufgezeigten Weg im Be-
reich der Umweltschutzpolitik konsequent weiter-
gehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es ist schon eine 
merkwürdige Debatte: Eigentlich keine Gegner, ge-
gen die man debattiert, wenn man nicht irgendwel-
che Randthemen angreift, wie zum Beispiel Herr 
Müntefering. Es wäre reizvoll, uns über die Finanz-
entwicklung der nordrhein-westfälischen Gemein-
den seit 1980 an Hand des Gemeindefinanzberichts 
zu unterhalten und darüber, warum das so gekom-
men ist. Es wäre reizvoll, mit Herrn Schmidbauer 
darüber zu sprechen, ob wirklich vor zehn Jahren 
niemand über Umweltschutz gesprochen hat. Herr 
Mischnick hat seine erste Umweltschutzversamm-
lung am 7. Januar 1960 gehabt. Plakate können 
noch besichtigt werden. 

Der Punkt ist eigentlich nur der, daß man damals 
den Umweltschützern vorhielt, sie wollten uns — 
völlig illusionär — in eine Südseegesellschaft zu-
rückführen. Der Schornstein mußte rauchen. Es 
war ein Zeichen von besonderer Stärke und Kraft, 
wenn der Schornstein rauchte. Dies alles ist vorbei. 
Interessant, keiner nimmt heute hier eine andere 
Position ein. 

Von der so häufig beschworenen Unvereinbarkeit 
von Ökonomie und Umweltschutz hört man nichts 
mehr, auch nicht von der früher immer wiederkeh-
renden Behauptung, daß Umweltschutz Arbeits-
plätze konsumiert. Man könnte genauso gut das Ge- 
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genteil belegen. Das Bewußtsein dafür ist vorhan-
den, daß kein wirtschaftliches Wachstum auf Dauer 
ohne den Umweltschutz da sein wird, aber auch das 
Bewußtsein dafür, daß wirksamer Umweltschutz 
eine leistungsfähige Wirtschaft voraussetzt. Alles 
das, was uns jahrelang beschäftigt hat, ist vorbei. 
Jetzt gibt es die Erkenntnis, daß Umweltschutz 
nicht nur auf nationaler Ebene betrieben werden 
kann. Die Studie „GLOBAL 2000" hat uns ja in die-
ser Frage ganz neue Perspektiven eröffnet, über die 
viel zuwenig gesprochen und nachgedacht wird. Ich 
kann nur hoffen, daß das so bleibt, daß wir von den 
allgemeinen Sätzen herunterkommen und in die 
harte Wirklichkeit einzelner Projekte hineingehen, 
in die Kostenverteilung, die der Landwirtschaftsmi-
nister angesprochen hat, wobei er eine gewisse Los-
lösung vom Verursacherprinzip für sich in An-
spruch genommen hat. Es wird sich zeigen, ob diese 
Einmütigkeit des Hauses, das j a heute nicht gerade 
in drangvoller Enge tagt, auch dann erhalten bleibt, 
wenn wir in die harte Welt der Tatsachen eintre-
ten. 

Ich möchte den Ministerialdirektor Menke-
Glückert zitieren, der einmal die eigentlichen Pro-
bleme der Umweltpolitik aufgelistet hat, die sich ja 
nicht verändert haben. Er sagt, Umweltprobleme 
sind bösartig, weil sie quer zu Verbrauchergewohn-
heiten, zu Zuständigkeiten, zu Traditionen sich ent-
wickeln. Es findet sich die Formulierung, daß Um-
weltprobleme sich langfristig aufbauen, daß ihre 
Ursachen in Jahrzehnten gesetzt werden, die Poli-
tik aber in viel kürzeren Zeiträumen zu entscheiden 
pflegt; daß Umweltprobleme komplexe Zusammen-
hänge darstellen, die häufig nur schwer durch-
schaut werden, und daß die Wissenschaftler uns bei 
dieser Tatsache mit gegensätzlichen Erkenntnis-
sen, mit gegensätzlichen Forderungen erfreuen. Ich 
hoffe, daß sie nur zu einem Teil auf gegensätzliche 
Interessenlagen zurückzuführen sind. Es ist klar, 
daß Radikalkuren zur Lösung von Umweltproble-
men untauglich sind, trotz der verständlichen Unge-
duld unserer Mitbürger. 

77 % der Bevölkerung betrachten Umweltschutz 
als die wichtigste politische Aufgabe unserer Zeit. 
Und sie haben recht. Ich habe von diesem Platz aus 
schon 1982 gesagt, daß, wenn es in diesen Jahrzehn-
ten nicht gelingen würde, die Umweltprobleme zu 
bewältigen, immer tiefere staatliche Eingriffe in 
den Ablauf von Wirtschaft und Produktion unver-
meidbar würden. Und ich hoffe, daß wir aus diesem 
Ansatz heraus den Widerstand, den wir bei jedem 
bescheidenen Versuch der Weiterentwicklung von 
Umweltschutz in allen Fraktionen erlebt haben — 
hier sollte sich ehrlicherweise keine einzige Frak-
tion dieses Hauses ausnehmen —, überwinden. 

All das, was als Grundsatzprobleme beim Um-
weltschutz genannt werden kann, taucht auch bei 
den Problemen der Sonder- und Industrieabfälle 
wieder auf. Hier wird das alles geboten. Die Ent-
wicklung ist gekennzeichnet durch einen ständig 
wachsenden Verbrauch von Chemikalien in Indu-
strie und Haushalten. Es gibt eine unmittelbare Be-
troffenheit der Bevölkerung als Folge dieser Tatsa-
che. Teilweise gibt es ein albernes Versteckspiel  

von Unternehmen, die sich scheuen, sich der öffent-
lichen Diskussion in diesen Fragen zu stellen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Der Tourismus der Seveso-Fässer hat der Chemie, 
der Privatwirtschaft überhaupt, einen schweren 
Schaden zugefügt. Das wird man sagen dürfen. 

Wir stellen ein außerordentliches Anwachsen der 
Menge der Sonderabfälle fest — 1980 hat es hier 
5 Millionen t Sonderabfälle gegeben, in der ganzen 
Europäischen Gemeinschaft 14 Millionen t — mit 
der Folge, daß die Kapazität der dafür geeigneten 
Deponien in etwa zehn Jahren erschöpft sein wird. 
Daraus folgt, daß es das Ziel im Hinblick auf Son-
derabfälle sein muß, ihr Entstehen nach Möglich-
keit zu vermeiden. Ziel muß die Rückgewinnung 
der Rohstoffe sein, nicht nur die Optimierung der 
Produktion, sondern die Ausrichtung der Produk-
tion darauf, daß das Entstehen von Abfall- und 
Schadstoffen vermieden wird. Es gibt eine Trilogie, 
dies zu erreichen: Anreize, Kontrolle und Verbrau-
cherdruck. 

Der Innenminister hat diesbezügliche Novellie-
rungen des Abfallbeseitigungsgesetzes angekün-
digt, auch die Einführung der Verwertungspflicht, 
ein Projekt, das schon zweimal in diesem Hause am 
Druck der wirtschaftlich Interessierten gescheitert 
ist. Ich hoffe, der dritte Anlauf wird erfolgreicher 
sein. Wir werden ihn unterstützen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Dazu gehört die Verbesserung der Transport-
überwachung, der Grundsatz, daß Abfälle dort zu 
beseitigen sind, wo sie anfallen, ein Altlastensanie-
rungsprogramm, eine TA-Abfall, also eine techni-
sche Anleitung über Mindestanforderungen bezüg-
lich Kennzeichnung, Beseitigung und Lagerung sol-
cher Stoffe nach dem jeweils letzten Stand der 
Technik. 

Es ist ein weiter Weg, den zu gehen wir uns da 
vorgenommen haben. Ich habe den Eindruck, daß 
der Innenminister unsere Unterstützung dringend 
nötig haben wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ein zentraler Punkt 
der heutigen Umweltdebatte ist der Entschlie-
ßungsantrag der Regierungskoalition zum Thema 
„Unsere Verantwortung für die Umwelt". Dies gibt 
mir Gelegenheit, noch einmal auf die grundsätzli-
chen Unterschiede zwischen Ihrem und unserem 
Umweltverständnis einzugehen. 

Wir sind uns sicher in manchen Dingen einig, vor 
allem bei den allgemeinen Zielsetzungen. Unsere 
Verantwortung gegenüber kommenden Generatio-
nen, Zwang zu schnellem Handeln, Umweltschutz 
nicht nur aus ethischen Gründen, sondern auch als 
Gebot wirtschaftlicher Vernunft, wer vermag diesen 
Zielen nicht zuzustimmen? Ich nehme gerade auch 
dem Landwirtschaftsminister das ehrliche Bemü- 
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hen in vielen Punkten ab. Am wenigsten könnten 
wir GRÜNE als sogenannte Umweltpartei dem un-
sere Zustimmung verweigern. 

Aus der Tatsache, daß in der Zwischenzeit auch 
die anderen Parteien das Thema Umweltschutz ent-
deckt haben, leiten nun manche falsche Schlußfol-
gerungen ab, etwa die, daß ihre eigene Partei nun-
mehr die eigentliche Umweltpartei wäre oder daß 
nur große Parteien in der Lage wären, eine wirk-
same Umweltpolitik zu betreiben. Den mächtigsten 
Bock hat aber die SPD von Baden-Württemberg ge-
schossen, indem sie die GRÜNEN schlichtweg für 
überflüssig erklärte. Herr Kollege Schäfer, in die-
sem Zusammenhang muß ich Sie als stellvertreten-
den Landesvorsitzenden der SPD ansprechen. Ich 
wäre mit solchen Äußerungen vorsichtig. Denken 
Sie an Ihren Parteigenossen Börner in Hessen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit der Dach

-

latte!) 
Er wird zur Zeit sicher ganz anders darüber den-
ken. Es könnte ja auch einmal in Baden-Württem-
berg eine ähnliche Konstellation entstehen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schäfer? 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Gerne. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Ehmke, wären 
Sie angesichts der besonderen Entwicklung der 
Partei der GRÜNEN in Baden-Württemberg, was 
ihren Parteitag in Konstanz angeht, was ihre politi-
sche Aussage angeht, was ihr Verhalten im Bundes-
hauptausschuß angeht, bereit, der Auffassung mei-
nes Landesvorsitzenden Ulrich Lang zuzustimmen, 
daß sie im nächsten Landtag von Baden-Württem-
berg überflüssig sind? 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Kollege 
Schäfer, ich würde abwarten, bis die neue Fraktion 
der GRÜNEN entstanden ist, die jetzt sicher als 
volle Fraktion in den Landtag von Baden-Württem-
berg einziehen wird. Herr Minister Weiser kann 
mir das sicher aus seiner Sicht bestätigen. 

(Heiterkeit) 
Ich erwähne nur das Beispiel Hessen. Auch dort hat 
ein grüner Landesverband sehr intensive Diskus-
sionen durchgemacht und ist jetzt bereit, politische 
Verantwortung mitzutragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, diese politische Ent-
gleisung der SPD ist es wert, glaube ich, auch ein-
mal in Bonn erwähnt zu werden, weil sie uns Gele-
genheit gibt, unsere Position noch deutlicher abzu-
grenzen, unterschiedliche Lösungswege aufzuzei-
gen und auf die Widersprüchlichkeiten auch der 
SPD-Politik in diesem Bereich hinzuweisen. So-
lange Umweltmahner wie Erhard Eppler bei Ihnen 
keine Chance haben, sich durchzusetzen, und die  

gegenwärtige Industriepolitik und der staatliche 
Zentralismus von der Mehrheit Ihrer Abgeordneten 
auch noch mitgetragen werden, solange dürfen Sie 
sich nicht als Umweltretter darstellen. Diese SPD, 
auch wenn sie im letzten Jahr etwas grüne Patina 
angesetzt hat, ist für Umweltbewußte keine Alter-
native. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Hauff 
[SPD]: Kein zentralistischer Monopolan

-

spruch!) 

— Nein, ich billige allen zu, daß sie für Umwelt-
schutz eintreten. Es gibt aber doch gewisse Unter-
schiede. 

Aber jetzt zurück zum Koalitionsantrag. Wenn-
gleich im allgemeinen Teil des Koalitionsantrages 
ein Konsens für uns festzustellen ist, so enthalten 
die Auftragsformulierungen an die Bundesregie-
rung wiederum jenen Widerspruch zwischen Wort 
und Tat, den ich leider schon bei früheren Gelegen-
heiten erwähnen mußte und der dem Antrag ein 
„Gschmäckle", wie man in meiner Heimat sagt, ei-
nen Geschmack des Unehrlichen verleiht. Es fällt 
nämlich auf, daß in Ihrem Antrag immer wieder das 
Wort „prüfen" vorkommt, während man konkrete 
Vorgaben an die Regierung vermißt. Sie werden die 
Regierung noch prüfen, messen und berichten las-
sen, wenn wir in unseren Wäldern keinen gesunden 
Baum mehr finden. Meine Damen und Herren, wir 
haben doch genug Fakten auf dem Tisch. Wir haben 
den entsprechenden Stand der Technik, um sofort 
aktiv zu werden, nicht morgen, sondern heute. Han-
deln statt prüfen, entschwefeln statt schwafeln — 
das ist doch die Devise. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie aber verlegen sich auf das Prüfen. Ich frage 
mich: Wozu haben wir uns zwei Tage lang die 
schlimmen Schäden im Bayerischen Wald und im 
Schwarzwald angeschaut, wenn Sie das völlig kalt 
läßt und Sie sich nicht zu wirkungsvollen Maßnah-
men statt zu Schauanträgen aufraffen können? 
Herr Kollege Schmidbauer, haben Sie denn die ein-
dringlichen Worte der Forstbeamten von Zwiesel, 
von Pforzheim und von Freudenstadt vergessen, 
Sie, der Sie bei jeder Gelegenheit betonen, wie ver-
bunden Sie dem deutschen Wald sind? 

(Gerstein [CDU/CSU]: Überhaupt nicht!) 

Ich frage mich: Wozu haben wir uns im Innenaus-
schuß mehrere Tage lang mit allen möglichen Ver-
bänden und Fachleuten herumgeschlagen, wenn 
Sie noch nicht einmal das Ergebnis dieser Anhö-
rung abwarten und auswerten wollen? Wahrschein-
lich war es Ihnen zu unbequem, zu hören, daß es 
nicht nur für die GRÜNEN, sondern auch für viele 
Fachleute eine klare Sache ist, daß die vollmundige 
Umweltpolitik von Innenminister Zimmermann 
eher der Imagepflege als der Waldrettung dient. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich frage mich weiter: Warum haben Sie die Er-
gebnisse unserer Japan-Reise nicht in Ihren An-
trag einbauen wollen? Japan ist uns bezüglich der 
Abgasreinigung bei Kraftwerken und Kraftfahr-
zeugen und bezüglich der Umsetzung wichtiger um- 
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weltpolitischer Prinzipien, z. B. der Beweislastum-
kehr, weit voraus. Zwar kann man dieses Lob nicht 
auf andere Umweltbereiche übertragen, aber hier 
geht es ja um die Luftreinhaltung. Wozu waren wir 
denn in Japan, wenn Sie nicht bereit sind, zu ler-
nen? — Herr Kollege Schmidbauer, Sie haben ja ein 
Beispiel dafür gegeben, daß Sie aus unserer Japan-
Reise sehr wenig gelernt haben. — Ich kann es 
Ihnen sagen, meine Damen und Herren von der 
Koalition: Ihnen geht es weniger um den Inhalt 
Ihres Antrages. Sie konnten nicht abwarten und 
Ihren Antrag ändern, weil er als Wahlkampfmuni-
tion für die Landtagswahl in Baden-Württemberg 
und die Europawahl ohne Rücksicht auf bessere 
Erkenntnisse „durchgepowert" werden mußte. 

In dieses Bild paßt auch, daß Sie die von uns im 
Innenausschuß eingebrachten konstruktiven, sub-
stantiellen Änderungsvorschläge — wir sind ja gar 
nicht gegen alles, sondern durchaus zu konstrukti-
ver Mitarbeit bereit, wenn sie wirksame Ergebnisse 
erwarten läßt — durchweg abgeschmettert haben. 
Dennoch haben wir uns im Innenausschuß trotz 
schwerer Bedenken der Stimme enthalten und 
nicht gegen Ihren Antrag gestimmt. Dies ist auch 
ein Zeichen unserer Verantwortungsbereitschaft, 
wofür Sie allerdings kein Gespür zu haben schei-
nen. 

Jetzt möchte ich noch ganz kurz einige Einzel-
punkte des Entschließungsantrags der Koalition 
ansprechen. Da ist zunächst Ihre Forderung an die 
Bundesregierung, zu prüfen und zu berichten, in-
wieweit Schwefeldioxid und Stickoxide aus Altan-
lagen noch schneller als nach den bestehenden Vor-
gaben vermindert werden können. An diesem 
Punkt wird ganz deutlich, welche Verzögerungstak-
tik Sie betreiben und wie die Techniker von der 
Politik mißbraucht werden. 

Nehmen wir nur einmal die Stickoxide. Sie tun so, 
als ob man immer noch mit der Stange im Nebel 
herumstochern müßte, während wir bereits im Mai 
1983, kurz nach unserem Einzug in dieses Hohe 
Haus, konkrete Zahlen und Methoden genannt ha-
ben. Bereits in unserem Waldrettungsprogramm 
von damals fordern wir eine Abgasverminderung 
auf 200 Milligramm Stickoxide pro Kubikmeter Ab-
luft bei Altanlagen. Daran hat sich nichts geändert. 
Sie haben diese Verminderung hier in Bonn stets 
als technisch nicht machbar und als überzogen ab-
getan. Auch die SPD hat den Zahlen der GRÜNEN 
nie recht getraut. 

Sie wären gut beraten gewesen, wenn Sie unsere 
Änderungsanträge entweder eingebaut oder die An-
hörung im Innenausschuß und die Japan-Reise so-
lide ausgewertet hätten. Da Sie das nicht getan ha-
ben, können Sie sich jetzt mit Ihrem Antrag nir-
gends mehr blicken lassen. Sie sind von der Ent-
wicklung in den Ländern längst überholt. So hat 
beispielsweise Hamburg zwei Blöcke mit Total-
entstickung bestellt, und Ihr eigener Parteifreund 
Lothar Späth in Baden-Württemberg übernimmt 
die alten Zahlen von uns GRÜNEN, also 200 Milli-
gramm Stickoxid pro Kubikmeter Abluft bei Altan-
lagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Allerdings — das muß ich dazusagen — kommt 
Späth zu spät, da die Vereinbarung betreffend Alt-
anlagen erst ab 1990 greifen wird und er nicht den 
Mut zu einer radikalen Waldrettung hat. 

(Duve [SPD]: Dann ist der Wald schon 
tot!) 

Doch dazu werde ich gleich noch etwas sagen. 

Sie werden bald genauso umfallen und die Vor-
schläge der GRÜNEN als Ihre eigenen verkaufen. 
Das ist zwar legitim, aber man darf auch klar sagen, 
was das in Wirklichkeit ist, nämlich Etiketten-
schwindel. Was soll denn der technische Laie, was 
soll der Waldbauer im Schwarzwald, was sollen die 
Eltern kranker Kinder im Ruhrgebiet von der Ab-
wiegelungstaktik in Ihrem Antrag halten, wenn Sie 
die Entschwefelung und Entstickung heute als noch 
nicht machbar bezeichnen und dafür eine Latte von 
gewichtigen Gründen anführen, die morgen — 
siehe Lothar Späth — plötzlich nicht mehr zählen? 
Da bleibt allen aufmerksamen Zeitgenossen nur 
eine Erkenntnis: Sie verwenden Scheinargumente, 
Sie mißbrauchen Techniker und Wissenschaftler, 
die Ihnen diese Scheinargumente liefern sollen, da-
mit die Gewinne der Energiewirtschaft nicht ge-
schmälert werden. Denken Sie doch nur an die hin-
getricksten, überhöhten Strombedarfsprognosen al-
ler bisherigen Bundesregierungen, die dann die Be-
gründung für den hemmungslosen Ausbau der zen-
tralen Energiewirtschaft hergaben. 

Meine Damen und Herren, angesichts der da-
durch bewirkten gegenwärtigen und zukünftigen 
Umweltkrisen dürfen wirtschaftliche Argumente 
keinen grundsätzlichen Vorrang mehr vor ökologi-
schen Argumenten haben; sie dürfen kein Tabu 
mehr darstellen. Wenn es ums Überleben geht, müs-
sen wir radikale Umweltrettungsmaßnahmen er-
greifen — koste es, was es wolle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies bringt mich zu einem weiteren Aspekt: 
Durch Ihren Antrag zieht sich wie ein roter Faden 
die Meinung, die auch in der Regierungserklärung 
vom April 1983 schon zu hören war: daß die Nega-
tivfolgen der Technik nur mit einem verbesserten 
technischen Umweltschutz zu beseitigen seien. Die-
sem Glauben an den Umweltschutz als Reparatur-
betrieb des Wirtschaftswachstums schließen sich 
auch die SPD und natürlich Lothar Späth in Baden

-

Württemberg an, wenn er sagt, das Waldsterben 
könne nur mit Technik bekämpft werden. Meine 
Damen und Herren, wenn Herr Späth von der Ver-
söhnung von Ökologie und Ökonomie redet, meint 
er in Wirklichkeit die Technologisierung der Ökolo-
gie. Er sieht damit nur eine Seite der Medaille. 
Natürlich brauchen wir auch die Technik, um zu 
retten, was noch zu retten ist. Mit Technik allein 
schaffen wir es aber nicht. 

Hierfür nur zwei Belege: 

Erstens werden die neuen Umwelttechnologien 
zu spät wirksam. So sollen die jetzt hochgelobten 
Stickoxidgrenzwerte von Baden-Württemberg, die 
die GRÜNEN schon 1982 gefordert haben, erst ab 
1988 für einen Teil und ab 1990 für die Gesamtheit 
der Anlagen gelten. Die Bonner Regierung hat die- 
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ses Thema sowieso verschlafen. Wenn die drasti-
sche Kfz-Abgasentgiftung tatsächlich zum 1. Januar 
1986 in Kraft treten sollte — woran ich, und nicht 
nur ich, meine Zweifel habe —, würde das doch frü-
hestens ab ca. 1990 zu einer spürbaren Schadstoff-
verminderung führen, wie wir in der Anhörung des 
Innenausschusses in dieser Woche j a überzeugend 
dargelegt bekommen haben. Im übrigen hat die An-
hörung doch wohl gezeigt, Herr Kollege Schmid-
bauer, daß die Befürworter einer ungehemmten Ra-
serei auf unseren Straßen doch mit falschen Abgas-
zahlen arbeiten. Das ist das Ergebnis dieser Anhö-
rung gewesen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Weil Sie Ihre 
Pseudoexperten da hatten!) 

— Nein, es ist eindeutig dargestellt worden, daß der 
VDA hier mit falschen Zahlen gearbeitet hat. Aber 
wir werden uns darüber im Innenausschuß j a noch 
in aller Ausführlichkeit unterhalten. Bis zum Jahre 
1990 werden mit großer Wahrscheinlichkeit die mei-
sten Waldbäume erkrankt und somit nicht mehr zu 
retten sein. 

Der zweite Grund dafür, daß technischer Umwelt-
schutz nur die halbe Wahrheit darstellen kann, ist 
die von Wirtschaftswissenschaftlern mehrfach be-
wiesene Tatsache, daß Wirtschaftswachstum die 
Umweltprobleme auf Dauer nicht lösen kann. Die 
Kosten des Reparaturbetriebes Umweltschutz stei-
gen überproportional zur Zunahme der durch das 
Wirtschaftswachstum bereitgestellten Umwelt-
schutzmittel, weil nach einer bestimmten Wachs-
tumsrate entweder die Umweltbelastung zunehmen 
muß oder die erwirtschafteten Finanzmittel allein 
zur Reparatur der Schäden, die das quantitative 
Wachstum erzeugt, ausgegeben werden müssen. 

Die Technologisierung der Ökologie, wie sie die 
etablierten Parteien betreiben, führt uns also im-
mer wieder vor diese Alternative: Wirtschafts-
wachstum mit Umweltschäden oder Wachstum 
ohne Gewinn, aber mit teurem technischen Um-
weltschutz. 

Für uns GRÜNE ist das eine Scheinalternative, 
weil an der Prämisse Wirtschaftswachstum festge-
halten wird. Nachdem wir die Grenzen des Wachs-
tums offensichtlich erreicht haben, wie die Statisti-
ken zeigen, muß die sinnvolle Alternative doch wohl 
lauten: Wirtschaftswachstum als Ideologie oder eine 
Marktwirtschaft innerhalb eines vorgegebenen öko-
logischen und sozialen Rahmens. Deshalb kann 
technischer Umweltschutz nur eine Übergangshilfe 
für den Umbruch zu einem ökologisch und soziolo-
gisch verantwortbaren dezentralen Wirtschaftsstil 
darstellen. 

Aus dieser Erkenntnis heraus, die in Ihrem An-
trag allerdings nicht zu spüren und auch nicht zu 
erwarten war, stützt sich die Umweltpolitik der 
GRÜNEN auf drei Säulen: erstens sofortige wirk-
same Notmaßnahmen gegen die schlimmsten Um-
weltschäden, insbesondere das Waldsterben — Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, Stillegung besonderer 
Kohlekraftwerke —, zweitens mittelfristige inten-
sive Verbesserung der Umwelttechnologie und drit-
tens langfristig wirksame, aber jetzt einzuleitende 

Neuorientierung der Wirtschafts-, Energie- und Ver-
kehrspolitik im Sinne einer verinnerlichten Ökolo-
gie. 

Meine Damen und Herren, ich wollte Ihnen jetzt 
eigentlich Beispiele hierfür liefern, aber weil man 
eine ganze Fülle von Themen hier in unverantwort-
barer Weise zusammengepackt hat — meine Kolle-
gin hat es schon angesprochen —, muß ich mir das 
jetzt ersparen. 

Wir haben gesehen, daß wir Notmaßnahmen zur 
Rettung der Umwelt brauchen und daß wir einen 
anderen, umweltbewußten Wirtschaftsstil einleiten 
müssen, um unserer Verantwortung für die Umwelt 
und für unsere Nachkommen gerecht zu werden. 

Davon ist im Koalitionsantrag trotz seiner Länge 
wenig zu merken. Sie sind nicht einmal bereit, die 
derzeit verfügbare Technologie massiv und schnell 
einzusetzen, wie wir es schon mehrfach gefordert 
haben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ist doch nicht zu

-

treffend!) 

So dient Ihr Antrag in erster Linie der Imagepflege 
und trägt wenig dazu bei, die hereinbrechenden 
Umweltkrisen zu meistern. Sie haben immer noch 
nicht verstanden, worum es geht, um die ökonomi-
schen und ökologischen Existenzgrundlagen unse-
rer Gesellschaft und des menschlichen Lebens 
schlechthin, wie es kürzlich die deutschen Waldbe-
sitzer formuliert haben. Immer mehr sogenannte 
Konservative haben doch inzwischen erkannt, daß 
gerade diejenigen Parteien, die so häufig von Hei-
mat, Volk und Vaterland reden, die Zerstörung die-
ser Werte und ihrer Inhalte durch die Ideologie des 
Wirtschaftswachstums zum Teil bewußt betreiben. 
Blindes Wachstumsdenken in Form von Straßen-
bau, Flurbereinigung und Waldvernichtung zerstört 
die Umwelt. Deswegen werden zumindest wir 
GRÜNE uns für die Rettung unserer Heimat einset-
zen, koste es, was es wolle. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Minister des Landes Ba-
den-Württemberg für Ernährung, Landwirtschaft, 
Umwelt und Forsten, Herr Weiser. 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Frau Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe diese De-
batte mit großer Aufmerksamkeit verfolgt und 
möchte feststellen, daß Umweltschutz keine neue 
Erfindung ist, sondern von uns in Baden-Württem-
berg seit langem erfolgreich praktiziert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Dr. Ehmke, wenn wir mit dem Um-
weltschutz gewartet hätten, bis Sie gekommen sind, 
dann wüßten wir heute noch nicht einmal, wie eine 
funktionierende Kläranlage aussieht, geschweige 
denn, daß in Baden-Württemberg etwa 1 400 große 
Kläranlagen in Betrieb wären. Wie die Wirtschaft 
mitgearbeitet hat, 

(Zurufe von der SPD) 
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— warten Sie doch einmal ab, Herr Kollege Schäfer, 
seien Sie doch nicht so ungeduldig — geht daraus 
hervor, daß wir bei 9,5 Millionen Einwohnern be-
reits für 23 Millionen Einwohnergleichwerte me-
chanische und biologische Kläranlagen in Betrieb 
haben. Wenn der Kollege Müntefering vorhin von 
der Forderung gesprochen hat, ein Kläranlagen-
bauprogramm zu erstellen, kann Baden-Württem-
berg Vollzug melden. Wenden Sie sich vielleicht ein-
mal an Bremen, damit die auch mal eine Kläran-
lage bauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Hauff, Sie haben bei der Rede des 
Kollegen Kiechle, die ich als sehr sachkundig emp-
funden habe, den Zwischenruf gemacht, es sei eine 
Abiturarbeit. 

(Duve [SPD]: Arbeit war es nicht!) 

Ich muß Ihnen sagen, ich weiß nicht, ob Sie für Ihre 
Rede von mir den Hauptschulabschluß bekommen 
hätten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß feststellen, was Sie hier vorgetragen ha-
ben, war nichts anderes als eine Selbstanklage, 
denn die Umweltverhältnisse, wie Sie sie beklagt 
haben, sind doch nicht in den letzten 15 Monaten 
entstanden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wer hat das behauptet? 
Sie verdrehen doch die Tatsachen!) 

— Entschuldigung, lassen Sie mich doch einmal 
ausreden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Nein, Sie verdrehen die 
Tatsachen!) 

— Sie haben immer „Herr Zimmermann" dazwi-
schengerufen. Sie hätten mal einen anderen Zwi-
schenruf benutzen sollen. Der Herr Zimmermann 
trägt die Verantwortung seit 15 Monaten. Ich werde 
Ihnen sagen, was in der Zeit geschehen ist. Ich 
komme darauf zurück. 

Herr Kollege Baum hat zu mir hingeschaut, als er 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung angespro-
chen hat. 

(Duve [SPD]: Da waren Sie dagegen!) 

Meine Damen und Herren, hier wurde der Herr 
Menke-Glückert zitiert. 

(Duve [SPD]: Den hat der Zimmermann 
hinausgeschmissen!) 

— Warten Sie doch einmal ab. Ich war schon ein 
paarmal hier, aber ich bewundere immer wieder 
Ihre Ungeduld. Herr Menke-Glückert hat sich bei 
mir im Auftrag von Herrn Baum bedankt, daß ich 
mich damals innerhalb der CDU in sehr starkem 
Maße für die Verbesserungen eingesetzt habe. Herr 
Hauff, lesen Sie doch einmal den Entwurf, den die 
alte Bundesregierung hinterlassen hat. Auf wessen 
Antrag ist denn die Mindestentschwefelung in die 
Verordnung aufgenommen worden? Es war der An-
trag Baden-Württembergs und Bayerns. Auf wessen 
Antrag ist denn aufgenommen worden, daß die 
Stickoxidausstoßmengen von 900 auf 800 Milli-
gramm zurückgeführt werden und dabei nicht nur 

feuerungstechnische Maßnahmen eingesetzt wer-
den können? 

(Dr. Hauff [SPD]: Der Entwurf stammte 
doch von Zimmermann!) 

— Entschuldigung, das war der Entwurf, den der 
Herr Dr. Zimmermann vorgefunden hat. — Warum 
haben Sie denn in Bexbach mit der Kapitalmehr-
heit des Bundes einen Genehmigungsbescheid mit 
850 Milligramm SO 2 -Ausstoß beantragt, als wir 1978 
in Mannheim mit 383 Milligramm genehmigt ha-
ben? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr. Hauff 
[SPD]: Berlin!) 

— Aber, Herr Hauff, was soll denn diese Diskus-
sion? — Fragen Sie doch den Herrn Baum, warum 
er uns damals geschrieben hat, wir möchten auf 
unsere Finanzminister einwirken, daß die Werte in 
Bexbach geändert werden, obwohl der Bund die Ka-
pitalmehrheit hatte. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was ist in Berlin pas

-

siert?) 

— In Berlin ist vieles passiert. 

(Dr. Hauff [SPD]: Im Kraftwerksbereich!) 

Wollen wir jetzt damit anfangen, was in Berlin alles 
passiert ist? Da mußten ganze Regierungen gehen 
ob dem, was in Berlin geschehen ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Dr. Hauff [SPD]: Das ist billig!) 

Ich will Ihnen eines sagen: Ich habe vorhin auch 
einiges als billig empfunden, z. B. daß Sie aus Bä-
chen Wasser trinken wollen und der Kollege Münte-
fering das Brauchwasser in den Haushaltungen 
einführen will. Was soll denn das? 

(Zurufe von der SPD) 

— Er hat erklärt, wir müßten in den Haushaltungen 
für die Toilletenspülung Brauchwasser einführen, 
damit die Bauarbeiter beschäftigt werden können. 
Sie müssen doch wenigstens Ihren Kollegen zuhö-
ren, wenn sie hier reden. Ich habe aufmerksam zu-
gehört. Da will der eine aus dem Bach Wasser trin-
ken, der andere will Brauchwasser in den Haushal-
tungen, und dann fragen Sie nach der Einigkeit in 
der CDU/CSU. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Hauff, Abwasser wird nie Trinkwas-
ser werden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Kabarett!) 

— Ich hätte hier manches kabarettreif gefunden, 
wenn es nur nicht so traurig gewesen wäre. Ich 
sage Ihnen: Sie können Wasser reinigen wie Sie 
wollen, Abwasser wird immer Abwasser bleiben. 
Wir sollten unseren Kindern nicht einreden, wir 
können Bäder, Waschmaschinen und Toiletten ha-
ben und könnten dennoch aus dem Bach Wasser 
trinken. Das sind doch Vorstellungen, die nicht rea-
listisch sind. 

Herr Dr. Ehmke, ich gehe davon aus, daß Sie uns 
all die Vorschläge für die Praxis, die Sie hier aus 
Zeitmangel nicht ausführen konnten, schriftlich zu- 
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stellen. Ich habe Sie in Freudenstadt schon aufge-
fordert, uns alle Angaben zu liefern, die gebraucht 
werden, um schneller zu handeln. 

Wenn Sie hier erklärt haben, der Herr Späth 
wolle 1990 mit der Entstickung beginnen, dann ist 
das einfach die Unwahrheit. Das Konzept der Lan-
desregierung von Baden-Württemberg beinhaltet, 
daß 90% des Stickoxidausstoßes bis 1990 beseitigt 
sein werden — begonnen wird sofort. Wir reduzie-
ren nicht auf 800 Milligramm, wie es heute noch auf 
Grund der damaligen technischen Möglichkeiten in 
der Verordnung steht, sondern auf 200 Milligramm, 
weil dies nach unserer Erkenntnis möglich ist. 

Wenn hier die Frage aufgeworfen wurde, warum 
denn hier nicht möglich sei, was in Japan möglich 
ist, dann muß ich sagen, Herr Kollege Hauff: In 
Japan wird seit 1974 entstickt. Berufen Sie sich 
doch nicht wieder darauf, wir hätten sie gehindert, 
das alles zu tun. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir haben doch niemanden gehindert. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was? Wie war das denn 
mit dem Abwasserabgabengesetz im Bun

-

desrat?) 

— Über Abwasserabgabe wollen wir nicht reden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das glaube ich!) 

— Ich sage Ihnen, warum. Herr Kollege Baum hat 
hier heute selber erklärt, daß das Abwasserabga-
bengesetz novelliert werden müßte, auch wegen 
zum Teil überholter Parameter. Genau das war es, 
was wir damals in die Diskussion gebracht haben 

(Dr. Hauff [SPD]: Sie wollen doch drunter 
bleiben!) 

und was abgelehnt wurde. 

(Dr. Hauff [SPD]: Blockiert haben Sie es!) 

— Wer hat blockiert? 

(Dr. Hauff [SPD]: Sie das Abwasserabga

-

bengesetz!) 

Ich darf bloß um der geschichtlichen Wahrheit 
willen daran erinnern, Herr Kollege Hauff, daß das 
Abwasserabgabengesetz im Deutschen Bundestag 
einstimmig verabschiedet wurde und bei der Verab-
schiedung im Bundesrat auch die Zustimmung Ba-
den-Württembergs gefunden hat. Es war in einer 
meiner ersten Kabinettssitzungen als Umweltmini-
ster des Landes, in der das Kabinett die Zustim-
mung für den Bundesrat beschlossen hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Ja, sehr 
gerne. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Minister, würden Sie dann 
wenigstens einräumen, daß das Land Baden-Würt-
temberg im Bundesrat dem Abwasserabgabenge-
setz erst dann zugestimmt hat, nachdem Sie es 
durch Herabsetzung der Abgabensätze wesentlich 
verwässert hatten und sie bis dahin in der Tat mit 

Bedenken, die sich nicht bewahrheitet haben, näm-
lich Inpraktikabilität, zu großer Verwaltungsauf-
wand und dergleichen, alles versucht haben, um die 
Verabschiedung dieses Gesetzes in die Länge zu 
ziehen, wenn nicht nach Möglichkeit zu verhin-
dern? 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist die Wahrheit!) 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Wahrheit 
ist, daß das Gesetz einstimmig verabschiedet wor-
den ist. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Hauff [SPD]: 
Antworten Sie doch einmal!) 

— Ich bin doch gerade dabei! Warum sind Sie denn 
so ungeduldig? 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Minister hat 
das Wort. 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Wahrheit 
ist ferner, meine Damen und Herren, daß das Ge-
setz erst fünf Jahre später — 1981 — in Kraft getre-
ten ist und daß wir vor dem Inkrafttreten genau 
das, was Herr Baum heute an Novellierungen hier 
gefordert hat, von unserer Seite aus an Novellie-
rungsvorschlägen eingebracht haben. Herr Kollege 
Schäfer, Sie können noch so oft den Kopf schüt-
teln. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist einfach 
falsch!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie dem Kollegen Schäfer auch eine Zwischen-
frage? 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Ja, wenn er 
schnell macht und mir das nachher auf meine Re-
dezeit gutgeschrieben wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Schäfer! 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Minister, da Sie 
sich hier als Vorreiter für den Kampf gegen das 
Waldsterben darstellen, können Sie mir bitte eine 
einzige Initiative des Landes Baden-Württemberg, 
eines anderen von der CDU regierten Landes oder 
der Bundestagsfraktion im Zeitraum von 1972 bis 
1982 nennen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bayern!) 
die eine Verschärfung der Umweltschutzgesetze be-
deutet und insonderheit Kampf gegen das Wald-
sterben beinhaltet hätte? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sprechen Sie doch 
über den Gewässerschutz!) 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Vielen 
Dank, Herr Kollege Schäfer! Ich werde darauf zu-
rückkommen. Ich muß zuerst noch dem Kollegen 
Dr. Hirsch antworten. 

Tatsache ist, daß damals alle zugestimmt haben. 
Sie sagen, wir hätten das Gesetz verwässert und die 
Herabsetzung der Abgabe gefordert. Sie wissen ge-
nau, wie die Reduzierung der Abgabe zustande ge-
kommen ist. War es nicht so, daß beim damaligen 
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Bundeskanzler ein Gespräch mit Vertretern der 
Wirtschaft stattgefunden hat und diese erklärt ha-
ben: „Das kann alles in Stufen aufgebaut werden; 
aber es muß unten angefangen werden?" Es gibt 
keinen Antrag Baden-Württembergs, die Abgaben-
sätze zu senken, Herr Kollege Dr. Hirsch. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das bleibt die geschichtliche Wahrheit. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit der 
Abwasserreinigung zu einem Zeitpunkt begonnen 
— ich komme noch auf Ihre Frage zurück, Herr 
Schäfer —, als es auch dort noch viele Unbekannte 
gab. Wir haben die Techniken weiterentwickelt und 
haben unseren Bürgern hohe Abgaben zugemutet. 
Überall dort, wo es vernünftige Bemessungsgrund-
lagen für Abgaben gibt und wo Leistung gegen Ab-
gabe steht, können Sie mit uns über Abgaben re-
den. 

Wir haben die Abwassergebühr. Ich bin 1962 Bür-
germeister einer kleinen Gemeinde geworden. Da-
mals haben wir im Gemeinderat drei Stunden lang 
darüber diskutiert, ob man die Abwassergebühr von 
20 auf 30 Pf erhöhen könne. Heute zahlen die Bür-
ger 3,80 DM und sind hochzufrieden darüber, daß 
die Abwässer gereinigt sind. Das ist der Wettbe-
werb, in den wir eintreten müssen. 

Trinkwasserversorgung! Auch hier gibt es eine 
einwandfreie Bemessungsgrundlage und dafür den 
Wasserzins. Das ist doch gar keine Frage! 

Nehmen Sie weiter die Abfallbeseitigung. 4 000 
wilde Müllkippen gab es in Baden-Württemberg. 
Aber doch nicht deshalb, weil die Leute das wollten, 
sondern weil wir keine Erkenntnisse, keine Techni-
ken und keine Maßstäbe hatten, nach denen wir die 
Situation beurteilen konnten. Wir haben doch mit 
der ökologischen Forschung erst zu einem Zeit-
punkt begonnen, als viele andere Probleme bereits 
gelöst waren. 

Wenn man sich heute hier hinstellt und so tut, als 
ob alles versäumt worden wäre, werden wir den 
Bürgern, die dafür große Opfer gebracht haben, ein-
fach nicht gerecht. Unsere Bürgermeister sind hin-
gestanden, als es um Anliegerbeiträge, als es um die 
Gebühren ging — es ist viel populärer, eine Sport-
halle einzuweihen —, haben die Abwasserbeseiti-
gung finanziert und den Leuten Opfer zugemutet. 
Es ist doch nicht so, Herr Ehmke, daß die GRÜNEN 
die Erfinder der Umweltpolitik wären. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Allerdings!) 

Für mich — das möchte ich Ihnen sagen, wenn Sie 
hier von Verfassungsänderung reden — gehört zu 
einer intakten Umwelt und zu dem, was man ande-
ren zumuten darf, z. B. auch, daß sich Leute, die 
nicht körperbehindert sind, nicht von jungen Polizi-
sten durch die Landschaft tragen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch das gehört mit zu einer menschenwürdigen 
Umwelt. Es ist eine Zumutung. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie unternehmen ständig den Versuch zu verun-
sichern und so zu tun, als ob Sie die Umweltpolitik 
erfunden hätten. Sie nehmen dann noch die Wahr-
heit für sich in Anspruch. 

Ich glaube, hier sollte man doch einmal sehen, 
was in der Vergangenheit durch Wissenschaft, 
durch Technik, durch das Engagement vieler Bür-
ger an umweltpolitischem Fortschritt erzielt wurde. 
Es gibt noch eine Vielzahl von Problemen. Man 
sollte gemeinsam in den Wettbewerb treten, diese 
Probleme zeitgerecht zu lösen. Man sollte aber 
nicht ständig so tun, als ob hier der Weltuntergang 
vorprogrammiert wäre. 

Ich sage Ihnen: Diejenigen, welche die Leute 
ständig auf Trab halten — auch, Herr Kollege 
Hauff, mit der Aussage über vergiftete Lebensmit-
tel —, schaden der Volksgesundheit oft mehr als 
manches andere. Auch das sollte man sich überle-
gen, wenn man versucht, verantwortlich Politik zu 
betreiben. 

(Burgmann [GRÜNE]: Diejenigen, die dar

-

auf aufmerksam machen, das sind die 
Schuldigen?) 

— Ich möchte Ihnen noch eines sagen: Wissen Sie, 
es gibt so viele Dinge, über die man diskutieren 
kann. Ich will auch etwas zur Bodengesundheit sa-
gen. Wir haben in Baden-Württemberg 8 000 Boden-
proben ziehen lassen, um die Schwermetallbela -
stungen festzustellen. Wir haben die pH-Werte fest-
gestellt. Wir wissen, wie die Verhältnisse aussehen. 
Wir haben beispielsweise bei den Schwermetallen 
im Schnitt etwa 10 bis 20 % der tolerierten Bela-
stung. Dabei handelt es sich zum großen Teil um 
natürliche Vorkommen. 

Ich habe einmal mit jemandem diskutiert, der 
auch vortrug, was alles an Schwermetallen im 
Lande sei. Ich habe ihm die Frage gestellt, ob er von 
säure- oder wasserlöslichen Schwermetallen 
spricht. Da hat er geantwortet: Was soll denn die 
lustige Frage? 

Lustig ist die Frage überhaupt nicht, weil es na-
türliche Vorkommen gibt, die gar nicht wasserlös-
lich sind und damit von der Pflanze überhaupt nicht 
aufgenommen werden, während es wasserlösliche 
Schwermetalle gibt, die Probleme bereiten. Man 
muß die Dinge sehr sorgfältig auseinanderhalten. 

Ich sage Ihnen: Ich bin vielen Wissenschaftlern 
sehr dankbar, die uns neue Erkenntnisse gebracht 
haben. Es muß unsere Aufgabe sein, die Forschung 
weiter voranzubringen. Wir forschen in Baden

-

Württemberg im Waldbereich in diesem Jahr mit 
einem Aufwand von über 20 Millionen DM. Es geht 
dabei um 155 Forschungsvorhaben. 

Es geht auch um die Frage der Abfallbeseitigung, 
Herr Kollege Dr. Ehmke; nicht schwafeln — ent

-

schwefeln. Ich hoffe, daß wir uns eines Tages nicht 
an einer Baustelle sehen und Sie mit denselben 
treuen Augen verkünden: kein schwefelbelasteter 
Gips auf diese Baustelle! Wenn alles entschwefelt 
ist, werden wir 1 Millionen t schwefelbelasteten 
Gips und 200 000 Doppelzentner schwefelsaures 
Ammoniak allein in Baden-Württemberg haben. 
Dieses Problem muß zukunftsträchtig gelöst wer- 
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den. Die leichtfertige Lösung von Umweltproble-
men hat oft weit schärfere Umweltprobleme ausge-
löst, die vorher nicht bedacht waren. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist das leider!) 

Mit Schlagworten und Transparenten ist alles sehr 
leicht darzustellen. Es ist weit schwieriger, die Pro-
bleme zeit- und zukunftsgerecht in Ordnung zu 
bringen. 

Damit, Herr Kollege Schäfer, zu der Frage: Wo 
gab es denn Initiativen? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Bundesratssit-
zung!) 

Bei vielen Umweltministerkonferenzen sind diese 
Fragen diskutiert worden. Es gab die Initiative von 
Baden-Württemberg und Bayern zum Mindestent-
schwefelungsgrad. Sie wissen doch so gut wie ich, 
daß es Kohle mit unterschiedlicher Schwefelbela-
stung gibt. Wenn der Höchstausstoß bei 400 mg 
liegt, aber gleichzeitig eine 85 %ige Entschwefelung 
bei allen Kraftwerken mit über 400 Megawatt gefor-
dert wird, dann müssen eben mit der mit 1,3 % 
Schwefel belasteten Kohle diese 400 mg eingehal-
ten werden. Aber mit der Kohle, die 0,8 % Schwefel 
enthält, erreichen Sie dabei bei einer Mindestent-
schwefelung von 85 % eben 180 bis 200 mg. Das sind 
doch die Zusammenhänge, die man kennen muß, 
wenn man über diese Fragen sachverständig disku-
tieren will. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Bitte, Herr 
Kollege Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Da Sie meine Frage 
beantworten wollten, will ich sie noch einmal wie-
derholen. Ich habe nach Bundesratsinitiativen von 
1972 bis 1982 gefragt — ich ergänze: in Form von 
Gesetzesinitiativen —, die zur Verschärfung der be-
stehenden Umweltschutzgesetze oder zur Verbesse-
rung der von der sozialliberalen Koalition in diesem 
Zeitraum vorgelegten Umweltschutzgesetze ergrif-
fen wurden. Da haben Sie bislang noch nicht geant-
wortet. 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Herr Kol-
lege Schäfer, die Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung und die TA Luft wurden vom neuen Bundesin-
nenminister Dr. Zimmermann vorgelegt, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wann?) 

und vorher konnten sie in den Gremien nicht bera-
ten werden. Es war nie üblich, daß die Länder Ver-
ordnungen zu Bundesgesetzen in der Weise einbrin-
gen, wie Sie das hier verlangen. Es war doch Sache 
der Bundesregierung, dies zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie merken 

selbst, daß die Antwort schwach ist!) 

— Herr Kollege Schäfer, ich habe heute schon viel 
schwächere Ausführungen gehört. Was heißt denn, 
Herr Kollege Schäfer: Wo sind die Initiativen? Wir 

haben in den Umweltministerkonferenzen die Ver-
ordnungsentwürfe beraten. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Alles Nebel-
werferei! Nennen Sie von 1972 bis 1982 ein 
Beispiel, wo Sie ein von der sozialliberalen 
Koalition vorgelegtes Umweltschutzgesetz 
verbessert haben! Einen einzigen Beleg!) 

— Da haben Sie regiert und nichts getan. Das ist 
die Wahrheit. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Schäfer, 
ich erinnere mich nicht, daß Sie das Wort haben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es war ein 
Zwischenruf!) 

Herr Minister, fahren Sie bitte fort. 

Minister Weiser (Baden-Württemberg): Herr Kol-
lege Schäfer, ich möchte abschließend sagen: Wer 
sich hierherstellt, von Versäumnissen der neuen 
Bundesregierung redet und Umweltverhältnisse be-
klagt, die während seiner Amtszeit entstanden sind, 
der soll sich ein Beispiel an dem nehmen, was wir 
in Zusammenarbeit mit der neuen Bundesregie-
rung auf den Weg gebracht, was wir konsequent 
durchgeführt haben, weil wir uns von niemandem, 
wenn es um die Lösung von Umweltproblemen 
geht, um sachgerechte Lösung der Probleme geht, 
von niemandem übertreffen lassen. Sie wissen sehr 
genau, Herr Kollege Schäfer — deshalb ist auch 
Ihre Position in Baden-Württemberg nicht ganz ein-
fach —, daß wir seit zwölf Jahren in Baden-Würt-
temberg diese Politik praktiziert haben und uns 
über die Zusammenarbeit und über das, was mit 
dem neuen Bundesinnenminister zur Luftreinhal-
tung auf den Weg gebracht wurde, in der Tat freu-
en. 

Wir sollten noch eines bedenken, was ich auch an 
Sie, Herr Dr. Ehmke, gerichtet sage. Es gibt bei uns 
überhaupt keine Kostendiskussion. Wir haben die 
Abwasserbeseitigung durchgeführt und in Baden-
Württemberg in den letzten zehn Jahren über 8 Mil-
liarden DM nur für Kläranlagenbau und für Zulei-
tungssammler aufgewendet. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

— Das waren 500 Millionen DM von 8 Milliarden 
DM, Herr Schäfer. Natürlich ist das was, aber dafür 
zahlen wir auch heute Zinsen. Das ist über Schul-
den finanziert worden. Das muß man doch wissen. 

Wenn Sie die Finanznot der Gemeinden in Ba-
den-Württemberg beklagen, dann sollten Sie sich 
einmal etwas mit Kommunalpolitik befassen. Es 
wurde von Dorfentwicklung gesprochen. Ich lade 
Sie ein: In 2 200 Dörfern in Baden-Württemberg 
wird zur Zeit die Dorfentwicklung durchgeführt. 
Nehmen Sie die Umweltforschung, nehmen Sie die 
Dorfentwicklung! Das sind Summen, die im Bun-
desgebiet ihresgleichen suchen. Das geschah bei ei-
ner zwölfjährigen Regierungszeit der CDU in Ba-
den-Württemberg. 

Sie haben das Hochwasserschutzprogramm ange-
sprochen; ich kann Ihnen gerne die Unterlagen 
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dazu schicken. Sie haben das Umweltprogramm 
von Nordrhein-Westfalen angesprochen. Ich schicke 
Ihnen gern unser drittes Umweltprogramm zum 
Vergleich. 

(Burgmann [GRÜNE]: Lieber in den 
Schwarzwald gehen!) 

Ich kann Ihnen auch den ersten und den zweiten 
Umweltqualitätsbericht des Landes Baden-Würt-
temberg schicken, damit Sie eine Unterlage haben, 
wenn Sie so etwas konzipieren wollen. Ich darf ins-
gesamt sagen, Herr Ehmke — das trifft den Kern 
der Sache —: Lösung umweltpolitischer Probleme 
schafft man wirklich nicht durch Schwafeln, son-
dern durch sachkundige Arbeit. Der stellen wir uns, 
und das andere überlassen wir gern Ihnen. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Auch im Musterländle 
Baden-Württemberg ist nicht alles Gold, was glänzt, 
Herr Minister Weiser, auch im Umweltbereich 
nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie die Geduld und die Zeit haben, hier noch 
ein wenig zuzuhören, dann bin ich gerne bereit, dar-
auf einzugehen. 

Meine Damen und Herren, von der Regierungs-
seite scheint es bei umweltpolitischen Debatten zur 
Pflichtübung geworden zu sein, immer wieder da-
zwischenzurufen: 13 Jahre! 13 Jahre! — Was soll das 
eigentlich? 

(Susset [CDU/CSU: Aber das ist doch Tat-
sache! — Freiherr von Schorlemer [CDU/ 
CSU: Das hört ihr nicht gern! Das ist die 
Wahrheit! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Darf ich um Aufmerksamkeit bitten? — Fragen 
Sie doch einmal Ihre Kollegen, die immer so stolz 
darauf waren, daß wir die großen gesetzgeberischen 
Leistungen auf dem Gebiet der Umweltpolitik in 
den 70er Jahren gemeinsam vollbracht haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das war der erste Punkt. 

Zweiter Punkt. Gewiß sind die Waldschäden nicht 
von heute und auch nicht von gestern. Sie sind 
Ergebnis eines jahrzehntelangen rücksichtslosen 
Umgangs mit der Natur. Wir alle haben die Gefah-
ren unterschätzt. Aber die Tragödie ist da, und nun 
erlebt man plötzlich wundersame Verwandlungen. 
Ich habe ja nichts dagegen, daß jemand klüger 
wird, aber ich habe wohl etwas dagegen, daß man — 
wie geschickt auch immer — die Rollen zu vertau-
schen versucht und jetzt plötzlich aus Schwarz 
Weiß macht. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak-
tionen, Sie tun so, als hätten Sie beim Umwelt-

schutz schon immer an vorderster Front gestanden. 
Das Gegenteil ist wahr. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wie war es denn z. B., als sich die sozialdemokra-
tisch geführte Bundesregierung 1978 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr Laufs, 
hören Sie jetzt zu!) 

bemühte, das Bundes-Immisionsschutzgesetz zu 
novellieren? Bei der ersten Lesung hat der Spre-
cher der damaligen Opposition, Herr Dr. Laufs, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

die Bundesregierung hart kritisiert 

(Dr. Laufs [CDU/CSU: Ja, das taugte näm

-

lich nichts!) 

— langsam —, weil sie nämlich eigensinnig darauf 
beharre, ein Verschlechterungsverbot einzuführen. 
Ich zitiere: 

Sie 

— die Bundesregierung — 

beharrt auf dem Verschlechterungsverbot. Sie 
versteht das übergeordnete Vorsorgegebot des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Wei-
se, daß es nicht nur artengefährdende, sondern 
auch lediglich wachstumshemmende Immis-
sionswirkungen .. . 

(Zurufe von der SPD) 

— Ach, hört ihr doch bitte schön auch einmal zu! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das war eine sehr gute 
Bemerkung, Frau Kollegin. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): 

... an besonders empfindlichen Pflanzen gene-
rell auszuschließen gelte. 

Ja, genau dies wollten wir. Wir wollten nämlich 
auch besonders empfindliche Pflanzen in ihrer Exi-
stenz schützen, z. B. auch die Tannen des Schwarz-
waldes, 

(Beifall bei der SPD) 

denn die gehören zu den besonders empfindlichen 
Pflanzen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Der liberale Innenmini

-

ster! — Hoffie [FDP]: Herr Baum war das 
damals!) 

Es war doch schon damals klar, daß die Werte der 
TA-Luft 1974 nicht ausreichten, um diesen Schutz 
zu gewährleisten. Aber was haben Sie dagegen-
gehalten? Originalton vom 22. Juni 1979 — ich zi-
tiere —: 

Alle Maßnahmen des Umweltschutzes stellen 
Eingriffe in Grundrechte dar, wie das auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit, freie Berufsaus-
übung, Eigentum und schließlich selbst das auf 
menschliche Gesundheit, wenn es um die Ver-
sorgung mit lebensnotwendigen Gütern geht. 
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Jeder Eingriff in Grundrechte muß dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit folgen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch rich-
tig!) 

Extreme Forderungen des Umweltschutzes 
werden diesem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
nicht gerecht. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das Protokoll verzeichnet: „Zuruf von der CDU/ 
CSU: Richtig!" 

(Zuruf des Abg. Dr. Laufs [CDU/CSU]) 

Herr Kollege Laufs, meinen Sie nicht, daß man 
heute eher sagen müßte: Unterlassene Maßnahmen 
des Umweltschutzes werden dem Grundrecht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit, nämlich auf 
Gesundheit, nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Der ehemalige Abgeordnete Dr. Herbert Gruhl, 
damals schon fraktionslos, hat unmittelbar nach 
dieser für ihn offenbar niederschmetternden Rede 
gesagt: 

Nun hat zuletzt der Kollege Laufs eine Rede 
gehalten, aus der ich nur schließen kann, daß 
für die CDU/CSU der Umweltbereich total be-
graben worden ist. 

(Zustimmung bei der SPD — Duve [SPD] 
[zur CDU/CSU]: Sie haben den Herrn Dr. 
Gruhl hinausgetrieben! — Schäfer [Offen-

burg] [SPD]: 1978!) 

Ich habe nichts dagegen, wenn aus einem Saulus 
ein Paulus geworden ist, lieber Herr Kollege Paul 
Laufs. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie müssen immer 
die Zusammenhänge sehen, liebe Frau 
Kollegin! — Schäfer [Offenburg] [SPD] [zu 
Abg. Dr. Laufs]: Jetzt sind Sie noch recht-

haberisch! Das ist noch schlimmer!) 

— Habe ich gesehen; ich habe sie auch nachgelesen. 
— Gegen Sie persönlich habe ich ohnehin gar 
nichts. Das wissen Sie ja. Ich hätte auch nicht Gele-
genheit genommen, diese Dinge wieder auszugra-
ben, wenn nicht ständig der Versuch gemacht wür-
de, die historische Wahrheit auf den Kopf zu stel-
len. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ja, wer bringt denn 
das dauernd?) 

Das kann nicht gelingen, auch nicht durch allzu 
gewaltigen Aktionismus. 

Auch nicht in Baden-Württemberg, Herr Minister 
Weiser. Baden-Württemberg bemüht sich ja heute 
nach Kräften, als Klassenbester im Kampf gegen 
das Waldsterben aufzutreten. — Ich kritisiere das 
nicht! Aber man sollte doch lieber die Kirche im 
Dorf lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Noch am 19. August 1981 haben Sie im Staatsanzei-
ger verkündet, von einem Nadelbaumsterben in Ba-
den-Württemberg könne keine Rede sein. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

— Im Staatsanzeiger. Es scheine jedoch „Anlaß zu 
der Vermutung zu bestehen, daß durch längere 
Trockenperioden das Wurzelsystem der Bäume ge-
schädigt wird". Dann kommt noch ein vager Hin-
weis auf mögliche Umwelteinflüsse. Alle Hinweise, 
alle Mahnungen, Resolutionen, Appelle von Bürger-
initiativen, den Forstleuten und erst recht von den 
in der Opposition befindlichen Sozialdemokraten 
wurden in den Wind geschlagen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-

ruf von der SPD: So ist es!) 

obwohl schon damals über 50 % der Tannen und 
30 % der Fichten im Nordschwarzwald Schäden auf-
wiesen. 

Im übrigen hat Baden-Württemberg neben dem, 
was Sie vorgetragen haben, leider auch negative 
Spitzenleistungen aufzuweisen. Bis heute hat sich 
z. B. die Landesregierung beharrlich geweigert, Be-
lastungsgebiete auszuweisen und Luftreinhalte-
pläne aufzustellen. Für die Landeshauptstadt Stutt-
gart gibt es keine Smog-Verordnung, wohl aber 
Smogsituationen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Bei der Ausweisung von Naturschutzflächen liegt 
Baden-Württemberg mit insgesamt 0,7 % unter dem 
Bundesdurchschnitt. 

(Duve [SPD]: Unter dem Bundesdurch

-

schnitt!) 

Im übrigen entspricht die Gesamtfläche der Na-
turschutzgebiete in Baden-Württemberg etwa ge-
nau demjenigen Flächenareal, das im Ländle inner-
halb von fünf Jahren zubetoniert wird. Der Land-
schaftsverbrauch hat wahrhaft beängstigende Aus-
maße angenommen, nicht nur durch das Häusle-
Bauen, sondern z. B. auch durch den Straßenbau. 
Seit 1960 sind über 60 000 ha Freiflächen für Stra-
ßen in Anspruch genommen worden. 

(Krizsan [GRÜNE]: Und für Militäranla

-

gen!) 

Solange die Flurbereinigung in gewachsenen Land-
schaften noch so wüten darf wie am Kaiserstuhl, 
Herr Minister Weiser, wo mit Hilfe von 100 Millio-
nen DM aus ehemaligen Weinbergterrassen bis zu 
30 m hohe Rebfestungen gemacht worden sind; so-
lange der Chemie- und Düngemitteleinsatz in der 
Landwirtschaft nicht beträchtlich reduziert wird, so 
lange kann auch der galoppierende Artenschwund 
im Lande nicht gestoppt werden. 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Hirsch [FDP] — Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie haben ja das Stichwort gegeben. Herr Mini-
ster: solange in der Energiepolitik des Landes nicht 
umgedacht wird, so lange wird die Aufheizung des 
Neckars fortschreiten. Sie werden weitere Versuche 
unternehmen, die Schwarzwaldtäler zu fluten, um 
Kühlwasserspeicher anzulegen und auf diese Weise 
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dem sterbenden Fluß zu Hilfe zu kommen. Das ist 
der falsche Weg. Mit Sicherheit wäre es vernünfti-
ger und umweltschonender, einen Abwärmeplan 
aufzustellen und eine Fernwärmeschiene mittlerer 
Neckar von Heilbronn bis Plochingen auszubauen. 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Hirsch [FDP]) 

Ich will damit keineswegs verkleinern, was gut 
und richtig gemacht worden ist. Die Medaille hat 
aber eben auch eine Kehrseite, und zwar keine grü-
ne. Apropos GRÜNE: Da muß ich doch noch ein 
Wort zu dem Kollegen Ehmke sagen. Herr Ehmke, 
es ehrt Sie natürlich, daß Sie Ihre Kollegen in Ba-
den-Württemberg in Schutz nehmen. Ich muß aber 
meinem Landesvorsitzenden beitreten: Die GRÜ-
NEN in Baden-Württemberg haben ihre politische 
Reifeprüfung nicht bestanden. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle die, die parlamentarisch zu arbeiten willens 
und fähig waren, haben Sie nämlich hinausgeekelt. 
Die haben resigniert und aufgegeben. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
beginnt jetzt auch in Bonn! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Im übrigen hat im politischen Raum das Klagen 
allein wenig Zweck. Der notleidenden Umwelt wird 
nur durch Handeln geholfen. Deshalb meine ich: 
Rot handeln ist besser als grün lamentieren! 

(Beifall bei der SPD — Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Sehr gut! — Dr. Laufs [CDU/CSU]: 
Dann handeln Sie mal, statt immer nur Zi

-

tate herumzudrehen!) 

Ich habe die Aufgabe, ein paar Worte zum Ent-
schließungsantrag zu sagen. Ich versuche, das noch 
in gebotener Kürze zu tun. In einer Umfrage des 
Instituts Allensbach wurde 1982 festgestellt, wofür 
die Bürger mehr und wofür sie weniger Steuern 
aufzubringen bereit sind. Unter 14 Kategorien kam 
der Umweltschutz auf Platz eins, die Entwicklung 
neuer Energietechniken nahm den Platz zwei ein. 
Wenn man dieses Ergebnis interpretiert, dann heißt 
das für mich zweierlei: erstens, daß die Erhaltung 
der Umwelt bei den Bürgern einen enorm hohen 
Stellenwert hat, einen so hohen, daß sie dafür mehr 
Geld aufzubringen bereit wären, und zweitens zeigt 
die Tatsache, daß neue Energietechniken auf Platz 
zwei erscheinen, doch, daß das Votum für mehr Um-
weltschutz nicht automatisch mit Technikfeindlich-
keit verbunden ist oder mit blauer Mondscheinro-
mantik, wie oft behauptet wird, sondern daß die 
Bürger, unsere Bürger, im Gegenteil dem menschli-
chen Erfindungsgeist etwas zutrauen, nämlich die 
Kraft, Gefahren zu bannen und neue Lösungen zu 
finden. Nur kann „neue Lösungen" nicht einfach 
bedeuten: neue Meßtechniken beispielsweise, um 
die Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in unse-
rer Nahrung besser erfassen zu können, oder neue 
Methoden zur Aufbereitung nitratverseuchten 
Trinkwassers. Nein, wir müssen noch einen Schritt 
weitergehen, und zwar einen mächtigen Schritt: Wir 
müssen dafür sorgen, daß eben die Nitrate nicht 
mehr in zu großer Menge ins Trinkwasser kommen. 

Wir müssen dafür sorgen, daß unsere Nahrungsmit-
tel von schädlichen Rückständen frei bleiben. An-
ders gesagt, es gilt, neue Produktionsformen zu fin-
den, bei denen möglichst wenig Schadstoffe ver-
wendet werden, möglichst wenig kostbares Frisch-
wasser verbraucht wird, möglichst wenig Abfall an-
fällt und mit Energie möglichst sparsam umgegan-
gen wird. Das ist der Dreh- und Angelpunkt. 

Meine Damen und Herren, Sie bekennen sich in 
Ihrem Entschließungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen zum Verursacherprinzip und zu einer Verstär-
kung des Vorsorgeprinzips. Einverstanden! Beide 
Prinzipien sind bereits im Umweltprogramm 1971 
der sozialliberalen Bundesregierung festgeschrie-
ben und unverändert gültig. Aber genügt es eigent-
lich heute, 1984, das einfach so hinzuschreiben? Was 
ich vermisse, ist, daß Sie offenbar keinerlei Anlaß 
sehen zu einer grundsätzlichen Kritik an der bishe-
rigen Art und Weise unseres Wirtschaftens, des Pro-
duzierens um jeden Preis, auch um den Preis der 
Zerstörung. Seien wir doch ehrlicher! 

Sie reden in Ihrem Antrag von einer „ökologisch 
verpflichteten Marktwirtschaft". Das klingt außer-
ordentlich schön. Wenn sie es nur wäre! Die Markt-
wirtschaft allein enthält eben keine Komponente 
einer ökologischen Verpflichtung, mindestens nicht, 
solange für die verbrauchte Umwelt nicht auch ein 
entsprechender Preis zu bezahlen ist. 

Vielleicht wäre ein Blick in das Aktionspro-
gramm Ökologie hilfreich gewesen, das von der Bun-
desregierung in Auftrag gegeben worden ist, aller-
dings von einer anderen Bundesregierung. Der Auf-
trag stammt von 1979. Dort heißt es: „Die ökologi-
schen Bedrohungen und die veränderten Werthal-
tungen erfordern ein anderes Wirtschaften." Und 
weiter: „Eine ökologische Umorientierung kann auf 
die Marktwirtschaft setzen, wenn der Marktprozeß 
durch staatliches Handeln ergänzt wird." Das ist 
richtig, aber das ist auch ein Auftrag. Man kann 
sich dieses Auftrages nicht einfach dadurch entledi-
gen, daß man jede Gelegenheit nutzt, in stereotyper 
und oft allzu billiger Polemik gegen „bürokratische 
Lenkung" und „Überperfektion" und staatliche Reg-
lementierung zu wettern. Damit wird man der Ver-
antwortung für die Umwelt eben nicht gerecht. 

Die einfache Formel, die Sie, Herr Bundesinnen-
minister, am 15. September in Ihrer Regierungser-
klärung als Glaubensbekenntnis verkündet und 
heute sinngemäß wiederholt haben: „Nur eine flo-
rierende Volkswirtschaft kann die finanziellen Mit-
tel für neue Maßnahmen im Umweltschutz aufbrin-
gen", ist immerhin mit großer Skepsis zu betrach-
ten. Nicht, als ob wir nicht wüßten, daß wir alle mit-
einander von unserer Volkswirtschaft leben! Darum 
geht es nicht. Es geht darum, daß wir endlich erken-
nen müssen, daß wir den Hase-und-Igel-Wettlauf 
zwischen Umweltschädigung und Umweltreparatur 
gar nicht gewinnen können. Hier ist wirklich eine 
„Wende" nötig, aber, meine Damen und Herren, 
eine Wende nach vorn. Spätestens seit der Tragödie 
des Waldsterbens sollten wir das gemerkt haben. 

„Wenn die Geduld der Natur erschöpft ist", sagt 
Jack London, „antwortet sie mit Katastrophen." 
Und Katastrophen können teuer werden. Was ko- 
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Frau Dr. Hartenstein 
stet der Tod unserer Wälder? Diese Frage ist nicht 
zynisch gemeint. Wenn man darauf Antwort geben 
könnte, wenn man die — mit Sicherheit gigantische 
— Summe nennen könnte, dann wären vielleicht 
auch diejenigen belehrbar, die heute noch meinen, 
mit der TA-Luft und der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung allein habe man seine politische Pflicht 
getan. Man hat sie mitnichten getan. Der Wald wird 
unaufhaltsam sterben, wenn nichts Zusätzliches ge-
schieht. 

(Glocke des Präsidenten) 
— Ich versuche, zum Schluß zu kommen. 

In unserem Entschließungsantrag „Friede mit 
der Natur ..." haben wir deshalb ein Schadstoffab-
gabegesetz gefordert. Ich brauche das nicht mehr 
näher zu erläutern. Wir haben gefordert — nicht 
nur wir, sondern auch Sie —, daß schleunigst etwas 
getan wird, um die Einführung bleifreien Benzins 
und von Katalysatoren für Autos zum angekündig-
ten Termin, dem 1. 1. 1986, zu realisieren. All dies ist 
bis heute nicht erfolgt. Herr Minister Zimmermann 
hat am 15. September 1983 gesagt, die Bundesrepu-
blik Deutschland werde „an der Spitze des Umwelt-
schutzes in Europa stehen". 

(Glocke des Präsidenten) 
Ich hätte da gerne geklatscht und Bravo gerufen. 
Heute muß ich erkennen, daß das etwas voreilig 
gewesen wäre; denn bis heute ist nichts geschehen. 
Deswegen ist es überflüssig, Herr Minister, heute 
vor Hektik zu warnen. Die Entwürfe, die Novellie-
rungen sind nicht da. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, Sie 
müssen jetzt Ihre Rede beenden. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich sehe das. Das rote 
Zeichen ist mir sichtbar. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie nehmen Ihren Kol-
legen Redezeit weg. Das ist ganz einfach. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich möchte Sie nur 
noch mit einem Satz daran erinnern, daß wir alle 
miteinander wirklich Ernst machen müssen, unser 
Leben in Einklang mit der Natur zu bringen; denn 
das Waldsterben zeigt uns, daß wir auf dem fal-
schen Wege sind. Wir müssen uns sehr anstrengen, 
wenn wir unseren Kindern eine lebenswerte Zu-
kunft vererben wollen. 

Ich danke Ihnen für die Geduld, auch Ihnen, Frau 
Präsidentin. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Hirsch [FDP]) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin ein bißchen verwundert 
darüber, daß wir ernsthaft darüber streiten, ob die 
Luftreinhaltepolitik der Bundesregierung, etwa bei 
den Schadstoffemissionen von Kraftwerken, Wir-
kung hat. Herr Hauff, Sie haben dies in Ihrer Rede 
bezweifelt, Sie haben das geradezu als Paradebei-
spiel dafür zitiert, daß die Umweltpolitik der Bun-

desregierung nur aus Worten und nicht aus Taten 
bestehe. Wollen Sie denn ernsthaft ignorieren, daß 
das Umweltbundesamt, doch nun eine wirklich 
neutrale Stelle, sagt, daß sich durch den Vollzug der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung die Schadstoff-
emissionen bei Schwefeldioxid von 3,2 auf 1,6 Mil-
lionen t reduzieren werden, also auf die Hälfte? Das 
können Sie doch nicht wegwischen. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: 1996! 
Zehn Jahre zu spät!) 

Wenn Sie schon dem Umweltbundesamt nicht 
mehr trauen und diese Angaben bezweifeln, dann 
schlage ich vor, daß Sie sich einmal mit Ihrem Kol-
legen aus der Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen, dem Herrn Farthmann, in Verbindung 
setzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Hauff, 
Herr Kollege? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Sobald ich diesen Gedan-
ken zu Ende geführt habe. 

Der hat doch in einer Pressekampagne gerade 
deutlich gemacht, daß diese Großfeuerungsanlagen

-

Verordnung, die er übrigens anfänglich bekämpft 
hatte, nun tatsächlich hervorragende Wirkung zeigt. 
Ich hoffe, Sie kennen diese Presseartikel mit Über-
schriften wie „NRW — Bessere Luft eher als erwar-
tet", „Die Kraftwerke rüsten zügig um", „Verminde-
rung der Schadstoffe auf ein Viertel"; das sagt Herr 
Farthmann! Deshalb sollten Sie zunächst einmal 
die Widersprüche zwischen Ihren Aussagen und de-
nen Ihrer Parteifreunde in Nordrhein-Westfalen 
klären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie jetzt 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hauff? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Kollege, würden Sie zur 
Kenntnis nehmen, daß die Zahlen von mir unbe-
stritten sind und meine Argumentation die war, daß 
das, was Herr Späth, Herr Dregger, Herr Bieden-
kopf und Herr Vogel öffentlich angekündigt haben 
im Widerspruch zu dem steht, was die Bundesregie-
rung getan hat? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege Hauff, ich 
nehme zunächst einmal zur Kenntnis, daß Sie hier 
behauptet haben, Ihnen gehe der Vollzug der Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung gerade hinsichtlich 
der Anlagen nicht schnell genug, und daß Sie des-
halb eine Schadstoffausgleichsabgabe haben woll-
ten. Wenn aber richtig ist, was Herr Farthmann 
sagt, daß das zügig gehe — 1988 Verringerung auf 
ein Drittel und 1993 auf ein Viertel, und er hat recht 
dabei —, dann brauchen Sie nicht eine Schadstoff-
ausgleichsabgabe, um das zu beschleunigen. Sie for- 
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Dr. Göhner 
dern also mit einer bestimmten Begründung die Er-
reichung eines Zwecks, der schon längst erreicht 
ist. 

(Dr. Hauff [SPD]: Dann hat Herr Dregger 
aber auch nicht recht!) 

Sie sprechen von marktwirtschaftlichen Instru-
menten und vom Vorsorgeprinzip. Zusätzlich brin-
gen Sie einen Waldpfennig ins Gespräch. Sie, Herr 
Hauff, haben hier noch einmal betont, daß das Vor-
sorgeprinzip in der Umweltpolitik das Wichtigste 
sei. Der Waldpfennig ist das glatte Gegenteil. Sie 
müssen zur Kenntnis nehmen, daß Sie mit dem 
Waldpfennig z. B. auch die Stromerzeugung aus 
Kernenergie belasten, also eine Art der Stromer-
zeugung, die gerade nicht jene Emissionen auf-
weist, die das Waldsterben verursachen. Es ist si-
cherlich so, daß der Waldpfennig eine große Presse-
wirksamkeit entfaltet und eine gewisse Popularität 
hat, etwa nach dem Motto: Pfennig bezahlt, Wald 
gerettet. Ein umweltpolitischer Effekt geht aber 
weiß Gott nicht davon aus. Mit Ihren Abgaben, die 
Sie einführen wollen, erreichten Sie das Gegenteil 
von dem, was in Nordrhein-Westfalen wie auch an-
derswo — in Baden-Württemberg trifft das gleiche 
zu; Herr Weiser hat es deutlich gemacht — zur Zeit 
passiert, nämlich den sehr zügigen Vollzug der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung. Sie würden 
mit Ihrer Diskussion über neue Fristen, neue Im-
missionsgrenzwerte, neue Abgaben diesen Vollzug 
doch höchstens aufhalten. Versetzen Sie sich doch 
einmal in die Lage eines Kraftwerkbetreibers! Die 
Lage wäre doch die, daß Sie sagen müßten: Wir wol-
len doch erst einmal abwarten, was noch an völlig 
neuen Dingen auf uns zukommt. — Der Vollzug 
würde also aufgehalten. Wir wollen, daß die Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung vollzogen wird, da-
mit wir jene Verminderungen der Schadstoffimmis-
sionen erreichen. Wir wollen nicht weiter abwarten. 
Gerade das wäre aber die Folge der Realisierung 
Ihrer Vorschläge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sehe mit großem Interesse, daß gerade auch 
von der SPD-Fraktion — Frau Kollegin Hartenstein 
hat das eben noch einmal betont — marktwirt-
schaftliche Prinzipien in der Umweltpolitik ent-
deckt werden. Wenn Sie dabei auf Ihre Abgabemo-
delle abstellen, so will ich Ihnen gern einräumen, 
daß Umweltabgaben prinzipiell ein denkbares 
marktwirtschaftliches Instrument sein können. Die 
Abwasserabgabe ist dafür sicherlich ein im großen 
und ganzen positives Beispiel. 

(Dr. Hauff [SPD]: Es gibt weitere Bei

-

spiele!) 

Wenn Sie aber eine solche Abgabe erreichen, müs-
sen Sie, wie das im Bereich der Abwasserabgabe 
der Fall ist, die Alternative zwischen Abgabe und 
Durchführung der Umweltschutzinvestition haben. 
Diese aber läßt die Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung aus guten Gründen nicht zu, weil wir sagen: 
Bis zur Übergangsfrist spätestens muß der Vollzug 
erfolgt sein, muß entschwefelt sein. Deshalb ist die-
ser Bereich für Umweltabgaben überhaupt nicht ge-
eignet. 

Der Einsatz marktwirtschaftlicher Prinzipien in 
der Umweltpolitik wird auch in dem Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen zu Recht her-
ausgestellt. Dazu gehören z. B. die vermehrten Mög-
lichkeiten zu Kompensation und Ausgleich von Um-
weltbelastungen, damit die Verursacher möglichst 
mit Mitteln ihrer Wahl die geforderten Umweltent-
lastungen durchführen können. 

Herr Kollege Baum hat gemeint, Konzepte wie 
beispielsweise das Glockenprinzip oder das Bubble

-

Konzept seien nur intellektuelle Trockenübungen. 
Ich darf darauf hinweisen, daß doch auch diese 
Überlegungen nur eine Ausprägung dieses Gedan-
kens des Ausgleichsprinzips sind. Sie sind insofern 
— ich verweise in diesem Zusammenhang auf die 
Sanierungsklausel in der TA-Luft — durchaus auch 
Gegenstand unserer Umweltpolitik. 

Nun gibt es — Herr Hauff dieser Hinweis war 
eben in Ihrer Frage enthalten — weitergehende 
Überlegungen, z. B. hinsichtlich übertragbarer 
Emissionsgenehmigungen. Diese Modelle — es 
sind Modelle — beinhalten sicherlich noch eine 
Reihe von Fragen, die geklärt werden müssen. Dazu 
gehört der verwaltungsmäßige Vollzug dieses völlig 
neuen Instrumentariums. Dazu gehört die Frage, 
wie man Mißbräuche ausschließen könnte. Zugege-
ben, das sind ungeklärte Fragen. Meine Damen und 
Herren, das darf uns doch aber nicht hindern, diese 
Modelle sehr ernsthaft zu prüfen. Ich jedenfalls be-
grüße es, daß das Kabinett einen entsprechenden 
Prüfauftrag beschlossen hat und daß eine intermi-
nisterielle Arbeitsgruppe eingesetzt worden ist. 
Herr Kiechle hat hier schon darauf hingewiesen. 
Dieses Modell ist zwar im Moment noch nicht seri-
entauglich, aber im Sinne einer langfristigen Über-
legung, bei der im Prinzip von den gleichen Überle-
gungen wie bei dem Ausgleichsprinzip ausgegan-
gen wird, müssen wir darüber, wie ich meine, doch 
sehr ernsthaft diskutieren. Es geht darum, Anreize 
zur Optimierung des Mitteleinsatzes zu geben. Das 
dient dem Umweltschutz, weil dadurch ein mög-
lichst hoher Entlastungseffekt bei der Umwelt mit 
einem möglichst geringen Aufwand erzielt werden 
kann. Das ist eine der dahinterstehenden Überle-
gungen. 

Nur wollen wir nicht so tun, als ob sich die An-
wendung marktwirtschaftlicher Prinzipien in Abga-
ben erschöpft. Da gibt es viel wichtigere Dinge, z. B. 
steuerliche Anreize. So haben wir z. B. im Einkom-
mensteuergesetz bereits erweiterte Abschreibungs-
möglichkeiten. In diesen Zusammenhang gehört 
auch das, was Herr Zimmermannn hier heute noch 
einmal angekündigt hat, nämlich die steuerlichen 
Anreize und Entlastungen bei der Einführung der 
neuen Kfz-Technologie, bei der Festsetzung der 
neuen Abgasgrenzwerte. 

Dies sind neue Elemente der Umweltpolitik 
marktwirtschaftlicher Art, mit denen erreicht wer-
den soll, daß am Markt beteiligte Produzenten mit 
wirtschaftlichen Anreizen zu einem höheren Maß 
an Umweltschutz aus eigenem Interesse heraus 
veranlaßt werden. Diese Prinzipien der Eigenver-
antwortung müssen wir in der Umweltpolitik akti-
vieren. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Mini-
ster für Bundesangelegenheiten des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Herr Einert. 

Minister Einert (Nordrhein-Westfalen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich nicht an der Auseinandersetzung um 
politische Erstgeburtsrechte beteiligen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sehen Sie 
auch schlecht aus!) 

Das ist zwar sehr reizvoll, aber wenig hilfreich. Der 
Lösung der Probleme, mit denen wir es zu tun ha-
ben, bringt uns das keinen Schritt näher. Mögen 
sich Historiker über Koalitionsabsprachen, Bundes-
ratsentscheidungen und vieles andere mehr strei-
ten; wir sollten, glaube ich, zu den Aufgaben überge-
hen, die vor uns stehen. 

(Beifall des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

Bevor ich ein paar Bemerkungen speziell zu 
nordrhein-westfälischen Problemen mache, was ich 
gern tun werde und was Sie sicherlich von mir 
erwarten, möchte ich mich ganz kurz einem Be-
reich zuwenden, um den wir alle uns, wie ich 
glaube, in der Vergangenheit wohl am wenigsten 
gekümmert haben, nämlich um die Problematik des 
Bodens. 

Schadstoffeintrag aus Industrie, aus Siedlung, 
aus Verkehr sowie aus Pflanzenbehandlung und 
Düngung im Übermaß hat die Beschaffenheit und 
Funktionsfähigkeit des Bodens — wenn auch regio-
nal unterschiedlich — erheblich beeinträchtigt. Das 
Risiko, über die Nahrungskette Schadstoffe aufzu-
nehmen, steigt, wenn wir nicht entschieden gegen-
steuern. Das Trinkwasser als wichtigstes Nahrungs-
mittel des Menschen spielt hierbei eine besondere 
Rolle. Es wird jedoch durch eine erhebliche Zu-
nahme des Nitratgehaltes im Grundwasser belastet, 
und der ursächliche Zusammenhang zwischen er-
höhtem Nitratgehalt und landwirtschaftlicher Dün-
gung ist evident. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?) 

In Einzelfällen haben wir in den letzten Jahren 
Wasserwerke schon zumachen müssen. Wenn die 
EG-Richtlinie über den Nitratgehalt des Grundwas-
sers 1985 in Kraft tritt und der zulässige Höchst-
wert von derzeit 90 Milligramm je Liter auf 50 Mil-
ligramm abgesenkt wird, dann müssen wir nach 
jüngsten Erhebungen damit rechnen, daß ohne ent-
sprechende Vorbeugungsmaßnahmen rund ein 
Drittel unserer — ich spreche von Nordrhein-West-
falen — ländlichen Grundwasserwerke, vor allem 
am Niederrhein und im östlichen Westfalen, ge-
schlossen werden müssen. Deshalb werden wir die 
Landwirte u. a. durch eine Gülleverordnung anhal-
ten, die von ihnen ausgehende Belastung — das ist 
nicht die einzige — abzubauen, und die Ausbrin-

gung von Gülle in den vegetationsfreien Wintermo-
naten verbieten. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Eine Gülleverordnung gibt's in Niedersach

-
sen schon viel länger!) 

— Ich nehme den Gedanken gleich auf. — 

(Dr.  Göhner [CDU/CSU]: Sie sind Nachzüg

-

ler!) 

Gleichzeitig bieten wir den Landwirten finanzielle 
Hilfe zum Bau ausreichender Lagerbehälter an. Mit 
Vertretern des landwirtschaftlichen Berufsstandes 
hat mein Kollege Matthiesen insoweit einen Grund-
konsens erzielt. Wie man hört, hat der Kollege von 
Heeremann — leider kann er nicht mehr hier sein 
— in dieser Frage eine sehr aufgeschlossene Hal-
tung gezeigt. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Wir 
sind immer aufgeschlossen!) 

Nur ist er in seinem eigenen Berufsfeld nicht über-
all mit Beifall bedacht worden. Ich finde es außeror-
dentlich bedauerlich, daß ausgerechnet die Agrar-
ausschüsse der rheinischen CDU unter der Füh-
rung des Bundestagsabgeordneten und Kollegen 
Schmitz (Baesweiler) dieses Problem noch völlig 
verkennen oder die Tatsachen nicht wahrhaben 
wollen. 

Ich bestreite den Satz, daß die Landwirte die Um-
weltschützer Nr. 1 sind, nicht. Ich bestätige ihn aus-
drücklich. Nur: Er bleibt eine Leerformel und wir 
kommen mit ihm auf die Dauer nicht weiter, wenn 
nicht Anspruch und Wirklichkeit in Einklang ge-
bracht werden. 

Das gleiche gilt auch für einige Entscheidungen 
auch der Bundesregierung in damit verwandten Ge-
bieten. Was dem Bundesrat als Novelle des Pflan-
zenschutzrechtes auf den Tisch gelegt worden ist, 
trägt den heutigen Erkenntnissen über Gefahren, 
die für Mensch, Tier und Umwelt von diesen meist 
chemischen Mitteln ausgehen können, nicht Rech-
nung. Die Bundesregierung wäre gut beraten gewe-
sen, wenn sie sich insoweit die Gesetzesinitiative 
von Nordrhein-Westfalen zu eigen gemacht hätte. 
Das wäre ein wesentlicher Beitrag zum Boden-
schutz gewesen. 

Der Bundesrat hat kräftige Korrekturen in den 
Entwurf der Bundesregierung geschrieben. Nord-
rhein-Westfalen wäre diesem Hohen Hause außer-
ordentlich dankbar, wenn es die Vorstellungen des 
Bundesrats und noch einige darüber hinausge-
hende Vorschläge übernehmen würde; denn beim 
Bodenschutz tickt bekanntlich eine Zeitbombe, von 
der niemand weiß, ob, wann, wo und wie sie hoch-
geht. 

In diesem Zusammenhang geht es ja keineswegs 
allein um die Landwirtschaft. Als ein schwieriges 
und komplexes Problem erweisen sich die Boden- 
und Grundwasser belastenden Verfüllungen und 
Aufhaldungen aus früherer industrieller, gewerbli-
cher und bergbaulicher Nutzung. Die sogenannten 
Altlasten haben wir in Nordrhein-Westfalen in den 
letzten fünf Jahren erfaßt und landesweit regi-
striert. Wir haben bei uns rund 5 000 Ablagerungen 
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registriert. Wir gehen davon aus, daß wir eine etwa 
gleich hohe Dunkelziffer im Augenblick noch sozu-
sagen feststellen müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aus der Debatte heute nachmittag kann ich nur 
sagen: Es sollte keiner in diesem Hause, in irgendei-
ner Partei so überheblich sein, etwa auf das Ham-
burger Beispiel hinzuweisen; denn es kann in je-
dem Land heute oder morgen eine Giftmülldeponie 
entdeckt werden. Dann ist wirklich Matthäi am 
letzten. Da sollten wir nicht mit Schadenfreude re-
gistrieren, wenn irgendwo ein solcher Umweltscha-
den entstanden ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Sie ist doch schon seit Jahren be-
kannt! Das sickert doch schon seit Jahr-
zehnten hinaus! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Wir überwachen die bekannten Ablagerungen. 
Wir bemühen uns, sie zu erfassen, soweit sie noch 
nicht bekannt sind, versuchen, ihr Gefährdungspo-
tential zu ermitteln und ergreifen Sanierungsmaß-
nahmen, wo es geboten und möglich ist. Das hat 
einen erheblichen personellen und finanziellen Auf-
wand für ein Land zur Folge. Wir haben im Haus-
haltsvollzug zu prüfen, ob und in welchem Umfang 
wir diese Mittel überhaupt sinnvoll anwenden und 
ansetzen können. 

Zur Zeit prüfen wir in Nordrhein-Westfalen, ob es 
richtig und notwendig ist, analog zum Bundesim-
missionsschutzgesetz für die Luft auch ein gesetzli-
ches Regelwerk für den Bodenschutz zu entwickeln. 
Wir wollen dazu eventuell auch eine Initiative im 
Bundesrat einbringen. Wir hoffen dabei auf die Un-
terstützung auch der Länder. 

Meine Damen und Herren, heute nachmittag ist 
bereits mehrfach mein Kollege Farthmann zitiert 
worden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Er hat auch gute 
Äußerungen gemacht!) 

Er hat nach einigen Darstellungen angeblich be-
hauptet, er hätte — so mehrfach gesagt — die Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung gelobt. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Wenn er klug ist, hat er das!) 

Ich darf das richtigstellen. Er hat heute vormittag 
im Landtag Nordrhein-Westfalen, als dieses Thema 
eine Rolle spielte, gesagt, daß er seine skeptischen 
Vorbehalte gegenüber der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung habe, daß er sie von Anfang an hatte 
und sie auch heute noch hat. Sein Lob — er hat aus-
drücklich darauf hingewiesen, daß er es auch vor 
dem Plenum in Nordrhein-Westfalen heute noch 
einmal ausgesprochen hat — bezieht sich ausdrück-
lich auf diejenigen Energieversorgungsunterneh-
men, die auch in Nordrhein-Westfalen bisher schon 
ihre Bereitschaft erklärt haben, vor den gesetzlich 
eingeräumten Fristen unterhalb der dort einge-
räumten Schadstoffwerte zu bleiben. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
kann doch jeder machen! — Becker [Nien-

berge] [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Moment, ich bin gerne bereit, eine Zwischen-
frage zuzulassen, aber ich möchte das noch etwas 
ausführen. 

Ich glaube, hier muß man etwas zwischen dem 
Lob der Großfeuerungsanlagenverordnung und 
dem Lob der Unternehmen, die das bisher auf frei-
williger Grundlage getan haben, differenzieren, 
wenn man daran politische Konsequenzen knüpft. 
Nordrhein-Westfalen hat diese Verordnung damals 
als einen Schritt in die richtige Richtung begrüßt. 
Wir stehen heute noch zu dieser Aussage. Wir ha-
ben gleichzeitig gesagt, daß sie allein zur Bekämp-
fung des Waldsterbens nicht ausreicht. Ministerprä-
sident Johannes Rau hat schon damals den Wald-
pfennig ins Gespräch gebracht. Wir haben diese 
Flankierungsmaßnahme jetzt konkretisiert und als 
Gesetzesinitiative dem Bundesrat vorgelegt. 

Wir reden nicht wie einige andere über die Ver-
schärfung gerade erst beschlossener Grenzwerte. 
Die Anlagenbetreiber, die Investoren also, wissen 
dann ja nicht mehr, woran sie eigentlich sind, und 
warten ab. Jede jetzt etwa von uns beschlossene 
Novellierung der gerade ein halbes Jahr in Kraft 
befindlichen Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
wäre wirklicher Attentismus und wäre Verhinde-
rung von Umweltschutzentscheidungen der betref-
fenden Industrieunternehmen, deren Unterstüt-
zung wir brauchen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich glaube, wir sind in dieser Frage gar nicht 
unterschiedlicher Auffassung. 

Wir setzen erstens konsequent auf die Durchset-
zung der Großfeuerungsanlagen-Verordnung, und 
nur denen, die sich nicht als investitionsbereit, die 
sich nicht als umweltfreundlich erweisen, wollen 
wir allerdings zweitens mit dem, wie wir glauben, 
marktwirtschaftlichen Instrument einer Zusatzab-
gabe zum Waldpfennig, konkretisiert als Schad-
stoffausgleichsabgabe, klarmachen, daß sich Um-
weltverschmutzung nicht betriebswirtschaftlich 
auszahlen darf, nicht einmal bis zur gesetzlich zu-
lässigen Grenze, also maximal 1993. 

Vorhin ist in der Debatte auch mehrfach unter-
stellt worden — der Herr Bundesinnenminister hat 
es ebenfalls gesagt —, wir würden mit unserem 
Vorschlag der allgemeinen Abgabe das Verursa-
cherprinzip geradezu auf den Kopf stellen. Meine 
Damen und Herren, da muß ich Ihnen doch entge-
genhalten, daß diese Auffassung nicht nur falsch 
ist, sondern daß Sie auch die Intentionen der Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen nicht gele-
sen oder nicht verstanden haben. Diese Umvertei-
lung auch von Finanzierungsmitteln ist durchaus 
beabsichtigt. Wir wollen denen helfen, die für den 
Umweltschutz mehr tun, als vorgeschrieben ist, und 
wir wollen anderen den finanziellen Vorteil, den 
ihnen ihr Verhalten verschafft, wegnehmen. 

Wenn wir das Wort, zu dem wir alle ja sagen, 
Umweltschutz gebe es nicht zum Nulltarif, wenn 
wir diese Worthülse mit Leben erfüllen wollen und 
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in die Realität umsetzen wollen, dann müssen wir 
auch schon ein bißchen mehr tun, als nur diesen 
Satz auszusprechen. 

Ich gebe ausdrücklich zu — und ich glaube, so 
muß man es auch formulieren —, daß der Waldpfen-
nig im engeren Sinne, nämlich die allgemeine Ab-
gabe, die Einführung des Gemeinlastprinzips als 
zweite Komponente neben dem Verursacherprinzip 
bei der Schadstoffausgleichsabgabe — da ist es ja 
eine reine Verursachersache — steht. Der Wald-
pfennig, diese berühmten 2,5 % auf den Strompreis 
— gleich etwa 0,4 Pfennig pro Kilowattstunde im 
Durchschnitt — ist Gemeinlastprinzip. 

Wir gehen davon aus, daß die Verursacher nicht 
bis zum letzten auszumachen sind, wenn wir es auf 
das Waldsterben konkretisieren. Das kann aber bei 
unserer Entscheidung keine Rolle mehr spielen — 
sonst verschieben wir die Entscheidung auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag —; vielmehr müssen wir 
dann aus regionalpolitischen Gründen für eine sol-
che gemeinwirtschaftliche, solidarische Haltung al-
ler sorgen. 

Ich verhehle nicht, daß ich mit allem Nachdruck 
darauf hinweise, daß diese Argumentation natür-
lich in einem hohen Maße aus der besonderen In-
teressensituation und der Wirtschaftsstruktur des 
Landes Nordrhein-Westfalen heraus zu verstehen 
ist. Wenn wir ansonsten auch dort das reine Verur-
sacherprinzip bestehen lassen, wird betriebswirt-
schaftlich gerecht, und zwar bezogen auf den jewei-
ligen Primärenergieträger, und dann werden diese 
Kosten von Umrüstung und Ausrüstung bei neuen 
Investitionen ausschließlich etwa auf den Bereich 
der Kohle hin orientiert. Ich füge hinzu: Dieser da-
mit gleichzeitig stattfindende Verdrängungswettbe-
werb zwischen verschiedenen Energieträgern ist 
für uns und für das Land Nordrhein-Westfalen 
nicht akzeptabel. Wenn man das Wort vom sicheren 
Energieträger Kohle und das Wort, das der Bundes-
kanzler jetzt in zwei Regierungserklärungen ge-
bracht hat, von der gesamtstaatlichen Verantwor-
tung für die Kohle ernst nimmt, kann man nicht 
beim reinen Verursacherprinzip in dieser Frage ste-
hen bleiben. Dann muß man Gemeinlastprinzip ein-
führen, dann muß man gemeinsame Verantwortung 
und Lastentragung der Gesamtrepublik, auch für 
die Kohle, im wesentlichen in zwei Bundesländern, 
auch zum Ausdruck bringen. Dann nutzen einem 
Lippenbekenntnisse nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Landesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte schön, 
Herr Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Einert, nachdem Sie 
hier bestätigt haben, daß der Waldpfennig nicht 
dem Verursacher-, sondern dem Gemeinlastprinzip 
entspricht und Sie sich damit in Gegensatz zu 
Herrn Hauff gebracht haben, 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 
der hier gesagt hat, das Vorsorgeprinzip sei das 
Wichtigste in der Umweltpolitik, darf ich Sie fragen, 
ob Sie nicht auch befürchten, daß Sie durch eine 

noch über den Waldpfennig hinausgehende weitere 
Abgabe, nämlich Ihre Schadstoffausgleichsabgabe, 
den Kostendruck bei den Energieunternehmen wei-
ter erhöhen und damit einen wirtschaftlichen 
Druck zum Ersatz der heimischen Stein- und 
Braunkohle durch billigere, schwefelarme Import-
kohle entfalten. Sehen Sie nicht, daß Sie mit Ihrem 
Vorschlag der heimischen Steinkohle glatt ins Ge-
sicht schlagen? 

Minister Einert (Nordrhein-Westfalen): Nein. — 
Lassen  Sie mich mit dem letzten anfangen, nämlich 
mit dem Problem: Wäre das nicht Kostenverschär-
fung und damit Verschärfung der Wettbewerbssi-
tuation? 

Ich glaube, Sie müßten sich einmal unseren Ge-
setzentwurf ansehen. Ich schicke ihn Ihnen gern. 
Ich bin außerordentlich optimistisch, was die 
Schadstoffausgleichsabgabe — reines Verursacher-
prinzip — angeht, vor dem Hintergrund der Erklä-
rung der EVUs, schon vor der Frist 1993 und sogar 
noch unter den Grenzwerten der Großfeuerungsan-
lagen-Verordnung freiwillig zu bleiben. Wenn wir 
erreichen, daß sich die Unternehmen so verhalten, 
wie wir sie mit der Schadstoffausgleichsabgabe ei-
gentlich drücken wollen — lassen Sie mich das for-
mulieren —, dann ist sie ja inhaltlich gesehen ei-
gentlich obsolet geworden. Das nehme ich gern in 
Kauf, wenn ich damit erreiche — wie in Baden-
Württemberg und wie auch woanders —, daß wir 
durch solch einen sanften Druck und Vereinbarung 
in der Frage der Schadstoffausgleichsabgabe noch 
schneller zu den gewünschten Ergebnissen kom-
men. 

Jetzt zum ersten Teil Ihrer Frage. Ich bin nicht 
das Sprachrohr von Herrn Abgeordneten Hauff. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ehrt Sie!) 

Ich füge jedoch ausdrücklich hinzu: Es wäre gut, 
wenn Sie seine Ausführungen nachlesen würden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Er hat ausdrücklich noch einen Schritt über die 
Intention von Nordrhein-Westfalen hinaus getan. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Er hat hier nämlich gesagt: Wir müssen eigentlich 
im Bereich der Umweltschutzinvestitionen über 
den Ansatz des Waldsterbens und anderer Dinge 
hinausgehen, das viel stärker in Betracht ziehen. 
Der Vorschlag, den er hier in die Diskussion ge-
bracht hat — Sondervermögen Arbeit und Umwelt, 
Umlage und Abgabe pro Kilowattstunde, pro Ener-
gieträger, was auch immer, Heizgas, was Sie auch 
immer als Refinanzierungsinstrument nehmen —, 
ist im Prinzip nichts anderes als quasi ein Gemein-
lastprinzip, um noch mehr Umweltschutzinvestitio-
nen finanzieren zu können und auch das Problem 
Arbeitslosigkeit in den Griff zu bekommen. Wir ha-
ben nur den begrenzten Ansatz einer zweckgebun-
denen Abgabe auf elektrische Leistung. Von da aus 
geht Herr Hauff noch viel weiter, als wir es mit 
unserem Ansatz in Nordrhein-Westfalen gefunden 
haben. Insoweit gibt es in der Grundauffassung, daß 
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auch für solche Bereiche das Gemeinlastprinzip gel-
ten muß, keine prinzipielle Unterscheidung. 

Vizepräsident Westphal: Würden Sie noch eine 
weitere Zwischenfrage zulassen? — Herr Dr. Göh-
ner, bitte. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Einert, nachdem Sie 
eben deutlichgemacht haben, daß die Schadstoff-
ausgleichsabgabe für Sie obsolet sei, wenn die 
EVUs vorzeitig über die festgesetzten Grenzwerte 
hinaus die Schadstoffemissionen vermindern, darf 
ich das als Ankündigung der Rücknahme Ihres 
dann überflüssigen Gesetzentwurfes verstehen? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der kapiert 
das nicht! — Frau Blunck [SPD]: Privatun-

terricht!) 

Minister Einert (Nordrhein-Westfalen): Ich glaube, 
wir sollten eines nicht tun, verehrter Herr Abgeord-
neter. Wir sollten nicht mit Vorbedacht ständig an-
einander vorbeireden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe sehr konkret gesagt: Ich vertraue darauf, 
wenn man das, was bisher an Ankündigungen ge-
schehen ist und was bis zum 30. Juni dieses Jahres 
— das ist das Ende der Frist, in der sich die EVUs 
erklären müssen — an verbindlichen Investitions-
entscheidungen vorgelegt worden ist, aufaddiert, 
dann kann man über diese Frage durchaus erneut 
diskutieren. Uns geht es hier doch nicht um Prinzi-
pienreiterei, sondern um die noch schnellere Durch-
führung von Umweltschutz, den wir alle gemeinsam 
erreichen wollen. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Sie sagen doch, 
die Sache sei obsolet!) 

— Ich habe nicht gesagt, das ist obsolet, sondern ich 
habe gesagt: Ich habe die Hoffnung, das das obsolet 
werden kann. 

Dann wird an unserem Ansatz häufig Kritik da-
hin gehend geäußert, daß das nichts anderes als 
eine Verteilung kreuz und quer sei, daß die Verwal-
tungskosten zu hoch seien. Zahlen über hohe Ver-
waltungskosten hat noch niemand genannt. Natür-
lich kostet der Vollzug von Gesetzen auch Geld. Das 
spricht aber nicht gegen das Gesetz. Wichtig ist 
allerdings, unnötige Kosten beim Vollzug zu ver-
meiden. Da kann man ja gute Organisationsformen 
finden. Ich nenne einmal das heute schon erwähnte 
Beispiel der Abwasserabgabe. 

Nach einem Erfahrungsbericht des Bundesmini-
sters des Innern vom August 1983 ergeben sich hin-
sichtlich des Aufkommens an Abwasserabgabe und 
der entstehenden Verwaltungskosten zwischen den 
Bundesländern ganz seltsame Relationen. Man 
kann z. B. in dem Bericht nachlesen — das ist sehr 
interessant; ich empfehle das einmal Ihrer Auf-
merksamkeit —, daß in manchen Ländern der Ver-
waltungskostenaufwand bisher fast die Hälfte des 
Abgabenaufkommens verschlingt. Im Süden tut 
man sich da anscheinend besonders schwer. Wir in 
Nordrhein-Westfalen haben den Vollzug so organi-
siert — eine Behörde, EDV —, daß wir lediglich  

einen Kostenanteil von 4,7 % einschließlich der 
Überwachung der Einleitungen haben. 

Von daher war mir auch das Argument des Herrn 
Abgeordneten Baum etwas unverständlich, der aus 
Gründen der zu hohen Verwaltungskosten gegen 
eine solche Abgabe ist. Wenn man sich mit der Rea-
lität beschäftigt, wird man, glaube ich, feststellen, 
daß es etwas anders aussieht. Die Aufgabenstellung 
ist im Land Nordrhein-Westfalen mit rund 1 300 
Einleitern aus Industrie und Gewerbe prinzipiell 
auch nicht anders als anderswo. 

Übrigens: Bei dem berühmten Kohlepfennig, der 
ja auch umgelegt und verwaltet wird — Gesamtaus-
gaben rund 2 Milliarden DM, Personal- und Sachko-
sten 5 Millionen DM —, beträgt der Verwaltungsko-
stenanteil 0,25%. Ich glaube, man sollte daher den 
Horrortyp der Verwaltungskosten nicht gar zu hoch 
ansetzen. 

Letzte Bemerkung: Auch wir in Nordrhein-West-
falen haben die gleichen Ansätze. Leider ist der 
Kollege von Baden-Württemberg schon weg. Das 
Musterländle wird j a immer wieder genannt, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

und Ministerpräsident Späth hat am letzten Freitag 
im Bundesrat j a erst wieder den Eindruck zu er-
wecken versucht, als wäre er auf der Galopprenn-
bahn der Luftreinhaltung der absolute Champion, 
der ständig die Nase vorn hat. Vielleicht hat er hin 
und wieder nur den angefeuchteten Zeigefinger im 
Wind. Aber was ich sagen will — das ist als ein ganz 
sachlicher Hinweis gedacht —: Auch in Nordrhein

-

Westfalen wird die Verringerung ganz erheblich 
sein. 

Immerhin ist das Volumen bei uns etwa zehnmal 
so hoch wie in Baden-Württemberg. Wir haben al-
leine 200 Großfeuerungsanlagen mit über 50 MW 
und annähernd 1000 Einzelfeuerungen. Bei uns 
werden immerhin 92 % der Braunkohle, 95% der 
Steinkohle, über 50% der elektrischen Energie, 75% 
an Kohle und Stahl und 42 % aller chemischen Pro-
dukte erzeugt. Von daher ist bei uns die Belastung 
auch am größten. Aber wenn wir das durchhalten, 
was wir in ersten Gesprächen mit den Betreibern 
festzulegen versucht haben, wenn die Erklärungen 
eingehalten werden, die bisher abgegeben worden 
sind, werden wir für den Bereich SO 2  davon ausge-
hen können, daß wir von 965 000 Tonnen im Jahr 
1981 auf über 330 000 Tonnen im Jahr 1988 und im 
Jahr 1993 auf ein Viertel, nämlich auf rund 237 000 
Tonnen absinken werden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Und alles ohne 
Waldpfennig!) 

Also auch insoweit versuchen wir, nicht hinter dem 
berühmten Musterländle herzuhinken. 

Das wird allerdings für die Wirtschaftsstruktur 
des Landes Nordrhein-Westfalen nachhaltig nur 
dann funktionieren, wenn dieses Hohe Haus und 
alle Parteien den Grundsatz des Kohlevorrangs, der 
sicheren Energieversorgung durch Kohle auch in 
Zukunft nicht nur als Lippenbekenntnis auffassen, 
sondern so ernst nehmen wie in der Vergangen-
heit. 
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Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesinnenminister hat heute zu Be-
ginn dieser Debatte den Kampf gegen verkehrsbe-
dingte Abgasschadstoffe als die Jahrhundertauf-
gabe des Umweltschutzes überhaupt bezeichnet. 
Ich will darauf zurückkommen, denn eine so breit 
angelegte Umweltdebatte muß in der Tat das Auto, 
des Deutschen liebstes Kind, stärker in den Mittel-
punkt rücken; denn es ist einer von Deutschlands 
größten Luftverschmutzern. Selbst der Verband der 
Automobilindustrie räumt offiziell ein — übrigens 
in Übereinstimmung mit allen anderen Experten-
meinungen — , daß von den Giften in der Luft, in der 
wir leben, das Kohlenmonoxid zu 67 %, Stickoxid zu 
45 % und der Kohlenwasserstoff zu 37 % aus den 
Auspuffrohren unserer fahrbaren Untersätze stam-
men, 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

auch, Herr Duve, aus dem Untersatz, den Sie gele-
gentlich benutzen, auch wenn Sie hier ständig so 
tun, als würden Sie nur in öffentlichen Personen-
nahverkehrsmitteln herumsausen. 

Täglich blasen wir 14 800 Tonnen CO, 3 800 Ton-
nen NO X  und 1 600 Tonnen CH aus Verkehrsmitteln 
in die Luft. Das sind fast 7,5 Millionen Tonnen Gifte 
im Jahr. Meine Damen und Herren, das ist kein 
Angriff auf die Automobilindustrie. Denn sie hat 
eigenverantwortlich stets mehr getan, als ihr der 
Gesetzgeber jeweils aufgegeben hat. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— Darauf komme ich gleich. 

Angesichts dieser dramatischen Zahlen muß die 
Politik nun schneller, sie muß konsequenter und 
durchgreifender handeln. Wenn wir also den Bun-
desinnenminister gedrängt haben, ab 1. Januar 1986 
die amerikanischen Abgasgrenzwerte und eben 
nichts anderes, Herr Kollege Hauff, für Neufahr-
zeuge auf bundesdeutschen Straßen festzuschrei-
ben, dann ist dies zumindest eine der wichtigsten 
umweltpolitischen Entscheidungen der 80er und 
90er Jahre, und dann wird deutlich, warum die FDP 
nachhaltiger fordert, nötigenfalls einen nationalen 
Alleingang trotz aller EG-rechtlichen Hindernisse 
zu unternehmen. Mit Gesetzen und gutem Willen 
der Politiker allein ist es eben nicht getan, denn 
weder können wir allen Bürgern den sofortigen 
Neukauf schadstoffarmer Fahrzeuge verordnen, 
noch können wir darauf hoffen, daß bald 30 Millio-
nen Altfahrzeuge freiwillig verschrottet oder auf 
umweltschonende Technik umgerüstet werden. 

Deshalb sind sich alle Fraktionen auch in diesem 
Hause einig, daß spürbare Anreize die notwendige 
Umstellung beschleunigen müssen. Mit Vorschlä-
gen und Rezepten sind wir inzwischen wirklich gut 
versorgt. Man sollte aber dem Bundesinnenmini-
ster sagen, vielleicht ist ihm, aber eben nicht uns 
jedes Modell recht. 

Da meldete sich zuerst Hessen mit seiner gerade 
noch rechtzeitig vor der Landtagswahl 1983 einge-
brachten Bundesratsinitiative zu Wort, zwar wäh-
lerwirksam, aber leider völlig wirklichkeitsfremd. 
Hessen will nämlich als Anreiz für Neukauf oder 
Umrüstung die Mineralölsteuer für bleifreies Ben-
zin um 5 Pfennig senken, was nicht einmal ausrei-
chen würde, um die herstellungsbedingten Mehrko-
sten für diesen Sprit aufzufangen. 

Aber die hessische Milchmädchenrechnung geht 
weiter. Bei einem jährlichen Durchschnittsver-
brauch unserer Autos von 1 600 Litern würde eine 
solche Begünstigung pro Jahr gerade 80 DM ausma-
chen. Das heißt, erst nach 20 Jahren, wenn also ein 
Auto statistisch schon mehrfach verschrottet wor-
den wäre, hätten sich die Anschaffungskosten für 
einen Katalysator amortisiert, von den Mehrkosten 
für Wartung und dem 5- bis 10 %igen Spritmehrver-
brauch des schadstoffarmen Fahrzeugs ganz zu 
schweigen. 

Ich meine, da liegt Herr Späth mit seinem baden-
württembergischen Wahlkampfbeitrag schon richti-
ger. Er will, daß die Kfz-Steuer für schadstoffarme 
Autos für vier Jahre ausgesetzt und dann für zwei 
Jahre nur halb erhoben wird. Wenn er aber im 
gleichen Atemzug die Steuer für Altfahrzeuge letzt-
lich verdoppelt, dann ist dies nicht nur unsozial — 
wenn man einmal an diejenigen denkt, daß sozial 
Schwache, Studenten und ältere Menschen dann 
solche Autos noch fahren sollen —, sondern auch 
der schlitzohrige, j a der unredliche Versuch, in we-
nigen Jahren in der Gesamtrechnung unter dem 
Deckmantel des Umweltschutzes und auf dem Rük-
ken der Steuerzahler Mehreinnahmen in Milliar-
denhöhe — bis 1993 in Höhe von 5 bis 6 Milliarden 
DM — zur Sanierung der Landeshaushalte hinten-
herum zu kassieren. Da, meine ich, sollte der Ver-
treter der baden-württembergischen Landesregie-
rung dem Ministerpräsidenten Späth bitte erklären: 
Dafür können Sie die Zustimmung der Freien De-
mokraten nicht erwarten. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wollen eine ehrliche, eine kostenneutrale Lö-
sung. Dazu stellen wir als FDP, die als einzige Frak-
tion ein breit angelegtes Hearing zu diesen Fragen 
veranstaltet hat, einen eigenen Vorschlag zur Dis-
kussion. Ausgangspunkt ist unsere schon alte For-
derung, die Kraftfahrzeugsteuer ganz abzuschaffen, 
weil sie das Verursacherprinzip nicht beachtet und 
vor allem keinen Beitrag zum Energiebewußtsein 
und zum Umweltschutz leistet. Jetzt bietet sich die 
Chance dazu, indem man die Kraftfahrzeugsteuer 
für alle umweltfreundlichen Fahrzeuge gänzlich 
und auf Dauer abschafft. Für Neukauf oder Umrü-
stung bietet kein anderer Vorschlag so viel Anreiz, 
und darauf kommt es an. 

Die dadurch bedingten Mindereinnahmen sollen 
nach unserem Vorschlag durch eine maßvolle Erhö-
hung der Mineralölsteuer, über die dann auch die 
ausländischen Kraftfahrer, die unser Bundes-Stra-
ßensystem benutzen, beim Tanken mit zur Kasse 
gebeten würden, kombiniert mit einer angemesse-
nen, aber insgesamt aufkommensneutralen Erhö- 
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hung der Kraftfahrzeugsteuer für nicht umgerü-
stete Altfahrzeuge ausgeglichen werden. 

(Abg. Duve [SPD] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage) 

Bevor ich die Zwischenfrage gerne beantworte, 
Herr Duve, möchte ich noch sagen: Wer ein besse-
res, ausgewogeneres Modell vorlegen kann, ist uns 
natürlich herzlich willkommen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie sich kurzfaßten, weil 
meine Zeit auf wenige Minuten begrenzt ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? — Bitte. 

Duve (SPD): Herr Kollege Hoffie, den Vorschlag, 
den Sie eben unterbreitet haben, haben Sie als Mit-
glied einer Koalition gemacht. Ich wollte Sie gerne 
fragen: Auf welchem parlamentarischen Wege wer-
den Sie uns diesen Vorschlag zur Beurteilung vorle-
gen? 

Hoffie (FDP): Ich will es kurz skizzieren: Indem 
wir uns gemeinsam mit der CDU/CSU-Fraktion im 
Wettbewerb um die beste Lösung der Anreizmög-
lichkeiten auf den Vorschlag einigen, der der ausge-
wogenste, gerechtigste und vernünftigste und derje-
nige ist, der es uns erlaubt, den Altwagenbestand 
möglichst schnell umzurüsten. Dann wird das eine 
gemeinsame Initiative beider Fraktionen sein, 
wenn nicht die Regierung früher zu der gleichen 
Einsicht kommt, daß das FDP-Modell in der Diskus-
sion sicher seine größten Vorteile hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Der Kanzler 
wird es entscheiden! — Abg. Duve [SPD] 
meldet sich zu einer weiteren Zwischen-

frage) 

— Ich bin nicht bereit, weitere Zwischenfragen zu 
beantworten, da ich nur noch wenige Minuten Zeit 
habe. Aber wenn ich am Ende Zeit habe, können 
auch Sie, Herr Kollege, der sonst in diesem Haus 
wenig sagt, Ihre Frage loswerden. 

Wir unterstützen jeden vernünftigen Vorschlag, 
der die verkehrsbedingten Umweltbelastungen 
spürbar verringert, aber wir beteiligen uns eben 
nicht an emotional oder ideologisch motivierten 
Entscheidungen auf unklarer Grundlage. Die For-
derung von SPD und GRÜNEN wie auch der rotgrü-
nen Opportunisten in Hessen, unter dem fragwürdi-
gen Vorwand von mehr Umweltschutz Tempo 100 
auf Autobahnen und Tempo 80 auf Landstraßen 
einzuführen, ist nun wirklich ein Paradebeispiel da-
für. Das Hearing im Innenausschuß hat es gezeigt. 
Da kommen Fachleute zu absolut gegensätzlichen 
Ansichten, können das sogar noch wortreich be-
gründen. „Der Verdacht ist nicht von der Hand zu 
weisen, daß Voreingenommenheiten und eine un-
terschiedliche Interessenlage eine große Rolle spie-
len." Sie schütteln den Kopf, Herr Kollege Duve. 
Das ist aber nicht meine Feststellung, sondern die 
der „Bonner Rundschau" im Kommentar vom ge-
rade vergangenen Dienstag. 

Es ist wirklich unfaßbar, daß es in einer Zeit, in 
der wir den Weltraum erobern und die Leute dort 
völlig losgelöst von der Erde frei im Raum schwe-
ben, technisch nicht möglich sein soll, den Zusam-
menhang zwischen Tempolimit und Schadstoffaus-
stoß wissenschaftlich auch nur halbwegs eindeutig 
und überzeugend darzustellen. 

(Duve [SPD]: Es war doch eindeutig, daß 
die Stickoxide bei höherer Geschwindig

-

keit zunehmen!) 

Das Hearing am Montag hat ja eindrucksvoll Klar-
heit darüber geschaffen, so daß selbst anerkannte 
Experten — nicht Ihnen, Herr Duve, weil Sie nicht 
dazuzurechnen sind — 

(Lachen bei der SPD — Duve [SPD]: Voll

-

treffer!) 

klargeworden ist, daß eben gar nichts klar ist. Dabei 
ist nun großartig herumgerechnet worden, ob und 
welche Emotionen um 2, 3 oder 4 % bei welcher 
Geschwindigkeit nach oben oder nach unten gehen, 
wobei ganz unbestritten ist, daß die Durchschnitts-
geschwindigkeit auf Autobahnen schon heute unter 
105 und auf Landstraßen unter 70 Stundenkilome-
tern liegt. Sicher ist ja wohl auch, Herr Duve, daß 
innerorts eben bei Tempo 50 die Hauptlast zu be-
wältigen ist, auch die der Luftverschmutzung. 

(Duve [SPD]: Kommen Sie das nächste Mal 
zur Anhörung, damit Sie hier nicht falsche 

Sachen erzählen!) 

Wer aus umweltpolitischen Gründen, meine Da-
men und Herren von der SPD und den GRÜNEN, 
die Fahrer zu weniger Tempo anhalten will, der 
muß es dann j a wohl, wenn Ihre Logik stimmt, we-
nigstens denjenigen gestatten, die mit schadstoffar-
men Autos fahren, die also nicht mehr — wie die 
Altfahrzeuge — 90% der Schadstoffe verursachen, 
ungehindert weiterzufahren. Ich weiß nicht, ob Sie 
die Rechnung über diesen Anreiz aufmachen wer-
den, daß künftig derjenige, der schnell ein neues, 
umweltfreundliches Fahrzeug kauft, auf der Auto-
bahn freie Fahrt hat, während andere, die nicht so 
schnell umrüsten, Tempo 100 auf Autobahnen und 
Tempo 80 auf Landstraßen beachten müssen. Dar-
über können Sie natürlich auch mit uns vernünftig 
reden. Nur, dieser Vorschlag ist von Ihnen konse-
quenterweise nicht gekommen. 

(Duve [SPD]: Sie sollten das Hearing nicht 
schwänzen!) 

Meine Damen und Herren, die FDP wiederholt 
auch heute hier ihre Forderung, durch periodische 
Abgaskontrollen einen sofort wirksamen Beitrag 
zur Luftreinhaltung zu leisten, 

(Duve [SPD]: Das Periodische liegt der 
FDP sowieso!) 

d. h. zumindest einmal im Jahr. Ich freue mich dar-
über, daß die SPD, die noch bei der letzten Debatte 
hier in diesem Hause gesagt hat: „Alles Quatsch, 
das geht nicht; unsere Kraftfahrzeugwerkstätten 
können das nicht verkraften, schon gar nicht die 
TÜVs; laßt den Blödsinn mit den Abgaskontrollen", 
inzwischen gelernt und eingesehen hat, daß dies 
zwar nun nicht im Hinblick auf das Waldsterben, 



3820 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Hoffie 
aber für die menschliche Gesundheit ein wesentli-
cher Beitrag ist, im übrigen auch ein Beitrag zum 
Energiesparen, den jeder einzelne für sich überneh-
men kann. Ich freue mich darüber, daß im Ver-
kehrsausschuß inzwischen auch die Kollegen von 
der SPD zu besseren Erkenntnissen gekommen 
sind; denn bessere Einsichten und neue Erkennt-
nisse dienen ja dem Umweltschutz. Mit Ideologien, 
Emotionen und wirklichkeitsfremden Wunschvor-
stellungen werden wir nichts erreichen. 

Meine Damen und Herren, Umweltschutz und 
Verkehr stellen uns nicht nur bei der wirksamen 
Bekämpfung der Luftverschmutzung vor die größte 
Aufgabe der nächsten zehn Jahre. Die Menschen in 
unseren Städten und Gemeinden leiden immer stär-
ker unter Verkehrslärm, der inzwischen jeden zwei-
ten Bürger gesundheitlich schädigt. Deshalb hält es 
die FDP-Bundestagsfraktion für dringend geboten, 
daß nach dem Scheitern des Lärmschutzgesetzes 
von 1980 dieses Thema hier neu und ernsthaft auf-
gegriffen wird. Damals scheiterte ein Gesetz, das 
den Bürgern einen Rechtsanspruch auf 50% weni-
ger Lärm gegeben hätte, am Widerstand von SPD 
und CDU in einer großen Koalition im Vermitt-
lungsausschuß und anschließend hier im Plenum 
des Deutschen Bundestages. Es scheiterte daran, 
daß man den Befürchtungen der Städte und Ge-
meinden nachgab, die erklärten: „Ganze 36 Millio-
nen DM jährlich mehr können wir nicht verkraf-
ten." 

Die Folge war, daß die neue Bundesregierung in 
ihrer eigenen Verantwortung eine Richtlinie für 
den Bundesfernstraßenausbau erlassen hat, die die 
damals von uns geforderten scharfen Werte für 
Lärmschutz bei Neubau und Straßensanierung 
übernommen hat, daß aber eben die Länder und vor 
allem alle Gemeinden mit den Lärmgrenzwerten 
auf breiter Front hinterherhinkten. Zu Recht for-
dert deshalb auch der Deutsche Städtetag eine neue 
Initiative. Wir werden diese Bemühungen nach-
drücklich unterstützen. 

Abschließend, meine Damen und Herren: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Jetzt kommt das 
Stoppschild!) 

Wir bleiben bei unserer Auffassung, daß auch Stra-
ßenbau nach Maß, nämlich überall dort, wo er z. B. 
durch die Anlage ortskernentlastender Umge-
hungsstraßen die Menschen vor Lärm und Abgas, 
unter denen sie seit Jahrzehnten leiden, befreit, 
eine unverzichtbare Aufgabe auch und vor allem 
des Umweltschutzes ist, und zwar gegen alle Eife-
rer, die Landschaftsverbrauch heute noch höher be-
werten als die Gesundheit der Menschen; aber auf 
diese kommt es vor allem an. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Drabiniok. 

Drabiniok (GRÜNE): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen  

und Kollegen! Liebe Freundinnen und Freunde! Ich 
habe eine sehr knappe Redezeit. 

Es reizt mich ja richtig, auf den Herrn Hoffie ein-
zusteigen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe hier aber ein Konzept über die Meeresver-
schmutzung. 

Gestatten Sie mir aber doch wenigstens einen 
Satz. Herr Hoffie, Ihre Einstellung zum Auto und 
zur Geschwindigkeit wurde mir bei unserer ersten 
Obleute-Besprechung deutlich, als Sie mit den 
strahlenden Augen eines Kindes vor dem Christ-
baum von Ihrem Einfahrerlebnis mit einem Lam-
borghini berichteten. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Schneider 
[Berlin] [GRÜNE]: Jetzt muß er eine Ente 

in Kauf nehmen!) 

Ich komme jetzt zu meinem Konzept. 

(Hoffie [FDP]: Was fahren Sie denn für ein 
Auto? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Über Auto, Verkehr und Geschwindigkeit unter-
halten wir uns hier nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich fahre einen Ford Transit. 

(Hoffie [FDP]: Und ich fahre einen Golf! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Welchen?) 

— GTI. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist umwelt

-

feindlich! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich möchte jetzt zum Thema kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tun Sie das!) 

— Danke. 
(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das paßt eigentlich jetzt gar nicht so richtig dar-
auf. 

Die Behauptung, daß die Nordsee wie der Wald 
vom Sterben bedroht ist, wird Ihnen wie Panikma-
che vorkommen. Trotzdem ist sie zutreffend. Als 
Panikmache wurde schon vor 22 Jahren die vom 
Chef der Vogelwarte Helgoland, Dr. Vauk, aufge-
stellte Behauptung abgetan, daß abgelassenes Tan-
keröl die Nordsee langsam vergiften würde. Seit 
dieser Zeit führte er Buch über das Vogelsterben 
auf Helgoland. 

1982 hat Dr. Vauk vorausgesagt, daß 1983 ein Re-
kordjahr für Vogelleichen würde. Wieder wurde 
ihm Panikmache vorgeworfen. Dann sammelte er 
allein in den ersten drei Monaten 1983 mehr tote 
Vögel ein, als 1982 insgesamt gefunden wurden. 

Das Unglaublichste kommt aber erst jetzt: Im In-
nenministerium wurde dazu verkündet, man wisse 
nicht, wer die wirklichen Verursacher der Ölvergif-
tung seien. — Ja, spinnen die denn da alle? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Ich bin zwar kein Studierter, aber soviel weiß ich: 
Fische brauchen keinen Ölwechsel zu machen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
— Zuruf von der CDU/CSU: Ölsardinen!) 

Ich weiß auch wie jeder andere, der sich dafür 
interessiert, daß jährlich viele tausend Schiffe mit 
Öl Wilhelmshaven, Bremen oder Bremerhaven an-
laufen und daß in der Nordsee nach Öl gebohrt 
wird. 

Für die fast 100 000 Öl- und Chemietanker, die 
jedes Jahr von Hafen zu Hafen fahren, gibt es ein 
Problem: Sie müssen ihre Tanks nach dem Löschen 
der Ladung reinigen. Die Reinigung geschieht auf 
See. So gelangen zu den vielen tausend Tonnen 
Giftstoffen, dei mit den Flüssen transportiert wer-
den, einige hunderttausend Tonnen zum Teil hoch-
giftige Chemikalien und Öl in die Nordsee. 

Der Bau von Auffanganlagen für die Waschwäs-
ser der Öl- und Chemietanker muß deshalb die vor-
rangige Aufgabe der Bundesregierung sein, wenn 
sie ihre proklamierte Verantwortung für die Um-
welt nicht selber Lügen strafen will. 

Wie Hohn und Spott auf die Situation der Nord-
see liest sich die Presseerklärung des Bundesver-
kehrsministers vom 31. Januar 1984, in der er die 
Luftüberwachung von Ölverschmutzung in der 
Nordsee positiv bewertet. Da heißt es: 

Bis zum Ende des Jahre 1983 wurden insge-
samt 57 Flüge mit einer Dauer von insgesamt 
72 Stunden über dem deutschen Festlandsockel 
durchgeführt. Dabei wurden insgesamt 102 
Fälle von Verunreinigungen festgestellt. In 11 
Fällen wurden die mutmaßlichen Verursacher 
der Verschmutzung identifiziert und an die zu-
ständigen Vollzugskräfte des Bundes und der 
Länder gemeldet. Staatsanwaltschaftliche Er-
mittlungsverfahren wegen des Verdachts der 
Gewässerverunreinigung wurden in fünf Fällen 
eingeleitet. 

In 72 Stunden wurden 102 Fälle von Verunreini-
gung festgestellt! Ein Monat hat 720 Stunden. Das 
Jahr hat 12 Monate. Jeden Tag und jede Nacht fah-
ren und reinigen die Schiffe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Milchmädchen-
rechnung!) 

Selbst wenn die Bundesregierung den Vertrag mit 
den Holländern, den sie über 300 Flugstunden abge-
schlossen hat, einhält, reicht das noch lange nicht 
aus, um die vernünftige Überwachung der Nordsee 
vor Verschmutzung zu gewährleisten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Dann müssen wir die Bundes-

wehr einsetzen!) 

Wenn der günstigste Fall angenommen wird und 
tatsächlich nur 1 cbm Chemikalien pro Tag mit dem 
Waschwasser außenbords geht — durchschnittlich 
hat ein Schiff 20 Tanks —, sind das pro Reinigung 
des Schiffes 20 000 Liter Chemikalien, also ungefähr 
ein Tanklastzug voll. 

Ein Grund, warum die Bundesregierung seit Jah-
ren zögert, eine eigene Luftüberwachung für die 
Nordsee zu installieren, ist sicherlich, daß sie die 
Reeder nicht schädigen will. Denn derjenige, der 
die Nordsee verschmutzt, muß mit Geldbußen rech-
nen. Aber da es keine Auffanganlagen für Chemie-
abwässer gibt und nur wenige für Öl, sind diese 
Kapitäne gezwungen, ihr Gift in die Nordsee zu 
schütten. Deshalb muß der Bau von Auffanganla-
gen unverzüglich in Angriff genommen werden. Die 
seit Jahren zur Verfügung stehenden Fluggeräte 
zur Luftüberwachung müssen umgehend umgerü-
stet werden und zum Einsatz kommen, nicht erst 
irgendwann 1985. Die Diskussion um die Flugzeuge 
läuft ja auch schon seit Jahren. 

Die Regierungen, so erscheint es mir, handeln 
nach dem Motto: Ich glaube nur, was ich sehe, und 
tue nur das, was die Konzerne nicht verärgert. Wäh-
rend der Wald und die Nordsee sterben, sitzen die 
Verantwortlichen hier herum und geben sich Mühe, 
noch mehr Papier vollzuschreiben, statt einmal um-
zusetzen, was seit Jahren erkannt und dringend ge-
boten ist. Ich bin sicher, daß, wenn noch ein Redner 
zur Meeresverschmutzung redet, er alles das, was 
ich hier erzählt habe, erst einmal als Unfug und 
halb so schlimm abmildern wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
— Na, das war es noch nicht. Ich möchte noch einen 
Satz sagen. Da nämlich alles das wahrscheinlich 
heruntergemacht werden wird, möchte ich ankündi-
gen, daß es im Oktober/November einen Kongreß 
gegen die Zerstörung der Nordsee geben wird, der 
am Wochenende vor der offiziellen Nordseekonfe-
renz der Regierungen von Umweltschutzverbänden 
durchgeführt wird. Da werden sicherlich interes-
sante Ergebnisse zu erwarten sein, und ich bin ein-
mal gespannt, wie die Bundesregierung mit ihren 
Konzepten dann die Meeresschutzpolitik fortführen 
wird. Das, was bisher geschieht, ist zuwenig. 

Ich danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Innenminister hat sich 
hier verabschiedet in einem Appell, sich der ge-
meinsamen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Davon träumen 
Sie, daß er sich verabschiedet!) 

— Wenn wir uns alle ein bißchen disziplinieren, 
sind wir auch nach sechs Stunden noch in der Lage, 
aufeinander zu hören. Es ist manchmal die Schwie-
rigkeit, ob Sie das durchhalten werden. — Der In-
nenminister hat sich hier verabschiedet mit dem 
Appell, sich der gemeinsamen Ziele bewußt zu wer-
den. Wenn ich mir einmal den Ablauf der letzten 
Innenausschußsitzungen und hier der Plenarsit-
zung vor Augen führe, stelle ich fest, daß es viel 
Gemeinsamkeiten in Appellen gibt. Wir haben in 
der Beratung des Innenausschusses gegenüber Ih-
rem Entschließungsantrag Verständnis gezeigt und 
festgestellt, daß wir an bestimmten Punkten mit 
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Ihnen übereinstimmen. Das Problem beginnt dort, 
wo wir von dieser Regierung erwarten, daß sie eine 
Perspektive aufzeigt, damit wir nicht sozusagen von 
der Hand in den Mund leben müssen, sondern von 
dieser Regierung erfahren, nach welchen Maßstä-
ben sie Ziele bestimmt und welche Maßstäbe sie 
einsetzt, um diese Ziele zu erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 13 Jahre haben 
wir auf die Perspektive gewartet!) 

Wir werden unsere Zustimmung jeweils davon ab-
hängig machen, in welchem Umfang hier Gemein-
samkeit zum Erreichen von Zielen nötig ist. 

Hier will ich aus den schlimmen Erfahrungen des 
Innenausschusses berichten. Da wird davon gespro-
chen, daß staatliche Lenkung als Teil der Bürokra-
tie gilt. Dann besinnt man sich eines Besseren, weil 
das wohl nicht aufrechtzuerhalten ist, und spricht 
davon, daß staatliche Lenkung nur angebracht ist, 
soweit es nötig ist, wobei im Dunkeln bleibt, was 
Maßstab für das Nötige ist. Im übrigen verweist 
man auf die Marktwirtschaft, die ja nun nicht nur 
sozial sein soll, sondern die auch noch ökologisch 
bestimmt sein soll. Auch hier bleibt im Dunkeln, 
was das als Perspektive gesehen bedeutet. 

Nun sind wir nicht soweit gegangen wie der Kol-
lege Baum, der heute morgen erklärt hat, der Staat 
müsse seine Zähne zeigen, sondern wir haben ledig-
lich den Versuch gemacht, zu erklären, wie wir uns 
die Prinzipien staatlicher Lenkung vorstellen: 
Staatliche Lenkung ist soweit anzuwenden, wie sie 
zum Schutz der Umwelt und zur Erhaltung des ge-
sellschaftlichen Wohlstandes gegenüber einzelwirt-
schaftlichen Interessen notwendig ist. — Ableh-
nung durch die CDU. Die Kombination von Verweis 
auf Marktwirtschaft und fehlender Definition des-
sen, was staatliche Lenkung ist, wirft einen Schat-
ten auf Ihre Umweltschutzpolitik. Wir halten sie für 
eine Umweltpolitik im Zwielicht. Sie tun gut daran, 
sie aus dem Zwielicht herauszuholen, wenn es über-
haupt noch den Ansatz einer gemeinschaftlichen 
Arbeit an diesem Thema geben soll. 

Der Kollege Schmidbauer hat hier gesagt: 

Fortschritt im Umweltschutz ist nur zu errei-
chen, wenn der politische Wille vorhanden ist. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

D'accord, nur müssen wir nach dem Vorgesagten 
befürchten, daß Umweltschutz bei Ihnen nur so 
lange und soweit betrieben wird, wie er mit anderen 
Politikzielen nicht in Kollision gerät. 

(Duve [SPD]: Hier gibt es nur den Willen 
zur Macht! Sonst nichts! — Zuruf von der 

CDU/CSU: Das wollen wir abwarten!) 

Die Maximalposition müßte doch sein: Die Ziele 
des Umweltschutzes haben andere Politikziele weit-
gehend zu beeinflussen. 

(Beifall des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

Mindestens werden, da wir uns nicht vorstellen 
können, daß Ökonomie und Ökologie sozusagen von 
Natur aus ein harmonisches Dasein führen, die 
Konflikte zwischen wirtschaftspolitischen Vorstel-
lungen und den Zielen des Umweltschutzes offen-

zulegen sein. Das muß dann hier ausgetragen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir nicht nur technische Debatten führen 
wollen, sondern Umweltschutz als politische Auf-
gabe ansehen, werden wir uns auch dieser Aufgabe 
stellen müssen und können nicht dauernd auswei-
chen. 

Wenn wir über Kosten, über Produkte, über Pro-
duktionsweisen redeten, über das so entstandene 
betriebliche Interessenpotential, über Unterneh-
mensinteressen, würden wir sehr schnell feststel-
len, daß man nicht so einfach davon sprechen kann, 
daß es eine Differenz zwischen ökologischen und 
gesellschaftlichen Interessen auf der einen Seite 
und wirtschaftlichen Interessen auf der anderen 
Seite gar nicht gebe. Genau darum geht es. Wir mei-
nen nur, daß sie sich nicht dauerhaft ausschließen, 
aber der Konflikt ist vorhanden, und er muß ausge-
tragen werden. 

Meine Damen und Herren, Klarheit über Ziele 
und Klarheit über Wege, Mittel und Instrumente, 
die man einsetzt, ist nicht nur sozusagen im politi-
schen Klärungsprozeß wichtig, sondern auch, um zu 
erreichen, daß sich eine Industrie langfristig auf 
das einstellen kann, was sie von dieser Mehrheits-
fraktion zu erwarten hat. Das ist auch wichtig, um 
kalkulieren zu können, mit welchen gesetzlichen 
Vorschriften wir nicht für die nächsten vier Wo-
chen, sondern für die nächsten vier Jahre zu rech-
nen haben. Das ist auch wichtig — und wir sollten 
das nicht kleiner machen — für die vielen Behör-
den draußen im Lande, die am Vollzug des Umwelt-
schutzes arbeiten und deren Wirken sehr weitge-
hend davon abhängt, ob sie von Ihnen überzeugt 
werden können, diese Arbeit nicht als Lakaien ei-
ner Politik zu tun, die Umweltschutz im Grunde nur 
als Nebenprodukt kennt, sondern als Teil einer Bü-
rokratie, die Umweltschutz als Aufgabe und nicht 
nur als Zuständigkeit begreift. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das sind 
Schlagworte!) 

— Das sind keine Schlagworte. Wenn wir nachher 
darüber reden werden, wie Sie mit Gesetzesvorha-
ben umgehen und daß die Antwort Ihrer eigenen 
Regierung auf die Große Anfrage zum Sondermüll 
davon spricht, daß die personelle, die sächliche Aus-
stattung, die Information über Ziele Hindernisse 
seien, werden Sie mir sehr bald zustimmen müssen, 
daß Sie an dieser Stelle erst einmal gezwungen 
sind, klar zu sein. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das nehmen Sie 
sofort zurück! — Heiterkeit bei der CDU/ 

CSU) 

Einige Bemerkungen zur Gesetzgebung des Bun-
des. Wenn Sie die Antworten auf die Großen Anfra-
gen durchblättern, werden Sie sehen, daß in vielen 
Fällen neue Verwaltungsrichtlinien auf den Weg ge-
bracht werden sollen. Wir stellen uns vor, daß bei 
einigen Positionen deutliche Veränderungen im Ge-
setzesverfahren notwendig sind. Warum machen 
Sie z. B. keinen Gebrauch von der Empfehlung der 
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Arbeitsgruppe der Umweltschutzministerkonfe-
renz, § 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu 
ergänzen, der die Möglichkeit schafft, den Widerruf 
einer Genehmigung zu erreichen, wenn die Anlage 
nach Ablauf einer bestimmten Frist seit der Inbe-
triebnahme nicht mehr dem Stand der Technik ent-
spricht? Wir können nur hoffen, daß das Wirklich-
keit wird, was Sie im Abwasserbericht schreiben, 
nämlich das sich zwischen Wasserhaushaltsgesetz 
und Abwasserabgabengesetz eine Zangenwirkung 
ergeben kann. Dann müssen Sie die Zange aber 
auch schärfen. Dann müssen Sie bereit sein, § 7 des 
Wasserhaushaltsgesetzes zu verändern, damit hier 
nicht mehr auf allgemein anerkannte Regeln der 
Technik abgehoben wird, sondern auf das, was in 
anderen Umweltschutzgesetzen schon Gegenstand 
ist, nämlich auf den jeweiligen Stand der Technik. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wer hat denn 
hier regiert?) 

Das ist nicht nur Formulierungskunst, sondern da-
hinter steht akuter politischer Handlungsbedarf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo waren Sie 
denn mit Ihrer Zange bis 1982?) 

Es bleibt zu fragen, ob es ausreicht, neue Inter-
pretationen für die Anwendung des berühmt-be-
rüchtigten § 17 Abs. 2 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zu schaffen. Nach dieser Bestim-
mung können nachträgliche Anordnungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen nicht 
erlassen werden, wenn die Anordnung für den Stö-
rer wirtschaftlich nicht vertretbar ist. Das kann 
keine dauerhafte Lösung für unsere Probleme sein. 
Die SPD stellt die Frage nach der Notwendigkeit 
dieser Bestimmung. Wir sind der Meinung, daß bei 
ständig wachsenden Altlasten eine sofortige Modifi-
zierung, die den Ansprüchen des Umweltschutzes 
dient, durchgesetzt werden muß. Noch besser wäre 
die Streichung. 

(Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Da hat 
er gekniffen!) 

Meine Damen und Herren, ein letztes Wort zur 
Frage des Zusammenwirkens zwischen Bund und 
Ländern. Der Innenminister hat sich auf den Stand-
punkt gestellt, hierbei sei es notwendig, die Zustän-
digkeiten zu sehen. Wir haben hier von den erhebli-
chen Schwierigkeiten des Landes Nordrhein-West-
falen gehört. Wir können es auch an anderen Bei-
spielen festmachen. Wir wissen, daß Müll in ande-
ren Ländern produziert wird als dort, wo er abgela-
den wird. Es gibt Müllverkehr nicht nur über die 
deutschen Grenzen hinweg, sondern auch innerhalb 
unseres Landes. Warum machen Sie nicht den 
gleichen Versuch, den die holländischen Parlamen-
tarier unternommen haben, eben nicht nur zu be-
schließen, wie Bodenschutz in ein Gesetz gebracht 
werden kann, sondern gleichzeitig mit festzulegen, 
wie dieser Staat durch ein Sanierungsprogramm 
das Seine dazu beitragen kann? Wenn wir weniger 
auf Zuständigkeiten und statt dessen mehr auf ge-
samtstaatliche Solidarität gucken, machen wir Fort-
schritte. Sonst bleibt es beim Status quo. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich meine, die Vielfalt der Tages-
ordnungspunkte und der Umfang der Tagesord-
nung sind doch wohl ein Hinweis auf die umfang-
reichen Aktivitäten zum Thema Umweltschutz so-
wohl von seiten der Regierung als auch aus der 
Mitte des Hauses. Man sollte sich darüber — die 
Frau Kollegin Vollmer ist jetzt leider nicht mehr da 
— nicht beschweren. Vor allen Dingen sollte man 
nicht sozusagen im Handstreich eine Diskussion 
über eine Grundgesetzänderung verlangen. Ich 
glaube, gerade dieses Thema verdient es, daß wir 
uns hier in diesem Hause viel ordentlicher und viel 
intensiver damit beschäftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Herren von den GRÜNEN, die Anwesen-
heit ist heute nicht übermäßig groß. Wahrscheinlich 
haben wir heute auch nicht die Gunst der Medien, 
da diese ein interessanteres Thema haben, nämlich 
das Thema Bastian. Meine Herren von den GRÜ-
NEN, an Ihnen sieht man ja, daß, wenn es um den 
Machterhalt geht, dieser im Zweifel interessanter 
ist, als hier an einer Umweltschutzdebatte teilzu-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die SPD hat unsere 
Tagesordnung noch um die Beratung eines eigenen 
Antrags ergänzt, der wahrlich kein Meisterstück 
ist. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Nicht einmal ein 
Gesellenstück!) 

Als ich ihn auf den Tisch bekommen habe, habe ich 
gleich gedacht: Frau Hartenstein kann das nicht 
gemacht haben; ich habe eigentlich eher auf den 
Kollegen Schäfer getippt. Nach der Rede vom Hauff 
habe ich dann allerdings eher den Eindruck gewon-
nen, daß wahrscheinlich er diesen Antrag entwor-
fen hat. Denn er war, wie ich schon sagte, wirklich 
kein Meisterstück. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Göhner 
[CDU/CSU]: Nicht einmal ein Gesellen

-

stück!) 

Ich meine, es wäre besser gewesen — Herr Kollege 
Kiehm, Sie sind ja darauf eingegangen, daß wir 
unseren Entschließungsantrag im Innenausschuß 
sehr sorgfältig beraten haben —, wenn Sie an unse-
ren Entschließungsantrag angefügt hätten, was 
Ihre Hobbies und Ihre Interessen sind. Wir hätten 
das dann zwar auch ablehnen müssen, 

(Lachen bei der SPD) 

aber wir hätten es dann mit weniger Entschlossen-
heit tun können. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Hauff 
[SPD]: Arrogantes Gerede!) 

— Also, Herr Hauff, vorhin ist Ihnen vom Kollegen 
Ehmke in Sachen Umweltschutz grüne Patina atte-
stiert worden. Wenn ich das so ansehe, dann weiß 
ich nicht, ob das, was da an Ihnen grün geworden 
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ist, unter Umständen nicht vielleicht sogar Moos 
ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn die Instrumente, die Sie vorschlagen — das 
ist ja auch der Punkt gewesen, Herr Kiehm, an dem 
wir nicht weitergekommen sind —, sind eben über-
haupt nichts Neues. Da kommen wir eben nicht 
gemeinsam weiter: Wir wollen marktwirtschaftliche 
Instrumente, und Sie wollen alles mit Abgaben, mit 
mehr Belastungen und auf dem Wege von Verord-
nung erledigen. Ich bin Ihnen nicht böse, wenn Sie 
das wollen, aber gestatten Sie uns doch bitte, die 
wir die Verantwortung tragen, daß wir die Dinge so 
regeln und erledigen, wie wir das wollen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Fell-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Hauff? 

Fellner (CDU/CSU): Nein. Ich bitte um Verständ-
nis, daß ich keine Zwischenfrage zulasse. Denn er 
will ja sowieso nichts fragen, sondern nur auf 
meine Kosten etwas sagen; dazu bin ich nicht be-
reit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Hauff, Sie haben durch Ihre ganze Rede 
hindurch Zweifel an der Durchsetzungsfähigkeit 
des Ministers geäußert. Das ist im Augenblick ja 
auch das einzige, das Sie noch aufs Tapet bringen 
können. Wenn Sie sich die Chronik des Jahres 1983 
und die Wochenchronik des Jahres 1984 anschauen, 
dann werden Sie feststellen, daß Sie keine Zweifel 
zu haben brauchen. Sie brauchen vor allen Dingen 
keine Sorge zu haben, daß sich der Innenminister 
etwa von der Automobilindustrie oder der Mineral-
ölindustrie die Butter vom Brot nehmen lassen 
wird. Er hat im übrigen keine Sorge vor Strauß, und 
er wird dann auch vor Kuenheim und anderen 
keine Sorge haben. Wie schätzen die Leistungen 
dieser Herren, die Leistungen der Automobilindu-
strie durchaus, aber ich denke, wir sollten uns 
durch diese Herren nicht davon abhalten lassen, sie 
zu zusätzlichen Anstrengungen anzuspornen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind der Meinung, daß die deutsche Automobil-
industrie in der Lage ist, auch diese Herausforde-
rungen zu bewältigen. 

Noch eines, Herr Hauff: Die Ungeduld der Bürger 
gegenüber all den Aktivitäten, die wir hier entwik-
keln können, mißbrauchen Sie für Ihre Polemik. 

(Dr. Hauff [SPD]: Ankündigungen, keine 
Aktivitäten!) 

Sie benutzen die Sorgen der Bürger, die meinen, es 
müßte schneller gehen. Sie wissen aber selber sehr 
gut, daß es eben leider nicht schneller geht und daß 
vieles nicht so einfach ist, wie man es in großen 
Deklarationen und Papieren darstellen kann. Sie 
wissen aus langen Jahren der Regierungszeit, daß 
die Probleme, wenn es um Detailfragen geht, 
schwieriger sind. 

Ich möchte nur ein Beispiel anführen: Sie haben 
dem Minister vorgeworfen, es gehe mit entspre-
chenden detaillierten Vorschriften für die Automo-
bilindustrie nicht vorwärts. Nehmen wir das Stich-
wort Testzyklen: Mir kommt es darauf an, daß die 
Testzyklen für unsere Kfz in der Bundesrepublik 
Deutschland ab 1986 wirklichkeitsnah gestaltet 
sind. Was nützt es, wenn wir locker einen Test über-
nehmen, der die Fahrgewohnheiten und die — — 

(Dr.  Hauff [SPD]: Wie ist es mit den USA- 
Tests?) 

— Wir werden den USA-Test übernehmen und ihn 
an unsere Gegebenheiten anpassen. Denn was 
nutzt es uns, wenn wir Fahrzyklen übernehmen, die 
in den Bereichen, in denen in Deutschland meist 
nicht gefahren wird, sehr gute Abgaswerte garan-
tieren, aber in den Bereichen, in denen der deutsche 
Autofahrer überwiegend fährt und in denen er an-
gesichts der deutschen Gegebenheiten fahren muß, 
eine um so höhere Abgasbelastung aufweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen uns die Zeit nehmen, um das sorgfältig 
auszuarbeiten. 

(Dr. Hauff [SPD]: Bis 1986?) 

— Herr Hauff, sorgen Sie sich nicht um die Auto-
mobilindustrie! Die Automobilindustrie weiß sehr 
wohl, was wir wollen, und die Automobilindustrie 
arbeitet auch sehr intensiv an entsprechenden Lö-
sungen. Übrigens weiß auch die Automobilindustrie 
in Japan, was wir wollen. Erstaunlicherweise — 
auch das sollten wir unseren Bürgern einmal sagen 
— haben die Japaner — Herr Kollege Ehmke, ich 
nehme sie als unverdächtigen Zeugen — eine un-
heimliche Scheu und eine unheimliche Angst davor, 
daß wir die Abgaswerte und die Tests so einführen, 
wie wir es jetzt ankündigen. Dabei haben sie doch 
den Katalysator. Aber sie haben keinen Katalysa-
tor, der bei unseren Gegebenheiten und bei unseren 
Straßenverhältnissen die Wirksamkeit in vollem 
Umfang garantiert. 

Herr Ehmke, weil ich gerade bei Ihnen bin, ein 
Wort zu Ihren Sorgen, daß wir z. B. das, was wir in 
Japan kennengelernt haben, nicht in ausreichen-
dem Umfang übernehmen würden. Sie haben das 
Stichwort Denox-Anlagen angesprochen. Ich darf 
Ihnen aus einer Presseerklärung des Innenministe-
riums vom 24. Januar vortragen. Als ersten Schritt 
sieht der Minister den Einsatz moderner Feue-
rungstechnik in bestehenden Anlagen an. Damit 
kann bereits eine erhebliche und deutliche Verbes-
serung auf dem Weg zur Reduzierung der Luftver-
schmutzung erreicht werden. Weitere Maßnahmen 
müssen aber folgen, erklärt der Bundesinnenmini-
ster. Er verweist dabei auf die Möglichkeit der Wei-
terentwicklung der Katalysatortechnologie nach ja-
panischem Vorbild sowie vergleichbare eigenstän-
dige Techniken. 

(Abg. Dr. Jannsen [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Fell-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
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Fellner (CDU/CSU): Nein, ich gestatte keine Zwi-
schenfrage. 

(Dr. Hauff [SPD]: Er hat Angst!) 

— Aber Herr Hauff, dann hätte ich mir doch nicht 
so viel Zeit genommen, um das zu sagen, was zu 
Ihren Ausführungen zu sagen war. 

(Dr. Hauff [SPD]: Gestatten Sie doch eine 
Zwischenfrage!) 

— Ich wäre auch bereit, das noch weiter zu tun, 
aber es geht zu Lasten meiner Zeit. 

Ich wollte dem Kollegen Ehmke eine Wette anbie-
ten. Wir werden ja sehen, was in Hessen bei den 
Kraftwerken mit den entsprechenden Entstik-
kungsanlagen geschieht. Wir wollen es einmal ab-
warten. Dort werden Sie ebenfalls sehen, wie 
schwierig die Realität ist und wie groß die Unter-
schiede zwischen unseren Kraftwerken und Feue-
rungsanlagen und denen in Japan in Wirklichkeit 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Fell-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Hauff? 

Fellner (CDU/CSU): Er macht es ja nur, um mir 
die Zeit zu stehlen. Ich genehmige keine Zwischen-
frage. 

(Dr. Schmude [SPD]: Sie drücken sich! — 
Dr.  Hauff [SPD]: Ausgesprochener Feig-
ling! — Gegenruf des Abg. Eigen [CDU/ 
CSU]: „Feigling" hat er gesagt, Herr Präsi-

dent!) 

— Was stört es mich, wenn jemand „Feigling" zu 
mir sagt! 

Ich möchte noch auf den Herrn Minister Einert 
eingehen, der — ganz spektakulär, wie ich denke — 
erklärt hat, er bestreite nicht, daß die Landwirt-
schaft als Umweltschützer Nr. 1 bezeichnet werden 
kann. Er hat es dann allerdings sehr schnell deut-
lich relativiert. Gerade unter dem Stichwort Boden-
schutz hat er das Ganze sehr, sehr relativiert. Am 
Schluß ist es doch wieder darauf hinausgekommen, 
daß der Landwirt und die Landwirtschaft in erster 
Linie auf der Anklagebank stehen, jedenfalls bei 
ihm, wenn es um die Probleme des Bodenschutzes 
geht. Ich glaube, daß uns gerade die Thematik sau-
rer Regen gezeigt haben sollte, daß der Landwirt 
hier nicht derjenige ist, den man auf die Anklage-
bank stellen muß, 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

sondern daß er leider derjenige ist, der durch die 
Umwelteinflüsse am allermeisten geschädigt ist; 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

denn die Schadstoffe, deren Eintrag und Anreiche-
rung im Boden wir zu beklagen haben, kommen 
eben nur zu einem geringen Teil aus der Landwirt-
schaft und zum überwiegenden Teil aus anderen 
Quellen. Ich nenne nur Schwermetalle, schwer ab-
baubare Stoffe und Säurebildner. Beim Thema 
Nitratbelastung dürfte es nicht wesentlich anders 

sein. Auch hier kommt der überwiegende Anteil aus 
anderen Quellen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein 
Wort zum Thema Abfallwirtschaft sagen. Die SPD 
meint ja hier offenbar sie habe allein mit der Wahl 
des Wortes „Abfallwirtschaft" statt „Abfallbeseiti-
gung" etwas ganz besonders Neues kreiert. Daß 
dem nicht so sein kann, geht schon aus der Tatsa-
che hervor, daß die Regierung schon sei einiger Zeit 
an einer weitergehenden Novellierung des Abfallbe-
seitigungsgesetzes arbeitet, in deren Mittelpunkt 
ein Verwertungsgebot für Abfälle stehen wird. Ich 
begrüße dies ausdrücklich. Es entspricht im übrigen 
auch einer Forderung in unserem Entschließungs-
antrag. 

Ich meine aber, daß es neben diesen mehr in die 
Zukunft reichenden Überlegungen zunächst noch 
einiges zu bereinigen gilt, was uns als Aufgabe vor 
dem Hintergrund der Affäre um die Seveso-Abfälle 
geblieben ist. Auch die SPD fordert ja besondere 
Anstrengungen, beim EG-Ministerrat eine entspre-
chende Richtlinie zur Überwachung und Kontrolle 
der grenzüberschreitenden Verbringung von ge-
fährlichen Abfällen zu verabschieden. Ich meine, 
wer die Probleme kennt, weiß, daß die Regierung 
hier ein hartes Stück Arbeit hat. Die Unterstützung 
der SPD wird hier bestimmt nicht schaden. 

Ich muß in diesem Zusammenhang allerdings auf 
eine gänzlich unverständliche Äußerung der SPD-
Abgeordneten Beate Weber in den „Tagesthemen" 
vom 24. Januar 1984 eingehen, wo diese — wie ich 
meine, völlig unqualifiziert — gegen die Bundesre-
gierung zu Felde zieht. Sie beschwert sich nämlich 
darüber, daß die Bundesregierung im Dezember des 
vergangenen Jahres einem europäischen Gesetz — 
sie meint wohl eben diese Richtlinie — nicht zuge-
stimmt habe. Was war denn der Sachverhalt? Die 
Bundesregierung hat nicht zugestimmt, weil ihr die 
beabsichtigte EG-Regelung nicht restriktiv genug 
war. Das war der Grund, warum sie nicht zuge-
stimmt hat; denn die Richtlinie hätte in der damali-
gen Form dazu geführt, daß wir unsere strengen 
Bestimmungen über Einfuhr, Export und Transit 
von gefährlichen Stoffen, wie sie schon am 14. Sep-
tember 1983 in einer Novelle zum Abfallbeseiti-
gungsgesetz vom Kabinett beschlossen wurden, 
wieder hätten lockern müssen. Dann erklärte die 
SPD-Dame noch, sie könne sich nur vorstellen, daß 
Industrieinteressen dahinterstünden. Ich kann mir 
nur vorstellen, daß da totale Unkenntnis der Pro-
bleme oder gar Böswilligkeit bei dieser SPD-Dame 
dahintersteht. 

Noch ein Wort zur Wasserreinhaltung, zum Ge-
wässerschutz. Es ist eben das Stichwort Nordsee 
gefallen. Ich erdreiste mich als Bayer nicht, jetzt die 
Nordsee retten zu wollen und dazu viel zu sagen. 
Dafür gibt es sicherlich Kollegen, die sich der Dinge 
sachkundig und engagierter annehmen. Ich wun-
dere mich aber über den SPD-Antrag. Dort wird die 
Verklappung von Abfall in die Nordsee verurteilt 
und gefordert, daß damit Schluß sein muß. Das ist 
deswegen so erstaunlich, weil gerade Hamburg das 
Land ist, das sich am hartnäckigsten dagegen 
wehrt, Schluß mit der Verklappung zu machen, und 
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das nach wie vor keine anderen Instrumente oder 
diese nicht in ausreichender Anzahl gefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich möchte nur noch 

eines sagen und dann Schluß machen. Ich bin mir 
bewußt, daß sehr schwere Probleme vor uns stehen 
und daß die Herausforderungen riesig sind; aber ich 
bin auch der Überzeugung, daß wir mit den An-
strengungen, die wir unternehmen, diesen Heraus-
forderungen gerecht werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mit meinem Beitrag zu drei 
Fragenkomplexen, nämlich zum Bodenschutz, zur 
Belastung des Naturhaushalts durch Luftschad-
stoffe und zum Naturschutz, Stellung nehmen und 
dabei auch Fragen beleuchten, die die Land- und 
Forstwirtschaft besonders betreffen. 

Wir Freien Demokraten begrüßen, daß der Boden-
schutz bei der Bundesregierung besondere Beachtung 
findet. Wir haben zum Bodenschutz in unserem ökolo-
gischen Aktionsprogramm aus dem Jahre 1981 schon 
sehr konkrete Aussagen gemacht. Die Bundesregie-
rung hat die baldige Vorlage eines Bodenschutzkon-
zepts angekündigt. Ich hoffe, daß dabei die Forderung 
unseres ökologischen Aktionsprogramms berücksich-
tigt wird. Wir meinen, daß die Belastbarkeitsgrenzen 
des Bodens wissenschaftlich untersucht und für das 
politische Handeln konkretisiert werden müssen. 
Diese Belastbarkeitsgrenzen sind die ökologischen 
Eckwerte. Sie sollen den ökologisch begründeten Rah-
men darstellen, in den sich wirtschaftliches Handeln 
zukünftig einfügen soll. 

Beim Boden geht es um die Erhaltung der Boden-
qualität. Sie hat in erster Linie Bedeutung für die 
Gewährleistung einer langfristig sicheren Produk-
tion von qualitativ hochwertigen Agrarprodukten. 
Die Sicherung der Bodenqualität schließt die lang-
fristige Sicherung der Bodenfruchtbarkeit mit ein. 
Der Boden hat aber auch große Bedeutung als Was-
serfilter und Wasserspeicher und als Lebensraum 
für die wildlebenden Pflanzen und Tiere. Diese na-
türlichen Funktionen des Bodens gilt es in dem Bo-
denschutzkonzept zu konkretisieren. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die heute 
hier zu behandelnden Großen Anfragen läßt wohl 
erkennen, daß die von mir genannten Funktionen 
des Bodens auch so gesehen werden. Mir geht es 
aber darum, noch einmal auf den wichtigen Ansatz 
unseres ökologischen Aktionsprogramms hinzuwei-
sen, der die Herausarbeitung der Belastbarkeits-
grenzen für diese Funktionen fordert. Nach unserer 
Auffassung darf eine Überbauung oder Versiege-
lung ökologisch wertvoller Flächen nicht mehr 
stattfinden. Naturnahe und natürliche Restflächen 
sind so knapp geworden, daß wir bei der anhalten-
den Existenzgefährdung wildlebender Pflanzen- 
und Tierarten diese Flächen, die Lebensstätten der 
bedrohten Arten sind, nicht mehr entbehren kön-

nen. Ich bin mir der Tragweite dieser Forderung 
voll bewußt. Sie bedeutet praktisch, daß bei ökolo-
gisch wertvollen Flächen die Ökologie den Vorrang 
vor der Ökonomie erhält. Die heilige Kuh des Ab-
wägungsgrundsatzes müßte für diese Fälle ge-
schlachtet werden. Ich bin hier bereit zum Schlach-
ten — obwohl Sie sich vorstellen können, daß ich 
als Milchbauer ein besonderes Verhältnis zu diesen 
Tieren habe. 

Beim Schutz von besonders wertvollen Flächen 
sollte auch bedacht werden, daß Waldflächen einen 
besonderen Schutz brauchen. Hier müssen auch 
Zerschneidungen möglichst vermieden werden. 
Aber auch fruchtbare landwirtschaftliche Böden 
sollten möglichst weitgehend von Überbauung frei-
gehalten werden. 

(Eigen [CDU/CSU]: Richtig!) 

Wir haben in unserem ökologischen Aktionspro-
gramm zum Bodenschutz noch eine weitere mutige 
Forderung, die ich hier erwähnen möchte, um der 
Bundesregierung für ihr Bodenschutzkonzept die 
nötigen Anregungen zu geben. Uns erscheint es 
kaum vertretbar, generell wesentlich mehr als die 
jetzt bebaute Fläche zu überbauen. Bei der Über-
bauung verliert der Boden nämlich seine natürli-
chen Funktionen. Er kann weder Standort für die 
land- und forstwirtschaftliche Produktion noch Le-
bensraum für wildlebende Pflanzen und Tiere sein. 
Er kann auch kein Wasser mehr filtern oder spei-
chern. Diese Forderung hat natürlich harte Konse-
quenzen für Straßenbau und Siedlung. Aber ich 
bitte die Bundesregierung, sich damit sachlich und 
emotionslos auseinanderzusetzen. 

Zum Schutz des Bodens gehört auch sein Schutz 
vor Luftschadstoffen. Damit komme ich zum zwei-
ten Bereich, den ich ansprechen wollte. Hier haben 
wir es mit zwei Problembereichen zu tun. Für die 
landwirtschaftliche Produktion ist die Anreiche-
rung des Bodens mit Schwermetallen und schwer 
abbaubaren Stoffen besonders problematisch. Für 
die Forstwirtschaft ist die erhebliche Schädigung 
der Wälder durch Luftschadstoffe und die Versaue-
rung der Böden durch saure Emissionen das größte 
Problem. Der Schwermetalleintrag in landwirt-
schaftlich genutzte Böden muß als besonders kri-
tisch angesehen werden, weil Schwermetalle, die in 
den Boden gelangen, sich dort anreichern und aus 
ihm kaum mehr entfernt werden können. Bei über-
höhten Schwermetallgehalten können sich uner-
wünschte Schadstoffanreicherungen in Nahrungs-
mitteln ergeben. 

Leider ist die Schwermetallbelastung der Böden 
nicht mehr nur, wie früher angenommen wurde, ein 
Problem in der unmittelbaren Umgebung einiger 
spezieller industrieller Anlagen. Es gibt For-
schungsergebnisse, die nachweisen, daß auch 
Schwermetalle durch hohe Schornsteine sehr weit 
verfrachtet werden. So wurde z. B. festgestellt, daß 
Cadmium in sogenannten Reinluftgebieten und in 
Mengen abgelagert wird, die weit über dem übli-
chen natürlichen Austrag aus den Böden liegen. 

Bei dieser Problematik sehe ich aber langfristig 
nicht so sehr die Schwierigkeiten, weil durch die 
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von der Bundesregierung im vergangenen Jahr er-
lassene Großfeuerungsanlagen-Verordnung ein er-
heblicher Rückgang der Schwermetallemissionen 
eintreten wird. 

Schwieriger erscheint mir die Situation bei unse-
ren Wäldern und auch bei natürlichen und naturna-
hen Biotopen zu sein. Die Großfeuerungsanlagen-
Verordnung, die Begrenzung der Stickoxide in den 
Autoabgasen und die Änderung des Emissionsan-
teils in der TA-Luft werden erhebliche Emissions-
begrenzungen von Schwefel- und Stickoxiden brin-
gen. Es erscheint mir aber zweifelhaft, ob diese 
Emissionsbegrenzung ausreichen wird, um die 
Schadstoffbelastung in unseren Wäldern ausrei-
chend zu senken. Hier sind in der Vergangenheit 
einfach zu große Mengen in die Luft gepustet wor-
den. Wenn die im internationalen Maßstab sicher 
vorbildlichen Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Emissionsbegrenzung bewirken sollten, daß die 
Emissionen an Schwefel- und Stickoxiden um 50% 
reduziert werden, dann reicht das wahrscheinlich 
immer noch nicht aus. 

Es muß nämlich berücksichtigt werden, daß z. B. 
bei Schwefeldioxid 50% aus den Nachbarländern 
unfreiwillig importiert werden. Ob sich trotz aller 
Anstrengungen der Bundesregierung im internatio-
nalen Bereich die importierten Schadstoffmengen 
kurzfristig in erheblichem Umfang verringern las-
sen, muß leider sehr in Frage gestellt werden. 

Ich möchte die Bundesregierung dringend bitten, 
bei ihren Aktivitäten, im internationalen Bereich zu 
stärkerer Emissionsbegrenzung für Schwefel- und 
Stickoxide zu gelangen, nicht nachzulassen. Aber 
auch im nationalen Bereich kann es noch keinen 
Stillstand in der Luftreinhaltepolitik geben. Die 
Emissionen müssen noch weiter gedrosselt werden. 
Dabei sollten wir sorgfältig prüfen, ob zusätzliche 
marktwirtschaftliche Instrumente zur weiteren 
Emissionsbegrenzung geschaffen und eingesetzt 
werden können. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Das hätte den Vorteil, daß das Eigeninteresse der 
Wirtschaft für die Weiterentwicklung der entspre-
chenden Technik genutzt werden kann. 

Ich meine, man sollte auch darüber nachdenken, 
ob ein sinnvoll gestaltetes Emissionsabgabengesetz, 
das sich an dem vom Kollegen Baum in seiner 
Amtszeit als Umweltminister entwickelten Abwas-
serabgabengesetz orientieren könnte, nicht ein wir-
kungsvolles marktwirtschaftliches Steuerungs-
instrument sein könnte. 

In bezug auf die Waldschäden muß ich noch die 
Entschädigungsproblematik ansprechen. Es ist un-
bestritten, daß unsere Forstwirtschaft ganz erhebli-
che wirtschaftliche Schäden erleidet. Hier handelt 
es sich um ein Sonderopfer, das weit über die im 
Rahmen der Sozialpflichtigkeit noch tolerierbaren 
Lasten hinausgeht. Da viele Emittenten von Luft-
schadstoffen aus dem In- und Ausland an der Ver-
ursachung der Schäden beteiligt sind, ist eine Haft-
barmachung des Verursachers dieser Schäden auf 
privatrechtlicher Basis nicht möglich. Hier ist ein 
völlig ungelöstes Problem, das von der Bundesregie-

rung unverzüglich aufgegriffen werden muß. Es 
müssen Wege für eine gerechte Entschädigung un-
serer betroffenen Volkswirtschaft gefunden wer-
den. 

Dabei sollte auch bedacht werden, daß großzügige 
Förderungsmaßnahmen erforderlich sind, um über 
waldbauliche Maßnahmen den Wald so gut wie nur 
irgend möglich zu erhalten und die Zeit zu über-
brücken, bis die Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
ausreichend greifen. 

Nun zum letzten Bereich, dem Umweltschutz. Ich 
begrüße sehr, daß die Bundesregierung die beiden 
Gesetzentwürfe für die Ratifizierung internationa-
ler Übereinkommen vorgelegt hat. Der Gesetzent-
wurf zur Ratifizierung des Übereinkommens zur 
Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten, 
das sogenannte Bonner Übereinkommen, ist das 
Ergebnis einer Initiative des damaligen Bundesmi-
nisters Ertl. Er hat 1979 in Bonn das Übereinkom-
men mit der Unterzeichnung von 22 Staaten zu-
stande gebracht. Dieses Abkommen ist von beson-
derer Bedeutung, weil nur durch internationale Zu-
sammenarbeit und konkrete internationale Verein-
barungen der Schutz wandernder Tierarten ge-
währleistet werden kann. 

Auch das Übereinkommen vom 19. September 
1979 über die Erhaltung der europäischen wildle-
benden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen 
Lebensräume, die sogenannte Berner Konvention, 
ist maßgeblich vom Kollegen Ertl gefördert worden. 
Dieses am 1. Juni 1982 in Kraft getretene Überein-
kommen hat nicht nur Bedeutung für den Schutz 
bedrohter Arten vor direktem Zugriff, sondern vor 
allem wegen seiner Verpflichtung zum Schutz der 
Lebensstätten bedrohter Pflanzen und Tierarten. 
Die Wirkung dieses Übereinkommens hängt sehr 
von seiner Ausfüllung ab. Dabei kommt es meines 
Erachtens auf zweierlei an. 

Erstens sollte die Ausfüllung bei dem von Bun-
desminister Kiechle angekündigten Biotopen-
schutzprogramm berücksichtigt werden, wobei ich 
noch den Wunsch hinzufügen möchte, dieses Bioto-
penschutzprogramm bald fertigzustellen. Zweitens 
sollte die Bundesregierung prüfen, ob sie ihr finan-
zielles Engagement bei der Ausweisung von Schutz-
gebieten von internationaler Bedeutung in der Bun-
desrepublik verstärken kann. 

Abschließend: Wir Freien Demokraten fordern, 
daß der Naturschutz weiter mit Priorität verfolgt 
wird, weil die Gefährdung wildlebender Pflanzen 
und Tierarten noch immer anhält. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Bei kritischer Würdigung 
dieser heutigen Debatte muß man feststellen, daß 
es sehr kunterbunt in diesem Hause zugeht. Das 
liegt vielleicht nicht an der Vielzahl der zu behan-
delnden Themen. Ich möchte jetzt zu der Antwort 
der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
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SPD-Fraktion „Schutz vor Lärm" Stellung neh-
men. 

Bei kritischer Würdigung dieser Antwort muß 
man feststellen, daß der Innenminister das zusam-
mengeschrieben hat, was die sozialliberale Regie-
rung als Ergebnis einer erfolgreichen Umwelt-
schutzpolitik hinterlassen hat. 

(Niegel [CDU/CSU]: Na, na!) 

In der Antwort sind keine eigenen Ideen und Kon-
zepte der jetzigen Bundesregierung erkennbar, wie 
die dringenden Probleme gelöst werden sollen. Wir 
hören allerorten nur vollmundige Erklärungen des 
für den Umweltschutz zuständigen Innenministers, 
ohne daß diesen Worten dann auch konkrete Taten 
folgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gemessen an diesen Erklärungen ist die Antwort 
der Bundesregierung außerordentlich dünn und 
dürftig ausgefallen. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Niegel [CDU/ 
CSU]: Der früheren, haben Sie vergessen 

zu sagen!) 

Schon in der Einleitung der Antwort wird die Kon-
zeptionslosigkeit deutlich. Allein der Hinweis, daß 
bereits in den 60er Jahren die wesentlichen Grund-
lagen für eine moderne, bis heute nicht überholte 
Lärmschutzpolitik geschaffen wurden und in den 
70er Jahren diese Lärmschutzpolitik konsequent 
weiterentwickelt wurde, ist für mich keine ausrei-
chende Grundlage, um die vor uns liegenden Aufga-
ben zu bewältigen. Die Bundesregierung weist hier 
vielfach auf positive Entwicklungen hin, die zurück-
reichen in eine Zeit, als noch die sozialliberale Ko-
alition für den Umweltschutz die Verantwortung ge-
tragen hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist sicher zutreffend, wenn von seiten der jetzi-
gen Regierung ausgeführt wird, daß staatliche Maß-
nahmen zur Lärmbekämpfung nicht ausreichten, 
um eine befriedigende Situation zu schaffen. Ande-
rerseits kann sich der Staat nicht aus seiner Ver-
antwortung davonstehlen. Es ist Aufgabe des Staa-
tes, geeignete Maßnahmen für einen sinnvollen 
Lärmschutz zu ergreifen. Statt dessen verweist die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Unzu-
länglichkeit des einzelnen Menschen, der nach ih-
rer Meinung durch seine Aktivitäten auf vielfältige 
und rechtlich kaum faßbare Weise zur Lärmquelle 
werde. Es sei daher besonders wichtig, den einzel-
nen für ein lärmbewußtes Verhalten zu gewinnen. 
Die Bundesregierung werde durch Information und 
Motivation dazu beitragen, daß die Bürger eigen-
verantwortlich unnötigen Lärm vermeiden. 

Die Mitglieder der Bundesregierung — ich denke 
hier an Herrn Geißler und ähnliche Mitglieder die-
ses Kabinetts — könnten einmal mit gutem Bei-
spiel vorangehen und für etwas weniger Lärm in 
der politischen Auseinandersetzung sorgen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist eine Idee!) 

Meine Damen und Herren, wenn an oberster 
Stelle der Grundsätze der Bundesregierung in der 

Lärmschutzpolitik die verstärkte Nutzung der 
marktwirtschaftlichen Mechanismen steht, kann 
man hier nur von einer ideologischen Verklem-
mung sprechen, die sich in vielen Reden von Mit-
gliedern dieser Regierung wiederfindet. Sie wollen 
alle Lösungen der Probleme marktwirtschaftlichen 
Mechanismen überlassen, egal, ob es sich um den 
Umweltschutz, die Forschungspolitik, die Wirt-
schaftspolitik oder die Beseitigung der Arbeitslosig-
keit handelt. Mir ist bei der Aussage der Bundesre-
gierung rätselhaft, wie eine Minimierung des fi-
nanziellen Aufwands bei den legislativen und admi-
nistrativen Maßnahmen der Lärmbekämpfung zum 
Erfolg führen kann. 

Ich bin mit der Bundesregierung durchaus einer 
Meinung, daß aus Gründen der Vorsorge höhere 
Lärmbelastungen tunlichst vermieden werden sol-
len. Allerdings ist die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort die Aussage schuldig geblieben, wie sie das im 
einzelnen bewerkstelligen will. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sehr richtig!) 

Es sind drei zentrale Bereiche zu nennen, meine 
Damen und Herren, bei denen die Bürger in erheb-
lichem Maße durch Lärm beeinträchtigt werden. Da 
ist an erster Stelle der Verkehrslärm, zweitens der 
Lärm am Arbeitsplatz und drittens der Fluglärm. 
Über 60 % unserer Bürger leiden — zum Teil in 
erheblichem Maße — unter Verkehrslärm. 

(Eigen [CDU/CSU]: Aber 90 % machen den 
Lärm!) 

Hierbei ist es wichtig zu wissen, daß beim Trans-
port gleicher Gütermengen bei gleicher Geschwin-
digkeit die Bundesbahn eigentlich viel günstiger 
wäre als der Lkw-Verkehr. Dieser Sachverhalt 
müßte doch auch der Bundesregierung und dem für 
den Umweltschutz zuständigen Innenminister be-
kannt sein. Was hat Herr Zimmermann denn bisher 
getan, um seinen Kollegen Dollinger davon zu über-
zeugen, daß es aus diesen und noch anderen Grün-
den sinnvoller wäre, sich mehr für die Erhaltung 
der Bundesbahn einzusetzen, als dem Fernstraßen-
bau Priorität einzuräumen oder Gelder sinnlos in 
ein Kanalprojekt zu stecken? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

An dieser Stelle, meine Damen und Herren, muß 
ich darauf hinweisen, daß das Verkehrslärmschutz-
gesetz 1980 nicht allein am Bundesrat gescheitert 
ist, sondern vorwiegend an der starren und unein-
sichtigen Haltung der Fraktionen, die heute die Re-
gierung tragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es waren doch die CDU/CSU und die FDP, die im 
Deutschen Bundestag — wenn auch aus unter-
schiedlichen Motiven — das aus Umweltgesichts-
punkten noch vertretbare Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses abgelehnt haben und somit wich-
tige Maßnahmen zur Bekämpfung des Verkehrs-
lärms verhinderten. 

Hier kann ich der Bundesregierung nur sagen, 
daß ein vernünftiger Umweltschutz auch vorhan- 
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dene Arbeitsplätze stabilisiert und neue Arbeits-
plätze schafft. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will mich nicht näher über die Aussagen des 
Herr Zimmermann im Innenausschuß auslassen, 
aber folgendes will ich hier doch sagen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
moderat!) 

Es ist einfach zu wenig, nur auf diese Dinge hinzu-
weisen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Wofür regen Sie sich 
auf?) 

Was hat denn Herr Zimmermann bisher getan, um 
seinen Finanzminister davon zu überzeugen, daß 
wir im Umweltschutz weiterkommen müssen? — 
Nichts! Er redet nur, und wenn hier die Debatte 
geführt wird, verläßt er diese Stätte, weil es ihm nur 
auf billige Schaueffekte ankommt, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Sie quälen nur die Stenographen!) 

Wo ist denn Ihr Minister? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der wußte, daß 
Sie sprechen und nichts bringen!) 

— Sie bringen mich mit Ihren Zwischenrufen nicht 
durcheinander. Ich war schon vor 15 Jahren Bür-
germeister. Die Qualität Ihrer Zwischenrufe war 
damals besser als heute. Das kann ich Ihnen sagen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Herr Kollege, regen Sie sich doch 

ab!) 

Es ist bedauerlich, daß ich auf Grund der fortge-
schrittenen Zeit nicht in der Lage bin, Ihnen alles 
vorzutragen, was ich mir aufgeschrieben habe. Es 
wird aber noch Gelegenheiten geben, bei denen wir 
uns über diese Probleme ernsthaft unterhalten, 
auch über den Schutz gegen den Fluglärm. Da gibt 
es die lapidare Erklärung der Bundesregierung, sie 
werde dafür sorgen, daß der Verteidigungsminister 
die Tiefflüge mehr über unser Land verteilt. Das ist 
doch keine Konzeption. Damit wird man den Sor-
gen unserer Bürger doch nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ihre ganze Rede ist ein Tiefflug! — 

Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

— Ich habe noch das Mikrophon hier und gar keine 
Probleme, meine Damen und Herren. Sie sollten, 
statt hier Lärm zu verursachen, mehr dafür sorgen, 
daß Lärm bekämpft wird, 

(Beifall bei der SPD) 

damit uns nicht eines Tages einer frei nach Shakes-
peare vorhält: Viel Lärm um nichts. 

Ich darf hier nur feststellen, daß die Bundesregie-
rung — ich ziehe ein Fazit aus der vorliegenden 
Antwort — im Grunde genommen nur abgeschrie-
ben hat und in ihren Aussagen dort am dünnsten 
wird, wo es um zukunftsorientierte Aussagen gehen 
müßte. Da ist Fehlanzeige bei dieser Bundesregie-

rung. Nicht die Reden sind wichtig, meine Damen 
und Herren, sondern das, was hier konkret auf die-
sem Gebiet umgesetzt wird. 

Schönen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete von Schorlemer. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Endlich wird es 
wieder sachlich!) 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, Herr Kollege Reuter, daß Lautstärke nicht 
Argumente ersetzen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Lautstärke kam doch von Ihrer Sei

-

te!) 

Sie haben hier die TA-Luft angesprochen. Sie wis-
sen sehr wohl: Als Herr Zimmermann ins Haus 
kam, fand er nichts vor, sondern seit er da ist, ist 
etwas geschaffen worden. Das ist die Realität. 

(Dr. Hauff [SPD]: Ich denke, er hat es über

-

nommen!) 

Ich möchte jetzt zu dem Thema zurückkommen, 
das auch der Kollege Bredehorn angesprochen hat, 
nämlich zur Änderung des Bundeswaldgesetzes, zu 
den Übereinkommen zur Erhaltung der wandern-
den und wildlebenden Tierarten und der europäi-
schen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer 
natürlichen Lebensräume und zu den landwirt-
schaftlichen Aspekten in dieser Umweltdebatte. 

Ich glaube, daß uns durch die Novellierung des 
Bundeswaldgesetzes jetzt die Möglichkeit gegeben 
werden soll, eine Waldinventur durchzuführen, die 
dringend geboten ist, um eine genaue Schadensfest-
stellung der neuartigen Waldschäden zu treffen. Die 
noch unvollständigen jetzt vorliegenden Schadens-
erhebungen zeigen, daß die geschädigte Waldfläche 
— das ist vorhin schon einmal angesprochen wor

-

den — von 1982 auf 1983 eine Größe von inzwischen 
2,6 Millionen Hektar erreicht hat. Das ist in einem 
Jahr eine Steigerung um über 400 %. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist schlimm!) 

Ich glaube, wir alle sind aufgefordert, dafür zu 
sorgen, daß sich diese dramatische Entwicklung 
nicht fortsetzt; denn wenn sie sich fortsetzt, ist 
schon jetzt der Zeitpunkt abzusehen, wo sie für die 
Forstwirtschaft außer Kontrolle gerät. Das Gegen-
steuern wird allerdings dadurch erschwert und ver-
längert, daß die Schadensursachen — ich sage hier 
bewußt: Ursachen — nicht wissenschaftlich exakt 
bestimmt werden können. Die höchste Wahrschein-
lichkeit spricht allerdings inzwischen dafür, daß die 
Schäden durch anthropogene Luftverunreinigun-
gen verursacht sind. Deshalb müssen wir schnell 
handeln. Die Bundesregierung hat hier konkrete 
Vorschläge gemacht. Sie hat, wie vorhin auch aus-
geführt worden ist, Maßnahmen eingeleitet, und ich 
kann es mir deshalb ersparen, dies hier zu wieder-
holen. 
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Leider ist der nordrhein-westfälische Bundesrats-

minister, Herr Einert, nicht mehr auf der Bundes-
ratsbank. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ein 
Glück!) 

Als er die Umweltpolitik des Landes Nordrhein-
Westfalen pries, wurde ich an eine Notiz erinnert, 
die ich vor einigen Tagen gefunden habe, in der es 
heißt, daß schon Ende 1966, d. h. zu Beginn der Zeit, 
wo die Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen in 
die Regierung kamen, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Wo 
das Unglück begann!) 

der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Wald-
besitzerverbände, Dr. Graf von Westphalen, ein 
Forstschutzinstitut gefordert hat, das der ungeheu-
ren Bedeutung des Rauchschadens im Lande Nord-
rhein-Westfalen entspricht. Dieses belegt, daß 
schon damals, als Antwort auf die 20 000 Hektar 
Wald, die durch Rauchschaden schwerstens beschä-
digt waren, von den Waldbesitzern wissenschaftli-
che Untersuchungen gefordert worden sind. Auf 
Grund der Ergebnisse hätten dann Gegenmaßnah-
men getroffen werden können. Sie wissen, die Ant-
wort war die Erhöhung der Schornsteine. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da als 
Überschrift über dieser Debatte gleichsam der 
Schutz der Natur steht, sollte auch bei der Ände-
rung des Waldgesetzes bedacht werden — ich bin 
sehr dankbar, daß der Minister Kiechle vorhin dar-
auf hingewiesen hat —, ob durch das Betretungs-
recht des Waldes, wie es jetzt gehandhabt wird, 
nicht so mancher Lebensraum für Pflanze und Tier 
im Wald buchstäblich zertreten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Von wem? Von 

den GRÜNEN!) 

Ich glaube, wir können in Dankbarkeit darauf 
hinweisen, daß im Haushalt 1984 auf Grund der 
Vorlage der Bundesregierung zusätzlich 20 Millio-
nen DM zur Wiederherstellung und Sicherung der 
Funktionsfähigkeit der Wälder zur Verfügung ge-
stellt worden sind. Wir alle wissen, daß damit das 
Problem nicht gelöst werden kann. Ich glaube aber, 
daß das eine erste Maßnahme sein kann, vielleicht 
z. B. über die Düngung den Schadensfortschritt zu 
hemmen. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß der Freistaat 
Bayern eine Änderung des Forstschäden-Aus-
gleichsgesetzes eingebracht hat. Hierdurch soll si-
chergestellt werden, daß auch bei immissionsbe-
dingten Waldschäden das Gesetz greift, das bisher 
nur bei naturbedingten Katastrophen, wenn Stö-
rungen im Marktgleichgewicht zu Preisverfall führ-
ten, durch Beschränkung des inländischen Holzein-
schlages — hier kommt natürlich und kam auch in 
der Vergangenheit dem Staats- und dem Kommu-
nalforst eine besondere Rolle zu — und durch Min-
derung der Holzimporte dem Waldbesitzer half. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Burgmann [GRÜNE]: Um sie ruhigzustel-

len!) 

— nicht ruhigzustellen. — Bei zunehmenden Ein-
schlägen aus Waldschadensgebieten müssen wir 
uns auch steuerlichen Fragen zuwenden. Es darf 
nicht so weit kommen, daß bei durch Waldschäden 
verursachter zusätzlicher Holznutzung zusätzlich 
steuerliche Belastungen entstehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich jetzt auf die vorliegenden Gesetze, die 
weltweit bzw. europaweit wildlebende Tiere und 
Pflanzen schützen sollen, eingehen. Der Rückgang 
der Artenvielfalt im Tier- und Pflanzenreich signali-
siert deutlich, daß eine nachhaltige Beeinträchti-
gung im Wirkungsgefüge des Naturhaushaltes ohne 
gezielte Schutzmaßnahmen zu befürchten ist. Es ist 
nicht nur der Verlust an ideellen Werten, der uns zu 
schnellem Handeln aufruft, sondern auch die damit 
verbundene Einschränkung weiterer biologischer 
und auch wirtschaftlicher Entwicklungen durch den 
Verlust von Pflanzen- und Tierarten als Genreserve 
für künftige Möglichkeiten im Bereich der Pflan-
zen- und Tierzüchtungen fordern von uns klare Ent-
scheidungen. 

Da Artenschutz und Biotopschutz nicht getrennt 
voneinander betrachtet werden dürfen, müssen 
auch die sie unterstützenden Maßnahmen aufein-
ander abgestimmt sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die in-
ternationalen Vereinbarungen zum Schutz von 
Pflanzen und Tieren, die getroffen worden sind, und 
zwar einmal weltweit durch die sogenannte Bonner 
Konvention und europaweit durch die Berner Kon-
vention, gehen in die richtige Richtung. Auch natio-
nal werden wir bei der beabsichtigten Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes die Belange des Ar-
tenschutzes mit Nachdruck fördern und zur Siche-
rung einer artenreichen heimischen Tier- und 
Pflanzenwelt ein Netz naturnaher Flächen erhalten 
und wiederherstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als agrarpolitisches Instrument bietet sich für alle 
die Landwirtschaft berührenden Maßnahmen die 
Flurbereinigung an. Ich verkenne überhaupt nicht, 
daß auch hier in den letzten Jahren Fehler gemacht 
worden sind. Gleichwohl haben inzwischen alle 
Bundesländer, deren Behörden für die Durchfüh-
rung der Maßnahmen zuständig sind, in den letzten 
Jahren im Bereich der Flurbereinigung viel für den 
Biotopschutz getan. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das angekündigte Biotopschutzprogramm wird 
über gezielte Maßnahmen den Schutz der Lebens-
stätten der wildlebenden Pflanzen- und Tierarten 
durch Sicherung ihrer Existenz erreichen. Schon 
jetzt werden im Bereich der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" keine Maßnahmen mehr gefördert, die 
eine wesentliche Beeinträchtigung ökologisch selte-
ner und wertvoller Biotope zur Folge haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
wird immer wieder ein Konflikt zwischen der Er-
haltung und Sicherung unserer Kulturlandschaft 
und der Land- und Forstwirtschaft beschrieben. Ich 
habe bewußt „Kulturlandschaft" gesagt, denn un- 
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sere Landschaft ist in Jahrhunderten von Genera-
tionen von Land- und Forstwirten so geschaffen 
worden, wie sie jetzt ist, und zwar im allergrößten 
Teil gleichsam zum Null-Tarif. Gerade die Landbe-
wirtschaftung in der Bundesrepublik Deutschland 
mit der herausragenden Stellung des bäuerlichen 
Familienbetriebes ist im Vergleich mit östlichen 
Produktionsgesellschaften und Großfarmen im We-
sten die beste Gewähr für eine umweltschonende 
Erzeugung, weil sie ökololgisch sinnvoll und ökono-
misch leistungsfähig ist. 

(Beifall beider FDP und der CDU/CSU) 

Dadurch wird eine bleibende Fruchtbarkeit und Ge-
sundheit des Bodens garantiert. Dies macht die 
enge Verwobenheit der Interessen der Landwirt-
schaft — natürlich auch der Forstwirtschaft — mit 
der Erhaltung und Sicherung der Natur in unserer 
Kulturlandschaft deutlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eigen [CDU/ 
CSU]: Sehr gut!) 

Die Änderung der Landwirtschaftsklausel und 
die Einführung der Verbandsklage, wie es im Ent-
schließungsantrag der SPD gefordert wird — wobei 
bisher nicht erkennbar ist, wie nun die Landwirt-
schaftsklausel geändert werden soll —, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das wissen die auch 
nicht!) 

belasten diese gegenseitigen Bedingungen zwi-
schen Natur, Land- und Forstwirtschaft. 

Bei dem Thema Verbandsklage sollte die SPD 
einmal ihre Oberbürgermeister befragen und auch 
einmal zur Kenntnis nehmen, daß selbst der dama-
lige Chef des Bundeskanzleramtes, der frühere 
Kurz-Kollege Lahnstein, für den Bundeskanzler 
Schmidt in einem Schreiben an die kommunalen 
Spitzenverbände und andere Wirtschaftsverbände 
zugab, 

(Carstensen [CDU/CSU]: Ist das der von 
Bertelsmann?) 

„daß es eine Reihe gewichtiger Gründe gibt, die 
gegen die Einführung einer Verbandsklage spre-
chen". 

(Eigen [CDU/CSU]: Deswegen kriegt er ein 
so großes Gehalt!) 

Auch eine Änderung der Landwirtschaftsklausel 
im Bundesnaturschutzgesetz ist nicht notwendig, 
weil sie sich bewährt hat. 

Ich wende mich auch hier gegen Pauschalurteile 
und -verurteilungen, auch wenn sie heute in dieser 
Debatte nicht in der Stärke, wie man sie sonst hört, 
eingeflossen sind, die lauten: Die Bauern sind die 
größten Umweltverschmutzer, die größten Giftmi-
scher bei Pflanze und Tier. Ich verkenne überhaupt 
nicht: Natürlich gibt es auch bei den Landwirten 
schwarze Schafe. Aber wer will denn das ganze 
Volk zu Verkehrssündern oder zu anderen Straffäl-
ligen abstempeln, nur weil dieser oder jener Pro-
zentsatz an Vergehen begangen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eigen [CDU/ 
CSU]: Sehr gut!) 

Für mich war es bei dieser Debatte wichtig, daß 
herausgestellt wurde: Der ordnungsgemäßen Land-
und Forstwirtschaft kommt für die Erhaltung der 
Kulturlandschaft eine zentrale Bedeutung zu. Mit 
ihr, nämlich dieser ordnungsgemäßen Land- und 
Forstwirtschaft, schützen wir Pflanzen und Tiere, 
so wie es über Generationen geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Duve. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der für seine 
Bücher die Wälder abholzen läßt! — Hei

-

terkeit) 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Freude meiner Kollegen von der Union, 
mich hier zu sehen, stimmt auch mich heiter. Das 
einzig Angenehme heute nachmittag war, zu sehen, 
wie viele „radikale" Ökologen wir neuerdings im 
Bundestag haben und wie viele wir auch in der 
Bundesregierung haben. Es war auch interessant, 
welche Minister in dieser Debatte über Umwelt-
schutz nicht anwesend waren. Herr Waffenschmidt, 
es gab heute nachmittag, auch Zeiten, als überhaupt 
niemand auf der Bank der Bundesregierung saß. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das kann gar nicht an

-

gehen! — Parl. Staatssekretär Dr. Waffen

-

schmidt: Ich war immer da!) 

Ich will eine Vorbemerkung machen. Die eigentli-
che Tragödie der Wälder in der CSSR — einige von 
Ihnen sind ja in der CSSR gewesen —, wo man kilo-
meterweit an kahlen Baumgerippen vorbeifährt, 
sind ja nicht die gestorbenen Bäume; die eigentli-
che Tragödie ist der tote, in Wüste verwandelte 
Waldboden. Bäume könnte man wieder anpflanzen. 
Das vielfältige sensible Gebilde Waldboden ist 
durch niemanden und keine Technik der Welt 
künstlich wiederherzustellen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Beim Waldboden sind 
Sie ja Fachmann!) 

Ich möchte daher ein paar Bemerkungen zum 
Bodenschutz und zum Bodenschutzkonzept ma-
chen. Der Fall Stolzenberg — als Hamburger will 
ich ihn hier noch einmal erwähnen; ich habe das in 
der letzten Woche schon einmal gemacht — hat uns 
ja gezeigt, wie Giftstoffe auch nach Jahren und 
Jahrzehnten wiedergefunden werden, von denen 
niemand eine Ahnung hatte. Wir haben dabei übri-
gens auch gesehen, wie verantwortungslos ehema-
lige Angehörige der Reichswehr mit diesen Stoffen 
umgegangen sind. Sie haben sie irgendwo liegenge-
lassen und sich hinterher nie gemeldet, um irgend-
welchen Behörden zu sagen: Da liegt etwas, guckt 
da einmal nach. Nein, wir wissen heute, daß wir 
noch in jedem Teil des ehemaligen Deutschen Rei-
ches 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also vor 1933?) 

— des ehemaligen Deutschen Reiches — solche gif-
tigen und chemischen Kampfstoffe vermuten müs-
sen. Seit Stolzenberg fordern wir die Aufnahme der 
Suche nach diesen Stoffen. Wir wissen, daß das bis- 



3832 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Duve 
her nicht geschehen ist. Ich hoffe sehr, daß das 
Bodenschutzkonzept, was hier angedeutet ist, ein 
Programm bringen wird. 

Das gleiche gilt für die Altdeponien. Wir haben 
letzte Woche in der Aktuellen Stunde darüber gere-
det, und ich will das wiederholen. Wer jetzt mit dem 
Finger auf Hamburg zeigt, soll das tun. Nur, die 
Hamburger Verwaltung sucht intensiv und hat 
überhaupt keine Angst davor, etwas zu finden. Wer 
auf Hamburg zeigt und selber nicht sucht, der heu-
chelt. 

(Beifall des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

Ich hoffe, daß möglichst alle Bundesländer mit die-
ser Intensität nach Altstoffen suchen. 

(Beroffka [CDU/CSU]: Das sagen Sie, ohne 
rot zu werden?) 

Wir diskutieren seit bald zwei Jahren Konzepte 
für den Bodenschutz. Schon im Jahresbericht des 
Umweltbundesamtes 1982 sind die materiellen und 
die Rechtsfragen eines ökologischen Bodenrechtes 
analysiert und vorgestellt worden. All das ist breit 
diskutiert. Wir wissen, woher die Schäden kommen, 
wir wissen, wie ihnen beizukommen ist. Wir hören 
die Versprechungen des für die Umweltfragen zu-
ständigen Innenministers, aber es kommt kein 
Konzept über. 

Das einzige, was wir seit einigen Tagen in der 
Hand haben, ist die Antwort auf unsere Große An-
frage. Die Antwort kommt nicht vom Innenmini-
ster, sie kommt vom Landwirtschaftsminister, der 
eine ausgezeichnete Rede gehalten hat. Wir sind 
sehr erstaunt gewesen, wieviel Beifall er von uns 
bekommen hat, als Herr von Heeremann nicht eine 
Hand für das rühren wollte, was hier als sehr radi-
kales umweltschützerisches Konzept vorgetragen 
wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden Herrn von Heeremann an die Rede von 
Herrn Kiechle noch erinnern. 

Der Ankündigungsminister Zimmermann ringt 
seit Monaten verzweifelt mit den anderen Mini-
stern und bekommt kein abgestimmtes Konzept 
zum Bodenschutz zustande. Derweil beantwortet 
der Landwirtschaftsminister unsere Fragen in ei-
ner Form, die wir, Herr Gallus, nicht akzeptieren 
können. Das wissen Sie selber sehr genau. 

Ich will das an ein paar Beispielen deutlich ma-
chen; die meisten mußte ich leider wegen der be-
grenzten Zeit herausstreichen. Wir fragten nach 
den heute erkennbaren Schäden des Bodens. Dazu 
wurde in der Debatte heute viel gesagt. Antwort: In 
den Dürre- und Dschungelgebieten sei die Beschä-
digung stärker als bei uns, und außerdem seien die 
Untersuchungen noch nicht abgeschlossen. 

Das zweite Beispiel. Wir fragten nach der Anwen-
dung von Pflanzengiften durch Kleingärtner und 
deren Auswirkungen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das sind doch nicht 
Pflanzengifte, sondern Pflanzenschutzmit-

tel!) 

— Pflanzenschutzmittel, danke schön, Herr Eigen. 
Es ist nett, daß Sie mich verbessern; so von Genera-
tion zu Generation ist das sehr angenehm. — Ant-
wort: Es ist deshalb davon auszugehen, daß nega-
tive Auswirkungen der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln in Kleingärten, soweit es Boden und 
Grundwasser betrifft, nicht zu erwarten sind. Das 
heißt, von dem ganzen dramatischen Gerede von 
heute ist in der Antwort auf unsere Große Anfrage 
überhaupt nichts zu finden. Da ist ein Abwiegeln, 
da sind Freibriefe. Da ist nichts von all dem, was 
heute gesagt wurde. Deshalb erwarten wir auch 
kein gutes Bodenschutzkonzept. 

Bisher hat Minister Zimmermann von den vollen 
Schubladen seiner Vorgänger gelebt. Beim Boden-
schutzkonzept ist er zum erstenmal selbst gefor-
dert, und schon gerät seit einem Jahr alles ins Stok-
ken. Gehen wir der Geschichte nach. Im Herbst 
1982 fordert Hessen die Umweltministerkonferenz 
der Länder auf, eine Bodenschutzkonzeption zu er-
arbeiten. Es wird eine Arbeitsgruppe gebildet. Der 
neue Innenminister ist dabei und sieht: Das ist viel-
leicht ein interessantes Thema. Er nimmt das 
Thema sozusagen weg ins Haus und sagt: Jetzt ma-
chen wir einmal eine interministerielle Arbeits-
gruppe. Diese interministerielle Arbeitsgruppe 
kommt nicht zu Pott. 

(Eigen [CDU/CSU]: Fängt an zu arbeiten!) 

Sie wühlt sich — ein schöner Satz, Herr Eigen, 
genau für Sie — Woche um Woche durch die tiefe-
ren Gesteinsschichten der verschiedenen Bundes-
ministerien und kommt nicht zu Potte. Die Länder-
kommission hat inzwischen ein sehr interessantes 
und wichtiges konzeptionelles Papier vorgelegt. Die 
Bundesregierung nichts. Wir warten auf das Kon-
zept: auf ein Konzept, das die Widerstände Lambs-
dorffs, die Ungereimtheiten Kiechles, die Wider-
sprüche — Verkehrspolitik — Dollingers und die 
Trägheit Kohls im Bodenschutz überwindet. Um 
der Umwelt willen wollen wir natürlich gerne dabei 
helfen, daß Sie es realisieren können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wie wäre es denn, 
wenn Sie sich einmal um das Elbewasser 

kümmern würden?) 

Herr Waffenschmidt, Sie haben heute bereits die 
wichtigste Komponente der Umsetzung brüskiert. 
Indem Sie die gute und solide arbeitende Länder-
kommission selbst überholen wollten, haben Sie 
sich im Kabinett verhäddert und sich auch noch 
den Unwillen der Länder zugezogen. Jede Boden-
schutzpolitik muß eben eng mit denjenigen ver-
zahnt werden, die den Boden nachher konkret al-
leine schützen müssen, nämlich die Bundesländer. 

Wir werden beim Bodenschutzkonzept folgende 
Fragen stellen — wir können sie heute aus der Ant-
wort auf die große Anfrage schon halb beantwor-
ten —: Gehört zum Bodenschutzkonzept die Land-
wirtschaftsklausel oder nicht? Oder gehören dazu 
auch die ganzen juristischen Tricks, die Sie auf 
Seite 30 Ihrer Antwort vernebelnd geben, damit Sie 
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zur Landwirtschaftsklausel keine klare Aussage 
machen müssen? 

(Eigen [CDU/CSU]: Was wollen Sie denn? 
Sagen Sie mal, was Sie wollen!) 

Gehört zum Bodenschutzkonzept die Wiederauf-
nahme des Fernstraßenbaus, wie sie Dollinger vor-
antreibt? Gehört zum Bodenschutzkonzept eine 
„Verniedlichung der Gefährlichkeit von Pflanzen-
schutzmitteln", wie es in der Großen Anfrage heißt? 
Gehört zum Bodenschutzkonzept die „Verharmlo-
sung der Nitratverschmutzung", wie wir in der Ant-
wort auf unsere Anfrage lesen müssen? Und wie 
sieht es mit der wirklichen Anwendung des Chemi-
kaliengesetzes für ein wirksames Bodenschutzkon-
zept aus? Diese Fragen werden wir dann, wenn es 
endlich vorliegt, stellen. 

Ich begrüße es ausdrücklich, daß sich die großen 
Umweltschutzorganisationen BBU und „Bund" in 
ausführlichen Stellungnahmen zum Bodenschutz 
geäußert haben. Diese sind eine sehr wichtige 
Grundlage für die weitere Diskussion. Wir bedau-
ern, daß die Bundesregierung von diesen Vorschlä-
gen bisher noch nichts aufgegriffen hat. Sie werden 
jedenfalls uns Sozialdemokraten bei unseren Bera-
tungen helfen. 

Ich will zum Schluß kommen. Leider mußte ich 
wegen der fortgeschrittenen Zeit viele schöne Sach-
en, die ich mir ausgedacht hatte, weglassen. Es gibt 
j a eine Geschwindigkeitsbegrenzung. 

(Abg. Eigen [CDU/CSU] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

— Herr Eigen, Sie müssen mich nachher fragen; 
denn ich habe noch genau eine Minute. Mein Dialog 
mit Ihnen darf nicht weniger als eine Minute dau-
ern; wir sind beide aus Norddeutschland. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wenn Sie noch 
lange reden, ist die Minute gleich herum!) 

Herr Waffenschmidt, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie Herrn Zimmermann einmal folgendes be-
stellen wollten; ich hätte es ihm gerne selber gesagt. 
Die Bilanz Ihrer ökologischen Schularbeiten ist 
nach unserer Auffassung, wenn wir die Texte genau 
lesen, eben nicht gut. Herr Zimmermann kommt 
mir wie einer vor, der dadurch als Musterschüler 
auffallen möchte, daß er jeden Tag den Ranzen 
voller schöner Schreibhefte hat. Auf jedes ist in 
Schönschrift ein Thema geschrieben, 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Jetzt haben Sie schon über eine Minute 

gesprochen!) 

und wenn man die Hefte aufschlägt, sind alle leer. 
Beim Bodenschutz bin ich ziemlich sicher, daß sie 
auch leer bleiben werden. Der Widerstand der ver-
schiedenen Häuser ist, soweit wir das aus diesen 
Häusern noch hören, so groß, daß von den schönen 
Ankündigungsreden heute nachmittag in diesem 
Konzept leider nicht mehr viel übrig bleibt. Ich sage 
wirklich: leider; denn die Situation ist so ernst, wie 

vor allem Herr Kiechle sie hier heute beschrieben 
hat. — Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Bei einer Verbesserung des Elbwassers 

hätten Sie eine Chance!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lippold. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Kommt noch 
einer? Das ist ja hervorragend!) 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf zwei 
Bemerkungen vorab machen. Die erste: Herr Hauff, 
ich finde, wenn ein Kollege aus Zeitmangel eine 
Zwischenfrage nicht zuläßt, sollte man ihn nicht als 
„Feigling" bezeichnen. Das ist kein guter Stil. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hauff [SPD] — Redde

-

mann [CDU/CSU]: Er hat sowieso keinen 
Stil!) 

— Das ist auch eigentlich — ich akzeptiere dies 
nicht — nicht Ihr Stil, Herr Hauff. Aber man sollte 
das dann später ausräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die zweite Bemerkung. Es ist schon faszinierend, 
in diesem Hause zu erleben, wie Sie 13 Jahre Regie-
rungspolitik ungeschehen machen wollen, 

(Duve [SPD]: Wir haben viele gute Refor

-

men gemacht! Sie wissen wohl gar nicht, 
was wir alles gemacht haben! Sie sind 

neu!) 

wie Sie sich einfach hier hinstellen und so tun, als 
ob all das, was Sie die ganze Zeit über haben trei-
ben lassen, nicht in Ihrer Verantwortung geschehen 
wäre. Sie können doch nicht von uns erwarten, daß 
wir das nicht aufgreifen, sondern so laufen lassen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— Sie haben auf diesem Gebiet die ganze Zeit 
nichts getan. Herr Duve hat gerade vom „Ankündi-
gungsminister" Zimmermann gesprochen. Er war 
jedoch der erste, der die Dinge hier wirklich voran-
getrieben hat. Wenn ich das mit Ihrer 13jährigen 
Regierungszeit vergleiche, haben Sie nicht den ge-
ringsten Ansatz für eine solche Kritik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sie müssen ein bißchen mehr lesen! 

Mehr lesen müssen Sie!) 

Meine Damen und Herren, die Problematik — 
damit will ich nach den Vorbemerkungen zum ei-
gentlichen Thema kommen — Umwelt, Wirtschaft 
und Wachstum ist heute mehrfach angesprochen 
worden. Wir haben hier mit Sicherheit unterschied-
liche Vorstellungen, und wir wollen sie auch ganz 
deutlich akzentuieren. Aus der Debatte ist von allen 
Seiten deutlich hervorgegangen, daß wir dem Um-
weltschutzziel einen hohen Rang einräumen. Wir 
dürfen dieses Ziel jedoch nicht isoliert betrachten 
— auch das ist eine durchaus ökologische Betrach-
tung —, sondern müssen das im Zusammenhang 
mit den grundsätzlichen wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen Beschäftigungsschutz und angemes- 
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senes Wirtschaftswachstum tun. Das ist notwendig, 
wenn wir das erreichen wollen, was der Bundes-
kanzler gesagt hat: die Versöhnung von Ökologie 
und Ökonomie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dauerhafte Erfolge im Umweltschutz — das muß 
man einfach sagen — sind nach unserer Meinung 
am ehesten auf der Grundlage der sozialen Markt-
wirtschaft erreichbar. Wir meinen auch, daß Wirt-
schaft und Umwelt keine Gegensätze sind. Wirt-
schaftliches Wachstum steht — das ist natürlich 
eine andere These — dem Umweltschutz nicht nur 
nicht entgegen, sondern es schafft sogar die Voraus-
setzung für verbesserten Umweltschutz. Das kön-
nen Sie sich von so renommierten Wirtschaftswis-
senschaftlern, von so renommierten Umweltexper-
ten wie den Professoren Deutsch und Engelhardt 
bestätigen lassen. 

Die positive Verknüpfung von Wirtschaft und 
Umweltschutz unterscheidet uns von Ihnen, habe 
ich gesagt. Sie unterscheidet sich auch deshalb, weil 
wir Ihren kritischen Ansatz zu Wachstum, Ihre 
Technologiekritik nicht teilen. Sie haben kein ge-
schlossenes Umweltkonzept. Das ist in der heutigen 
Debatte deutlich geworden. Es ist auch deutlich ge-
worden, daß Sie Ansätze unterstützen, die zu Um-
weltpessimismus führen, die dazu führen, daß 
manchmal grundlos und unnötig Angst geschürt 
und erzeugt wird. Das sollten wir vermeiden. 

In diesem Zusammenhang noch ein übriges. Wer 
immer Erfolge in der Umweltpolitik leugnet, wer 
diese Erfolge ständig leugnet und bestreitet, daß 
unsere umweltpolitischen Hausaufgaben gemacht 
werden, der fördert Politik- und Staatsverdrossen-
heit und leistet ungerechtfertigter Kritik am parla-
mentarisch-demokratischen System Vorschub. Das 
stimmt, Herr Hauff. Das schadet unserem Staat. 
Sie, Herr Hauff, nehmen das aber billigend in Kauf. 
Das muß man doch sehen, und das können Sie auch 
nicht abstreiten. 

Welchen Weg müssen wir bei diesen Vorausset-
zungen, die ich genannt habe, gehen? Erstens. Sorg-
fältiger Umgang mit den natürlichen Ressourcen 
und der Einsatz umweltschonender Techniken ma-
chen die Entkoppelung von Wachstum und Um-
weltbelastung möglich. Zweitens. Je innovativer 
eine Wirtschaft ist, desto eher ist sie in der Lage, 
Umweltbelastungen nicht nachsorgend zu beseiti-
gen, sondern vorsorgend zu vermeiden. Der Weg, 
den wir gehen müssen — damit komme ich zu 
einem dritten Punkt —, läßt sich so umschreiben: 
integrierter Umweltschutz als Ausdruck unserer 
Politik der Vorsorge. Diese Formel beinhaltet: Be-
reits die Idee zu einem neuen Produkt, seine Ent-
wicklung und seine Produktion müssen sich zwin-
gend an folgenden Prüfkriterien orientieren: umfas-
sende Einsparung von Rohstoffen oder Rohstoffer-
satz, Produkt-Recycling, Verminderung des pro-
duktspezifischen Energieeinsatzes, Verminderung 
der produktspezifischen Immissionen und Aus-
tausch von Produkten, soweit erforderlich. 

Die Verbindung von betriebswirtschaftlichen 
Vorgaben mit Umweltschutzvorgaben — das ist der 

Punkt, den wir mit Nachdruck fördern müssen, da-
mit Abluft, damit Abwasser, damit Abfall möglichst 
gar nicht erst entstehen, denn dann brauchen wir 
sie auch nicht zu beseitigen. Dies zu erreichen, wird 
nicht immer möglich sein; es ist aber ein fundierter 
Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb ist auch die Technologiekritik, die wir vor-
hin von dem Kollegen Ehmke hörten, in diesem 
Punkt mit Sicherheit nicht zutreffend. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Völlig falsch!) 

Zu unserer marktwirtschaftlichen Konzeption ge-
hört auch dieses. Wir geben der Wirtschaft umwelt-
politische Ziele vor. Wie sie diese Ziele erreicht, wel-
che Maßnahmen sie ergreift — auch unter Nutzung 
von Kostenvorteilen — , überlassen wir ihr. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Weil sie es besser 
weiß!) 

Unsere Aufgabe ist es aber — dieser Aufgabe stel-
len wir uns —, die Kontrolle der Zielerreichung 
sicherzustellen. Das wird gewährleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein solches Konzept funktioniert jedoch nur — 
das hat der Innenminister bereits unterstrichen —, 
wenn die Zielvorgaben langfristige Rahmendaten 
sind. Wenn ich ständig und permanent meine Mei-
nung zu Umweltschutzvorhaben ändere, kann das 
angestrebte Ziel nicht erreicht werden. Nehmen wir 
den klassischen Fall der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung. Auf der einen Seite befürworten Sie 
im Wirtschaftsausschuß die Novellierung dieser 
Verordnung. In der gleichen Sitzung des Wirt-
schaftsausschusses unterstützen Sie auf der ande-
ren Seite eine Vorlage, in der Sie sich gegen die 
Novellierung aussprechen. Das ist doch kein deutli-
cher, kein klarer Weg. So kann man hier in der 
Umweltpolitik nicht reüssieren. 

Umweltschutz belastet nicht nur die Wirtschaft. 
Umweltschutz belastet auch den Verbraucher. Wir 
haben im letzten Jahrzehnt von 1971 bis 1980 
190 Milliarden DM für den Umweltschutz aufge-
wandt. Es ist sinnvoll, daß wir den Aufwand in ver-
nünftige Bahnen lenken, gerade weil die Kosten des 
Umweltschutzes weiter steigen werden. Um so 
wichtiger ist es, durch geeignete institutionelle Re-
gelungen dem Umweltschutz kostengünstige Wege 
zu öffnen. 

Viele befürchten, die Umweltpolitik leide Scha-
den, wenn der Kostenaspekt zu stark betont 
wird. Das Gegenteil trifft zu. 

Ich habe hier unter Vorwegnahme der Genehmi-
gung des Präsidenten aus dem Gutachten des Sach-
verständigenrates zitiert. Ich hoffe, daß Sie wenig-
stens dies akzeptieren, wenn Sie CDU-Äußerungen 
schon nicht zustimmen. 

Wir werden die Politik der Ge- und Verbote, wie 
wir sie in der Vergangenheit entwickelt haben, bei 
aller berechtigten Kritik nicht aufgeben können. 
Wir müssen jedoch prüfen, welche Maßnahmen, 
welche marktwirtschaftlichen Instrumente zweck-
dienlich sind. 
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Was die bereits angesprochenen neuen Wege an-

geht, so brauchen wir eine Stärkung des Eigeninte-
resses der Wirtschaft am Umweltschutz. Wir brau-
chen die Belohnung umweltfreundlichen Verhal-
tens. Sie muß einhergehen mit der Notwendigkeit, 
unweltbelastende Produktionsverfahren, die sich 
nicht mehr lohnen dürfen, zu ändern. 

Wir erleben zur Zeit eine heftige — ich meine: 
teilweise vordergründige — Diskussion um die An-
reize, um die „neuen ökonomischen Instrumente" 
der Umweltpolitik. Dazu dies: Eine unkritische 
Übernahme der Maßnahmen der amerikanischen 
Luftreinhaltepolitik ist dabei sicher genausowenig 
richtig, wie eine voreilige, auf Vorurteilen gegrün-
dete Ablehnung förderlich ist. 

Wir sind doch insgesamt von solchen Regelungen 
gar nicht meilenweit entfernt. Wir sprechen doch 
alle davon, wie wir durch vermehrt eröffnete Aus-
gleichs- und Kompensationsmöglichkeiten zwi-
schen Emittenten des gleichen Raums entspre-
chende Anreize schaffen können, um mehr Umwelt-
schutz bei geringerem Aufwand zu realisieren. Das 
wollen wir, und das müssen wir tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Müller 
[Schweinfurt] [SPD]: Wann fangen Sie da-
mit an? — Frau Blunck [SPD]: Am Sankt-

Nimmerleins-Tag!) 

Auch Abgabenlösungen sind zu prüfen. Doch mit 
Sicherheit auszuschließen ist die Abgabe als Instru-
ment zur Erzielung von Einnahmen, mit denen Be-
schäftigungs- und Umweltprogramme aller Art 
ohne Effizienzkontrolle finanziert werden sollen, 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist doch Quatsch!) 

als sei die Wirkungslosigkeit solcher Art Pro-
gramme nicht erwiesen, die Gefahr der Fehlsteue-
rung knapper Mittel nicht offensichtlich. 

(Dr. Hauff [SPD]: Nichts verstanden!) 

— Ach, was heißt hier: „nichts verstanden"? Wir 
haben sehr sorgfältig analysiert, was Sie z. B. in 
Hessen tun. Sie türmen eine Belastung auf die an-
dere, sagen dann, das sichere eine Dreiviertelmil-
lion Arbeitsplätze, ohne allerdings auf Entzugsef-
fekte durch die Finanzierung, ohne auf andere Maß-
nahmen einzugehen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist unredlich!) 

Dem, der so wahlkampfopportunistisch Politik 
macht, kann der Bürger auf Dauer nicht vertrau-
en. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerstein 
[CDU/CSU]: Das wird er auch nicht! — Zu-

rufe von der SPD) 

— Darüber können wir uns hinterher noch länger 
unterhalten. — 

Die  Frage der steuerlichen Anreize ist hier heute 
mehrfach angesprochen worden. Was müssen diese 
steuerlichen Anreize bei der Einführung bleifreien 
Benzins und einer neuen Generation umweltscho-
nender Autos leisten, damit diese Politik erfolgreich 
ist? Ich will kurz auf vier Punkte eingehen. Erstens. 
Richtschnur muß sein, daß derjenige, der die Um-
welt durch den Kauf eines umweltfreundlichen 

Autos entlastet, belohnt, zumindest aber nicht be-
straft wird. Das gilt für die Investitionskosten, Kauf 
des Autos, wie für den Betrieb. 

Zweitens. Wir wollen verhindern, daß es zu einem 
vorgezogenen Boom kommt. 

Drittens. Wir wollen es schaffen, daß die Lösung 
aufkommensneutral ist. 

Ein viertes Erfordernis: Sie soll unbürokratisch 
sein. 

Ich glaube, daß der Regierung die Lösung dieser 
Aufstellung gelingen wird. Sie hat in der Vergan-
genheit bewiesen, daß sie dies aktiv in die Hand 
nimmt. Sie wird auch diese schwierige Aufgabe 
meistern. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als ich meinen Vorredner hörte, hatte 
ich das Gefühl, als habe es 13 Jahre lang keine Ab-
geordneten der CDU/CSU gegeben; in Sachen Um-
weltpolitik haben Sie sich ja auch in diesem Zeit-
raum überhaupt nicht gerührt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihnen scheint die Erkenntnis auch ein bißchen spät 
gekommen zu sein. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„auch"?) 

Und dann haben Sie sich hervorragend an das Sont-
hofener Programm von Herrn Strauß gehalten. 
Also, insofern: Retourkutschen sind nicht so gut. 

(Beifall bei der SPD — Freiherr von Schor

-

lemer [CDU/CSU]: Das war billig!) 

Aber zur Sache: Die Initiativen des Herrn Zim-
mermann in seiner Eigenschaft als Umweltminister 
kann man ganz kurz zusammenfassen: 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Das glaubt 
der bloß nicht!) 

Außer heißer Luft nichts gewesen. Oder anders: Mit 
Verbalradikalismus bekommt man weder einen ge-
sunden Wald noch sauberes Trinkwasser, noch 
kann man damit Ost- oder Nordsee als intaktes 
Ökosystem erhalten bzw. wiederherstellen. Beim 
Wald und im Bereich der Luftreinhaltung, um will-
kürlich zwei Bereiche herauszunehmen, haben wir 
bereits den kürzeren gezogen und den Pfad der Tu-
gend, nämlich dem Vorsorgeprinzip in der Umwelt-
politik Vorrang zu geben, verlassen. In beiden Be-
reichen müssen wir alle mit wesentlich höheren Ko-
sten Schäden beheben. Ob uns das gelingen wird, 
ist mittlerweile sehr fraglich. Wenn wir im Bereich 
unserer Meere nicht den gleichen Fehler begehen 
wollen, dann heißt es, auf weitere Alibiveranstaltun-
gen zu verzichten und sofort zu handeln. 

Die Probleme sind allen hinreichend bekannt. 
Demjenigen, der immer noch nicht von der Schädi-
gung der Nord- und Ostsee Kenntnis nehmen will, 
kann man nur empfehlen, einen Spaziergang ent-
lang der Küste zu unternehmen. Was man dort an 
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verendeten, ölverseuchten Tieren sieht und was 
man leider nicht mehr sehen kann — nämlich be-
stimmte Muscheln, bestimmte Kleinlebewesen, die 
bereits ausgelöscht sind —, das alles sollte das fort-
währende Regierungslächeln vertreiben helfen. 

Heute haben wir schon das Verkaufsverbot für 
Aale aus der Elbe. Wenn wir weiterhin die Nordsee 
als billige Müllkippe Europas mißbrauchen, dann 
wird sehr bald auf jedem Nordseefisch der Hinweis 
des Bundesgesundheitsministers aufgedruckt wer-
den müssen: „Der Verzehr dieses Fisches gefährdet 
Ihre Gesundheit." 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Am Ende dieser Gruselperspektive 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das war es wirk-
lich!) 

dürfte dann ein absolutes Badeverbot an der Küste 
und den Inseln stehen, weil sich die Nordsee in eine 
übelriechende, gesundheitsgefährdende Kloake 
verwandelt hat. 

(Eigen [CDU/CSU]: Was war das? — Ger-
stein [CDU/CSU]: Kehren Sie doch einmal 

zur Realität zurück!) 

Was dies für die Menschen der norddeutschen Kü-
stenregion bedeuten würde, das müßte eigentlich 
auch einem Binnenländer oder gar einem Älpler zu 
vermitteln sein. 

Es ist einfach ein Skandal, daß nach wie vor hoch-
giftige Dünnsäure in die Nordsee gekippt werden 
kann, also Abfälle, die unter anderem krebserre-
gende Stoffe wie Benzol, Naphthalin oder PCB ent-
halten, die bereits in kleinen Mengen Tumorbil-
dung hervorrufen können und über Jahrzehnte 
nichts von ihrer Giftigkeit verlieren. Anstatt ein ge-
nerelles Verklappungsverbot zu erlassen — — 

(Abg. Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] 
und Abg. Eigen [CDU/CSU] melden sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Blunck (SPD): Ich lasse beide zu, aber ich 
möchte den Satz erst zu Ende bringen. 

Anstatt ein generelles Verklappungsverbot zu er-
lassen, konnte sich die Bundesregierung in ihren im 
September vergangenen Jahres verkündeten Maß-
nahmen zum Schutze der Nordsee aber lediglich zu 
einer Eindämmung der Verklappung von Abfällen 
auf See entschließen. 

Vizepräsident Westphal: Zuerst hat Herr Kollege 
Carstensen das Wort. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Frau Kolle-
gin Blunck, sind Ihnen nicht die Untersuchungen 
bekannt, die im letzten Jahr im Sommer oder im 
Frühsommer gerade an der Nordseeküste gemacht 
worden sind, als die — wie Sie sagten — „Horror-
meldungen" über die vielen ölverschmutzten Vögel 
durch die Presse gingen, die ausgesagt haben, daß 
das Nordseewasser, das sicherlich noch zum Baden  

geeignet ist, auf keinen Fall dem Wasser einer 
Kloake entspricht? 

Frau Blunck (SPD): Herr Carstensen, Sie sollten 
die neueren Gutachten lesen. Dann werden Sie 
dazu kommen, daß das, was ich hier soeben geschil-
dert habe, kein Szenario für das Jahr 2500 ist, son-
dern daß das schon an vielen Stellen in der Nordsee 
durchaus Wirklichkeit ist, nämlich vor Brunsbüttel. 
Wenn ich das richtig sehe, ist das ja wohl Schles-
wig-Holstein. 

Vizepräsident Westphal: Nun kommt eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Frau Kollegin Blunck, ich 
hatte die Frage schon Herrn Duve stellen wollen, 
der so beredt über den Bodenschutz sprach. 

(Frau Blunck [SPD]: Das wäre auch viel 
netter gewesen! Dann hätten Sie mir nicht 

die Zeit weggenommen!) 
Was hat denn, liebe Frau Kollegin, die Hansestadt 
Hamburg z. B. unternommen, die unter langjähri-
ger Verantwortung der SPD steht — leider —, um 
die Elbe so rein zu machen, daß man die Aale aus 
der Elbe wirklich essen kann? 

Frau Blunck (SPD): Lieber Herr Eigen, Gott sei 
Dank steht Hamburg noch unter sozialdemokrati-
scher Herrschaft. Sie werden sich wundern, was an 
sauberem Wasser aus diesen wirklich hervorragen-
den Anlagen herauskommt, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie heißt die 
Mülldeponie?) 

was jegliche andere Möglichkeit der Klärung bei 
weitem übertrifft. 

(Beifall bei der SPD) 
Es mutet schon wie blanker Zynismus an, wenn 

einer der bekannten Titandioxid-Produzenten aus-
gerechnet diesen Stoff — jetzt meine ich die Ver-
klappungssache — in einer Werbeschrift als einen 
entscheidenden Beitrag für die Verschönerung un-
serer Umwelt und zur Steigerung unserer Lebens-
qualität feiert. Da ist mir ein funktionierender Na-
turhaushalt doch lieber als ein noch so strahlendes 
Weiß, das weißer nicht mehr geht. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 
Diesem selbst ausgestellten Persilschein ist 

offenbar auch das Deutsche Hydrographische In-
stitut aufgesessen, das die am 31. Januar 1983 aus-
gelaufene Genehmigung für die Verklappung von 
750 000 t Dünnsäure mit einem Schwefelsäureanteil 
von 13% in eine Genehmigung für 312 000 t, aber 
dafür mit einer Konzentration von 23 %, umgewan-
delt hat. Wenn unter dieser Augenwischerei die von 
der Bundesregierung angekündigte Eindämmung 
zu verstehen ist, dann kann ich nur sagen: Diese 
Täuschung lassen wir nicht durchgehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, gestatten 
Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Carstensen? 
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Frau Blunck (SPD): Ich kann das nicht mehr, Herr 
Carstensen, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ich 
aber!) 

— Wir sind doch im Ausschuß zusammen. Ich be-
antworte Ihnen die Fragen gerne da. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Daß eine Fortsetzung der Verklappung die Ar-
beitsplätze in der Fischereiindustrie und in der 
Fremdenverkehrswirtschaft bedroht, wird offen-
sichtlich gerne in Kauf genommen. Außerdem wird 
doch wohl auch übersehen, daß bei einer Vernich-
tung unserer natürlichen Lebensgrundlagen sich 
auch das Arbeitsplatzproblem ganz generell von 
selbst erledigt. 

Ich fordere daher den Bundesverkehrsminister 
auf, das DHI anzuweisen, die Genehmigung für die 
Verklappung in der Nordsee zu widerrufen, und 
zwar sofort. Ölverklebte Vögel, tote Fische, gewal-
tige Ölteppiche, verdreckte Badestrände sind die 
sichtbaren Mahnzeichen für diese bedrohliche Ent-
wicklung. Solange z. B. die Entsorgungskosten weit 
unter den Kosten liegen, die entstehen, wenn man 
eine Strafe dranhängt, so lange ist sicher nicht zu 
verhindern, daß Umweltverschmutzung einen fi-
nanziellen Anreiz darstellt, und wir haben über-
haupt keine Chance, die Situation zu verbessern. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Eigen? 

Frau Blunck (SPD): Ja. 

Eigen (CDU/CSU): Frau Kollegin Blunck, glauben 
Sie, daß Ihre dramatische, völlig übertriebene Dar-
stellung des Zustandes der Strände für das Frem-
denverkehrsgewerbe in Schleswig-Holstein und für 
die Arbeitsplätze in diesem Gewerbe sehr positiv 
ist? 

Frau Blunck (SPD): Herr Eigen, ich würde Ihnen 
sehr raten, meine Rede nachzulesen, weil ich näm-
lich gar nicht die Dramatik zur Zeit hergestellt 
habe, sondern weil es sehr dramatisch an der Küste 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Wahrscheinlich werden mir diese Fremdenver-
kehrsorte für die Zukunft sehr dankbar sein; denn 
wenn Ihre Regierung nicht jetzt endlich mal in die-
sem Sektor handelt, dann sehe ich allerdings 
schwarz für die Arbeitsplätze sowohl in der Fische-
rei wie auch in der Fremdenverkehrsindustrie. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hauff [SPD]: 
Der Verkehrsminister schwänzt!) 

Wir sollten mit wirksamen Schutzmaßnahmen 
nicht so lange warten — auch das ist hier immer 
wieder angeklungen —, bis uns auch der letzte Wis-
senschaftler gesicherte Erkenntnisse über Ursa-
chen und Wirkung geliefert hat. Hearings, Sympo-
sien und Besichtigungen vor Ort hat es bereits ge-
nug gegeben. Die Schädigungen sind offensichtlich. 
Wir müssen daher jetzt die politische Verantwor-
tung übernehmen und vorbeugenden Umweltschutz  

betreiben, damit die Nordsee am Ende nicht doch zu 
einer Mordsee verkommt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Warrikoff. 

Meine Damen und Herren, darf ich an die Redner 
die Bitte richten, sich im Sprechtempo ungefähr so 
einzustellen, daß die Stenographen noch mitkom-
men. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Es ist ein Problem der 
Zeit, Herr Präsident. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
man stereotyp die Einleitung bei den Damen und 
Herren der SPD und auch bei den GRÜNEN erlebt, 
die zunächst einmal immer erklären, daß dieser 
Bundesminister, daß diese Bundesregierung nichts 
getan hat, 

(Dr. Hauff [SPD]: Leider wahr!) 

dann schwanke ich zwischen zwei Alternativen, 
entweder, daß das lächerlich ist oder daß Sie selber 
nicht glauben, was Sie da reden. Für mich wäre es 
hochinteressant, mal die letzte Frage beantwortet 
zu bekommen. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

Der Eindruck, den Sie hier ohne jeden Erfolg ver-
mitteln wollen — Herr Fischer, darüber kann man 
bei passender Gelegenheit noch einmal reden. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

Ich spreche von Sachen, Herr Fischer, von denen 
ich etwas verstehe, während Sie vorzugsweise von 
Sachen reden, von denen Sie nichts verstehen; aber 
das wird für Sie nichts bedeuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Anhaltende 
Zurufe von der SPD) 

Sie versuchen, uns den Eindruck zu vermitteln, als 
ob wir 1982 von Ihnen ein Paradies geerbt hätten, 
und was seitdem an Umweltsünden passiert ist, 
ginge auf unsere Rechnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mein Thema ist der 
Umweltschutz auf der einen, Wissenschaft und 
Technik und Forschung auf der anderen Seite. 
Technik nimmt ohne jede Frage Umwelt in An-
spruch durch Abluft, Abwasser, Lärm, Abfall. Der 
radikale Ansatz, deswegen ganz auf Technik zu ver-
zichten, um die Umwelt zu schonen, würde aber 
nicht nur eine Wirtschafts-, sondern vor allem eine 
Umweltkatastrophe auslösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Je weniger Technik genutzt wird, um so mehr wird 
die Umwelt beansprucht. Wir können in einem in-
ternationalen Vergleich geradezu sehen, je weiter 
fortgeschrittene Länder in der Nutzung der Tech-
nik sind, desto geringer wird die Umwelt bean- 
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sprucht, um so höheren Stellenwert hat der Um-
weltschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Antwort muß daher lauten: nicht Abkehr von 
der Technik, sondern Einsatz von Wissenschaft, 
Technik und Forschung für den Umweltschutz. 

Technik und Wissenschaft bedeuten für den Um-
weltschutz dreierlei. Erstens, sie helfen uns, die 
Umweltbelastung überhaupt zu erkennen, zweitens, 
sie helfen uns, die Ursachen dafür zu finden, und 
drittens, die Ursachen zu bekämpfen. 

Zum Erkennen: durch moderne wissenschaftlich-
technische Methoden, die tausendfach genauer 
sind, als dies noch vor etwa zehn Jahren der Fall 
gewesen ist, können wir heute Luftverunreinigung, 
z. B. auch Verunreinigung mit Dioxin PCB, ermit-
teln. Das nostalgisch verklärte Umweltparadies frü-
herer Zeiten war vermutlich gar nicht so paradie-
sisch. Man hat es nur nicht messen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die verbesserte Meßtechnik, meine Damen und 
Herren, soll dem Umweltschutz dienen, nicht aber 
der politischen Agitation. Wer sich mit Triumphge-
heul auf jede neue Entdeckung einer vielleicht seit 
hundert Jahren bestehenden Umweltbelastung 
stürzt, um unsere Gesellschaft anzuklagen, und 
gleichzeitig seine undurchdachte Heilslehre zu ver-
markten, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Jetzt wer-
den Sie aber militant, Herr Warrikoff!) 

ist kein Umweltschützer, sondern ein Scharlatan. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sind ein 
Umweltschützer von der Atomindustrie!) 

Eine ganz besonders schlimme Rolle spielen hier 
die sogenannten kritischen Wissenschaftler, die Ih-
nen, Herr Fischer, ganz ungewöhnlich nahestehen. 
Unter „kritischen Wissenschaftlern" sind solche zu 
verstehen, die höchst unkritisch eine ganz feste An-
sicht haben, bevor sie sich mit einet Problem über-
haupt auseinandersetzen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und die nachher alles tun, um die Richtigkeit ihrer 
einmal getroffenen Vorurteile zu bestätigen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Machen Sie 
doch nicht so hektisch! Man kann gar nicht 

mehr zwischenrufen!) 

— Ich rede schnell in der offenbar vergeblichen 
Hoffnung, daß Sie mir folgen können. Das ist der 
eine Grund. Das ist aber danebengegangen. Der 
zweite Grund ist der, daß in der Tat die Zeit knapp 
ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie nicht mehr folgen können, will ich 
ganz langsam für Sie wiederholen. 

(Sehr gut! bei der SPD und den GRÜNEN 
— Duve [SPD]: Die Redezeitbegrenzung 

hat sich nicht bewährt!) 

Wenn die „kritischen Wissenschaftler" nicht zur 
Übereinstimmung mit der Wirklichkeit kommen, ist 
das um so schlimmer für die Wirklichkeit. 

Zur Ermittlung der Ursachen für die Schäden. 
Hier gibt es umfassende Programme mehrerer 
Bundesministerien. Die haben die Mittel auch auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung aufge-
stockt. Wir gehen intensiver und koordinierter dar-
an, die Gründe für die Umweltbelastung zu finden. 
Denn diese Ermittlung ist notwendig für die Vor-
aussetzung für die Bekämpfung. Wissenschaft und 
Technik müssen uns helfen, die Umweltschäden zu 
beseitigen, zu bekämpfen. 

Meine Damen und Herren, wer den Bau moder-
ner umweltfreundlicher Kohlekraftwerke be-
kämpft, nützt dem Umweltschutz nicht, sondern 
schadet ihm. Diejenigen, die im Namen des Um-
weltschutzes in den 70er Jahren den Bau moderner 
Kohlekraftwerke behindert haben, sind in erster Li-
nie dafür verantwortlich, daß fast 80% unserer Koh-
lekraftwerke älter als zehn Jahre sind. 

Herr Fischer, ich wollte es Ihnen vorschlagen. Sie 
werden jetzt sicher viele Zwischenrufe machen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Unglaub

-

lich!) 

Wer die Kernenergie verhindern will, macht sich 
mitschuldig am Sterben unserer Wälder. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sind ein richti

-

ger Strahlemann aus Hanau!) 
Im Jahre 1980 hat der CDU-Abgeordnete Jagoda 

die damalige Bundesregierung gefragt, mit wieviel 
Tonnen Schadstoff die Luft zusätzlich verschmutzt 
worden wäre, wenn bis zum Jahre 1980 in der Bun-
desrepublik Deutschland der durch Kernkraft-
werke erzeugte Strom z. B. durch Steinkohlekraft-
werke erzeugt worden wäre. Die Antwort der Bun-
desregierung lautete 1980: Es wären 2,7 Millionen 
Tonnen Schwefeldioxid und 1,4 Millionen Tonnen 
Stickoxide zusätzlich gewesen. 

Ganz gleichgültig, meine Damen und Herren, was 
die Antikernenergiebewegung der 70er Jahre wirk-
lich wollte — da gibt es ein breites Spektrum des-
sen, was sie wollte —: Erreicht hätte sie, wenn sie 
sich mit ihren Zielen durchgesetzt hätte, eine er-
hebliche zusätzliche Belastung der Umwelt. 

(Duve [SPD]: Genau das ist doch die Heu

-

chelei!) 
— Ich weiß nicht, wie Sie das bezeichnen. Was Sie 
gerade sagen, ist unqualifizierbar und unverständ-
lich. Das ist meine Bemerkung dazu. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie unterbrechen. Gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Frau Abgeordneten Blunck? 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Eine, bitte, und, wenn es 
geht, kurz. 

Frau Blunck (SPD): Sie haben so vehement die 
Kernenergie verteidigt. Ist Ihnen eigentlich bewußt, 
daß in den Abwässern, die aus den Kernkraftwer-
ken am Rhein bereits jetzt in die Nordsee hineinge- 
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hen, die Konzentration des Tritiums — das ist der 
radioaktive Wasserstoff — bereits 1 000 Dezibel 
über dem von der WHO festgelegten Grenzwert 
liegt? 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Was sind 1 000 Dezibel?) 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Das ist mir nicht be-
kannt. Ich bestreite es nachdrücklich. Es werden 
nur Ableitungen in das Wasser zugelassen, die in-
nerhalb der vorgesehenen Grenzwerte sind. Ich be-
streite die von Ihnen gemachte Aussage, daß das so 
ist. 

(Abg. Burgmann [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich hatte gesagt, ich lasse eine Zwischenfrage zu, 
mehr nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Ich hatte gesagt, daß ich 
nur eine zulasse. Es tut mir leid. 

Der politische Wille zu verbessertem Umwelt-
schutz 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der ist 
nicht mehr zu verbessern!) 

ist auch eine Sache des inneren Engagements, der 
Einstellung, der Entschlossenheit, Fehlentwicklun-
gen abzustellen. Die konkrete Verwirklichung von 
Umweltschutz ist jedoch eine Sache des Verstan-
des. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Aha!) 

— Jawohl, des Verstandes. Ich wiederhole es für 
Sie. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wer arbei-
tet denn hier mit dem Hintern?) 

Man nützt dem Umweltschutz nicht, wenn man For-
derungen aufstellt, die nicht verwirklicht werden 
können. Wir wollen sehr ehrgeizige Ziele, wir wol-
len aber keine unmöglichen Ziele vorgeben. Vor al-
lem müssen wir im Interesse des Umweltschutzes 
verläßliche Ziele vorgeben. Wenn während der Pla-
nungsperioden die Zielvorgaben ständig geändert 
werden, hat das zur Folge, daß ständig neue Pla-
nungsarbeiten durchgeführt werden müssen mit 
dem Erfolg, daß das Umweltziel letzten Endes viel 
später erreicht wird. 

Dem Umweltschutz dient auch nicht derjenige, 
der ihm opportun erscheinende Forderungen er-
hebt, die der Umwelt nicht nützen, sondern scha-
den. Wenn eine Fraktion dieses Hauses — Sie wer-
den sich alle erinnern — in ihrem Antrag zur Be-
kämpfung der neuartigen Waldschäden verlangt, 
daß zunächst einmal alle Kernkraftwerke abge-
schaltet werden müßten, dann ist das entweder der 
Sieg einer undifferenzierten Ideologie über den 
Umweltschutz oder das ist eine intellektuelle Min-
derleistung, wofür die deutsche Sprache einen ganz  

bestimmten Ausdruck hat, auf den ich aus Gründen 
der Höflichkeit hier verzichten möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Burgmann 
[GRÜNE]: Wo leben wir eigentlich, Herr 

Kollege?) 

— Ich sage es Ihnen gelegentlich einmal gerne. 

Wir wollen auf allen Gebieten der Wissenschaft 
und Technik Höchstleistungen. Wir wollen diese 
Höchstleistungen aber ganz besonders auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes. Wir wollen nicht, daß der 
Umwelt im Namen des Umweltschutzes geschadet 
wird. Für uns ist der Umweltschutz nicht ein Gebiet 
politischer Opportunität und Agitation, sondern ein 
Gebiet sachlicher Arbeit. Wir wollen die Probleme 
des Umweltschutzes auch diskutieren. Wir wollen 
sie aber vor allem lösen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Bredehorn hat eben schon auf die 
beiden internationalen Abkommen zur Erhaltung 
der wandernden wildlebenden Tierarten und über 
die Erhaltung der europäischen wildlebenden 
Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebens-
räume hingewiesen; beide aus dem Jahr 1979. Sie 
bereichern die nicht geringe Anzahl von Gesetzen, 
von Erklärungen, von Einzelregelungen, die alle der 
Erhaltung der Arten dienen, aber in ihrer Vielzahl 
eigentlich eher zur Verwirrung als zur Klarheit bei-
tragen. Deswegen brauchen wir eigentlich eine Re-
gelung, mit der das erreicht wird, was wir sicher 
alle gemeinsam wollen: das Aussterben von be-
stimmten Pflanzen und Tierarten tatsächlich zu 
verhindern und die Vielfalt zu erhalten. Über diesen 
Zweck sind wir uns wohl einig. 

Nun stellt sich die Frage: Was können wir als 
geeignete Grundlage nehmen? Da erscheint uns für 
den Bereich der Bundesrepublik das Bundesnatur-
schutzgesetz die geeignete Grundlage, vor allen 
Dingen mit dem Fünften Abschnitt zum Schutz und 
zur Pflege wildwachsender Pflanzen und wildleben-
der Tiere. Dieses Bundesnaturschutzgesetz — jetzt 
kommen wir zur Frage, was früher eigentlich ge-
macht worden ist — ist in der Zeit der vorigen 
Regierung verabschiedet worden. Es hat sich sicher 
in bestimmten Teilen bewährt, aber es bedarf einer 
Novellierung; denn hinsichtlich bestimmter Berei-
che, vor allen Dingen hinsichtlich des Artenschut-
zes, ist das Problembewußtsein der Bürger, aber 
auch der Politiker ganz sicher gestiegen. Darüber 
hinaus haben sich bestimmte Defizite ergeben, vor 
allen Dingen bei der Kontrolle und bei der Anwen-
dung der gesetzlichen Bestimmungen. 

Man kann heute einfach nicht mehr darauf ver-
trauen, daß sich durch die Selbstheilungskräfte der 
Natur alle Probleme sozusagen von selbst lösen; 
jedenfalls nicht in einem so dicht besiedelten Ge-
biet, wie es die Bundesrepublik nun einmal ist. 
Wenn man übertreiben will, dann muß man eben 
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sagen: In unserem Bereich ist der Mensch ein na-
türlicher Feind einer gesunden Umwelt, wenn nicht 
entsprechende Vorsorge getroffen wird. 

Die Zielsetzungen und Entscheidungen beim Ar-
tenschutz möchte ich ganz kurz durch einige Fra-
gen deutlich machen. Was sind denn eigentlich in 
unserem Land natürliche Flora und Fauna? Ist z. B. 
der Klatschmohn als Unkraut auf dem Feld eine für 
die Bundesrepublik ursprüngliche und natürliche 
Pflanze oder ist es nicht eine im Laufe der Kultur 
eingeführte Pflanze, die heute von uns als wild-
wachsende Naturpflanze angesehen wird, aber ir-
gendwann einmal hier angesiedelt worden ist? Ähn-
liches gilt für viele Tierarten. 

Es stellt sich auch die Frage: Welche Tiere und 
Pflanzen sollen wir eigentlich erhalten? Sind alle 
schutzwürdig? Wie sieht es z. B. mit bestimmten 
Schädlingen aus? Muß man sie auch erhalten, oder 
darf man sie ausrotten? 

Es stellt sich die Frage: Was würde sich denn 
eigentlich von selbst erhalten, wenn der Mensch 
keine Eingriffe in die Natur vorgenommen hätte? 

In der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Antrage unserer Fraktion zum Schutz des 
Bodens heißt es sehr schön — Herr Eigen, das 
betrifft ja auch Sie —: 

Agrarökosysteme sind dadurch gekennzeich-
net, daß sie zur Stabilisierung regelmäßiger 
menschlicher Eingriffe bedürfen. Diese Ein-
griffe hatten und haben neben den jeweils an-
gestrebten positiven Wirkungen meist auch be-
stimmte nachteilige Nebenwirkungen. 

So die Antwort der Bundesregierung. 
Man muß aber hinzufügen: Nicht nur Agraröko-

systeme brauchen menschliche Eingriffe. Es gibt 
überhaupt keine stabilen Ökosysteme. Wenn Sie ir-
gendein Stück Natur sich selbst überlassen, dann 
verändert es sich. Wenn wir es in einer bestimmten 
Art erhalten wollen, dann bedarf es der Eingriffe. 
Die Frage ist nur: welcher Eingriffe? 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Eigen? 

Frau Weyel (SPD): Bitte sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Frau Kollegin, erkennen Sie 
aber auch an, was Herr von Schorlemer sagte, näm-
lich daß unser Landbewirtschaftungssystem der 
bäuerlichen Familienbetriebe auch ökologisch die 
sinnvollste Landbewirtschaftung ist? 

Frau Weyel (SPD): Das kommt darauf an, in wel-
cher Relation Sie es sehen. Ich glaube, Herr von 
Schorlemer hat den Vergleich mit großen amerika-
nischen Farmen gebracht. Da würde ich das ohne 
weiteres bejahen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Und 
mit den Kolchosen auf der anderen Seite!) 

— Sicher gibt es auch auf der anderen Seite Bewirt-
schaftungssysteme, die sinnvoll sind. Nicht alles ist 
schlecht, nur weil es auf der anderen Seite ist, ge-

nauso wie nicht alles gut ist, nur weil es auf dieser 
Seite ist. Darüber sind wir uns doch einig. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie haben vorhin gefragt: Wie wollen Sie die 
Landwirtschaftsklausel ändern? Die radikalste 
Maßnahme wäre, sie schlicht wegzulassen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist ja unmöglich!) 

— Unmöglich ist das nicht. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das können Sie gar 
nicht wollen!) 

Aber man kann ganz sicher nicht davon ausgehen 
— da nehme ich auch auf die Vorredner Bezug —, 
daß grundsätzlich alles, was der Landwirt tut 

(Eigen [CDU/CSU]: Ordnungsgemäß!) 

— darauf komme ich gleich —, der Erhaltung der 
Natur dient. Im Naturschutzgesetz und übrigens 
auch in der Antwort der Bundesregierung wird im-
mer auf die sachgerechte Bewirtschaftung hinge

-

wiesen, 

(Eigen [CDU/CSU]: Ordnungsgemäße!) 

auf die ordnungsgemäße. Das sind immer so diese 
Floskeln. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
sind keine Floskeln!) 

Die Frage ist eben: Können Sie die Hand dafür 
ins Feuer legen, daß jeder Landwirt das tut? Wenn 
jemand mit seinem vollen Güllefaß im Dreck stek-
kenbleibt und weit und breit keiner zu sehen ist, 
dann läßt er es schnell ab, damit er mit dem Kram 
aus dem Modder herauskommt. Das gibt es halt. 
Dewegen müssen wir bei der Landwirtschaftsklau-
sel davon ausgehen, daß nicht alles, was getan wird, 
gut ist, sondern daß hier Einschränkungen vorzu-
nehmen sind. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Dann müssen Sie auch den Autoverkehr 
verbieten! Die bleiben auch mal stecken!) 

Ich bin gern bereit, auf die Äußerungen von 
Herrn Einert und auf das zurückzukommen, was 
Herr Fellner dazu gesagt hat. Wir bestreiten ja 
überhaupt nicht, daß die ordnungsgemäße Bewirt-
schaftung des Landes eine Form der Naturerhal-
tung ist und sein kann. Aber wir bestreiten, daß das 
a priori immer so ist, egal, was einer tut. Das ist das 
Problem. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
habe ich auch nicht gesagt! — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Dann ist es auch 

nicht ordnungsgemäß!) 

— Eben. Das muß kontrolliert werden; das ist die 
Frage. 

Bei der Auseinandersetzung zwischen Landwirt-
schaft und Naturschutz werden wir uns sehr 
schnell einig — da darf ich noch einmal die Land-
wirte ansprechen —, wenn wir akzeptieren, daß 
beide sich beeinflussen, daß die Art der Bewirt- 
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schaftung der landwirtschaftlichen Flächen die um-
gebenden Naturflächen beeinflußt und umgekehrt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Wenn wir uns darüber einig sind und auch darüber, 
daß beide Daseinsberechtigung haben, die Land-
wirtschaft für ihren Sektor und die naturbelasse-
nen Flächen für den Naturschutzsektor, dann muß 
es möglich sein, zu einer vernünftigen Regelung zu 
kommen. Es geht u. a. darum die verschiedenen Flä-
chenbereiche voneinander abzugrenzen, und da 
müssen beide Seiten auch mal Kompromisse ma-
chen, damit das dann einigermaßen vernünftig 
wird. 

(Eigen [CDU/CSU]: Vollkommen richtig!) 

Da komme ich auch noch einmal auf die Frage 
der allgemeinen Nutzung, z. B. auf das Betretungs-
recht, zurück. Das gilt nicht nur für den Wald, das 
gilt auch für andere Bereiche. Da müssen wir uns 
im Einzelfall überlegen, ob man das Betretungs-
recht einschränken oder ganz ausschließen muß, 
um z. B. bestimmte Biotope zu erhalten. Das gilt 
dann aber bitte schön nicht nur für den Jäger, son-
dern auch für andere Formen des Naturschutzes. 

Damit möchte ich noch einmal kurz auf die Frage 
des Biotopenschutzes zurückkommen. Das scheint 
uns eine ganz wesentliche Sache zu sein. Ich glau-
be, Herr Carstensen hat soeben so schön auf die 
Verkehrsmittel hingewiesen. Bei den Verkehrswe-
gen haben wir die Vernetzung, und die Vernetzung 
der Verkehrswege hat dazu geführt, daß sehr viele 
Naturflächen zerschnitten worden sind. Wenn ich 
eine Fläche mit einer Straße zerteile, dann zerstöre 
ich das natürliche System dieses Gebietes. Deswe-
gen brauchen wir umgekehrt auch eine Vernetzung 
der naturbelassenen Gebiete. Nur geht das nicht so 
einfach wie bei den Straßen; denn wir können na-
türlich für die Pflanzen und Tiere keine Verkehrs-
regeln aufstellen, an die sie sich halten sollen. 

(Abg. Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Carstensen, ich fürchte, meine Redezeit ist 
gleich abgelaufen. 

Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß alle gutge-
meinten Anregungen nichts nützen, wenn wir uns 
nicht auch einmal die Antwort auf die Frage überle-
gen, ob Verstöße gegen die Naturschutzgesetze ei-
gentlich Ordnungswidrigkeiten sind, oder ob das 
nicht zum Teil Straftatbestände betrifft. Es gibt lei-
der immer noch Leute, die nach dem System ver-
fahren: Erst hacken wir den Baum mal um, denn 
dann ist das Hindernis weg, und wenn wir hinter-
her eine Geldstrafe bekommen, ist das immer noch 
billiger, als wenn der Baum stehengeblieben wäre 
und wir hätten da herumbauen müssen. Das ist das 
Problem. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir es ernst nehmen, brauchen wir zwei Din-
ge. Das eine ist die Kontrolle — dazu gehört eine 
gewisse Menge Bürokratie, was ich gern zugebe —, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Kontrolle ist das einzige, was Sie wollen!) 

und das andere ist eine Strafe für schwerwiegende 
Umweltsünden, die dem Bestraften wehtut und die 
er nicht mit mehr oder minder klingender Münze 
aus der Westentasche bezahlen kann. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ab
- gaben, Steuern, Strafen und Kontrollen!) 

Ich möchte noch einmal betonen: Die SPD-Frak-
tion fordert die Bundesregierung auf, eine Novellie-
rung des Bundesnaturschutzgesetzes mit einem 
verbesserten Artenschutzteil vorzulegen — übri-
gens hat Nordrhein-Westfalen dazu schon einen 
Vorschlag gemacht —, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Die 
haben keine Arten mehr, aber Arten

-

schutz!) 

und zwar alsbald, und bis zum Ende des Jahres 
sollte auch das angekündigte Programm zum 
Schutz der Biotope vorgelegt werden. 

Damit Sie zum Schluß von uns auch noch etwas 
Nettes hören: Ich begrüße ganz ausdrücklich Ihre 
Forderung nach einem zusammenfassenden Be-
richt 1984 zum Umweltschutz, wie er in Ihrem Ent-
schließungsantrag unter Punkt 4 gefordert wird. Da 
sind wir durchaus einverstanden. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Was der Kollege 
Hauff bestritten hat!) 

— Nein, er hat nicht von Punkt 4, sondern vom Gan-
zen gesprochen. 

Ich möchte an dieser Stelle auch sagen, daß vieles 
von dem, was Herr Kiechle gesagt hat, durchaus 
unsere Zustimmung finden kann, und ich bedaure, 
daß Sie die Aussagen von Herrn Kiechle nicht deut-
licher unterstützt haben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorla-
gen zu den Tagesordnungspunkten 8 bis 12, 16, 17 
und zum Zusatzpunkt 2 auf den Drucksachen 
10/849, 10/629, 10/609, 10/786, 10/787, 10/906, 10/907 
und 10/969 an die Ausschüsse vor. Die Überweis-
ungsvorschläge des Ältestenrates ersehen Sie aus 
der Tagesordnung. Sind Sie mit den Überweisungs-
vorschlägen einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Ta-
gesordnungspunkt 13. Wer den Beschlußempfehlun-
gen des Innenausschusses auf Drucksache 10/870 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei einer Reihe von Gegenstimmen und Enthal-
tungen mit Mehrheit angenommen. 

Zu Zusatzpunkt 1 — Beratung des Antrags der 
Fraktion der SPD „Friede mit der Natur — Für eine 
umweltverträgliche Industriegesellschaft" auf 
Drucksache 10/974 — ist Ausschußüberweisung be-
antragt worden, und zwar zur federführenden Bera- 



3842 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Vizepräsident Stücklen 
tung an den Innenausschuß und zur Mitberatung 
an den Rechtsausschuß, den Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten und den Aus-
schuß für Verkehr. Sind Sie mit den vorgeschlage-
nen Überweisungen einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 14. 
Der Antrag des Abgeordneten Drabiniok und der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/991 
(neu) ist zurückgezogen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir kommen somit zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr, 
auf Drucksache 10/780. Wer dieser Beschlußemp-
fehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Ich habe den Eindruck, daß ein Teil der Mit-
glieder die Abstimmung nicht mitmachen will. Darf 
ich das wiederholen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — 
Dr.  Schäuble [CDU/CSU]: Wieso? Wenn die 

schlafen!) 

— Ich wollte nur feststellen, ob hier ein Irrtum vor-
liegt. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Die Opposition 
schläft!) 

Die Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit ange-
nommen. 

Wir stimmen jetzt über die Vorlage zu Tagesord-
nungspunkt 15 ab. Wer der Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses auf Drucksache 10/894 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einer Reihe von Enthaltungen ist diese Be-
schlußempfehlung mit Mehrheit angenommen. 

Es ist noch über die Vorlage unter Zusatzpunkt 3 
abzustimmen. Wer der Beschlußempfehlung des In-
nenausschusses auf Drucksache 10/970 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Im Ausschuß 
war es einmütig! — Den GRÜNEN fehlt 

der Bastian!) 

— Ja, Herr Fischer, ich verstehe das schon. Ich ver-
stehe das durchaus! — Bei einer Reihe von Enthal-
tungen mit Mehrheit angenommen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wir verwei-
gern uns, Herr Präsident!) 

— Sie verweigern die Mitarbeit? 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nein, uns! 
— Zurufe von der CDU/CSU: Die Diäten! — 

Er  weiß nicht, worum es geht!) 

Ich rufe Punkt 18 des Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu dem Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD und 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP 

Bericht zur Lage der Nation 
— Drucksachen 10/187, 10/192, 10/914 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Werner 
Heimann 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Bei-
trag bis zehn Minuten für jede Fraktion vorgese-
hen. Ist das auch die Meinung des Hauses? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird von den Bericht-
erstattern das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Werner 
das Wort. 

Werner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir diskutieren heute die Be-
schlußempfehlung zu zwei Entschließungsanträgen 
der SPD-Fraktion sowie der CDU/CSU- und der 
FDP-Fraktion zum Bericht zur Lage der Nation im 
geteilten Deutschland. 

Dies ist heute insofern ein bemerkenswerter Tag, 
als es mit der Drucksache 10/914 nach vielen Jah-
ren des Dissenses nunmehr gelungen ist, eine ge-
meinsame Entschließung in diesem wichtigen Be-
reich zustande zu bringen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der SPD) 

Ich möchte, da — ich nehme das an — in diesem 
wichtigen deutschlandpolitischen Kapitel Lernpro-
zesse auf allen Seiten stattgefunden haben und 
stattfinden, insbesondere dem Mitberichterstatter 
dafür danken, daß wir hart, manchmal mühsam 
miteinander diskutiert, j a geradezu gerungen ha-
ben, aber gleichwohl auch immer den Willen zu Ge-
meinsamkeit fanden. Diese Gemeinsamkeit ist zu-
stande gekommen. Ich freue mich darüber, daß dies 
gerade in dieser Zeit möglich ist, wo es zumindest 
mir von besonderer Bedeutung erscheint. 

Die Deutschlandpolitik ist j a nun von einer gro-
ßen Vielschichtigkeit gekennzeichnet. Wir haben es 
mit einer Politik für alle Deutschen zu tun, leben sie 
hier, in der DDR oder jenseits von Oder und Neiße 
in den deutschen Ostgebieten. 

Die Deutschlandpolitik ist aber zugleich von ih-
rem Inhalt und Wesen her eine Politik, die darauf-
hin angelegt sein muß, den Frieden und die Freiheit 
in Europa zu wahren und zu fördern. Die Deutsch-
landpolitik ist eine Politik, die daraufhin angelegt 
ist, Spannungsursachen zu beseitigen und eine 
langfristig angelegte Politik des Ausgleichs und des 
Friedens in die Wege zu leiten. 

Insofern ist Deutschlandpolitik europäische Frie-
dens-, Einigungs- und — das möchte ich hinzufügen 
— auch europäische Freiheitspolitik, wenn sie rich-
tig verstanden wird und im Einklang mit den euro-
päischen Nationen durchgeführt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte gerade diese Stunde nutzen und dem 
neugewählten Regierenden Bürgermeister von Ber- 
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lin, Herrn Diepgen, unsere herzlichen Glückwün-
sche aussprechen 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und ihm die gleiche glückliche Hand wünschen, die 
gerade in der Deutschlandpolitik sein Vorgänger, 
Herr von Weizsäcker, bewiesen hat. Dies erscheint 
mir deswegen so wichtig, weil Berlin für uns, ge-
rade auch in der Deutschlandpolitik, Prüf stein 
bleibt. 

(Zuruf von der SPD: Nett, daß Sie das sa-
gen, Herr Werner!) 

Die Deutschlandpolitik hat, ausgehend von den 
deutschlandpolitischen und deutschlandrechtlichen 
Grundsätzen, das Ziel, die Einheit der Nation zu 
wahren. Diese rechtlichen Voraussetzungen führen 
uns allerdings dann auch dazu, daß wir Überlegun-
gen, wie sie etwa in den Geraer Forderungen vorge-
tragen wurden, eine klare Absage erteilen müssen. 
Dies war bei den Berichterstattungsgesprächen an-
erkennenswerterweise unstrittig. 

Wir müssen uns in Zukunft noch intensiver mit 
der Politik der DDR nicht nur uns gegenüber, son-
dern auch international auseinandersetzen. Denn 
diese Politik der DDR beweist nach außen — vergli-
chen mit der Politik der anderen Ostblockstaaten — 
eine relativ hohe Flexibilität, die nach innen hin 
von einem erstaunlichen Maß an Repression beglei-
tet ist. 

Die DDR als Eckpfeiler im Warschauer Pakt, als 
wichtiger Faktor im COMECON hat es verstanden, 
sowohl im östlichen Machtbereich als auch interna-
tional ihr Gewicht immer stärker zur Geltung zu 
bringen und sich als Gesprächspartner des Ostens 
auch im Westen anzubieten, worauf gerade die 
jüngsten Besuche des kanadischen Ministerpräsi-
denten und des französischen Außenministers hin-
weisen. Dieses Sowohl-als-auch — so möchte ich es 
einmal nennen — hat dazu geführt, daß die DDR 
auch uns, der Bundesrepublik Deutschland, gegen-
über eine elastische und realistischere Politik 
durchführt, als dies in den vergangenen Jahren der 
Fall war. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Trotz aller Unkenrufe im Zusammenhang mit der 
Nachrüstung bemüht sich die DDR um Normalität 
in dem Verhältnis der beiden Staaten in Deutsch-
land zueinander. Es heißt, das Machbare auch in 
Zukunft zu machen und — ich teile diese Meinung 
nicht, aber die DDR führt es immer wieder an  — 
den  angeblich durch den Nachrüstungsbeschluß 
entstandenen Schaden zu begrenzen. 

Fazit: Es besteht ein hohes Bemühen, in Koopera-
tion mit uns zu bleiben, diese Kooperation nach 
Möglichkeit auch auf neue Bereiche auszudehnen. 
In der Familienzusammenführung sind erstaunli-
che Verbesserungen zu verzeichnen. Nach dem be-
dauerlichen Todesfall Burkert wurde, wenn man 
einmal von der Zahl der Benützer, die von den 
Transitwegen ausgeschlossen werden, absieht, der 
Transitverkehr korrekt abgehandelt. Eine großzü-
gige Haltung im Bereich des Mindestumtauschs für 
Jugendliche wird gehandhabt. Die Todesschußauto-

maten werden sukzessive abgebaut. Im Postbereich 
und auch im Umweltbereich sind Abkommen ge-
schlossen worden. In Berlin wurde mit dem Senat, 
wie ich meine, eine insgesamt befriedigende Lö-
sung im Bereich der S-Bahn gefunden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dies alles, meine Damen und Herren, wäre si-
cherlich nicht so möglich gewesen ohne die Bürg-
schaft, die die Bundesregierung für den Ein-Milli-
arden-Kredit gegenüber der DDR übernommen 
hat. Ich möchte gerade bei dem Stichwort Bürg-
schaft alle Kollegen, auch uns selber als Fraktion, 
recht herzlich darum bitten, mit Unkenrufen sowie 
lautstark geäußerten Überlegungen bezüglich wei-
terer Kredite und mit möglichen öffentlichen For-
derungskatalogen in Verbindung damit behutsam 
umzugehen. Etwas anderes würde beiden Seiten 
nichts nützen. Die DDR weiß, welch hohen Wert wir 
auf die Beseitigung des Schießbefehls, der Todesau-
tomaten und auch auf die Reduzierung und völlige 
Beseitigung des Mindestumtauschs legen. 

Im innerdeutschen Handel ist die Entwicklung 
erfreulich vorangegangen, wenn auch einseitig. 
Aber auch hier zeigen sich j a in diesen Tagen neue 
Möglichkeiten der Kooperation. 

Das restriktive Verhalten im Bereich der nicht-
staatlichen Friedensbewegung in der DDR dürfen 
und können wir nicht außer acht lassen; und wir 
müssen die DDR-Führung darauf hinweisen, daß 
sie hier ihr Maß an angeblicher Liberalität dadurch 
beweisen kann, wie sie mit diesen Gruppen umgeht 
und das Gespräch zu führen in der Lage ist. 

Das Sich-Abgrenzen im Inneren und auch gegen-
über uns hier in der Bundesrepublik Deutschland 
— ich denke an das innere Meinungsbild der DDR 
— findet den Niederschlag in der Haßerziehung 
und in der steten Erhöhung der Verteidigungsbe-
reitschaft bzw., wie es in den letzten Tagen heißt, 
der sozialistischen Wehrerziehung. Wir müssen an 
die DDR appellieren, hier endlich den Erfordernis-
sen einer realistischen Entspannungspolitik ge-
recht zu werden und hier Einhalt zu gebieten. 

Wir müssen an die DDR auch appellieren, die 
fruchtlosen Bemühungen einer Spaltung der deut-
schen Nation in einen kapitalistischen westlichen 
Teil und in einen sozialistischen deutschen Teil in 
der DDR aufzugeben. Die selektive Usurpation der 
deutschen Geschichte spricht für sich und für die 
Beklemmung im Umgang mit dem Geschichtsver-
ständnis, die die DDR-Führung zeigt. Die DDR-Füh-
rung zwingt uns damit zugleich dazu, uns und un-
sere Bevölkerung noch stärker im Umgang mit der 
deutschen Geschichte, deren Fehler, Vorzüge, leid-
volle Ereignisse, zu befassen. Wir müssen uns ge-
rade wegen dieser Kampagnen in der DDR stärker 
mit unserer — ich sage — gemeinsamen Geschichte 
auseinandersetzen. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen, daß wir da-
von überzeugt sind, daß es im Bereich des Jugend-
austauschs, im Bereich der Zusammenarbeit der 
Medien — ich denke hier an die Schaffung eines 
gesamtdeutschen Forums —, im Bereich der Paten-
schaften zwischen Gemeinden, Vereinen und Hoch- 
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schulen, aber auch vor allen Dingen im Bereich des 
kleinen Grenzverkehrs eine Fülle von konkreten 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit gibt. Ich 
möchte dafür eintreten, daß wir endlich einen Weg 
zu einer deutsch-deutschen Umweltkommission fin-
den, um die drängenden Probleme, über die wir 
heute nachmittag hier über sechs Stunden gestrit-
ten haben, auch in diesem übergeordneten Zusam-
menhang zusammen mit unseren Landsleuten in 
der DDR zu diskutieren. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 

SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heimann. 

Heimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Werner hat von einem 
bemerkenswerten Tag gesprochen. Und ich möchte 
ihm zustimmen. Ich möchte sogar noch einen 
Schritt weitergehen und sagen: Es ist fast eine 
kleine politische Sensation, daß es gelungen ist, 
heute eine Beschlußempfehlung zum Bericht zur 
Lage der Nation vorzulegen, die sowohl von der Re-
gierungskoalition wie auch von meiner Fraktion, 
der der SPD, getragen wird. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vielleicht ist es sogar mehr als eine kleine Sensa-
tion; denn die Beschlußempfehlung könnte eine 
dauerhafte Grundlage für eine gemeinsame 
Deutschland- und Berlinpolitik dieser drei Fraktio-
nen des Deutschen Bundestages werden. — Ich 
sage das ganz bewußt: Die andere Fraktion, die der 
GRÜNEN, bleibt eingeladen, sich an diesem Diskus-
sionsprozeß konstruktiv zu beteiligen; 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sehr gut! — 
Reddemann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

denn das genau ist es: ein Diskussionsprozeß, der 
noch nicht abgeschlossen ist, der für den einen oder 
anderen auch noch schmerzliche Klärungen, Ab-
schied von Illusionen enthalten wird. Aber immer-
hin, am Anfang dieses Weges, der ein gemeinsamer 
werden könnte, steht die Verständigung auf diesen 
Text hier, der Gegenstand unserer heutigen Bera-
tungen ist. 

Ich habe Herrn Kollegen Werner nicht ausdrück-
lich gefragt, aber ich vermute, es ging ihm ebenso 
wie mir. Als wir den Auftrag bekamen, eine Eini-
gung zu versuchen, haben wir beide im Ernst nicht 
geglaubt, daß dies glücken könnte. Nun darf man 
zwar die Einigung nicht überbewerten — über Gera 
haben wir gar nicht gesprochen —, aber wir haben 
uns in der Sache verständigt. 

Und in der Tat, was jetzt vorliegt, ist nicht gerade 
das deutschlandpolitische Wahlprogramm der CSU, 
auch nicht das frühere der CDU, eher schon das der 
alten Koalition, wenngleich auch ich mir — Sie 
brauchen nur einen Blick in den Bericht zu werfen 
— aus der Sicht meiner Fraktion noch andere und 
kräftigere Akzente vorstellen könnte. Aber das soll 
heute nicht das Thema sein, weil es unangemessen 
wäre, an dieser Stelle wieder die Unterschiede her-

auszuarbeiten oder gar den öffentlichen Nachweis 
zu führen, wer recht gehabt hat. Auf diesen letzten 
Nachweis kann man vor allen Dingen dann verzich-
ten, wenn man im übrigen recht hat. 

(Lachen bei der FDP) 

Es ist so, wie mein Fraktionskollege Löffler am 
19. Januar in der Diskussion um die Transitwege 
festgestellt hat — ich zitiere —: 

In der innerdeutschen Politik ist die Wende of-
fensichtlich ausgeblieben. Dafür ist ein Wandel 
im Bewußtsein eingetreten, und zwar im Be-
wußtsein von Mitgliedern der CDU/CSU-Frak-
tion ... Wir begrüßen diesen Sinneswandel. Wir 
bedauern lediglich, daß er nicht früher einge-
treten ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Diederich 
[Berlin] [SPD]: Ist ein guter Mann, der 

Löffler!) 

Meine Damen und Herren, mit der Zustimmung 
zu dieser Beschlußempfehlung wollen wir Sozialde-
mokraten vor dem Deutschen Bundestag zum Aus-
druck bringen, daß wir den ernsthaften Willen der 
jetzigen Koalition zur Fortsetzung der soziallibera-
len Deutschlandpolitik anerkennen und daß wir 
auch unsere Unterstützung zusagen, wo wir unsere 
eigene Politik wieder erkennen. Und vielleicht hilft 
es uns gemeinsam ein wenig weiter, wenn ich hin-
zufüge: So, wie es für Sie nicht leicht ist, alte Vor-
stellungen zu überprüfen und zu revidieren, ist es 
auch für eine Opposition nicht gerade selbstver-
ständlich, der Regierung zuzustimmen, weil sich na-
türlich die Frage aufdrängt, wem das am meisten 
nützt. Nur, so haben wir eben die Frage nicht ge-
stellt, und ich finde, so darf man sie im Grunde auch 
nicht stellen, sondern man muß sie so stellen: Wel-
che Politik nützt unserem bedrängten Land, dem 
geteilten Volk, den beiden deutschen Staaten und 
Berlin? 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr wahr! 
— Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sehr gut!) 

Was können die Deutschen für den Frieden und die 
Zusammenarbeit in Europa tun? Denn es wäre doch 
nun wirklich schlimm, wenn eine Koalition der Ver-
nunft zwischen den beiden deutschen Staaten mög-
lich sein sollte, nicht aber zwischen den demokrati-
schen Parteien in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

In einem Punkt allerdings bitte ich dringend dar-
um, nicht mißverstanden zu werden. Ich wiederhole, 
was ich im Dezember von dieser Stelle aus gesagt 
habe. Die angebotene Gemeinsamkeit ist kein Per-
silschein, sondern die Aufforderung, einen kriti-
schen Diskussionsprozeß, der noch vor uns liegt 
und dem noch so manche heilige Kuh geopfert wer-
den muß, von einem gemeinsamen Ausgangspunkt 
aus anzutreten. In diesem Diskussionsprozeß wird 
die Opposition weiterhin drängen und notfalls vor-
angehen. 

Wir werden auch in Zukunft lautstark Wider-
spruch anmelden, wenn, um ein Beispiel zu nennen, 
Deutschlandpolitik der Unionsparteien darin beste- 
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hen sollte, von Montag bis Freitag pragmatische 
Politik zu betreiben, aber dann am Sonnabend und 
Sonntag nicht nur unsere polnischen, sondern auch 
unsere französischen Nachbarn mit der Beschwö-
rung der Grenzen des Deutschen Reiches von 1937 
zu erschrecken. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Am Wochen-
ende lassen die die Sau raus!) 

Weil ich weiß, daß jetzt wieder der Hinweis auf das 
Grundgesetz und die Rechtslage Deutschlands 
kommen wird, 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: So ist es!) 

füge ich gleich hinzu — ich habe es vorausgese-
hen —: Dies ist zu allererst nicht eine Frage von 
Rechtspositionen, sondern die Frage danach, zu 
welchem guten oder schlechtem Zweck Rechtsposi-
tionen instrumentalisiert werden sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Rechtspositionen als Maginot-Linie gegen das not-
wendige Voranschreiten eines innerdeutschen und 
europäischen Verständigungsprozesses aufzubau-
en, das ist schon einmal beim Grundlagenvertrag 
versucht worden und gescheitert. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Am Ende wird es auch unmöglich sein, wenn man 
die Interessenlage der Sowjetunion und der DDR 
im Verhältnis zur Bundesrepublik und die davon 
abhängigen Spielräume für innerdeutsche und eu-
ropäische Politik genau analysiert, Deutschlandpo-
litik und Sicherheitspolitik fein säuberlich getrennt 
zu halten. Herr Kollege Werner, Sie haben das auch 
nicht getan. Ein Ansatz für diese Erkenntnis ist ja 
bereits in unserer gemeinsamen Beschlußempfeh-
lung enthalten. Dies war für meine Fraktion beson-
ders wichtig. 

Von einem anderen, weiteren Ansatz habe ich mit 
allergrößtem Respekt Kenntnis genommen. Hätte 
ich mehr als zehn Minuten, würde ich mich aus-
führlich damit auseinandersetzen. So bleibt mir 
nur, aus einer Rede zu zitieren, die vorgestern in 
Washington gehalten wurde. Es findet sich dort fol-
gender Absatz neben vielen anderen lesenswerten 
Absätzen: 

Längst hat auch das Nachdenken darüber ein-
gesetzt, wie denn die Lösung des deutschen 
Problems nach der Katastrophe dieses Jahr-
hunderts aussehen könnte oder sollte. Es muß 
nicht in erster Linie die Wiederherstellung des 
einheitlichen Nationalstaates sein, wenn Frei-
heit und Menschenwürde aller Deutschen an-
ders besser gesichert werden können. 

Diese Sätze stammen von Ihnen, Herr Bundesmini-
ster Windelen — ich möchte noch einmal meinen 
Respekt ausdrücken —, nachzulesen im Bulletin 
der Bundesregierung von gestern. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich empfehle diese Sätze und die gesamte Rede der 
besonderen Aufmerksamkeit der Kolleginnen und 
Kollegen der CDU/CSU, die vielleicht bis jetzt noch 

glauben, vernünftige pragmatische Politik könne 
auf Dauer ohne Auswirkungen auf die Grundsatz-
fragen bleiben. Nein, das geht nicht. Auch die 
Deutschlandpolitik wird ohne innere Schlüssigkeit 
auf die Dauer nicht auskommen. Sollten hier noch 
Lernprozesse nötig sein: Wir Sozialdemokraten 
sind gerne bereit, unsere Hilfe anzubieten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reddemann? — Bitte schön! 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege Heimann, 
nachdem Sie die Rede des Kollegen Windelen zi-
tiert haben: Darf ich Sie darauf aufmerksam ma-
chen, daß diese politische Position bereits in den 
50er Jahren von der CDU/CSU vertreten und von 
der SPD erbittert bekämpft worden ist? 

Heimann (SPD): Das ist für mich insofern neu, als 
ich gerade heute noch einmal nachgelesen habe, 
was die CSU im Januar in Kreuth beschlossen hat. 
Aber das ist ja schon ein Fortschritt gegenüber 
dem, was 1978 dazu gesagt wurde. Insofern mußte 
ich das, was Herr Bundesminister Windelen gesagt 
hat, als einen wirklichen Fortschritt und Lernpro-
zeß empfinden, und ich habe nicht versäumt, dies 
hier zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Aber nur ein Lernprozeß bei Ihnen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben schon einmal in die-
sem Jahr, vor etwa drei Wochen — damals anläß-
lich eines Entschließungsantrages zum Transitver-
kehr —, einen gemeinsam getragenen Beschlußvor-
schlag angenommen. Es ist darauf auch heute 
schon hingewiesen worden. 

Ich glaube, es war richtig, daß ich schon bei den 
Beratungen über den damaligen Beschluß, Herr 
Kollege Heimann, einen Vorgriff auf Ihre Ver-
dienste um das Zustandekommen des heute vorlie-
genden Antrages vorgenommen habe. Denn immer-
hin ist es wieder einmal trotz unterschiedlicher 
Standpunkte in nachrangigen Einzelfragen gelun-
gen, den tragfähigen Konsens in der Deutschland-
politik dieses Hohen Hauses zu formulieren. 

Wenn Sie vorhin, Herr Kollege Heimann, von ei-
ner Einladung an die Fraktion DIE GRÜNEN ge-
sprochen haben, sich an diesem Konsens zu beteili-
gen, so kann ich diese Einladung nur noch einmal 
nachdrücklich unterstreichen. Denn es kann uns 
schlicht und einfach auch bei Berufung auf Mehr-
heiten nicht gleichgültig sein, wenn eine Fraktion 
dieses Hauses mit frei gewählten Abgeordneten 
sich einem so zentralen Anliegen unseres Volkes 
verweigert und aussteigt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich hoffe, daß dieser Appell nicht ungehört bleibt. 
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In diesem Zusammenhang — die Genehmigung 

des Herrn Präsidenten vorausgesetzt — möchte ich 
eine Bemerkung einfügen, die sich auf die Haus-
haltsdebatte am 6. Dezember 1983 bezieht. Als wir 
uns damals spätabends über den Einzelplan 27 un-
terhalten haben, habe ich Ihnen, Herr Schneider, 
von dieser Stelle aus eine Aussage vorgehalten, die 
Sie nicht gemacht haben. Ich habe mich geirrt. Die 
Aussage, auf die ich mich bezog, stammte vom Kol-
legen Heimann. Beim Nachlesen des Protokolls bin 
ich darauf gestoßen. Da das von dieser Stelle aus 
geschehen ist, will ich auch an dieser Stelle der 
Wahrheit die Ehre geben und bitte, mir diesen Irr-
tum nachzusehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Schneider [Berlin] [GRÜNE]: 

Danke schön!) 

Die Freien Demokraten haben die Kontinuität 
der Deutschlandpolitik auch in der neuen Koalition 
gewahrt. Die Fortsetzung dieser Politik durch die 
damalige Opposition in der Regierungsverantwor-
tung jetzt, der spektakuläre Beitrag eines ihres frü-
her schärfsten Gegners, das erklärte Gebundensein 
der jetzigen Opposition an ihre frühere Regierungs-
politik eröffnet nun einfach einen größeren Hand-
lungsspielraum für die Deutschlandpolitik im Deut-
schen Bundestag als zuvor. Wir haben eine gemein-
same Grundlinie; ich hoffe — ich sage das noch ein-
mal — eines Tages im ganzen Hohen Hause. Hinzu 
kommt, daß auch große Teile der Öffentlichkeit 
Deutschlandpolitik wieder zu einem Thema ge-
macht haben. 

Die äußeren Rahmenbedingungen beider deut-
schen Staaten sind gekennzeichnet von der brisan-
ten Konfrontation der Militärblöcke, die Gefahren 
wie Chancen bietet. Gefahren, wenn die deutsche 
Frage zum Gegenstand der Konfrontation wird, 
Chancen, wenn die deutsche Frage Gegenstand der 
Entspannung und des Interessenausgleichs bleibt. 
Daraus folgt: Politik in Europa muß stabilisierend 
wirken, wenn sie erfolgreich sein will und den Frie-
den dauerhaft sichern soll. Aber Stabilität durch 
militärische Macht — ich beziehe das auch auf das 
Gebiet der Deutschlandpolitik — muß schrittweise 
abgelöst werden durch Stabilität auf der Grundlage 
von Vertrauen und Zusammenarbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Deutschlandpolitik der letzten 13 Jahre war 
auf dieses Ziel angelegt. Der Verzicht auf Legitimi-
tätsvorbehalte gegenüber den Machthabern des an-
deren Systems, das Akzeptieren eines zweiten deut-
schen Staates, Gewaltverzicht im Blick auf die der-
zeit bestehenden Grenzen in Europa hat über die 
stabilisierende Wirkung zur Verbesserung für die 
Menschen geführt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die bis zu Beginn der 80er Jahre noch von vielen 
gehegte Illusion, das zwangsläufige Versagen der 
östlichen Planwirtschaften mit den ihnen innewoh-
nenden Schwächen werde zumindest zu einer not-
gedrungenen Liberalisierung im westlichen Sinne 
führen, ist letztlich wohl auch durch die Ereignisse 
in Polen zerstört worden. Eine Liberalisierung kann  

auch im anderen deutschen Staat nur von innen 
heraus erfolgen. Das erfordert allerdings auch in 
dieser Beziehung von unserer Seite den Verzicht 
auf den Versuch der Destabilisierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ein solcher Versuch würde nicht zu Vertrauen und 
Zusammenarbeit führen, und das heißt zunächst 
Anerkennung der Realität. Die DDR ist Realität. 
Alle Versuche, sie als Staat minderer Qualität er-
scheinen zu lassen, wären destabilisierend und wür-
den das ohnehin nicht leichte Los unserer Lands-
leute drüben erschweren. 

Allerdings — und dies muß hinzugefügt werden 
— ist Stabilisierung des gegenseitigen Verhältnis-
ses durch Anerkennung der Realität kein einseiti-
ger Vorgang. Auch die DDR muß Realitäten aner-
kennen, und dazu gehören nun einmal die deutsche 
Nation, die offene deutsche Frage. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Diese deutsche Nation, meine Damen und Herren, 
besteht unabhängig von entsprechenden Passagen 
im Grundgesetz oder von der Frage einer Bestrei-
tung durch die DDR-Führung. 

Stabilisierung und Vertrauensbildung zwischen 
Staaten verschiedener Blockzugehörigkeit, insbe-
sondere zwischen den beiden deutschen Staaten, 
bedürfen besonders behutsamer wie intensiver 
Kontakte und Initiativen, die Wissen und Kennt-
nisse vermitteln, Vorurteile und Feindbilder abbau-
en, und sie bedürfen darüber hinaus weniger der 
öffentlichen Diskussion oder etwa gar der Indiskre-
tionen. 

Die gegenwärtige Situation erscheint für neue In-
itiativen günstig. Die Erkenntnis, daß eine militäri-
sche Auseinandersetzung der beiden Bündnissy-
steme in Europa Gesamtdeutschland existentiell 
treffen würde, führte in der Bevölkerung zur Wie-
derentdeckung einer deutschen Gemeinsamkeit, 
der gemeinsamen Gefährdung und der gemeinsa-
men Verantwortung und damit auf vielen anderen 
Gebieten auch der gemeinsamen deutschen Interes-
sen. Die Politik der DDR wie auch der Bundesrepu-
blik hat für die eine wie für die andere Seite den 
besonderen geschichtlichen Auftrag formuliert, die-
ser Gefährdung gemeinsam zu begegnen. 

Deswegen glaube ich, daß wir auf dieser Basis, 
gemeinsame Verantwortung, gemeinsame Interes-
sen, gemeinsam zwischen beiden deutschen Staa-
ten, gemeinsam hier im Hohen Hause eine gute 
Möglichkeit haben, eine bessere Möglichkeit als in 
manchen Jahren, eine Deutschlandpolitik zu betrei-
ben, die nicht nur dem Auftrag unseres Grundgeset-
zes entspricht, sondern die auch dazu beiträgt, den 
Interessen der deutschen Menschen auf beiden Sei-
ten der Grenze gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU/CSU und 
der SPD) 

Daß dazu auch gehört, meine Damen und Herren, 
nicht nur im Innern für die Aufrechterhaltung der 
Gemeinsamkeit der deutschen Nation zu werben, 
sondern dies auch nach außen hin in anderen Staa- 
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ten, bei unseren Partnern, zu tun, dafür hat in der 
Rede, auf die Sie, Herr Heimann, soeben schon Be-
zug genommen haben, der Bundesminister für in-
nerdeutsche Beziehungen in Washington einen gu-
ten Vorstoß unternommen. Ich möchte Ihnen, Herr 
Minister, für Ihr offensives Werben für unser Anlie-
gen bei Ihrem Vortrag in Washington über das 
Thema „Die deutsche Frage" ausdrücklich danken. 

Auf diesem Wege sollten wir selbstbewußt weiter-
gehen. Gemeinsamkeit hier in diesem Hause bietet 
dafür nicht nur eine Voraussetzung, sondern auch 
eine sichere Grundlage. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schneider (Berlin). 

Schneider (Berlin) (GRÜNE): Jetzt also kommt 
das „grüne Gespenst" zur deutschlandpolitischen 
Geisterstunde. 

Verehrter Präsident! Meine Damen und Herren! 
Liebe Kollegen! Ich muß alle freundlichen Einla-
dungen zurückweisen, weil für mich hier keine Sen-
sation vorliegt, auch keine kleine. Ich finde, der Ent-
schließungsantrag gleicht einer therapeutischen 
Bastelarbeit von ratlosen Medizinern zur Rettung 
einer politischen Fiktion. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Da haben 
Sie sich aber etwas abgebrochen!) 

Sie haben hier nur Formeln und eine Rezeptur vor-
gelegt, die ihre Untauglichkeit längst erwiesen hat. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Mich wun-
dert nur, daß Sie im Ausschuß nie etwas 

dazu sagen! Das wundert mich!) 

Herausgekommen ist für mich ein mit heißer Na-
del zusammengefügter Gebetsteppich, unter den die 
deutschlandpolitischen Unterschiede der jeweiligen 
Parteien, die daran mitgewirkt haben, gekehrt wer-
den und der angesichts der Realität und der Tatsa-
chen keinerlei Zauberkraft mehr besitzt. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Schöpfen Sie 
doch mal den Schaum ab und werden Sie 

konkret!) 

— Die Fakten — und damit will ich konkret werden 
— sind eindeutig; aber das, was ich gesagt habe, 
gehört auch dazu. In dreieinhalb Jahrzehnten deut-
scher Teilung haben sich zwei deutsche Staaten mit 
völlig unterschiedlichen gesellschaftlichen Sy-
stemen entwickelt, wobei die Regierung auf beiden 
Seiten auch noch die Musterknaben ihrer Blockvor-
mächte spielen, mit Gift und Atom, aber wenig Ver-
nunft bewaffnet. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Ronneburger? 

Schneider (Berlin) (GRÜNE): Das muß ich zurück-
weisen. Ich habe viel zuwenig Zeit. Es tut mir leid, 
Herr Ronneburger. 

(Zuruf von der FDP: Es tut Ihnen gar nicht 
leid!) 

— Wenn Sie mir Zeit geben, tue ich es schon. 

Die Entwicklung, von der ich gesprochen habe, 
hat sich Schritt für Schritt vollzogen. An ihrem An-
fang stand die Entscheidung, die Bundesrepublik 
aus den Besatzungszonen der westlichen Sieger-
mächte zu bilden und diesen Teilstaat total in die 
Wirtschafts- und Militärallianz des Westens einzu-
binden. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU) 

Alle Angebote von östlicher Seite damals, ein neu-
trales und entmilitarisiertes Gesamtdeutschland 
zwischen die sich formierenden Blöcke der beiden 
Weltsysteme zu schieben, scheiterten am eindeuti-
gen Njet Adenauers und an der Nachkriegsstim-
mung der Bevölkerung, die nach dem Wahnwitz des 
Hitlerkrieges und nach den Erfahrungen der Ver-
treibung durch die Sowjetunion nur allzu gern un-
ter die finanzstarken Fittiche der Care-Paket-Na-
tion genommen werden wollte. 

(Zurufe von der SPD und der CDU/CSU) 

Hat das Bekenntnis zur Wiedervereinigung, das 
Sie in diesen Text wieder hineingeschrieben haben, 
diese Entwicklung in irgendeiner Weise aufhalten 
können? Nein. Im Gegenteil, es wurden nur die Illu-
sionen bei den Menschen hier und besonders drü-
ben geschürt und zusätzlich ein bis heute gepflegtes 
Klima der Desinformation und Abfälligkeit gegen 
den anderen deutschen Staat geschaffen, das 
schwer ausrottbare Feindbilder prägte. 

(Abg. Dr. Diederich [Berlin] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich kann keine Zwischenfrage zulassen, weil es 
zuwenig Zeit gibt. 

Der Kalte Krieg vergangener Jahre ist nicht so 
weit entfernt und auch noch nicht vergessen, wie 
wir bei der Kampagne um Herrn Burkert registrie-
ren mußten. Wie wollen Sie uns eigentlich glauben 
machen, daß das gesammelte Instrumentarium von 
Rechtsgütern, das aus einer Politik des „heiligen 
Zorns gegen die Weltrevolution" hervorgegangen 
ist, daß gerade die nochmalige und nochmalige Wie-
derholung dieser Rechtsansprüche die Basis für 
eine neue Politik bilden soll? 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Für mich hat die Aufzählung Ihrer deutschland-
politischen Grundlagen eine ähnlich beschwörende 
Inhaltslosigkeit und Rückwärtsgewandtheit wie die 
Tüttelchen, die ein bestimmter Zeitungskonzern 
seinen Blättern immer noch verordnet, wenn er 
über die DDR redet. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Können Sie 
endlich mal sagen, was Sie wollen? — Zu

-

rufe von der SPD) 

— Ich höre Ihre Aufschreie, wenn ich so über die 
Verfassungsgrundlagen zur deutschen Frage, die 
Briefe zur Einheit und die anderen Verträge rede. 
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Aber in diesen Verträgen werden überholte Positio-
nen ausgedrückt. Sie wirken nur noch als Ballast 
und Hindernisse. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur für Sie!) 

Die heiligen Kühe der gängigen Deutschlandpolitik 
fixieren nämlich ein Anspruchsdenken und Forde-
rungen gegenüber der DDR, die wir als unvereinbar 
über Bord werfen sollten. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Ich frage mich ernsthaft, wie Sie eine Politik des 
Dialogs und des Ausgleichs, Herr Reddemann, mit 
der DDR entwickeln wollen, wenn Sie in diesem 
Text ausdrücklich auf den Deutschlandvertrag ver-
weisen, der in  Art. 7 Abs. 2 ein wiedervereinigtes 
Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische 
Verfassung ähnlich wie die Bundesrepublik als Ziel 
festschreibt, deklariert. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Gegen diese Ver-
fassung sind Sie?!) 

— Ich bin gegen solche Forderungen,  ja,  daß wir 
eine Wiedervereinigung auf der Grundlage dieser 
Verfassungsgebote anstreben. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

In der gleichen Form, wie sich die Bundesrepublik 
entwickelt hat, kann es eine deutsche Einigung 
nicht geben. Ein gedeihliches Verhältnis — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie stellen sich 
doch dann gegen die Verfassung!) 

— Man kann eine Verfassung auch ändern. Das ist 
schon oft gemacht worden. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aha! Also die de-
mokratische Grundordnung ändern! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU — Ge-

genrufe von den GRÜNEN) 

Ein gedeihliches Verhältnis gegenüber dem ande-
ren deutschen Staat wird nur auf Gleichberechti-
gungsbasis zu erreichen sein. Da sind alle Selbstge-
rechtigkeit, alle Großmannssucht und alle Art von 
Kraftmeierei fehl am Platze. 

(Zurufe von der CDU/CSU und von der 
SPD) 

Mit überholten und untauglichen Ansprüchen kann 
man keine zukunftsträchtige Politik machen. Man 
kann auch keine Belohnung dafür erwarten oder 
sie als Kaufpreis benützen, wenn man auch einmal 
falsche Positionen revidiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Einen richtigen Ansatzpunkt — und das ist ein 
Element im Text, das wir auch unterstreichen — 
sehen wir im Grundlagenvertrag und in den ande-
ren Verträgen und Abmachungen mit der DDR. 
Diese Verträge haben aber eine andere rechtliche 
Qualität als die von mir kritisierten Rechtsnormen. 
Der Grundlagenvertrag ist nur eine Abmachung, 
die ein gewisses Maß an Normalität festschreibt, 
aber nicht an den bestehenden Zuständen zwischen 
der DDR und der Bundesrepublik rüttelt und auch 
keine völkerrechtliche Anerkennung der DDR be-
deutet. 

Folglich drängt die DDR deswegen auch auf 
Gleichbehandlung. Ich erinnere hier nur an die Ge

-

raer Forderungen. Die vielen Verträge, die zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR noch aus-
stehen, werden durch diese Realität, die Sie nicht 
anerkennen wollen, behindert. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Das ist interes

-

sant!) 

Sie formulieren in dem vorliegenden Entschlie-
ßungsantrag: 

Aus eigener Kraft können wir Deutschen den 
Zustand der Teilung nicht ändern. 

Das ist sicherlich richtig. Aber es ist nur die halbe 
Wahrheit. Denn damit kann auch die bisherige und 
die zukünftige jahrelange Untätigkeit gerechtfer-
tigt werden. Natürlich sind wir von den Großmäch-
ten, den europäischen Nachbarn und der weltpoliti-
schen Lage abhängig. Wenn sich die Deutschen 
aber nicht aufeinander zubewegen, auch in den 
rechtlichen Positionen, wird sich nie etwas bewe-
gen. 

Natürlich ist eine Einigung zwischen den Deut-
schen nur im Rahmen einer Europäischen Frie-
densordnung und unter Einlösung des Selbstbe-
stimmungsrechtes möglich. Wir haben aber durch-
aus Chancen, Schritte auf dieses Ziel hin zu unter-
nehmen. Im Rahmen einer Unterwerfung unter das 
Kuratel der USA-bestimmten Westintegration sind 
allerdings nur kosmetische Retuschen denkbar. So-
lange die Bundesrepublik nur auf diesem Altar der 
Rechtsgüter starrt und die Vasallentreue gegenüber 
den USA zum Knackpunkt deutscher Staatsraison 
erklärt, bleibt ein Beschluß, wie Sie ihn heute fällen, 
lediglich Maulhurerei. 

Erstaunen tut mich in dieser Angelegenheit be-
sonders die Haltung der SPD. Denn Sie haben mit 
96,5% die Aufstellung von Erstschlagsraketen abge-
lehnt. Aber diese Aufstellung von Raketen ist auf 
der Grundlage von NATO-Beschlüssen zustande ge-
kommen, die auch in anderen Gebieten der Welt 
ihre folgenschweren Auswirkungen haben. Obwohl 
auch innerhalb der SPD die Kritik zunimmt, daß 
mit der NATO perspektivisch keine deutsche Frie-
denspolitik mehr machbar ist, legt sie hier besonde-
ren Wert darauf, daß der Harmel-Bericht in die 
Erklärung aufgenommen wird, der 1967 grünes 
Licht für die Entspannungspolitik gab. Glauben Sie 
denn im Ernst, daß Sie mit dieser Erklärung die 
CDU an einem Fuß festnageln können? Glauben 
Sie, daß Sie mit dieser Erkärung die Reste Ihrer 
gescheiterten Entspannungspolitik retten können, 
und das zusammen mit der CDU, einer Partei, die 
bisher immer Ihre Entspannungspolitik beschimpft 
und bekämpft hat und lediglich bereit ist, einen 
Modus vivendi zwischen den beiden deutschen 
Staaten zu erhalten und ein paar kleine Pfläster-
chen auf die größten Wunden zu kleben? Im übrigen 
soll dann das Geld seine Wirkung tun — das haben 
wir auch von Herrn Werner gehört —, wo doch bei 
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dieser Regierung für Geld offensichtlich alles zu 
haben ist. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Mies ist das! — Reddemann [CDU/CSU]: 

Witzbold!) 

Derzeit hat die Regierung auch ein Interesse dar-
an, die verheerenden Folgen ihrer Unsicherheitspo-
litik zu verharmlosen. So gibt sie die vergleichs-
weise milden Reaktionen der DDR auf die Statio-
nierung als ihr eigenes Verdienst aus und ist be-
müht, das derzeitige Klima zwischen der Bundesre-
publik und der DDR nicht durch brüske Töne zu 
belasten. Das wurde hier sehr gelobt. Ich sehe aber 
einen anderen Grund darin, als Sie von der SPD ihn 
gesehen haben. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
sehen immer andere Gründe!) 

Natürlich ist auch die schwierige Situation West-
Berlins ein zusätzliches Motiv bei der CDU. Aber 
einen Riegel, daß in Zukunft nicht wieder schärfere 
Töne von Ihrer Seite, CDU/CSU und Regierungsko-
alition, kommen, stellt dieser Antrag mit Sicherheit 
nicht dar. 

(Zuruf von der FDP: Der Spitzbart muß 
weg!) 

Ich sehe, daß ich keine Zeit mehr habe. Deswegen 
möchte ich nur noch eines zum Schluß sagen. 

Wir werden dem Entschließungsantrag nicht zu-
stimmen, weil er nur Lippenbekenntnisse auf brü-
chigen und teilweise falschen Grundlagen fomu-
liert. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Herr Abge-
ordneter Schneider, wo bleibt denn Ihr 

Konzept?) 

Eine wirklich gute Deutschlandpolitik kann nur 
Ausdruck von Friedenspolitik sein. Wo aufgerüstet 
wird, da klingen Deutschlandbekenntnisse, wie sie 
in diesem Papier festgeschrieben werden, hohl und 
nicht ehrlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Es ist zu begrüßen, daß nach 
einem harten und kontrovers verlaufenen Tag die 
verfassungstragenden Fraktionen des deutschen 
Bundestages den Beweis geliefert haben, daß sie 
sich auch in einem schwierigen — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Nun wer-
den Sie aber unverschämt, Herr Minister. 

Was heißt hier „verfassungstragend"?) 

— Herr Kollege Schneider hat sich ja ausrücklich 
von Verfassungsaufträgen distanziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Er hat sich ausdrücklich — — 

(Schily [GRÜNE]: Ich darf Sie an Art. 21 
des Grundgesetzes erinnern! Wenn Sie 

Art. 21 auswendig können, können Sie viel

-

leicht noch einmal prüfen, was Sie gesagt 
haben!) 

— Herr Schily, Sie wenigstens sollten es doch wis-
sen. Vielleicht geben Sie Ihrem Kollegen Schneider 
einmal etwas Nachhilfeunterricht, wenn Sie sich 
dieser Mühe unterziehen wollen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Be

-

vor er aus der Fraktion austritt! — Weite

-

rer Zuruf von der CDU/CSU: Der Nachhil

-

feunterricht ist notwendig!) 

Herr Schneider hat sich doch ausdrücklich gegen 
Art. 7 des Deutschlandvertrages ausgesprochen, der 
vorsieht, in einem wiedervereinigten Deutschland 
eine Ordnung zu schaffen, die dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. Er hat ge-
sagt, eine solche Ordnung wolle er nicht, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das heißt 
doch nicht, daß er die Verfassung nicht 

trägt!) 

d. h. er hat sich damit neben die und außerhalb der 
Verfassung gestellt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das hat er 
nicht gesagt!) 

Deswegen wiederhole ich es: Ich begrüße, daß 
sich die verfassungstragenden Fraktionen des 
Deutschen Bundestages 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Unerhört!) 

in einer schwierigen Sache nach kontroversen Dis-
kussionen zu einer gemeinsamen Entschließung zu-
sammengefunden haben. 

Ich darf besonders den beiden Berichterstattern 
danken, dem Kollegen Heimann und dem Kollegen 
Werner, daß sie sich dieser Mühe erfolgreich unter-
zogen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schily? 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Nein. Ich muß erst den Kollegen Schily 
bitten, seinem Kollegen den notwendigen Nachhil-
feunterricht zu erteilen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oho!) 

Dann bin ich bereit, mich hier auch wieder mit dem 
Kollegen Schily zu unterhalten. 

(Schily [GRÜNE]: Ich wollte Ihnen einen 
Vorschuß an Nachhilfeunterricht geben!) 

Meine Damen und Herren, für die deutsche Bun-
desregierung begrüße ich es also ausdrücklich — 
um  es zu wiederholen —, daß sich die verfassungs-
tragenden Fraktionen des Bundestages, SPD, FDP 
und CDU/CSU, auf eine gemeinsame Beschlußemp-
fehlung zum Bericht zur Lage der Nation im geteil-
ten Deutschland geeinigt haben. Das ist von großer 
Bedeutung sowohl für uns selbst als auch besonders 
— ich füge das hinzu — für die Deutschen in der 
DDR, die unsere Deutschlandpolitik wie auch die 
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ihrer eigenen Führung mit großer Aufmerksamkeit 
und großer innerer Anteilnahme verfolgen. Die 
Fraktionen des Deutschen Bundestages stimmen 
damit dem ersten Bericht der neuen Bundesregie-
rung zur Lage der Nation in einem gemeinsamen 
Antrag zu. Das ist ein gutes Omen für die schwieri-
gen Zeiten, die noch vor uns liegen. 

Es ist gelungen, die Gesichtspunkte aller Seiten 
des Hauses, soweit sie sich zur verfassungsmäßigen 
Ordnung bekennen, die oft früher kontrovers ne-
ben- oder gar gegeneinander standen, auf eine in 
sich schlüssige Plattform zu vereinen. Das ist vor 
allem deswegen möglich geworden, weil die Betei-
ligten aufeinander zugegangen sind. Die jetzige 
Bundesregierung betrachtet die Deutschlandpolitik, 
die innerdeutsche Vertragspolitik nicht als eine ihr 
allein zustehende Domäne, an die sie niemand an-
deren heranlassen will. Bei früheren Regierungen 
— auch das füge ich hinzu — konnte man diesen 
Eindruck manchmal haben. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Jetzt werden Sie 
kontrovers!) 

Wir machen, Herr Kollege, kein Hehl daraus, daß 
wir das, was wir von unseren Vorgängern vorgefun-
den haben, weiter ausbauen wollen. 

(Beifall bei der FDP — Büchler [Hof] 
[SPD]: Das ist der Unterschied!) 

Wir haben die damalige Bundesregierung kritisiert, 
weil wir der Auffassung waren, daß es besser hätte 
gemacht werden können. Aber Mehrheit ist Mehr-
heit, und die Union hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß sie die eingegangenen Verträge für 
verbindlich hält. Und nicht nur das: Gerade weil wir 
uns einiges zutrauen, arbeiten wir mit dem Instru-
ment der Vertragspolitik. Wir nutzen es so wirk-
sam, wie es eben möglich ist. 

Dabei ist uns jeder willkommen, auch und beson-
ders die Opposition. Ich will auch sagen, warum: Die 
Deutschlandpolitik verträgt, so meine ich, nicht das 
klassische Rollenspiel „hier Regierung, da Opposi-
tion". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dafür gibt es sicher eine Reihe von Gründen, über 
die man vielleicht einmal im Ausschuß sprechen 
sollte. Ich nenne hier nur die für mich wichtigsten 
zwei Gründe. 

Solange Deutschland geteilt ist, müssen wir un-
sere Hauptanstrengung darauf richten, die Folgen 
der Teilung für die Menschen erträglicher zu ma-
chen und gleichzeitig die Einheit der Nation zu 
wahren. Der Erfolg dieser Politik hängt entschei-
dend davon ab, daß die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland sie verstehen, aufnehmen und auch 
mittragen. 

Dies kann nicht Sache nur einer Partei sein, son-
dern darin müssen sich alle Bürger im nationalen 
Interesse möglichst weitgehend einig sein. Wer ge-
nau hinhört, weiß, daß dieser Konsens — mit der 
genannten Ausnahme — besteht. An uns Politikern 
ist es, ihn zu stärken und zu ermutigen. Das heißt,  

wir sollten unsere demokratische Streitlust auf das 
von der Sache her Notwendige beschränken. 

(Löffler [SPD]: Sehr richtig! — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Das sollten Sie mal 

beherzigen, Herr Minister!) 

— Ach Gott, Herr Kollege Fischer, das müssen aus-
gerechnet Sie ausgerechnet mir sagen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schäuble [CDU/CSU]: Der kann mona

-

telang bei Ihnen zum Nachhilfeunterricht 
gehen! — Zuruf des Abg. Fischer [Frank

-

furt] [GRÜNE]) 

Ich komme zum zweiten Punkt. Wenn wir über 
Deutschlandpolitik und innerdeutsche Beziehungen 
reden, müssen wir bedenken, wie das bei den Men-
schen in der DDR ankommt. Sie hören uns vermut-
lich viel genauer zu als viele unserer eigenen Bun-
desbürger, und sie wissen auch, warum. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das würde 
ich von Ihnen aber nicht sagen, Herr Mini

-

ster!) 

— Ich würde Ihnen empfehlen, sich einmal so inten-
siv mit den Verhältnissen drüben persönlich zu be-
schäftigen, wie ich das getan habe, Herr Kollege. 

(Zuruf des Abg. Carstensen [Nordstrand) 
[CDU/CSU] — Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Das wollen die gar nicht!) 

Die Gelegenheit dazu haben Sie. Wenn Sie Schwie-
rigkeiten haben sollten, bin ich Ihnen gern behilf-
lich. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE] — Zurufe von der CDU/CSU) 

Was wir hier, meine Damen und Herren, als un-
ser Thema verhandeln, ist nämlich vor allem ihre 
Sache, die Sache der Bürger drüben im anderen 
Staat in Deutschland. Zwar sind das nicht unsere 
Wähler, aber die Ernsthaftigkeit unseres Bemühens 
zeigt sich letztlich daran, wie sehr es uns um unsere 
Glaubwürdigkeit gerade bei ihnen geht. Um nicht 
mißverstanden zu werden: Es geht nicht um den 
Eindruck von Glaubwürdigkeit, sondern um die 
Glaubwürdigkeit selbst. Aber glaubwürdig sind wir 
nur, wenn wir die Wünsche, wenn wir die Interes-
sen der Menschen in der DDR erkennbar berück-
sichtigen und danach nicht nur reden, sondern vor 
allem danach handeln. 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Dies geht an alle Seiten dieses Hauses. Dies geht 
auch an die eigene Seite. Das verschweige ich nicht, 
und ich nehme mich selber dabei auch nicht aus, 
meine Damen und Herren. 

Dies gesagt, darf ich zum Schluß noch einmal 
wiederholen, daß und wie sehr ich die Gemeinsam-
keit dieses Antrags, soweit sie vorhanden ist, begrü-

ße. Den Kollegen im Ausschuß, die das zustande 
gebracht haben, ist zu danken, und der Deutsche 
Bundestag ist zu dieser Stunde zu beglückwün-
schen. Ich hätte gewünscht, daß es eine etwas frü-
here Stunde gewesen wäre, an der vielleicht auch 
die Bürger draußen hätten ein wenig teilnehmen 
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Bundesminister Windelen 
können. Ich glaube, auch unsere Bürger hätten sich 
darüber gefreut, daß es außer Streit und Kontrover-
sen in wichtigen Fragen auch noch Gemeinsamkei-
ten gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung wird Ihrer Aufforderung 
folgen und bei allen Schwierigkeiten und Rück-
schlägen zäh auf eine weitere Verbesserung der Be-
ziehungen zwischen den beiden Staaten in Deutsch-
land hinwirken. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für innerdeutsche Be-
ziehungen auf Drucksache 10/914 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei Gegenstimmen 
der Fraktion der GRÜNEN ist diese Beschlußemp-
fehlung angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Einstellung der Tiefflugübungen der Bun-
desluftwaffe in Ntessinan (Labrador) 
— Drucksache 10/905 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Verteidigungsausschuß 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/905 an den 
Verteidigungsausschuß zu überweisen. Sind Sie mit 
diesem Vorschlag einverstanden? — Das ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 7. Dezember 1982 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik 
Ecuador zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 
— Drucksache 10/555 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 10/913 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Kreile 
(Erste Beratung 38. Sitzung) 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Dies ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe 
den Gesetzentwurf mit seinen Art. 1 bis 3, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer dem Gesetzentwurf 
als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer ent-
hält sich? — Bei einer Reihe von Enthaltungen ist 
dieses Gesetz mit den Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
das Seelotswesen 
— Drucksache 10/572 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
— Drucksache 10/925 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Buckpesch 
(Erste Beratung 38. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. 

Wird das Wort zur allgemeinen Aussprache ge-
wünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift mit der vom Ausschuß empfohlenen 
Änderung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Diese 
Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift sind einstim-
mig angenommen. Damit ist die zweite Beratung 
abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Dieses Gesetz ist einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 22 bis 24 auf: 

22. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines ... Gesetzes 
zur Änderung besoldungsrechtlicher Vor-
schriften 
— Drucksache 10/881 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

23. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung der Wirtschaftspläne des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 1984 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1984) 
— Drucksache 10/911 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 
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24. Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Eichgesetzes und des Gesetzes 
über Einheiten im Meßwesen 

— Drucksache 10/916 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 10/881, 10/911 und 
10/916 an die Ausschüsse vor. Die Überweisungs-
vorschläge des Altestenrates ersehen Sie aus der 
Tagesordnung. Sind Sie mit den Überweisungsvor-
schlägen einverstanden? — Ich sehe keine Gegen-
stimme. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 25 und 26 auf: 

25. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Empfehlung einer Verordnung (EWG) des 
Rates über den Abschluß des Protokolls über 
die finanzielle und technische Zusammenar-
beit zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Republik Zypern 

— Drucksachen 10/486 Nr. 23, 10/923 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Hoffmann (Saarbrücken) 

26. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Har-
monisierung von Regelungen im Breich der 
Einkommensteuer im Hinblick auf die Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer in der Gemein-
schaft 

— Drucksachen 10/358 Nr. 43, 10/926 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schroeder (Freiburg) 

Wird das Wort gewünscht? — Dies ist nicht der 
Fall. Ich lasse über die Vorlagen gemeinsam ab-
stimmen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wir wollen 
getrennte Abstimmung, weil wir bei den 
beiden Punkten unterschiedlicher Mei

-

nung sind!) 

— Dann lasse ich zunächst nur über die Vorlage 
unter Tagesordnungspunkt 25 abstimmen. Wer der 
Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses 
auf Drucksache 10/923 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung zu Punkt 26. 
Wer der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus-
schusses und des Finanzausschusses auf Druck-
sache 10/926 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einer Reihe von Gegenstimmen und 
einer Reihe von Enthaltungen ist diese Beschluß-
empfehlung angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 10. Februar 
1984, 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.25 Uhr) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 	3853* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 10.2. 
Frau Beck-Oberdorf 10.2. 
Brosi 10.2. 
Dr. Dollinger 10.2. 
Ertl 10.2. 
Hartmann 10.2. 
Heimann 9.2 
Frau Huber 10.2. 
Kißlinger 10.2. 
Dr. h. c. Lorenz 10. 2. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 10.2. 
Nagel 10.2. 
Schmidt (Hamburg) 10.2. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 10.2. 
Schreiner 10.2. 
Dr. Stark (Nürtingen) 10.2. 
Dr. Steger 10.2. 
Stobbe 10.2. 
Vahlberg 10.2. 
Dr. Vogel 10.2. 
Voigt (Frankfurt) 10.2. 
Frau Dr. Wex 10.2. 
Wieczorek (Duisburg) 10.2. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Fra-
gen des Abgeordneten Duve (SPD) (Drucksache 10/ 
957 Fragen 58 und 59): 

Kann die Bundesregierung den Bericht des SPIEGEL, 
Nr. 4/84, Seite 88 ff., über die Gefährdungen durch das allge-
genwärtige Dioxin (Weiträumige Kontaminationen der Um-
welt, lokal begrenzte Kontaminationen der Umwelt durch 
Störfälle bei der Produktion und Verwendung sowie durch 
unsachgemäße Beseitigung) — dargestellt in zwei bislang 
nicht veröffentlichten Studien des Umweltbundesamtes — 
bestätigen, und seit wann liegen der Bundesregierung diese 
Erkenntnisse vor? 

Ist die Bundesregierung bereit, ein bundesweites „Dioxin-
Suchprogramm" mitzutragen, und welche weiteren Maßnah-
men wird die Bundesregierung ergreifen, um zu verhindern, 
daß Dioxin auch weiterhin als Nebenprodukt bei Verbren-
nungsprozessen entsteht? 

Zu Frage 58: 

Der Spiegelbericht bezieht sich z. T. auf Feststel-
lungen, die das Umweltbundesamt aufgrund bereits 
bekannter wissenschaftlicher Veröffentlichungen 
zur Dioxinproblematik in einer zusammenfassen-
den Ausarbeitung getroffen hat. Diese Ausarbei-
tung wurde dem Bundesministerium des Innern im 
Mai 1983 als Sachstandsbericht vorgelegt. Die wich-
tigsten Aussagen des Berichts des Umweltbundes-
amtes sind in der Antwort der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage der GRÜNEN wiedergegeben 
und als Bundestagsdrucksache Nr. 10/212 vom 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

27. Juni 1983 veröffentlicht worden. Das Umwelt-
bundesamt selbst hat die von ihm an Müllverbren-
nungsanlagen ermittelten Meßergebnisse in seinem 
Jahresbericht für 1982 der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht. 

Dioxin (2.3.7.8. Tetrachlor-dibenzo-p-dioxin) stellt 
eine hochgradig giftige chemische Verbindung dar. 
Die Gesundheits- und Umweltgefährdung durch 
diese Verbindung kann insofern bei entsprechender 
Menge und Konzentration erheblich sein. Dies zeigt 
der Unglücksfall von Seveso und andere Fälle, die 
das Umweltbundesamt in seinem Bericht erwähnt. 
Inwieweit eine weitergehende Verteilung von 
Dioxin und ähnlichen Stoffen in der Umwelt vor-
liegt und unter bestimmten Umständen als gefähr-
lich anzusehen ist, darüber fehlen abgesicherte Er-
kenntnisse. Einzelmessungen von Konzentrationen, 
wie z. B. bei Emissionen aus Müllverbrennungsan-
lagen, unterliegen erheblichen Schwankungen und 
lassen noch keine repräsentativen Aussagen zu. 
Dies gilt ebenfalls für den Austritt von dioxinhalti-
gen Verbindungen bei alten Abfallablagerungen. 

Was die Müllverbrennungen angeht, kommt das 
Umweltbundesamt bisher zu dem Schluß, daß die 
gemessenen Emissionswerte nicht besorgniserre-
gend sind. Die Bundesregierung wird den fragli-
chen Komplex weiter untersuchen lassen und hat 
hierzu bereits geeignete Vorhaben in den For-
schungsplan eingestellt. 

Verallgemeinerungen, wie sie z. T. im Spiegelarti-
kel getroffen werden, sind wissenschaftlich nicht 
belegt. 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung ist bereit, zur Lösung der 
anstehenden Probleme beizutragen. Dabei sind die 
Zuständigkeiten von Bund und Ländern zu beach-
ten. 

Die Überwachung von Müllverbrennungsanlagen 
und ihr ordnungsgemäßer Betrieb unterliegt der 
Überwachung durch die zuständigen Landesbehör-
den. Gleiches gilt für die Erfassung und Sanierung 
von Altlasten (sog. ehemalige Altablagerungen von 
Abfällen), die möglicherweise Dioxin enthalten. 

Die Bundesregierung sieht ihren Beitrag darin, 
die Bundesländer bei der Durchführung dieser Auf-
gabe durch Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben zu unterstützen. Hierfür hat sie entsprechende 
Forschungsmittel eingeplant. 

Die Bundesregierung hält es darüber hinaus für 
notwendig, daß ehemalige Altablagerungen von ge-
fährlichen Abfällen der abfallrechtlichen Überwa-
chung unterworfen werden. Ein entsprechender Ge-
setzentwurf zur Änderung des Abfallbeseitigungs-
gesetzes wird bereits kommende Woche an die be-
teiligten Kreise verschickt. 

Was die Entstehung von Dioxin in Verbrennungs-
prozessen angeht, so sind die notwendigen techni-
schen Mindestanforderungen an die Verbrennungs- 
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prozesse in Müllverbrennungsanlagen in der TA-
Luft, die seit dem 1. März 1983 verschärfte Bestim-
mungen enthält, vorgeschrieben. Bei Beachtung 
dieser Anforderungen durch die Länder beim Voll-
zug werden mögliche Dioxinemissionen aus der 
Müllverbrennung weitgehend auf ein unbedenkli-
ches Maß reduziert. 

Um das Risiko möglicher Emissionen weiter zu 
reduzieren, hat die Bundesregierung im Entwurf ei-
ner Neufassung des Teils III der TA-Luft die Anfor-
derungen an die Verbrennung weiter verschärft. 

Im übrigen hält die Bundesregierung nichts von 
einer allgemeinen Panikmache in Sachen Dioxin. 
Bisher vorliegende Meßergebnisse können keines-
wegs für repräsentative Aussagen in Anspruch ge-
nommen werden. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Frage des 
Abgeordneten Bernrath (SPD) (Drucksache 10/957 
Frage 60): 

Beabsichtigt die Bundesregierung die sogenannte Funk-
tionsgruppenverordnung „Rationalisierungsschutz" (VO zu 
§ 26 Abs. 4 Nr. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 23. De-
zember 1971, And. VO vom 20. April 1974 und 9. November 
1978), deren Gültigkeit nunmehr auf die Zeit bis zum 31. De-
zember 1984 begrenzt ist, zu verlängern? 

Für eine Verlängerung der Geltungsdauer der 
von Ihnen genannten Verordnung wäre eine Ände-
rungsverordnung der Bundesregierung erforder-
lich, die der Zustimmung des Bundesrates bedürfte. 
Die entsprechende Prüfung bei den beteiligten Bun-
desressorts ist eingeleitet. Eine abschließende Stel-
lungnahme ist erst nach entsprechenden Erörterun-
gen auch mit den Ländern möglich. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/957 
Frage 63): 

Warum hat der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
bisher über die Datenschutzprobleme der Arbeitnehmer bei 
den Stationierungsstreitkräften nicht berichtet, und trifft es 
zu, daß in diesem Bereich bisher keine Kontrollen des Daten-
schutzbeauftragten stattgefunden haben? 

Hierzu hat mir der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz mitgeteilt: 

„Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
überwacht nach § 19 BDSG die Einhaltung daten-
schutzrechtlicher Bestimmungen nur bei den Be-
hörden und sonstigen Stellen des Bundes. Die Sta-
tionierungsstreitkräfte unterliegen als Einrichtun-
gen ausländischer Staaten keiner Überwachung 
durch deutsche Datenschutz-Kontrollinstanzen. 

Aufgrund von Anfragen aus dem Kreis der deut-
schen Zivilbediensteten bei den Stationierungs-
streitkräften sowie aufgrund einer Mitteilung des 
Bundesministers der Finanzen muß ich annehmen, 
daß das Bundesdatenschutzgesetz zur Zeit in die-
sem Bereich nicht angewendet wird. Nach dem 
NATO-Truppenstatut sind die Stationierungsstreit-
kräfte zwar verpflichtet, die deutsche Rechtsord-
nung zu achten. Das allein verpflichtet sie aber 
noch nicht zur Anwendung des BDSG, da dieses 
Gesetz sich nicht an ausländische öffentliche Stel-
len richtet. 

Ein Verhalten, das dem Schutzzweck des BDSG 
zuwiderliefe, wäre allerdings m. E. mit der Pflicht 
zur Achtung der deutschen Rechtsordnung nicht 
vereinbar. Mir liegt bisher jedoch keine Bestäti-
gung dafür vor, daß diese Rechtsauffassung von al-
len Beteiligten geteilt wird. 

Speziell für die zivilen Arbeitnehmer bei den Sta-
tionierungsstreitkräften gelten nach Artikel 56 des 
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut (ZA/ 
NTS) außerdem grundsätzlich die für die zivilen 
Bediensteten der Bundeswehr maßgeblichen ar-
beitsrechtlichen Vorschriften. 

Ich vertrete dazu — in Übereinstimmung mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
— die Auffassung, daß die §§ 7 Abs. 3, 23 bis 27 
BDSG zu diesen arbeitsrechtlichen Vorschriften 
zählen. Dies bedeutet insbesondere, daß die Vor-
schriften über die Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und über die Rechte des 
Betroffenen anzuwenden sind. 

Der Bundesminister der Finanzen, der diese 
Frage mit den Hauptquartieren der Stationierungs-
streitkräfte sei langem erörtert hat, hat mir erst 
jetzt abschließend mitgeteilt, daß diese Auffassung 
bei den Stationierungsstreitkräften keine Zustim-
mung findet." 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/957 
Frage 64): 

Treffen Berichte zu, wonach die Stationierungsstreitkräfte, 
insbesondere USAEUR, das Bundesdatenschutzgesetz nur 
„grundsätzlich" als Teil der Rechtsordnung der Bundesrepu-
blik Deutschland anerkennen, aber nicht bereit sind, es im 
Verhältnis zu den Beschäftigten deutscher Arbeitnehmer 
und ihren Betriebsvertretungen anzuwenden, und was wird 
die Bundesregierung tun, um für die gut 100 000 Arbeitneh-
mer bei den Stationierungsstreitkräften keinen datenschutz-
freien Raum entstehen zu lassen? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, 
daß für die gut 100 000 zivilen Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften ein datenschutzfreier 
Raum besteht. Soweit im Zusammenhang mit der 
Zahlung der Löhne und Gehälter die Ämter für Ver-
teidigungslasten mitwirken, gelten die datenschutz- 
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rechtlichen Bestimmungen des betreffenden Bun-
deslandes unmittelbar. 

Im übrigen haben die Hauptquartiere der Sta-
tionierungsstreitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland nach eingehender Prüfung der Rechts-
lage erkärt, daß sie hinsichtlich ihrer zivilen Arbeit-
nehmer das Bundesdatenschutzgesetz als deut-
sches Recht gemäß Art. II  NATO-Truppenstatut 
achten würden. Die Hauptquartiere haben es aber 
abgelehnt, das Bundesdatenschutzgesetz als von ih-
nen unmittelbar anzuwendendes deutsches Recht, 
insbesondere als deutsches Arbeitsrecht im Sinne 
von Artikel 56 Zusatzabkommen zum NATO-Trup-
penstatut anzusehen. Das hätte sie zu dessen voll-
ständiger Anwendung — auch in organisatorischer 
Hinsicht einschließlich Kontrolle durch den Daten-
schutzbeauftragten des Bundes — gezwungen. 

Achtung des Bundesdatenschutzgesetzes als 
deutsches Recht gemäß Artikel II NATO-Truppen-
statut heißt, daß die Stationierungsstreitkräfte die 
wesentliche Schutzfunktion des Gesetzes in seinem 
Kerngehalt auch im Verhältnis zu jedem zivilen Ar-
beitnehmer zu respektieren haben. Sie dürfen des-
halb Daten ihrer zivilen Arbeitnehmer nicht verar-
beiten, wenn dies dem Schutzzweck des Bundesda-
tenschutzgesetzes zuwiderliefe, wenn also schutz-
würdige Belange der Betroffenen beeinträchtigt 
würden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Sta-
tionierungsstreitkräfte dem Datenschutz die gebüh-
rende Aufmerksamkeit widmen und seine Einhal-
tung durch ihre Dienststellen gewährleisten. Bisher 
sind jedenfalls der Bundesregierung keine Fälle be-
kanntgeworden, die Zweifel an dieser Annahme 
rechtfertigen würden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 10/957 
Frage 65): 

Welche Ergebnisse haben die Bemühungen des Bundesin-
nenministers, bei Unternehmen mit Bundesbeteiligung be-
schleunigt die Bestimmungen der Großfeuerungsanlagen-
Verordnung durchzusetzen, bei den VEBA-Kraftwerken-
Ruhr ergeben? 

Insgesamt werden von den Unternehmen mit 
Bundesbeteiligung große Anstrengungen unter-
nommen, um die für die Verstromung deutscher 
Kohle wichtigen Kapazitäten mit den nach der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung erforderlichen 
Luftreinhalteanlagen auszurüsten. Dies gilt auch 
für die VEBA-Kraftwerke Ruhr. Die abschließenden 
Entscheidungen werden im einzelnen von diesem 
und von den anderen  Unternehmen entsprechend  

der Großfeuerungsanlagen-Verordnung bis zum 
30. Juni 1984 getroffen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Fröhlich auf die Fragen des 
Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 10/957 
Fragen 68 und 69): 

Kann die Bundesregierung Presseberichte bestätigen, daß 
Mitglieder der verbotenen neofaschistischen Aktionsfront 
des Ex-Bundeswehrleutnants Michael Kühnen den Brandan-
schlag auf das Mannheimer Kino verübten, in dem der Film 
„Die Erben" vorgeführt wurde, und wenn ja, welche Konse-
quenzen wird sie aus diesen Erkenntnissen ziehen? 

Sieht die Bundesregierung in den Ankündigungen weite-
rer Brandanschläge und Bombendrohungen auf Lichtspiel-
theater, in denen der Film „Die Erben" vorgeführt wird, eine 
Gefahr für das Leben der Kinobesucher? 

Die polizeilichen Ermittlungen haben ergeben, 
daß der Brand aus persönlicher Rache und nicht 
aus einem politischen Motiv gelegt wurde; ein Zu-
sammenhang mit der ANS/NA (Aktionsfront Natio-
naler Sozialisten/Nationale Aktivisten) besteht 
nicht. 

Hinweise auf eine Gefährdung der Kinobesucher 
liegen nicht vor, auch kann nicht bestätigt werden, 
daß Brand- oder Bombenanschläge angekündigt 
worden sind. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/957 Frage 75): • 

In welcher Höhe werden öffentliche Mittel (durch Bund, 
Länder und Gemeinden) für Zwecke des Umweltschutzes 
verwendet, und sieht die Bundesregierung weitere Möglich-
keiten, umweltschützende Investitionen (durch Unterneh-
men und privat) in größerem Umfang steuerlich zu begünsti-
gen? 

Die Aufwendungen der öffentlichen Haushalte 
für Maßnahmen des Umweltschutzes (Reinhaltung 
von Luft, Wasser, Erde, Reaktorsicherheit, Strah-
lenschutz, Abwasserbeseitigung, Abfallbeseitigung, 
Straßenreinigung, Forschungsvorhaben im Bereich 
des Umweltschutzes) betrugen nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes im Kalenderjahr 1981 
insgesamt 14,2 Milliarden DM. Auf den Bund (ein-
schließlich ERP-Sondervermögen) entfielen hier-
von 1,08 Milliarden DM, auf die Länder 1,28 Milliar-
den DM und die Gemeinden (einschließlich Zweck-
verbände, wie beispielsweise Abwasserzweckver-
bände) 11,88 Milliarden DM. 

Steuerpflichtige mit Einkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger 
Arbeit können für Wirtschaftsgüter, die unmittelbar 
und zu mehr als 70 v. H. dem Umweltschutz dienen, 
bereits heute erhöhte Absetzungen nach § 7 d Ein-
kommensteuergesetz in Anspruch nehmen. Zu die- 



3856* 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

sen Wirtschaftsgütern gehören solche zur Beseiti-
gung von Abwasser, zur Verminderung, Verringe-
rung oder Beseitigung von Luftverschmutzung und 
Lärm sowie zur Abfallbeseitigung. Darüber hinaus-
gehende steuerliche Begünstigungen werden zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht erwogen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 10/957 
Frage 82): 

Ist dem Bundeswirtschaftsminister eine Marktstudie der 
deutschen Luftfahrtindustrie über die Absatzchancen für 
den geplanten Airbus A 320 bekannt, und wenn ja, wie be-
wertet die Bundesregierung die Grundaussagen des Be-
richts? 

Die Bundesregierung ist von der Industrie im 
Rahmen der Bearbeitung des Förderantrags über 
die Absatzchancen der A 320 unterrichtet worden. 
Marktabschätzungen gehören generell zu den un-
ternehmenspolitischen Planungen in der Industrie, 
zu denen die Bundesregierung grundsätzlich keine 
Auskunft geben kann. Ich bitte hierfür um Ver-
ständnis. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) Drucksache 
10/957 Frage 94): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Tatsache, daß durch die zweite Verordnung zur Änderung 
der niedersächsischen Verordnung über Feldes- und Förder-
abgaben vom 23. Dezember 1983 erneut die effektive Förder-
abgabe auf inländisches Öl und Gas faktisch um 50 Millionen 
DM reduziert worden ist, wenn sich dies mit der Energiepoli-
tik der Bundesregierung nicht vereinbaren läßt? 

Durch die niedersächsische Verordnung vom 
23. Dezember 1983 ist weder der Förderabgabesatz 
generell gesenkt worden noch sind die eingeräum-
ten Vergünstigungen ganz allgemein für Erdöl und 
Erdgas vorgesehen. Es handelt sich vielmehr um 
vier ganz gezielte Veränderungen der Abgabelast: 

— Senkung des Abgabesatzes von 25% auf 20% für 
die kleinsten, d. h. marginalen Fördergebiete 
beim Erdöl 

— Gleichstellung der chemischen mit den thermi-
schen Tertiärverfahren (einheitlich 10 %) beim 
Erdöl 

— Abzugsmöglichkeit von 0,4 Pf pro m 3  bei schwe-
fel- bzw. stickstoffhaltigem Gas 

— Anreiz für Neuaufschlüsse auf Erdöl und Erdgas 
für die nächsten fünf Jahre (Begrenzung der 
Förderabgabe auf 20%). 

Durch diese Vergünstigungen ergibt sich ein Ein-
nahmeausfall von ca. 30 Millionen DM für 1984 
(beim Erdöl 9 bzw. 1 Millionen DM; beim Erdgas 20 
Millionen DM; bei den Neuaufschlüssen nicht zu 
schätzen, wegen der stark zurückgegangenen Ex-
plorationsbemühungen aber wahrscheinlich sehr 
gering). Dieser Betrag macht ca. 1,6% der für 1984 
geschätzten 1,8 Milliarden DM Förderabgabeein-
nahmen aus. 

Diese Maßnahmen wurden getroffen, weil 

— bei den kleinsten Feldern eine Verlängerung 
von deren „Lebensdauer" erreicht wird (und da-
durch Anstieg der Einnahme), 

— sich die chemischen Verfahren als erheblich auf

-

wendiger erwiesen haben als angenommen, 

— beim Naturgas, das in Reinigungsanlagen durch-
gesetzt wird, eine kostenintensive unterirdische 
Speicherung erforderlich ist, 

— aufgrund stark zurückgegangener Explorations-
bemühungen der Unternehmen ein Anreiz für 
Neuaufschlüsse geboten ist. 

Insgesamt handelt es sich also um eine sinnvolle 
Stärkung der Aufsuchung, Gewinnung und Aufbe-
reitung von Erdöl und Erdgas, die im wohlverstan-
denen energiepolitischen Interesse liegt. Sie ent-
spricht insbesondere auch den Kriterien der Er-
mächtigung im Bundesberggesetz, deren Ausübung 
im übrigen nach dem Willen des Gesetzgebers aus-
schließlich in die Zuständigkeit der Länder fällt. 
Außerdem ist der Einnahmeausfall mit ca. 30 Millio-
nen DM selbst kurzfristig nicht so hoch wie in der 
Frage unterstellt. Längerfristig werden sich die er-
griffenen Maßnahmen wieder zugunsten der Ein-
nahmeentwicklung auswirken. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 10/957 
Fragen 95 und 96): 

Wie beurteilt die Bundesregierung ihre Beantwortung mei-
ner Frage 59 (Drucksache 10/600) auf dem Hintergrund der 
Forschungserkenntnisse von Prof. Dr. Henscheler, dem Vor-
sitzenden der Arbeitsstoff-Kommission, nach denen Methyl-
vinylketon in die Bearbeitung der MAK-Wert-Liste aufge-
nommen wurde wegen seines höchstwahrscheinlichen 
Krebsrisikos? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, daß die ärztliche Überwachung von 
Beschäftigten, die mit krebserzeugenden Arbeitsstoffen um-
gehen, intensiviert werden muß, um ursächliche Zusammen-
hänge zwischen Stoffwirkungen und Krebserkrankungen be-
stätigen oder ausschließen zu können, und wenn ja, was 
gedenkt sie zu tun? 

Zu Frage 95: 

Nach Auskunft der Kommission zur Prüfung ge-
sundheitsschädlicher Arbeitsstoffe des Senats der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft wird Methylvi-
nylketon gegenwärtig im Zusammenhang mit der 
MAK-Liste nicht bearbeitet. Die Bearbeitung ist je-
doch vorgesehen, weil die Struktur des Stoffes ver-
muten läßt, daß er krebserregend sein könnte. 
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Die Senatskommission wird nach Bewertung al-
ler vorliegenden und im Laufe des Bearbeitungs-
verfahrens ihr zugehenden Erkenntnisse über Me-
thylvinylketon zu gegebener Zeit das Ergebnis be-
kanntgeben. Dies bleibt zunächst abzuwarten. Die 
Antwort der Bundesregierung auf Ihre damalige 
Frage trifft nach wie vor zu. Es liegen keine An-
haltspunkte dafür vor, daß ein ursächlicher Zusam-
menhang zwischen dem Umgang mit Methylvinyl-
keton und der Entstehung von Leberschäden be-
steht. 

Zu Frage 96: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
gesundheitliche Überwachung von Beschäftigten, 
die den Einwirkungen von krebserzeugenden Ar-
beitsstoffen ausgesetzt sind, sowohl in der Arbeits-
stoffverordnung als auch in der in Kürze zu erwar-
tenden Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizi-
nische Vorsorge" (VBG 100) ausreichend geregelt 
ist. Bei der gesundheitlichen Überwachung handelt 
es sich um Erst- und Nachuntersuchungen in be-
stimmten Zeitabständen durch hierfür besonders 
ermächtigte Ärzte. Zudem ist in der genannten Un-
fallverhütungsvorschrift festgelegt, daß die Berufs-
genossenschaften sog. Nachgehende Untersuchun-
gen zu veranlassen haben, d. h. Untersuchungen 
nach dem Ausscheiden aus dem Unternehmen, in 
dem die Versicherten der Einwirkung krebserzeu-
gender Arbeitsstoffe ausgesetzt waren. Dies gilt 
auch für Versicherte nach dem Ausscheiden aus 
dem Berufsleben. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Schmude (SPD) (Drucksache 
10/957 Frage 97): 

Aus welchen Gründen hält es die Bundesregierung für 
angebracht und für rechtlich zulässig, dem Leiter des Mini-
sterbüros im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung in einem Anstellungsvertrag entsprechend der Besol-
dungsstufe A 16 die Bezahlung nach einer Dienstaltersstufe 
zu gewähren, die mehr als fünf Jahre über seinem Lebensal-
ter liegt? 

Die Funktion eines Referatsleiters in einem Bun-
desministerium entspricht bekanntlich der Besol-
dungsgruppe A 16 bzw. B 3 der Bundesbesoldungs-
ordnung. Der Leiter des Ministerbüros im Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung gehört 
zu den Referatsleitern, die ein besonders hohes 
Maß an Verantwortung und Arbeitsbelastung zu 
tragen haben. Die früheren Leiter des Ministerbü-
ros im Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung während der SPD/FDP-Koalition haben 
als Lebenszeitbeamte ganz überwiegend eine Besol-
dung nach der Besoldungsgruppe B 3 oder A 16 er-
halten. Der jetzige Leiter ist als Angestellter auf der 
Grundlage eines befristeten Arbeitsvertrages be-
schäftigt. Die darin getroffene Vergütungsregelung  

hält sich in dem dargestellten Rahmen; sie bleibt 
deutlich hinter der Besoldungsgruppe B 3 zurück. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Schoppe (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/957 Frage 98): 

Auf welche arbeitsmedizinischen Gutachten stützt sich die 
Bundesregierung bei Initiativen zur Änderung des Jugendar-
beitsschutzes? 

Arbeitsmedizinisch-wissenschaftlich fundierte 
Gutachten zu den hauptsächlich in Frage kommen-
den Arbeitszeitvorschriften des Jugendarbeits-
schutzgesetzes liegen der Bundesregierung nicht 
vor. Es gibt nach Auffassung der Bundesregierung 
keine gesicherten arbeitsmedizinischen Erkennt-
nisse darüber, ob die Grenze für die höchstzulässige 
tägliche Arbeitszeit Jugendlicher z. B. bei 8 oder bei 
8 1 / 2  Stunden liegt oder ob der zulässige Arbeitsbe-
ginn Jugendlicher auf 7 oder 6 Uhr festgesetzt wer-
den soll. Erkenntnisse hinsichtlich der Leistungsbe-
reitschaft innerhalb eines 24-Stunden-Tages gibt es 
dagegen aus der Arbeitsphysiologie. Danach ist 
diese Bereitschaft um 6 Uhr morgens höher als z. B. 
in der Zeit von 12 Uhr bis etwa 17 Uhr. Dies spricht 
gegen die Annahme einer gesundheitlichen Gefähr-
dung durch einen Arbeitsbeginn um 6 Uhr. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 
10/957 Fragen 99 und 100): 

Welche finanziellen Belastungen muß ein Arbeitnehmer 
mit durchschnittlichem Monatsverdienst tragen, dessen 
Krankengeld nach dem 1. Januar 1984 sozialversicherungs-
pflichtig geworden ist? 

Sieht die Bundesregierung bei langer Krankheit eines Ar-
beitnehmers eine Härteregelung vor, um die durch die So-
zialversicherungspflicht des Krankengeldes hervorgerufe-
nen finanziellen Einbußen zu mindern? 

Nach den Daten zum Jahreswirtschaftsbericht 
1984 beträgt das durchschnittliche monatliche Brut-
toarbeitsentgelt eines versicherten Arbeitnehmers 
im Jahr 1984 2 866 DM. Das Krankengeld beträgt 80 
vom Hundert des wegen der Arbeitsunfähigkeit 
entgangenen regelmäßigen Arbeitsentgelts und Ar-
beitseinkommens, soweit es der Beitragsberech-
nung unterliegt (Regellohn); es darf das entgangene 
Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen. Da Steuern 
und Sozialabgaben im allgemeinen mehr als 20 vom 
Hundert des Arbeitsentgelts betragen, ist das Kran-
kengeld in aller Regel mit dem Nettolohn iden-
tisch. 

Bei einem verheirateten Arbeitnehmer ohne Kin-
der mit einem dem durchschnittlichen monatlichen 
Bruttoarbeitsentgelt von 2 866 DM entsprechenden 



3858* 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Februar 1984 

Regellohn beträgt der Nettolohn (und damit das 
Krankengeld) rd. 1 993 DM. Von diesem Kranken-
geld sind ab 1. Januar 1984 11,55 vom Hundert als 
Arbeitnehmeranteile zur Renten- und Arbeitslosen-
versicherung von der Krankenkasse einzubehalten, 
so daß der Arbeitnehmer rd. 1 763 DM erhält. Durch 
die Rechtsänderung — mit der die Bezieher von 
Krankengeld im wirtschaftlichen Ergebnis den Be-
ziehern vergleichbarer Lohnersatzleistungen in 
etwa gleichgestellt werden — hat demnach der 
durchschnittliche Arbeitnehmer eine monatliche 
Beitragsleistung von 230 DM zu erbringen. 

Die Beitragsleistung kann durch die Möglichkei-
ten, die den Arbeitnehmern wegen der Steuerfrei-
heit des Krankengeldes im Rahmen des Lohnsteu-
erjahresausgleichs offenstehen, teilweise gemin-
dert werden. 

Die im Haushaltsbegleitgesetz 1984 geregelte Bei-
tragspflicht beim Bezug von Krankengeld enthält 
keine Ausnahme bei langer Krankheit, weil die Be-
troffenen anderenfalls Nachteile bei der späteren 
Rente zu erwarten gehabt hätten. Voraussetzung 
für die Berücksichtigung der Zeit der Arbeitsunfä-
higkeit bei der späteren Rentenberechnung als 
Ausfallzeit ist die vom Gesetzgeber beschlossene 
Beitragszahlung. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Urbaniak (SPD) (Drucksache 10/957 
Fragen 101 und 102): 

An welchen Orten und mit welcher jeweiligen Zielsetzung 
führt die Bundesregierung Modellversuche zur Erhöhung 
der Leistungs- und Kostentransparenz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Rahmen des Aktionsprogramms 
Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 
durch? 

In welchem Umfang und zwischen welchen Einrichtungen 
werden bei diesen Modellversuchen gesundheitsbezogene 
persönliche Daten von Patienten ausgetauscht, die bereits 
erhoben waren? 

Die Bundesregierung selbst führt keine Modell-
versuche durch. Träger der Modellvorhaben sind 
Krankenkassen, die auf der Grundlage einer öffent-
lichen Ausschreibung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung aus dem Jahre 1980 ge-
fördert werden. Im einzelnen handelt es sich um fol-
gende Krankenkassen, die folgende Schwerpunkte 
untersuchen: 

1. AOK Main-Kinzig: Transparenz bei der Arznei-
mittelversorgung und bei betriebsbezogenen 
Krankheitsschwerpunkten. 

2. Innungskrankenkasse Göppingen: Transparenz 
bei Krankheitsfällen mit vergleichsweise hohen 
ambulanten Behandlungskosten und bei Kranken-
hauseinweisungen durch Beleg- oder Krankenhaus-
ärzte. 

3. Betriebskrankenkasse Volkswagen Wolfsburg: 
Transparenz bei betriebsspezifisch überdurch-
schnittlich häufigen Krankheitsfällen mit hohen 

Behandlungskosten und bei Arzneimitteln im Feld 
der Herz-Kreislaufkrankheiten. 

4. Betriebskrankenkasse Kienzle Villingen: Trans-
parenz der zahnärztlichen Versorgung einschließ-
lich Zahnersatz. 

Diese beiden Betriebskrankenkassen werden von 
ihrem Bundesverband bei der Durchführung des 
Modellversuchs beratend unterstützt. 

5. Techniker-Krankenkasse Hamburg: Transparenz 
beim Überweisungsverhalten der Kassenärzte und 
bei Krankheitsfällen mit unspezifischen Beschwer-
den. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung fördert zudem auf gleicher Grundlage die Vor-
bereitungsphase für einen Modellversuch zur Arz-
neimitteltransparenz und Arzneimittelberatung am 
Beispiel der Region Dortmund, bei dem alle für die-
sen Bereich Verantwortlichen partnerschaftlich zu-
sammenwirken. 

Die Modellvorhaben verwenden ausschließlich 
die den Krankenkassen bei dem herkömmlichen 
Abrechnungs- und Verwaltungsverfahren zufließen-
den Routinedaten. Personenbezogene Daten von 
Versicherten werden bei keinem dieser Modellver-
suche zusätzlich ausgetauscht. 

Das wissenschaftliche Begleitinstitut erhält Da-
ten zum Leistungs- und Kostengeschehen nur in 
anonymisierter Form von einigen der beteiligten 
Krankenkassen, die für eigene Auswertungen nicht 
die notwendigen technischen Voraussetzungen mit-
bringen. 

Bei dem in Dortmund anlaufenden Modellver-
such wird die Kassenärztliche Vereinigung Westfa-
len-Lippe Versichertendaten zur Arzneimittelver-
sorgung ebenfalls nur in anonymisierter Form er-
halten. Dies wurde dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz in Nordrhein-Westfalen am 31. Ja-
nuar 1984 von der AOK Dortmund mitgeteilt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Fiebig (SPD) (Drucksache 10/957 
Fragen 103 und 104): 

Trifft es zu — wie die Westfälische Rundschau am 24. Ja-
nuar 1984 berichtet hat —, daß der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung einen Modellversuch zur Kostenkontrolle 
im Gesundheitswesen in Dortmund fördern will, der von der 
Kassenärztlichen Vereinigung, den Krankenkassen und Apo-
theken durchgeführt werden soll und bei dem Patienten mit 
häufigem Verbrauch bestimmter Arzneimittel festgestellt 
werden sollen, und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage 
geschieht dies? 

Wie steht die Bundesregierung — falls sie den Dortmunder 
Modellversuch fördern will — zu der Kritik des hessischen 
Datenschutzbeauftragten zu ähnlichen Vorhaben in Hessen, 
daß dabei per Computer eine „Normung" der Kosten pro 
Patient eingeführt werden soll, das eigentliche Ziel, die Ge-
sundung eines individuellen, nicht normierbaren Menschen 
verlorengehe und das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
zum Volkszählungsgesetz dem Dortmunder Modellversuch 
entgegenstehe? 
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Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung wird einen Modellversuch zur Arzneimittel-
transparenz und Arzneimittelberatung am Beispiel 
der Region Dortmund fördern. Beteiligt sind die 
Krankenkassen des Dortmunder Raumes, also die 
Allgemeine Ortskrankenkasse Dortmund, die In-
nungskrankenkassen Dortmund und Lünen, die Be-
triebskrankenkasse Hoesch-Werke und die Ersatz-
krankenkassen, ferner die Kassenärztliche Vereini-
gung Westfalen-Lippe und der Apothekerverein 
Westfalen-Lippe. Der Modellversuch wird von der 
Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft 
und der Arzneimittelkommission der deutschen 
Apotheker unterstützt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordung 
fördert zur Zeit die Vorbereitungsphase dieses part-
nerschaftlichen Modellversuchs; sie wird Anfang 
März 1984 abgeschlossen sein. Gegenstand der Vor-
bereitungsphase ist die Entwicklung eines fachlich, 
datentechnisch wie insbesondere auch datenschutz-
rechtlich zwischen allen Beteiligten abgestimmten 
Feinkonzepts für die Erfassung und die Auswer-
tung der Daten sowie die darauf aufbauende Bera-
tung von Versicherten und ihren Ärzten. Der zu-
ständige Datenschutzbeauftragte des Landes Nord-
rhein-Westfalen ist unterrichtet. 

Die Kritik des hessischen Datenschutzbeauftrag-
ten richtet sich nicht gegen den Dortmunder Mo-
dellversuch. Der Bundesregierung ist nicht be-
kannt, daß der hessische Datenschutzbeauftragte 
einen Widerspruch zwischen dem Dortmunder Mo-
dellversuch und dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Volkszählungsgesetz festgestellt hat. 

Die zwischen den am Dortmunder Modellversuch 
Beteiligten verabredete Kooperationsvereinbarung 
ergibt keine Ansatzpunkte für eine „Normung der 
Kosten pro Patient", wie sie die Frage unterstellt. 
Die Bundesregierung würde eine solche Normung 
ablehnen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 10/957 
Fragen 105 und 106): 

Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß bei den 
Modellversuchen zur Erhöhung der Leistungs- und Kosten-
transparenz in der gesetzlichen Krankenversicherung der 
Datenschutz gewährleistet ist, hat sie insbesondere bei der 
Konzipierung der Modellversuche den Bundesdatenschutz-
beauftragten bzw. die Datenschutzbeauftragten der Länder 
zu Rate gezogen? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung für ihren 
Verantwortungsbereich aus der Auffassung des hessischen 
Datenschutzbeauftragten, Prof. Dr. Simitis, der hinsichtlich 
der Modellversuche von der Gefahr einer Normung spricht, 
bei der „das eigentliche Ziel der Krankenbehandlung, die 
Hilfe zur Gesundung eines individuell geprägten und nicht 
normierbaren Menschen", aus den Augen verloren werde? 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung hat 1980 Modellversuche zur praktischen Um-
setzung des durch das Krankenversicherungs-Ko-
stendämpfungsgesetz eingeführten § 223 der 
Reichsversicherungsordnung ausgeschrieben. Trä-

ger der Modellvorhaben sind die Krankenkassen, 
die zur Umsetzung dieser Vorschrift ermächtigt 
sind. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung fördert die mit der praktischen Erprobung 
verbundenen Mehraufwendungen. Die Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Vorschriften ist Voraus-
setzung für die Vergabe der Förderungsmittel; ver-
antwortlich für die Beachtung insbesondere dieser 
Vorschriften sind die Versicherungsträger. 

Darüber hinaus haben aber Datenschutzfragen 
bereits bei den vorbereitenden Gesprächen der 
Krankenkassen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung eine wesentliche Rolle gespielt. 
Sie haben sich darauf konzentriert, eine nicht be-
fugte Offenbarung gegenüber Dritten auszuschlie-
ßen. Die Krankenkassen als Träger der Modellvor-
haben haben ihrerseits, soweit sie hierzu eine Not-
wendigkeit erkennen konnten, zu den jeweils zu-
ständigen Datenschutzbeauftragten und Aufsichts-
behörden Kontakt aufgenommen. 

Die Modellversuche sind von vornherein mehr-
stufig angelegt worden. In der jetzt abgeschlosse-
nen ersten Phase ging es um grundlegende Fragen 
ihrer Durchführung und des damit verbundenen 
Aufwandes. Nach außen gerichtetes Verwaltungs-
handeln war in keinem Falle Gegenstand dieser er-
sten Phase. Erst ihr Abschluß schafft die erforderli-
chen Voraussetzungen für Gespräche mit den Da-
tenschutzbeauftragten. Daher hat der Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung insbesondere mit 
dem Bundesdatenschutzbeauftragten kurzfristig 
solche Gespräche vorgesehen. Ihr Ergebnis wird bei 
der konkreten Ausgestaltung der jetzt anlaufenden 
zweiten Phase berücksichtigt. 

Die vom hessischen Datenschutzbeauftragten ge-
nannte Gefahr einer „Normung" des Patienten hält 
die Bundesregierung für nicht gegeben. Bei den 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung geförderten Modellvorhaben gehören entspre-
chende Aktivitäten nicht zu den von den beteiligten 
Krankenkassen verfolgten Zielen, auch wenn dies 
vom hessischen Datenschutzbeauftragten so ange-
nommen wurde. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Ver-
antwortung für die Förderung dieser Modellversu-
che dafür Sorge tragen, daß die allseits für erforder-
lich gehaltenen Bemühungen um mehr Transpa-
renz des Leistungs- und Kostengeschehens in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht in Wider-
spruch geraten zum Datenschutz. Die jetzt anlau-
fende zweite Phase der Modellversuche wird auch 
unter diesem Gesichtspunkt noch einmal überprüft 
werden. Mißverständnisse im Zusammenhang mit 
Transparenzbemühungen müssen ausgeräumt wer-
den. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
10/957 Fragen 107 und 108): 
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Auf welche rechtlichen Grundlagen stützt die Bundesregie-
rung die Modellversuche zur Erhöhung der Leistungs- und 
Kostentransparenz in der Krankenversicherung? 

Kann die Bundesregierung es ausschließen, daß mit den 
Modellversuchen Krankheits- bzw. Gesundheitsprofile von 
Patienten erstellt werden, die Auskunft über Art und Häufig-
keit von Erkrankungen, Arzneimittelverordnungen und son-
stige Krankenversicherungsleistungen geben, und hält die 
Bundesregierung solche Profile rechtlich für zulässig? 

Zu Frage 107: 

Die vom Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung geförderten Modellversuche zur Erhö-
hung der Leistungs- und Kostentransparenz in der 
gesetzlichen Krankenversicherung leisten einen 
Beitrag zur Realisierung des 1977 durch das Kran-
kenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz neu in 
die Reichsversicherungsordnung aufgenommenen 
§ 223. 

Die Krankenkasse kann danach in geeigneten 
Fällen im Zusammenwirken mit den Kassenärzt-
lichen Vereinigungen, den Krankenhausträgern für 
den jeweiligen Bereich sowie den Vertrauensärzten 
die Krankheitsfälle vor allem im Hinblick auf die in 
Anspruch genommenen Leistungen überprüfen; die 
Krankenkasse kann den Versicherten und den be-
handelnden Arzt über die in Anspruch genomme-
nen Leistungen und ihre Kosten unterrichten. 

Zu Frage 108: 

Die an den Modellversuchen beteiligten Kran-
kenkassen haben sich zum Ziel gesetzt, 

— für die in der Rechtsvorschrift genannten „ge-
eigneten Fälle" wissenschaftlich und praktisch 
begründete Kriterien zu entwickeln, 

— den damit verbundenen Erfassungsaufwand ab-
schätzen zu können, 

— die vorgesehene Überprüfung im Zusammenwir-
ken mit den im Gesetz genannten Stellen zu 
erproben, 

— geeigente Unterrichtungsverfahren zu entwik-
keln und zu erproben und 

— die datenschutzrechtlichen Voraussetzungen ab-
zusichern. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die 
an den Modellversuchen beteiligten Krankenkas-
sen über die zur Erfüllung der gesetzlichen Aufga-
ben benötigten Daten hinaus individuelle Krank-
heitsprofile von Patienten erstellen oder unbefugt 
Dritten gegenüber Auskunft über personenbezo-
gene Daten geben. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
10/957 Fragen 109 und 110): 

In welchen Staaten der EG wurden wöchentliche Arbeits-
zeitverkürzungen auf unter 40 Stunden vorgenommen, und 
wie wirkten sich diese in Prozenten und Zahlen auf die 
Arbeitslosigkeit aus? 

Unter welchen Gegebenheiten, z. B. voller Lohnausgleich, 
wurden solche Arbeitszeitverkürzungen vorgenommen? 

Innerhalb der EG wurde in Frankreich die wö-
chentliche Arbeitszeit auf unter 40 Stunden ge-
senkt. Daneben gibt es in den Niederlanden, in Bel-
gien und Italien landesweite Vereinbarungen über 
eine Absenkung der wöchentlichen Arbeitszeit. 

Im einzelnen: 

1. Frankreich 

1982 wurde die Arbeitszeit gesetzlich um 
1 Stunde auf 39 Wochenstunden reduziert. 

Die Auswirkungen auf die Entwicklung der Ar-
beitslosigkeit sind schwer zu quantifizieren. Das 
Statistische Amt Frankreichs schätzt, daß die 
Verkürzung der Arbeitszeit um 1 Stunde 
( = 2,5 %) einen Beschäftigungseffekt von 0,5 bis 
1 % gehabt hat. 

Durch sogenannte Solidaritätsverträge konnten 
einzelne Unternehmen die Arbeitszeit noch wei-
ter absenken. Davon wurde allerdings nur in 
verhältnismäßig geringem Umfang Gebrauch 
gemacht (die meisten Solidaritätsverträge befas-
sen sich mit dem vorzeitigen Ausscheiden älte-
rer Arbeitnehmer). Eine Quantifizierung der 
Auswirkungen dieser zusätzlichen Wochenar-
beitszeitverkürzung liegt bisher nicht vor. 

Die Arbeitszeitverkürzung um 1 Stunde erfolgte 
praktisch bei vollem Lohnausgleich. Der gesetz-
liche Mindestlohn wurde nicht abgesenkt; er ist 
für die 39-Stundenwoche ebenso hoch wie für die 
40-Stundenwoche. Ein Lohnverzicht als korre-
spondierendes Merkmal der Wochenarbeitszeit-
verkürzung gab es nicht. 

2. Niederlande 

Ende 1982 wurde zwischen den Tarifvertrags-
parteien auf landesweiter Ebene vereinbart, daß 
bis Ende 1984 eine allmähliche Absenkung der 
wöchentlichen Arbeitszeit von 40 auf 38 Stunden 
im Durchschnitt erreicht werden soll. Die Ver-
kürzung kann zur Zeit noch in Form von zusätz-
lichen Urlaubstagen gewährt werden. Bis Ende 
1984 soll dies jedoch in eine Verkürzung der Wo-
chenarbeitszeit übergeführt werden. 

Eine Übersicht über die Auswirkungen liegt 
noch nicht vor, da die Verkürzungsmaßnahmen 
erst zum Teil durchgeführt worden sind. Es gibt 
Schätzungen vom zentralen Planamt der Nieder-
lande, daß von der vorgesehenen Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit um 5% etwa ein Viertel in 
neue Arbeitsplätze umgesetzt wird. 

Die Herabsetzung erfolgt ohne Lohnausgleich. 
Die Arbeitnehmer haben bereits in den vergan-
genen Jahren auf mögliche Lohnerhöhungen 
verzichtet. Die Kosten der Arbeitszeitverkür-
zung sollen demnach voll von den Beschäftigten 
getragen werden. 

3. Belgien 

Zur Jahreswende 1982/83 wurde eine Verkür

-

zung der Arbeitszeit (die vielfach bereits bei 38 
Stunden lag) um 5% vereinbart. Ausnahmen von 
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der Verkürzung sind für Kleinbetriebe vorgese-
hen. Unternehmen, die sich an diese Vereinba-
rung nicht halten, müssen einen Beitrag in ei-
nen staatlichen Fonds zahlen. 

Nach Schätzungen der belgischen Regierung 
sollen durch die Maßnahmen im Jahre 1983 zwi-
schen 50 000 und 70 000 Arbeitsplätze erhalten 
oder neu geschaffen worden sein. 

Gleichzeitig mit der Arbeitszeitverkürzung von 
5% wurde vereinbart, daß zum einen die Lohn-
steigerungen um 3 % niedriger ausfallen sollten 
als ohne Arbeitszeitverkürzung und zum ande-
ren, daß eine Aufstockung der Beschäftigung um 
3% erfolgen sollte. 

4. Italien 

Auch in Italien soll, wie in Frankreich, die wö-
chentliche Arbeitszeit landesweit um i Stunde 
gesenkt werden. Die Absenkung soll in der 2. 
Hälfte des Jahres 1984 bzw. Anfang 1985 wirk-

sam werden. Allerdings gibt es bereits heute in 
vielen Bereichen eine wöchentliche Arbeitszeit 
von weniger als 40 Stunden. Einzelheiten über 
die geplanten Regelungen sind noch nicht be-
kannt. 

5. Übrige Mitgliedstaaten 

In den übrigen Mitgliedstaaten gibt es keine lan-
desweite Vereinbarung über eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit. In einzelnen Branchen 
bestehen allerdings Tarifverträge, die bereits 
eine Arbeitszeit von weniger als 40 Stunden vor-
sehen (z. B. weitverbreitet im Vereinigten König-
reich: Dort haben nur noch 27 % der Arbeitneh-
mer eine Arbeitszeit von 40 oder mehr Wochen-
stunden). Ein Überblick über derartige Tarifver-
träge liegt weder dem Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung noch der EG-Kommis-
sion vor. Etwaige beschäftigungspolitische Aus-
wirkungen sind nicht bekannt. 
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